
 

 

 
 
Dieser Prospekt stellt einen Basisprospekt der Volksbank Niederösterreich AG für sonstige Nichtdividendenwerte im Sinne von Artikel 22 (6) Z 4 der 
geltenden Fassung der Verordnung (EG) Nr 809/2004 der Kommission vom 29.4.2004 (die "Prospektverordnung") zur Umsetzung der Richtlinie 
2003/71/EG des Europäischen Parlaments und des Rates betreffend die in Prospekten enthaltenen Angaben sowie die Aufmachung, die Aufnahme 
von Angaben in Form eines Verweises und die Veröffentlichung solcher Prospekte sowie die Verbreitung von Werbung (in der geltenden Fassung, 
die "Prospektrichtlinie") und Nichtdividendenwerte im Sinne von Artikel 22 (6) Z 3 der Prospektverordnung dar. 
 
PROSPEKT VOM 02.08.2018 

 

Volksbank Niederösterreich AG 
Programm zur Begebung von Schuldverschreibungen 

Nach den in diesem Basisprospekt (der "Prospekt" oder der "Basisprospekt") dargestellten Bestimmungen des Programms zur Begebung von Schuld-
verschreibungen (das "Programm") und im Einklang mit anwendbarem Recht kann die Volksbank Niederösterreich AG (die "Emittentin" oder die 
"Volksbank Niederösterreich") nicht-nachrangige und nachrangige Schuldverschreibungen in Prozentnotiz (die "Schuldverschreibungen") begeben. 
Die Schuldverschreibungen unterliegen österreichischem Recht.  

Jede Emission von Schuldverschreibungen erfolgt unter Verwendung einer der im Abschnitt "Anleihebedingungen" ab Seite 122 des Prospekts beschrie-
benen Muster-Anleihebedingungen, die für die verschiedenen unter diesem Programm begebenen Kategorien von Schuldverschreibungen in vier unter-
schiedlichen Varianten (ie "Optionen" im Sinne von Artikel 22 (4) lit c der Prospektverordnung) ausgestaltet sind und weitere Unteroptionen enthalten 
können (die "Muster-Anleihebedingungen"). Die Muster-Anleihebedingungen werden für jede Serie von Schuldverschreibungen durch Endgültige Be-
dingungen im Sinne von Artikel 26 (5) der Prospektverordnung (die "Endgültigen Bedingungen") vervollständigt (zusammen die "Anleihebedingun-
gen"), indem die Endgültigen Bedingungen durch Verweis eine der Varianten der Muster-Anleihebedingungen für die maßgebliche Emission für anwend-
bar erklären und die in den Muster-Anleihebedingungen optional ausgeführten Informationsbestandteile auswählen und die in den Muster-Anleihebedin-
gungen fehlenden Informationsbestandteile ergänzen. Ein Muster der Endgültigen Bedingungen findet sich ab Seite 184 des Prospekts. Die maßgebli-
chen Endgültigen Bedingungen stellen, gegebenenfalls zusammen mit den maßgeblichen Muster-Anleihebedingungen, die für eine bestimmte Serie von 
Schuldverschreibungen maßgeblichen Anleihebedingungen dar, aus denen sich die Rechte und Pflichten der Emittentin und der Inhaber der Schuldver-
schreibungen ergeben.  

Dieser Prospekt ersetzt mit dem Datum dieses Prospekts den Prospekt vom 29.06.2017 (der "Prospekt 2017"). Schuldverschreibungen der Emittentin, 
die nach dem Datum dieses Prospekts begeben werden, unterliegen den Bestimmungen dieses Prospekts. Emissionen, die unter dem Prospekt 2017 
begeben wurden, dh Emissionen der Volksbank Niederösterreich mit einem Beginn der Angebotsfrist ab dem 29.06.2017 bis einschließlich 
29.06.2018, deren Endgültige Bedingungen auf der Webseite der Emittentin (www .vbnoe.at; derzeit unter https://www.vbnoe.at/boersen-u-ma-
erkte/anleihen/volksbank-emissionen) veröffentlicht sind (die "Altemissionen"), können unter diesem Prospekt derart aufgestockt werden, dass sie mit 
diesen Altemissionen eine einheitliche Serie bilden und unter diesem Prospekt öffentlich angeboten werden. 

Dieser Prospekt wurde nach Maßgabe der Anhänge V, XI, XII, XXII und XXX der Prospektverordnung erstellt und von der österreichischen Finanzmarkt-
aufsichtsbehörde (die "FMA") in ihrer Funktion als zuständige Behörde gemäß dem österreichischen Kapitalmarktgesetz BGBI. 625/1991 idgF (das 
"KMG"), das die Prospektrichtlinie umsetzt, gebilligt.  

Die Emittentin ist gemäß Art 16 der Prospektrichtlinie und § 6 KMG dazu verpflichtet, einen Nachtrag (ändernde oder ergänzende Angaben) 
zu diesem Prospekt zu erstellen, diesen unverzüglich gemäß denselben Regeln zu veröffentlichen und zu hinterlegen, wie sie für die Veröf-
fentlichung und Hinterlegung des ursprünglichen Prospekts galten, den Nachtrag elektronisch zur Verfügung zu stellen (oder einen diesen 
Prospekt ersetzenden Prospekt zu veröffentlichen, der für spätere Emissionen von Schuldverschreibungen Anwendung finden soll) und 
gleichzeitig mit der Veröffentlichung bei der FMA zur Billigung einzureichen sowie der Oesterreichischen Kontrollbank Aktiengesellschaft 
zukommen zu lassen, falls während der Dauer der Gültigkeit des Prospekts ein wichtiger neuer Umstand, eine wesentliche Unrichtigkeit oder 
Ungenauigkeit in Bezug auf die im Prospekt enthaltenen Angaben, die die Bewertung der Schuldverschreibungen beeinflussen könnten und 
die zwischen der Billigung des Prospekts und dem endgültigen Schluss des öffentlichen Angebots oder, falls später, der Eröffnung des 
Handels an einem geregelten Markt auftreten bzw festgestellt werden.  

Die inhaltliche Richtigkeit der in diesem Prospekt gemachten Angaben ist nicht Gegenstand der Prüfung des Prospektes durch die FMA im 
Rahmen der diesbezüglichen gesetzlichen Vorgaben. Die FMA prüft den Prospekt ausschließlich auf Vollständigkeit, Kohärenz und Verständ-
lichkeit gemäß § 8a Abs 1 KMG. Die Beurteilung der aufsichtsrechtlichen Anrechenbarkeit der Schuldverschreibungen als Eigenmittel gemäß 
den maßgeblichen aufsichtsrechtlichen Vorschriften ist nicht Gegenstand des Billigungsverfahrens der FMA.  

Die Emittentin hat keinen Antrag auf Zulassung des Programms zum Handel an der Wiener Börse gestellt. 

Jede Serie von Schuldverschreibungen wird ab dem Begebungstag in einer auf den Inhaber lautenden Sammelurkunde (eine "Sammelurkunde") ver-
brieft. Jede Sammelurkunde wird von einem oder im Namen eines Clearing Systems verwahrt, bis sämtliche Verbindlichkeiten der Emittentin aus den 
Schuldverschreibungen erfüllt sind. "Clearing System" meint den Wertpapiersammelverwahrer (VOLKSBANK WIEN AG – "VOLKSBANK WIEN") mit 
der Geschäftsanschrift 1090 Wien, Kolingasse 14-16 sowie jeden Funktionsnachfolger oder die Wertpapiersammelbank OeKB CSD GmbH – "CSD" mit 
der Geschäftsanschrift 1010 Wien, Strauchgasse 1-3 sowie jeden Funktionsnachfolger. 

Zukünftige Anleger sollten bedenken, dass eine Anlage in die Schuldverschreibungen Risiken beinhaltet und dass die Verwirklichung eines 
oder mehrerer Risiken, insbesondere eines der im Abschnitt "Risikofaktoren" beschriebenen, zum Verlust der gesamten Anlagesumme oder 
eines wesentlichen Teils davon führen kann. Ein zukünftiger Anleger sollte seine Anlageentscheidung erst nach einer eigenen gründlichen 
Prüfung (einschließlich einer eigenen wirtschaftlichen, rechtlichen und steuerlichen Analyse) treffen, da jede Bewertung der Angemessenheit 
einer Anlage in die Schuldverschreibungen für den jeweiligen Anleger von der zukünftigen Entwicklung seiner finanziellen und sonstigen 
Umstände abhängt. 
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ALLGEMEINE INFORMATIONEN 

Dieser Prospekt enthält, zusammen mit den im Anhang ./A und Anhang ./B aufgenommenen Do-
kumenten, den durch Verweis inkorporierten Informationen und den jeweils für eine Serie von 
Schuldverschreibungen maßgeblichen Endgültigen Bedingungen, sämtliche Angaben, die ent-
sprechend den Merkmalen der Emittentin und den Schuldverschreibungen erforderlich sind, da-
mit Anleger sich ein fundiertes Urteil über die Vermögenswerte und Verbindlichkeiten, die Fi-
nanzlage, die Gewinne und Verluste, die Zukunftsaussichten der Emittentin sowie über die mit 
den Schuldverschreibungen verbundenen Rechte bilden können. 

Zweck des Prospekts – Kein Angebot von Wertpapieren. Dieser Prospekt wurde ausschließlich zu 
dem Zweck verfasst, ein öffentliches Angebot der Schuldverschreibungen zu ermöglichen; jegliche an-
dere Nutzung des Prospekts ist unzulässig. Dieser Prospekt dient ausschließlich der Information po-
tentieller Anleger. Bei den im Prospekt enthaltenen Informationen handelt es sich insbesondere weder 
um eine Empfehlung zum Kauf oder zur Zeichnung von Wertpapieren noch um eine Aufforderung bzw 
eine Einladung zur Abgabe eines Angebots zum Verkauf von Wertpapieren. Falls Anleger Zweifel über 
den Inhalt oder die Bedeutung der im Prospekt enthaltenen Informationen haben, müssen sie eigene 
sachverständige Berater konsultieren. 

Haftung für den Prospekt. Die Emittentin übernimmt die Haftung für die in diesem Prospekt enthalte-
nen Informationen und erklärt die erforderliche Sorgfalt angewendet zu haben, um sicherzustellen, dass 
die in diesem Prospekt enthaltenen Informationen richtig sind und keine Tatsachen verschwiegen wur-
den, die die Aussage des Prospekts wahrscheinlich verändern können.  

Ausschließliche Maßgeblichkeit des Prospekts. Keine Person ist berechtigt, Angaben zu einer Be-
gebung oder einem Angebot von Schuldverschreibungen zu machen oder diesbezügliche Erklärungen 
abzugeben, die nicht in diesem Prospekt (einschließlich der maßgeblichen Endgültigen Bedingungen) 
enthalten sind. Falls derartige Angaben gemacht oder Erklärungen abgegeben werden, darf nicht da-
von ausgegangen werden, dass diese von der Emittentin genehmigt wurden. Informationen oder Zusi-
cherungen, die im Zusammenhang mit dem Angebot, der Zeichnung oder dem Verkauf der Schuldver-
schreibungen gegeben werden und die über die in diesem Prospekt enthaltenen Angaben hinausge-
hen, sind unbeachtlich. 

Eingeschränkte Aktualität. Die Aushändigung des Prospekts oder ein Verkauf hierunter bedeuten 
unter keinen Umständen, dass die darin enthaltenen Angaben zur Emittentin zu jedem Zeitpunkt nach 
dem Datum dieses Prospekts oder ggf dem letzten Nachtrag zu diesem Prospekt zutreffend sind. Ins-
besondere bedeuten weder die Aushändigung dieses Prospekts noch der Verkauf oder die Lieferung 
der Schuldverschreibungen, dass sich seit dem Datum dieses Prospekts, oder falls dies früher ist, das 
Datum auf das sich die entsprechende im Prospekt enthaltene Information bezieht, keine nachteiligen 
Änderungen ergeben haben oder Ereignisse eingetreten sind, die zu einer nachteiligen Änderung der 
Vermögens-, Finanz- und/oder Ertragslage der Emittentin führen oder führen können. Dies gilt unge-
achtet der Verpflichtung der Emittentin, jeden wichtigen neuen Umstand oder jede wesentliche Unrich-
tigkeit oder Ungenauigkeit in Bezug auf die im Prospekt enthaltenen Angaben, die die Bewertung der 
Schuldverschreibungen beeinflussen könnten und die zwischen der Billigung des Prospekts und dem 
endgültigen Schluss des öffentlichen Angebots oder, falls später, der Eröffnung des Handels an einem 
geregelten Markt auftreten oder festgestellt werden, in einem Nachtrag (ändernde oder ergänzende 
Angaben) zum Prospekt genannt werden müssen (§ 6 KMG). 
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Verkaufs- und Verbreitungsbeschränkungen. Die Verbreitung dieses Prospekts sowie das Angebot 
und der Verkauf von Schuldverschreibungen unterliegen in bestimmten Ländern rechtlichen Beschrän-
kungen. Personen, in deren Besitz dieser Prospekt gelangt, sind gegenüber der Emittentin verpflichtet, 
sich selbst über diese Beschränkungen zu informieren und sie zu beachten. Eine Beschreibung be-
stimmter rechtlicher Beschränkungen für die Verbreitung des Prospekts sowie Angebote und Verkäufe 
von Schuldverschreibungen in bestimmten Ländern findet sich auf Seite 206 dieses Prospekts. Die 
Schuldverschreibungen wurden und werden weder gemäß dem United States Securities Act of 1933 in 
der geltenden Fassung (der "Securities Act") noch von irgendeiner Behörde eines U.S. Bundesstaates 
oder gemäß den anwendbaren wertpapierrechtlichen Bestimmungen der Vereinigten Staaten, Austra-
lien, Kanada, Japan oder dem Vereinigten Königreich registriert oder gebilligt. Sie stellen Inhaber-
schuldverschreibungen dar, die dem Steuerrecht der Vereinigten Staaten unterliegen und dürfen, ab-
gesehen von bestimmten Ausnahmen, die im U.S. Steuerrecht festgelegt sind, weder in den Vereinig-
ten Staaten noch für oder auf Rechnung von U.S. Personen (wie im Securities Act definiert) angeboten, 
verkauft oder geliefert werden. 

Keine Finanzanalyse oder Empfehlung der Emittentin. Weder dieser Prospekt noch irgendwelche 
anderen im Zusammenhang mit den Schuldverschreibungen und/oder der Emittentin zur Verfügung 
gestellten Informationen sind zu einer Bonitätsprüfung oder sonstigen Analyse (zB Finanzanalyse) ge-
eignet und sollen nicht als Empfehlung der Emittentin zum Erwerb von Schuldverschreibungen gesehen 
werden. Anleger haben sich bei einer Entscheidung über eine Investition in die Schuldverschreibungen 
auf ihre eigene Einschätzung der Emittentin sowie die Vorteile und Risiken, die mit der Investition in 
Schuldverschreibungen der Emittentin zusammenhängen, zu verlassen.  

Entscheidungsgrundlagen für Anleger. Jedwede Entscheidung zur Investition in Schuldverschrei-
bungen der Emittentin sollte ausschließlich auf dem genauen Studium des Prospekts (einschließlich 
der durch Verweis inkorporierten Informationen) zusammen mit den jeweiligen Endgültigen Bedingun-
gen beruhen, wobei zu bedenken ist, dass jede Zusammenfassung oder Beschreibung rechtlicher Best-
immungen, gesellschaftsrechtlicher Strukturen oder Vertragsverhältnisse, die in diesem Prospekt ent-
halten sind, nur der Information dient und nicht als Rechts- oder Steuerberatung betreffend die Ausle-
gung oder Durchsetzbarkeit ihrer Bestimmungen oder Beziehungen angesehen werden sollte. Der 
Prospekt ersetzt nicht die in jedem individuellen Fall unerlässliche Beratung durch geeignete Berater 
des Anlegers. 

Euro und US Dollar. Sämtliche Bezugnahmen in diesem Prospekt auf "€", "Euro" oder "EUR" beziehen 
sich auf die dritte Stufe der Europäischen Wirtschafts- und Währungsunion gemäß dem Vertrag zur 
Gründung der Europäischen Gemeinschaft in der Fassung des Vertrags über die Europäische Union 
bzw die in Österreich jeweils offizielle Währung und Bezugnahmen auf "$", "US Dollar" oder "USD" 
beziehen sich auf die Währung der Vereinigten Staaten von Amerika. 
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DURCH VERWEIS INKORPORIERTE INFORMATIONEN 

Dieser Prospekt ist in Verbindung mit den folgenden Abschnitten der nachstehend bezeichneten 
Dokumente zu lesen, die bereits veröffentlicht wurden oder gleichzeitig mit diesem Prospekt veröf-
fentlicht und bei der FMA hinterlegt werden und die durch Verweis (gemäß § 7a Abs 1 KMG) in 
diesen Prospekt einbezogen sind und einen integrierenden Bestandteil dieses Prospekts bilden: 

Dokument / Abschnitt Seite im Dokument 

Die im Programm zur Begebung von Schuldverschreibungen (der "Prospekt 2017") vom 
29.06.2017 enthaltenen Abschnitte. 

Zusammenfassung (Punkt C. Wertpapiere) 

Anleihebedingungen 

Muster der Endgültigen Bedingungen 

17-26 

112-165 

166-180 

Sämtliche Informationen, die in der vorstehenden Liste nicht angeführt sind, sind nicht durch Ver-
weis in diesen Prospekt aufgenommen und sind nicht Teil dieses Prospekts, da sie entweder für 
Anleger nicht relevant oder bereits an anderer Stelle im Prospekt enthalten sind. 

Es wird darauf hingewiesen, dass zu den oben angeführten Prospekten Nachträge erstellt wurden, 
die als solche Teil des Prospektes wurden. Diese sind auf der Webseite der Emittentin abrufbar 
und die Prospekte stets zusammen mit den Nachträgen zu lesen. Die durch die Nachträge vorge-
nommenen Änderungen betreffen jedoch keinen der oben genannten Punkte in den Prospekten, 
insbesondere haben sich keine Änderungen im Wertpapierteil ergeben. 

Die oben angeführten Dokumente, die durch Verweis in diesen Prospekt aufgenommene Informa-
tionen enthalten, können derzeit auf der Webseite der Emittentin unter den folgenden Links einge-
sehen werden: 

Prospekt 2017 
http://www.vbnoe.at/m101/volksbank/m053_47150/downloads/anleihen/20170623_pv_vbnoe_finale_einr.pdf 

NACHTRÄGE ZUM PROSPEKT 
Die Emittentin ist gemäß Art 16 der Prospektrichtlinie und § 6 KMG dazu verpflichtet, einen Nach-
trag zu diesem Prospekt zu erstellen (oder einen diesen Prospekt ersetzenden Prospekt, der für 
spätere Emissionen von Schuldverschreibungen Anwendung finden soll), und diesen unverzüglich 
zumindest gemäß denselben Regeln zu veröffentlichen, zu hinterlegen und elektronisch zur Verfü-
gung zu stellen, wie sie für die Veröffentlichung und Hinterlegung des ursprünglichen Prospekts 
galten, und gleichzeitig mit der Veröffentlichung bei der FMA zur Billigung einzureichen, falls wäh-
rend der Dauer der Gültigkeit des Prospekts ein wichtiger neuer Umstand, eine wesentliche Unrich-
tigkeit oder Ungenauigkeit in Bezug auf die im Prospekt enthaltenen Angaben, die die Bewertung 
der Schuldverschreibungen beeinflussen könnten und die zwischen der Billigung des Prospekts 
und dem endgültigen Schluss des öffentlichen Angebots oder, falls später, der Eröffnung des Han-
dels an einem geregelten Markt auftreten bzw festgestellt werden. 

http://www.vbnoe.at/m101/volksbank/m053_47150/downloads/anleihen/20170623_pv_vbnoe_finale_einr.pdf
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INFORMATIONSQUELLEN 
Die in diesem Prospekt enthaltenen statistischen und sonstigen Daten zum Geschäft der Emittentin 
wurden den geprüften Jahresabschlüssen der Emittentin zum 31.12.2017 und zum 31.12.2016, die 
als Anhänge ./A und ./B in diesen Prospekt aufgenommen wurden, entnommen. Angaben zum Ra-
ting der Emittentin wurden der Webseite von Fitch Ratings Ltd. (www .fitchratings.com) entnom-
men. Der Prospekt enthält weiters Daten vom Basler Ausschuss für Bankenaufsicht (Basel Com-
mittee on Banking Supervision; "BCBS") (www .bis.org), Daten von der Europäischen Kommission 
(www .ec.europa.eu) und Daten vom Rechtsinformationssystem des Bundes (www .ris.bka.gv.at). 

Die Emittentin bestätigt, dass Angaben von Seiten Dritter korrekt wiedergegeben werden und – 
soweit der Emittentin bekannt ist und sie aus den von dieser dritten Partei veröffentlichten Informa-
tionen ableiten konnte – keine Tatsachen fehlen, die die Angaben unkorrekt oder irreführend er-
scheinen lassen können. 

REFERENZZINSSÄTZE 
Die Referenzzinssätze, die den Schuldverschreibungen zugrunde liegen können, werden durch Ad-
ministratoren bereitgestellt. Zum Datum dieses Prospekts sind gemäß Artikel 36 der Verordnung 
(EU) 2016/1011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 08.06.2016 über Indizes, die bei 
Finanzinstrumenten und Finanzkontrakten als Referenzwert oder zur Messung der Wertentwicklung 
eines Investmentfonds verwendet werden, und zur Änderung der Richtlinien 2008/48/EG und 
2014/17/EU sowie der Verordnung (EU) Nr 596/2014 ("Benchmark Verordnung") das European 
Money Markets Institute (EMMI), das die Euro Interbank Offered Rate (EURIBOR) bereitstellt, nicht 
in das Register der Europäischen Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde (European Securities 
and Markets Authority - "ESMA") eingetragen, wogegen die ICE Benchmark Association (IBA), die 
die ICE Swap Rates bereitstellt, bereits in das Register der ESMA eingetragen ist. Das Register ist 
auf der Webseite der ESMA unter www .esma.europa.eu veröffentlicht. Angaben zu etwaigen den 
Schuldverschreibungen zugrunde liegenden Swap-Sätzen und weitere Angaben, insbesondere zu 
den oben genannten Administratoren und Referenzzinssätzen, können in den jeweiligen Endgülti-
gen Bedingungen der Schuldverschreibungen gemacht werden. 

ZUKUNFTSGERICHTETE AUSSAGEN 
Dieser Prospekt enthält Aussagen, die zukunftsgerichtete Aussagen sind oder als solche gedeutet 
werden können. Solche zukunftsgerichteten Aussagen (die "zukunftsgerichteten Aussagen") 
schließen alle Themen ein, die keine historischen Tatsachen sind sowie Aussagen über Absichten, 
Ansichten oder derzeitige Erwartungen der Emittentin, die ua das Ergebnis der Geschäftstätigkeit, 
die finanzielle Lage, die Liquidität, Ausblick, Wachstum, Strategien und die Dividendenpolitik sowie 
den Industriezweig und die Märkte, in denen die Emittentin tätig ist, betreffen. 

In manchen Fällen können zukunftsgerichtete Aussagen an der Verwendung von zukunftsgerichte-
ten Ausdrücken, wie beispielsweise "glauben", "schätzen", "vorhersehen", "erwarten", "beabsichti-
gen", "abzielen", "können", "werden", "planen", "fortfahren" oder "sollen" oder im jeweiligen Fall 
deren negative Formulierungen oder Varianten oder eine vergleichbare Ausdrucksweise oder durch 
die Erörterung von Strategien, Plänen, Zielen, zukünftigen Ereignissen oder Absichten erkannt wer-
den. Die in diesem Prospekt enthaltenen zukunftsgerichteten Aussagen enthalten bestimmte Ziele. 
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Sie können auch Ziele, die die Emittentin zu erreichen beabsichtigt, miteinschließen. Zukunftsge-
richtete Aussagen sind keine Zusicherungen einer künftigen Wert- oder sonstigen Entwicklung oder 
Zielerreichung. Potentielle Anleger sollten daher kein Vertrauen in diese zukunftsgerichteten Aus-
sagen legen. 

Ihrer Natur nach umfassen zukunftsgerichtete Aussagen bekannte und unbekannte Risiken sowie 
Unsicherheiten, da sie sich auf Ereignisse und Umstände beziehen, die in der Zukunft eintreten 
oder nicht eintreten können. Manche dieser Faktoren werden, wenn sie nach Ansicht der Emittentin 
wesentlich sind, im Abschnitt "Risikofaktoren" genauer beschrieben. Sollten ein oder mehrere der 
in diesem Prospekt beschriebenen Risiken eintreten oder sollte sich eine der zugrundeliegenden 
Annahmen als unrichtig herausstellen, können die tatsächlichen Erträge oder sonstigen Entwick-
lungen wesentlich von den in diesem Prospekt als erwartet, vermutet oder geschätzt beschriebenen 
abweichen oder zur Gänze ausfallen.  

Der Prospekt wurde auf Grundlage der zum Zeitpunkt der Billigung geltenden Rechtslage und Pra-
xis der Rechtsanwendung erstellt. Diese können sich jederzeit, auch zum Nachteil der Anleger, 
ändern. 

ZUSTIMMUNG ZUR PROSPEKTVERWENDUNG 
Die Emittentin erteilt allen Kreditinstituten, die als Kreditinstitut im Sinne der Richtlinie 2013/36/EU 
in einem EWR-Mitgliedstaat zugelassen sind, ihren Sitz in dem betreffenden Mitgliedstaat haben 
und zum Vertrieb der Schuldverschreibungen berechtigt sind (die "Finanzintermediäre"), ihre aus-
drückliche Zustimmung, diesen Prospekt samt aller im Anhang aufgenommener Dokumente und 
allfälliger Nachträge, für den Vertrieb von unter diesem Prospekt begebenen Schuldverschreibun-
gen in Österreich zu verwenden. Die Emittentin erklärt, dass sie die Haftung für den Inhalt des 
Prospekts auch hinsichtlich einer späteren Weiterveräußerung oder endgültigen Platzierung der 
Schuldverschreibungen durch Finanzintermediäre übernimmt. Für Handlungen oder Unterlassun-
gen der Finanzintermediäre übernimmt die Emittentin keine Haftung. Finanzintermediäre dürfen 
den Prospekt nur im Einklang mit den nachfolgenden Bestimmungen und unter der Bedingung ver-
wenden, dass sie auf ihrer Internetseite angeben, den Prospekt mit Zustimmung der Emittentin zu 
verwenden. Die Angebotsfrist, während der die spätere Weiterveräußerung oder endgültige Plat-
zierung der Schuldverschreibungen durch Finanzintermediäre erfolgen kann, wird in den Endgülti-
gen Bedingungen angegeben. 

Die Zustimmung entbindet ausdrücklich nicht von der Einhaltung der für das jeweilige Angebot gel-
tenden Verkaufsbeschränkungen, von der Einhaltung allfälliger in den Endgültigen Bedingungen 
unter "MiFID II Produktüberwachung / Kleinanleger, professionelle Kunden und geeignete Gegen-
parteien" festgelegten Regelungen zum Zielmarkt und zu den Vertriebskanälen sowie sämtlicher 
jeweils anwendbarer Vorschriften. Der Finanzintermediär wird dadurch nicht von der Einhaltung der 
auf ihn anwendbaren gesetzlichen Vorschriften entbunden.  

Die Emittentin weist auf das Erfordernis hin, Anleger zum Zeitpunkt der Angebotsvorlage 
über die Bedingungen eines Angebots der Schuldverschreibungen zu unterrichten und auf 
der Internetseite des Finanzintermediärs anzugeben, dass er den Prospekt mit Zustimmung 
der Emittentin und gemäß den Bedingungen verwendet, an die die Zustimmung gebunden 
ist.  
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Die Zustimmung wird für die Dauer der Gültigkeit des Prospekts erteilt. Ein jederzeitiger und frist-
loser Widerruf der hier enthaltenen Erklärung mit Wirkung für die Zukunft ohne Angaben von Grün-
den bleibt der Emittentin vorbehalten.  
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1.  ZUSAMMENFASSUNG 

Die Zusammenfassung besteht aus Elementen, die verschiedene Informations- und Veröffentli-
chungspflichten enthalten. Diese Elemente sind in die Abschnitte A bis E gegliedert. Diese Zusam-
menfassung enthält alle Elemente, die für Wertpapiere und Emittenten dieser Art vorgeschrieben 
sind. Da manche Elemente nicht anwendbar sind, können Lücken in der Nummerierung der Ele-
mente auftreten. Auch wenn ein Element aufgrund der Art der Wertpapiere und der Emittentin für 
die Zusammenfassung vorgeschrieben ist, kann es sein, dass dazu keine passende Information 
gegeben werden kann. In diesem Fall ist in der Zusammenfassung eine kurze Beschreibung des 
Elements mit dem Hinweis "entfällt" enthalten. 

A.  Einleitung und Warnhinweise 

A.1 Warnhinweise Diese Zusammenfassung sollte als Prospekteinleitung verstan-
den werden. 

  Ein Anleger sollte sich bei jeder Entscheidung, in die Schuldver-
schreibungen zu investieren, auf diesen Prospekt (der "Pros-
pekt") als Ganzes stützen. 

  Ein Anleger, der wegen der in diesem Prospekt enthaltenen An-
gaben Klage einreichen will, muss nach den nationalen Rechts-
vorschriften seines Mitgliedstaats möglicherweise für die Über-
setzung des Prospekts aufkommen, bevor das Verfahren einge-
leitet werden kann. 

Nur die Volksbank Niederösterreich AG (die "Emittentin") kann 
für den Inhalt dieser Zusammenfassung zivilrechtlich haftbar ge-
macht werden und dies auch nur für den Fall, dass die Zusam-
menfassung verglichen mit den anderen Teilen des Prospekts ir-
reführend, unrichtig oder inkohärent ist oder verglichen mit den 
anderen Teilen dieses Prospekts wesentliche Angaben (Schlüs-
selinformationen), die in Bezug auf Anlagen in die Schuldver-
schreibungen für die Anleger eine Entscheidungshilfe darstellen, 
vermissen lassen. 

A.2 Zustimmung der Emit-
tentin zur Verwendung 
des Prospektes 

Zustimmung des Emit-
tenten oder der für die 
Erstellung des Pros-
pekts verantwortlichen 
Person zur Verwendung 
des Prospekts für die 
spätere Weiterveräuße-
rung oder endgültige 

Die Emittentin erteilt allen Kreditinstituten, die als Kreditinstitut 
im Sinne der Richtlinie 2013/36/EU in einem EWR-Mitgliedstaat 
zugelassen sind, ihren Sitz in dem betreffenden Mitgliedstaat ha-
ben und zum Vertrieb der Schuldverschreibungen berechtigt sind 
(die "Finanzintermediäre"), ihre ausdrückliche Zustimmung, 
diesen Prospekt samt aller in den Anhängen ./A und ./B aufge-
nommener Dokumente und allfälliger Nachträge, für den Vertrieb 
von unter diesem Prospekt begebenen Schuldverschreibungen 
zu verwenden. Die Zustimmung wird für die Dauer der Gültigkeit 
des Prospekts erteilt. Ein jederzeitiger und fristloser Widerruf der 
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Platzierung von Wertpa-
pieren durch Finanz-in-
termediäre 

hier enthaltenen Erklärung mit Wirkung für die Zukunft ohne An-
gaben von Gründen bleibt der Emittentin vorbehalten.  

 Angabe der Angebots-
frist, innerhalb deren die 
spätere Weiterveräuße-
rung oder endgültige 
Platzierung von Wertpa-
pieren durch Finanzin-
termediäre erfolgen 
kann und für die die Zu-
stimmung zur Verwen-
dung des Prospekts er-
teilt wird 

 

Die Angebotsfrist beginnt am [●] und endet am [●] [Im Fall einer 
Daueremission Laufzeitende der Emission einfügen].  Wäh-
rend der Angebotsfrist kann die spätere Weiterveräußerung oder 
endgültige Platzierung der Schuldverschreibungen durch Fi-
nanzintermediäre erfolgen. Diese wird in den auf die maßgebliche 
Emission anwendbaren Endgültigen Bedingungen, die als Muster 
Bestandteil dieses Prospekts sind (die "Endgültigen Bedingun-
gen") und gemeinsam mit den maßgeblichen Muster-Anleihebedin-
gungen, die für eine bestimmte Emission von Schuldverschreibun-
gen maßgeblichen Anleihebedingungen (die "Anleihebedingun-
gen"), angegeben. 

Finanzintermediäre dürfen den Prospekt nur im Einklang mit den 
nachfolgenden Bestimmungen und unter der Bedingung verwen-
den, dass sie auf ihrer Internetseite angeben, den Prospekt mit 
Zustimmung der Emittentin zu verwenden. 

Die Zustimmung entbindet ausdrücklich nicht von der Einhaltung 
der für das jeweilige Angebot geltenden Verkaufsbeschränkun-
gen, von der Einhaltung allfälliger in den Endgültigen Bedingun-
gen unter "MiFID II Produktüberwachung / Kleinanleger, profes-
sionelle Kunden und geeignete Gegenparteien" festgelegten Re-
gelungen zum Zielmarkt und zu den Vertriebskanälen sowie 
sämtlicher jeweils anwendbarer Vorschriften. Der Finanzinterme-
diär wird dadurch nicht von der Einhaltung der auf ihn anwend-
baren gesetzlichen Vorschriften entbunden. 

 Alle sonstigen klaren 
und objektiven Bedin-
gungen, an die die Zu-
stimmung gebunden ist 
und die für die Verwen-
dung des Prospekts re-
levant sind 

Über die bereits dargelegten Bedingungen hinaus, gibt es keine 
sonstigen klaren und objektiven Bedingungen, an die die Zustim-
mung gebunden ist und die für die Verwendung des Prospekts 
relevant sind. 

 Deutlich hervorgehobe-
ner Hinweis für die Anle-
ger, dass Informationen 
über die Bedingungen 
des Angebots eines Fi-
nanzintermediärs von 
diesem zum Zeitpunkt 
der Vorlage des Ange-
bots zur Verfügung zu 
stellen sind 

Die Emittentin weist auf das Erfordernis hin, Anleger zum 
Zeitpunkt der Angebotsvorlage über die Bedingungen eines 
Angebots der Schuldverschreibungen zu unterrichten und 
auf der Internetseite des Finanzintermediärs anzugeben, 
dass er den Prospekt mit Zustimmung der Emittentin und 
gemäß den Bedingungen verwendet, an die die Zustimmung 
gebunden ist.  
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B.  Die Emittentin 

B.1 Gesetzliche und kom-
merzielle Bezeich-
nung der Emittentin 

Der juristische Name der Emittentin lautet "Volksbank Nieder-
österreich AG". Der kommerzielle Name der Emittentin ist 
"Volksbank Niederösterreich". 

B.2 Sitz und Rechtsform 
der Emittentin, das 
für die Emittentin gel-
tende Recht und Land 
ihrer Gründung  

Die Emittentin hat ihren Sitz in St. Pölten, Niederösterreich und 
ist eine Aktiengesellschaft, die österreichischem Recht unter-
liegt. Die Emittentin wurde in Österreich gegründet. 

B.4b Alle bereits bekann-
ten Trends, die sich 
auf die Emittentin und 
die Branchen, in de-
nen sie tätig ist, aus-
wirken 

Siehe B.13.  

Das herausfordernde makroökonomische Umfeld und die 
schwierigen Bedingungen auf den Finanzmärkten haben auf die 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Emittentin in der Ver-
gangenheit negative Auswirkungen gehabt und es ist anzuneh-
men, dass sich auch in Zukunft wesentliche negative Folgen für 
die Emittentin insbesondere bei einer erneuten Verschlechte-
rung des Marktumfeldes ergeben können. 

B.5 Beschreibung der 
Gruppe der Emitten-
tin und ihrer Stellung 
darin 

Die VOLKSBANK WIEN AG ("VOLKSBANK WIEN") (als Zent-
ralorganisation) und die rechtlich selbstständigen Volksbanken 
einschließlich der Emittentin sowie ein Spezialkreditinstitut (als 
zugeordnete Kreditinstitute, "zugeordnete Kreditinstitute") bil-
den auf Basis des Verbundvertrages ("Verbundvertrag") einen 
Kreditinstitute-Verbund gemäß § 30a BWG, der einen gemein-
samen Liquiditäts- und Haftungsverbund darstellt ("Volksban-
ken-Verbund"). 

Die Mitglieder des Volksbanken-Verbundes sind a) die 
VOLKSBANK WIEN (als Zentralorganisation und regionale 
Volksbank) sowie b) die zugeordneten Kreditinstitute. 

Die VOLKSBANK WIEN ist ebenso eine von insgesamt acht re-
gionalen Volksbanken und Teil des Volksbanken-Verbundes, 
aber in ihrer Rolle als Zentralorganisation kein zugeordnetes 
Kreditinstitut. Demzufolge sind acht regionale Volksbanken (ein-
schließlich der Emittentin) und ein Spezialkreditinstitut Mitglie-
der des Volksbanken-Verbundes.  

Darüber hinaus haben auch die Volksbank Vertriebs- und Mar-
keting eG und die zwei Hauskreditgenossenschaften in Liquida-
tion den Verbundvertrag mit unterfertigt und gelten als Mitglieder 
des Volksbanken-Verbundes, verfügen jedoch über keine Kon-
zession als Kreditinstitut gemäß BWG. 

Die Anteile der Emittentin an verbundenen Unternehmen sind in 
der nachstehenden Tabelle dargestellt: 
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Gesellschaftsname Sitz  Anteil am 
Kapital in 

% 

TVB Bauträger Gesellschaft m.b.H. 
in Liquidation 

Tulln 100,00% 

Cetium Immobilien GmbH in Liquida-
tion 

St. Pölten 100,00% 

VB – REAL Volksbank Krems-Zwettl 
Immobilien- und Vermögenstreu-
handgesellschaft m.b.H. 

Krems 100,00% 

REALCONSTANT Liegenschaftsver-
wertungs-Ges.m.b.H. 

St. Pölten 99,90% 

Resort Errichtungs- und Betriebs-
ges.m.b.H. 

Heiden-
reichstein 

99,76% 

IMMO-CONTRACT St. Pölten Mak-
lergesellschaft m.b.H. 

St. Pölten 95,00% 

Nordfinanz Vermögensberatung 
GmbH 

Heiden-
reichstein 

94,00% 

(Quelle: Eigene Angaben der Emittentin) 

B.9 Gewinnprognosen 
und –schätzungen 

Entfällt; es werden keine Gewinnprognosen oder -schätzungen 
abgegeben. 

B.10 Art etwaiger Ein-
schränkungen der 
Bestätigungsver-
merke zu den histori-
schen Finanzinforma-
tionen 

Entfällt; der Abschlussprüfer hat die Jahresabschlüsse der Emit-
tentin zum 31.12.2017 und zum 31.12.2016 geprüft und mit un-
eingeschränkten Bestätigungsvermerken versehen. 

 

B.12 Ausgewählte wesent-
liche historische Fi-
nanzinformationen 

Die nachfolgenden Finanzkennzahlen sind ein Auszug aus den 
historischen Finanzinformationen:  

GuV in EUR Tausend 01-12/2017 01-12/2016 
Nettozinsertrag 53.553 51.955 
Betriebserträge 90.190 88.178 
Betriebsaufwendungen -75.453  -80.763 
Ergebnis der gewöhnlichen 
Geschäftstätigkeit 

17.897 560 

Jahresüberschuss nach Steu-
ern 

763 3.683 

Jahresgewinn 763 258 
Bilanz in EUR Tausend 31.12.2017 31.12.2016 
Forderungen an Kreditinstitute 
(brutto) 

394.767 374.139 

Forderungen an Kunden 
(brutto) 

2.597.981 2.429.662 

Verbindlichkeiten gegenüber 
Kreditinstituten 

117.718 156.546 
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Verbindlichkeiten gegenüber 
Kunden 

2.809.406 2.579.753 

Eigenkapital* 202.064 187.737 
Bilanzsumme 3.210.558 3.015.089 

(Quelle: Geprüfter Jahresabschluss der Emittentin nach UGB für die Geschäfts-

jahre 2017 und 2016) 

*) Das Eigenkapital errechnet sich aus der Summe des Fonds für allgemeine 

Bankrisiken, des gezeichneten Kapitals, der Kapitalrücklagen, der Gewinn-

rücklagen, der Haftrücklage gem § 57 Abs 5 BWG und dem Bilanzgewinn. 

Zum Bilanzstichtag 31.12.2017 betrugen die anrechenbaren Ei-
genmittel der Emittentin EUR 209,97 Mio. Die Eigenmittelquote 
erreichte auf Einzelbankebene zum Jahresende 2017 12,80%, 
die Kernkapitalquote 11,92% im Verhältnis zum Gesamtrisikobe-
trag. Auf das Kernkapital (Tier 1) entfielen 93,14% (EUR 195,57 
Mio) und auf die ergänzenden Eigenmittel (Tier 2) 6,86% (EUR 
14,40 Mio) der vorhandenen Eigenmittel. 

 Erklärung zu den 
Aussichten der Emit-
tentin seit dem Da-
tum des letzten ver-
öffentlichten geprüf-
ten Abschlusses  

Die Aussichten der Emittentin haben sich seit dem Datum des 
letzten veröffentlichten geprüften Jahresabschlusses nicht we-
sentlich verschlechtert. 

 Beschreibung we-
sentlicher Verände-
rungen bei Finanz-
lage oder Handelspo-
sition der Emittentin 
nach dem von den 
historischen Finanz-
informationen abge-
deckten Zeitraum  

Die Emittentin hat seit dem letzten Geschäftsjahr keine wesent-
lichen Veränderungen in ihrer Finanzlage oder Handelspositio-
nen festgestellt. 

 

B.13 Ereignisse aus 
jüngster Zeit der Ge-
schäftstätigkeit der 
Emittentin, die für die 
Bewertung der Zah-
lungsfähigkeit in ho-
hem Maße relevant 
sind 

Aufgrund der Abhängigkeit der Emittentin vom Volksbanken-Ver-
bund und damit auch der VOLKSBANK WIEN als Zentralorgani-
sation des Volksbanken-Verbundes sind die nachfolgenden Er-
eignisse aus jüngster Vergangenheit für die Emittentin in hohem 
Maße relevant: 

Neustrukturierung des Volksbanken-Verbundes 

Nach Ausscheiden der Österreichischen Volksbanken Aktienge-
sellschaft ("ÖVAG") (nach Umbenennung als Firma "immigon 
portfolioabbau ag" oder "Immigon") aus dem Volksbanken-Ver-
bund und deren Weiterführung als Abbaugesellschaft gemäß 
§ 162 BaSAG ist die VOLKSBANK WIEN seit 04.07.2015 Zent-
ralorganisation des Volksbanken-Verbundes. Die strategische 
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Neustrukturierung des Volksbanken-Verbundes, deren Umset-
zung bis 31.12.2017 geplant war, beinhaltet die Herstellung einer 
Zielstruktur, bestehend aus bis zu acht regionalen Volksbanken 
(einschließlich der Emittentin) und bis zu drei Spezialkreditinsti-
tuten. Dieses Planungsziel wurde – mit Ausnahme der mit Ein-
tragung im Firmenbuch am 20.06.2018 erfolgten Verschmelzung 
der Waldviertler Volksbank Horn registrierte Genossenschaft mit 
beschränkter Haftung mit der VOLKSBANK WIEN - durch gesell-
schaftsrechtliche Maßnahmen, insbesondere Verschmelzungen 
von zugeordneten Kreditinstituten und Einbringungen von Unter-
nehmen oder bankgeschäftlichen Teilbetrieben von zugeordne-
ten Kreditinstituten nach § 92 BWG sowie den (am 01.12.2016 
erfolgten) Verkauf der start:gruppe (start:bausparkasse AG und 
IMMO-BANK Aktiengesellschaft) verwirklicht.  

Zum Zeitpunkt der Prospektbilligung umfasst der Volksbanken-
Verbund acht regionale Volksbanken (einschließlich der Emitten-
tin) und ein Spezialkreditinstitut. 

Im Zuge der Umstrukturierung wurden mehrere verbundrele-
vante Verträge neu abgeschlossen. Der Verbundvertrag ("Ver-
bundvertrag") zur Bildung eines Kreditinstitute-Verbundes nach 
§ 30a BWG wurde zwischen der VOLKSBANK WIEN als Zentral-
organisation und den zugeordneten Kreditinstituten geschlossen 
und wurde am 01.07.2016 wirksam. Der im Verbundvertrag vor-
gesehene Leistungsfonds (von der Zentralorganisation als Treu-
händerin gehaltenes zweckgebundenes Treuhandvermögen im 
Rahmen des Haftungsverbundes) wurde mit dem Treuhandver-
trag Leistungsfonds ("Treuhandvertrag") zwischen der 
VOLKSBANK WIEN als Zentralorganisation und den zugeordne-
ten Kreditinstituten am 01.07.2016 wirksam. Der Zusammenar-
beitsvertrag ("Zusammenarbeitsvertrag") wurde zwischen den 
Mitgliedern des Volksbanken-Verbundes und der Volksbank Ver-
triebs- und Marketing eG zur Hebung von maximal möglichen 
Synergien geschlossen und wurde am 01.07.2016 wirksam (De-
tails zu den Verträgen siehe Punkt 5.15 "WESENTLICHE 
VERTRÄGE"). 

Am 29.06.2016 erteilte die EZB die Bewilligung des zwischen der 
VOLKSBANK WIEN als Zentralorganisation und den zugeordne-
ten Kreditinstituten gebildeten Verbunds als Kreditinstitute-Ver-
bund gemäß § 30a BWG mit Wirkung ab 01.07.2016. 

Erhöhte Eigenmittelanforderungen aufgrund der Umsetzung 
des CRD IV-Pakets 

Die Umsetzung des CRD IV-Pakets auf internationaler (insbe-
sondere europäischer) und nationaler Ebene bringt für die Emit-
tentin und/oder den Volksbanken-Verbund Mehrbelastungen mit 
sich, die sich auf ihre Vermögens-, Ertrags- und Finanzlage 
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nachteilig auswirken können. Diese Mehrbelastungen können 
die Emission von Eigenmittelbestandteilen auf Ebene der 
VOLKSBANK WIEN als Zentralorganisation des Volksbanken-
Verbundes und/oder einzelner Volksbanken erforderlich ma-
chen. Sollten derartige Emissionen erforderlich werden und die 
Platzierung fehlschlagen, könnte dies wesentliche negative Aus-
wirkungen auf den Volksbanken-Verbund und die Emittentin ha-
ben. 

B.14 Ist die Emittentin von 
anderen Unterneh-
men der Gruppe ab-
hängig, ist dies klar 
anzugeben. 

Zu den Angaben zu B.5 siehe B.5 oben. 

Die Emittentin ist als rechtlich selbstständige Volksbank zwar 
nicht von anderen Unternehmen des Volksbanken-Verbundes 
abhängig, als Mitglied des Volksbanken-Verbundes besteht je-
doch eine Abhängigkeit von der VOLKSBANK WIEN in ihrer 
Funktion als Zentralorganisation. 

B.15 Haupttätigkeiten Die Emittentin ist vor allem in folgenden Geschäftsfeldern tätig:  

• Retail, insbesondere Kontoführung, Veranlagungen, Kre-
ditberatung und –vergabe, sowie die Abwicklung des Zah-
lungsverkehrs; 

• Firmenkunden, insbesondere Kreditberatung und Bereit-
stellung von Unternehmerkrediten; 

• Private Banking: Vermögensverwaltung. 

Die Emittentin ist ein regionales Kreditinstitut und hat als Zweck 
und Unternehmensgegenstand gemäß § 3 Abs 2 ihrer Satzung 
innerhalb der aktiengesetzlichen Schranken im Wesentlichen 
die Förderung des Erwerbes und der Wirtschaft ihrer Mitglieder 
und der Mitglieder der Verwaltungs- bzw Beteiligungsgenossen-
schaften mit Förderungsleistungen. Die Emittentin verwirklicht 
ihren Förderauftrag im Volksbanken-Verbund als der Zentralor-
ganisation zugeordnetes Kreditinstitut des Volksbanken-Ver-
bundes. 

B.16 Beteiligungen oder 
Beherrschungsver-
hältnisse an der 
Emittentin 

Als Aktiengesellschaft befindet sich die Emittentin im Eigentum 
ihrer Aktionäre. Die Aktionäre können durch aktienrechtliche 
Bestimmungen sowohl in der Hauptversammlung als auch über 
ihre Vertreter im Aufsichtsrat und in dessen Ausschüssen einen 
Einfluss auf die Emittentin ausüben. 

Aktionäre der Emittentin zum Stichtag 31.05.2018 % Anteil 

VB Alpenvorland Beteiligung e.G.  23,24 

VB Niederösterreich-Mitte Beteiligung e.G.  17,03 

VB Ötscherland Beteiligung e.G.  14,15 

VB Krems-Zwettl Beteiligung e.G.  13,83 

VB Tullnerfeld Beteiligung e.G. AG  9,10 
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VB Enns-St. Valentin Beteiligung e.G.  7,10 

VB Donau-Weinland Beteiligung e.G.  5,98 

VB Oberes Waldviertel Beteiligung e.G.  5,25 

VB Fels am Wagram Beteiligung e.G.  2,11 

Streubesitz  2,21 

(Quelle: Eigene Angaben der Emittentin) 

Die VB Alpenvorland Beteiligung e.G., VB Niederösterreich-
Mitte Beteiligung e.G., die VB Ötscherland Beteiligung e.G. und 
die VB Krems-Zwettl Beteiligung e.G. verfügen mit einem Anteil 
von mehr als jeweils 10% über eine qualifizierte Beteiligung. An 
der Emittentin bestehen außerhalb der oben dargestellten Akti-
onärsstruktur keine unmittelbaren oder mittelbaren Beteiligun-
gen oder Beherrschungsverhältnisse.  

Aus Sicht des Vorstandes der Emittentin sind abgesehen vom 
österreichischen Aktienrecht Maßnahmen zur Verhinderung des 
Missbrauchs der Kontrolle nicht erforderlich. Darüber hinaus 
sind der Emittentin auch keine Vereinbarungen bekannt, deren 
Ausübung zu einem späteren Zeitpunkt zu einer Veränderung 
bei der Kontrolle der Emittentin führen kann.  

B.17 Ratings der Emitten-
tin oder ihrer Schuld-
titel  

Der Volksbanken-Verbund, dem die Emittentin als zugeordne-
tes Kreditinstitut angehört, hat von Fitch Ratings Ltd. ("Fitch") 
folgendes Rating erhalten: "BBB". Detaillierte Informationen 
zum Rating können auf der Webseite der Emittentin 
(www .vbnoe.at), unter dem Pfad: "Ihre Regionalbank/Volksban-
ken Verbund/Verbund-Rating" abgerufen werden. Allgemeine In-
formationen zur Bedeutung des Ratings und zu den Einschrän-
kungen, die im Zusammenhang damit beachtet werden müssen, 
können auf der Webseite von Fitch (www .fitchratings.com) ab-
gerufen werden. 

[Für die Schuldverschreibungen ist zum Zeitpunkt der Prospekt-
billigung kein Rating vorgesehen. In Zukunft kann aber ein Ra-
ting für die Schuldverschreibungen beantragt werden.] [●] [An-
gabe des Ratings und vollständiger Name der juristischen Per-
son, die das Rating abgegeben hat.] 

C.  Wertpapiere 

C.1 Art und Gattung, Wert-
papierkennung 

Die Emittentin begibt [nicht-nachrangige] ["ordinary senior" be-
rücksichtigungsfähige] ["senior non-preferred" berücksichti-
gungsfähige] [nachrangige] auf den Inhaber lautende [Nullku-
pon-][Schuldverschreibungen] [mit [fixem Zinssatz] [variablem 
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Zinssatz] [fixem und danach variablem Zinssatz]], die die ISIN 
[●] tragen. 

C.2 Währung  Die Schuldverschreibungen lauten auf [festgelegte Währung 
einfügen]. 

C.5 Beschränkungen für 
die freie Übertragbar-
keit 

[Bei Verwahrung bei der OeKB einfügen: Entfällt; die Anlei-
hebedingungen enthalten keine Beschränkungen der freien 
Übertragbarkeit der Schuldverschreibungen. Die Schuldver-
schreibungen können in Übereinstimmung mit dem anwendba-
ren Recht und den Bestimmungen des maßgeblichen Clearing 
Systems übertragen werden.] 

[Bei Verwahrung bei der VOLKSBANK WIEN als Zentralor-
ganisation einfügen: Im Fall der Verwahrung der Sammelur-
kunde bei der VOLKSBANK WIEN muss der Anleger ein Depot 
bei der Emittentin oder einem anderen Kreditinstitut im Volks-
banken-Verbund eröffnen. Die Schuldverschreibungen können 
daher nicht auf ein Depot bei einem anderen Kreditinstitut au-
ßerhalb des Volksbanken-Verbundes übertragen werden. 
Dadurch ist die Übertragbarkeit der Schuldverschreibungen ein-
geschränkt.] 

C.8 Mit den Wertpapieren 
verbundene Rechte 

 

 

 

Die Inhaber der Schuldverschreibungen (die "Anleihegläubi-
ger") haben das Recht, [laufende Zinszahlungen wie in [C.9] 
[und] [C.10] angegeben und] einen Rückzahlungsbetrag am 
Endfälligkeitstag wie in C.9 angegeben zu erhalten. 

[Bei nicht-nachrangigen und berücksichtigungsfähigen 
Schuldverschreibungen einfügen: 

[Eine vorzeitige Rückzahlung der Schuldverschreibungen nach 
Wahl der Anleihegläubiger ist [an bestimmten Wahlrückzah-
lungstagen (Put)] [nicht] möglich.]] 

[Bei nachrangigen Schuldverschreibungen einfügen: 

[Eine vorzeitige Rückzahlung der Schuldverschreibungen nach 
Wahl der Anleihegläubiger ist nicht möglich.] 

Die Rechte und Pflichten der Anleihegläubiger ergeben sich aus 
den durch die maßgeblichen Endgültigen Bedingungen vervoll-
ständigten Muster-Anleihebedingungen, wobei die Endgültigen 
Bedingungen durch Verweis eine der Optionen der Muster-An-
leihebedingungen für die maßgebliche Emission für anwendbar 
erklären und die in den Muster-Anleihebedingungen optional 
enthaltenen Angaben auswählen und die in den Muster-Anlei-
hebedingungen fehlenden Angaben ergänzen. 

 Rangordnung [Nicht-nachrangige und "ordinary senior" berücksichtigungsfähige 
Schuldverschreibungen. Die Verpflichtungen aus den Schuldver-
schreibungen begründen direkte, unbedingte, unbesicherte und 
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nicht-nachrangige Verbindlichkeiten der Emittentin, haben unterei-
nander den gleichen Rang und stehen im gleichen Rang mit allen 
anderen bestehenden und zukünftigen direkten, unbedingten, un-
besicherten und nicht-nachrangigen Verbindlichkeiten der Emitten-
tin, soweit diesen Verbindlichkeiten nicht durch zwingende gesetz-
liche Bestimmungen ein Vorrang eingeräumt wird oder nachrangig 
sind.] 

["Senior non-preferred" berücksichtigungsfähige Schuldverschrei-
bungen. Die Schuldverschreibungen sollen Instrumente Berück-
sichtigungsfähiger Verbindlichkeiten darstellen. 

Die Schuldverschreibungen begründen direkte, unbedingte, unbe-
sicherte und nicht-nachrangige Verbindlichkeiten der Emittentin, 
die untereinander und mit allen anderen unbesicherten und nicht-
nachrangigen Verbindlichkeiten der Emittentin gleichrangig sind, 
mit folgender Ausnahme: 

Als "senior non-preferred" Verbindlichkeiten der Emittentin sind 
Ansprüche auf den Kapitalbetrag der Schuldverschreibungen: 

(a) nachrangig gegenüber anderen unbesicherten und nicht-
nachrangigen Verbindlichkeiten der Emittentin, die gemäß 
ihren Bedingungen nicht mit den Verbindlichkeiten der 
Emittentin aus den Schuldverschreibungen gleichrangig 
sind; oder 

(b) nachrangig gegenüber anderen unbesicherten und nicht-
nachrangigen Verbindlichkeiten der Emittentin, sofern und 
insoweit solche unbesicherten und nicht-nachrangigen 
Verbindlichkeiten der Emittentin im regulären Insolvenz-
verfahren der Emittentin eine bevorrechtigte gesetzliche 
Behandlung genießen; 

jedoch in jedem Fall vorrangig gegenüber Tier 2 Instrumenten und 
gegenüber allen nachrangigen Schuldtiteln der Emittentin, die im 
Rang vorrangig gegenüber Tier 2 Instrumenten sind. 

Wobei: 

"Instrumente Berücksichtigungsfähiger Verbindlichkeiten" be-
zeichnet alle (direkt begebenen) Schuldtitel der Emittentin, die zu 
Instrumenten berücksichtigungsfähiger Verbindlichkeiten gemäß 
Artikel [72b] [anderen maßgeblichen Artikel einfügen] CRR 
und/oder § [131 Abs 3 und 4] [andere maßgebliche Bestim-
mung einfügen] BaSAG zählen, die in dem Mindestbetrag an Ei-
genmitteln und berücksichtigungsfähigen Verbindlichkeiten (mini-
mum requirement for own funds and eligible liabilities – MREL) ge-
mäß BaSAG enthalten sind, einschließlich aller Schuldtitel, die 
aufgrund von Übergangsbestimmungen zu den Instrumenten be-
rücksichtigungsfähiger Verbindlichkeiten der CRR und/oder des 
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BaSAG zählen. Die Beurteilung der aufsichtsrechtlichen Anre-
chenbarkeit als Instrumente Berücksichtigungsfähiger Verbind-
lichkeiten gemäß Artikel [72b] [anderen maßgeblichen Artikel 
einfügen] CRR und/oder § [131 Abs 3 und 4] [andere maßgebli-
che Bestimmung einfügen] BaSAG ist nicht Gegenstand des 
Prospektbilligungsverfahrens der FMA. 

"Tier 2 Instrumente" bezeichnet alle (direkt oder indirekt begebe-
nen) Kapitalinstrumente der Emittentin, die zu Instrumenten des 
Ergänzungskapital (Tier 2) gemäß Artikel 63 CRR zählen, ein-
schließlich aller Kapitalinstrumente, die aufgrund von CRR-
Übergangsbestimmungen zu den Instrumenten des Ergänzungs-
kapitals zählen. 

"BaSAG" bezeichnet das österreichische Sanierungs- und Abwick-
lungsgesetz in der jeweils geltenden oder ersetzten Fassung, und 
alle Bezugnahmen in diesen Emissionsbedingungen auf die maß-
geblichen Bestimmungen im BaSAG umfassen Bezugnahmen auf 
alle geltenden gesetzlichen Bestimmungen, die diese Bestimmun-
gen von Zeit zu Zeit ändern oder ersetzen. 

"CRR" bezeichnet die Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 über Auf-
sichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen und 
zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 (Capital Require-
ments Regulation) in der jeweils geltenden oder ersetzten Fas-
sung, und alle Bezugnahmen in diesen Emissionsbedingungen auf 
die maßgeblichen Artikel der CRR umfassen Bezugnahmen auf 
alle geltenden gesetzlichen Bestimmungen, die diese Artikel von 
Zeit zu Zeit ändern oder ersetzen.] 

[Nachrangige Schuldverschreibungen. Die Schuldverschreibun-
gen sollen Tier 2 Instrumente darstellen. 

Die Schuldverschreibungen begründen direkte, unbesicherte und 
nachrangige Verbindlichkeiten der Emittentin und haben den glei-
chen Rang untereinander und zumindest den gleichen Rang mit 
allen anderen nachrangigen Verbindlichkeiten der Emittentin, aus-
genommen nachrangige Verbindlichkeiten, welche gemäß ihren 
Bedingungen als nachrangig gegenüber den Schuldverschreibun-
gen bezeichnet werden. 

Im Falle der Insolvenz oder der Liquidation der Emittentin sind die 
Verbindlichkeiten der Emittentin aus den Schuldverschreibungen: 

(a) nachrangig gegenüber allen gegenwärtigen oder zukünfti-
gen nicht-nachrangigen Verbindlichkeiten oder Instrumen-
ten der Emittentin; 

(b) gleichrangig untereinander sowie gegenüber allen gegen-
wärtigen oder zukünftigen nachrangigen Verbindlichkeiten 
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oder Instrumenten der Emittentin, die nicht nachrangig o-
der vorrangig gegenüber den Schuldverschreibungen sind 
oder diesen gegenüber als nachrangig oder vorrangig be-
zeichnet werden; und  

(c) vorrangig gegenüber den Ansprüchen von Aktionären, In-
habern von (anderen) Instrumenten des harten Kernkapi-
tals (Common Equity Tier 1) gemäß Artikel 28 CRR, Inha-
bern von Instrumenten des Partizipationskapitals gemäß 
§ 23 Abs 4 und 5 BWG idF vor Inkrafttreten der CRR sowie 
Inhabern von Instrumenten des zusätzlichem Kernkapitals 
(Additional Tier 1) gemäß Artikel 52 CRR der Emittentin 
und allen anderen nachrangigen Verbindlichkeiten der 
Emittentin, welche nachrangig gegenüber den Schuldver-
schreibungen sind oder diesen gegenüber als nachrangig 
bezeichnet werden. 

Wobei: 

"CRR" bezeichnet die Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 über Auf-
sichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen und 
zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 (Capital Require-
ments Regulation) in der jeweils geltenden oder ersetzten Fas-
sung, und alle Bezugnahmen in diesen Emissionsbedingungen auf 
die maßgeblichen Artikel der CRR umfassen Bezugnahmen auf 
alle geltenden gesetzlichen Bestimmungen, die diese Artikel von 
Zeit zu Zeit ändern oder ersetzen. 

"Tier 2 Instrumente" bezeichnet alle (direkt oder indirekt begebe-
nen) Kapitalinstrumente der Emittentin, die zu Instrumenten des 
Ergänzungskapital (Tier 2) gemäß Artikel 63 CRR zählen, ein-
schließlich aller Kapitalinstrumente, die aufgrund von CRR-
Übergangsbestimmungen zu den Instrumenten des Ergänzungs-
kapitals zählen. 

Die Beurteilung der aufsichtsrechtlichen Anrechenbarkeit als Er-
gänzungskapital (Tier 2) iSd Artikel 63 CRR ist nicht Gegen-
stand des Prospektbilligungsverfahrens der FMA.] 

 Beschränkungen die-
ser Rechte 

[Bei nicht-nachrangigen Schuldverschreibungen einfügen so-
fern anwendbar:  

[Eine vorzeitige Rückzahlung der Schuldverschreibungen nach 
Wahl der Emittentin ist [an bestimmten Wahlrückzahlungstagen 
(Call)] möglich.] 

[Die Emittentin kann die Schuldverschreibungen jederzeit vor dem 
Endfälligkeitstag bei Vorliegen einer Rechtsänderung und/oder Ab-
sicherungs-Störung und/oder Gestiegenen Absicherungs-Kosten 
vorzeitig zurückzahlen.] 
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[Bei berücksichtigungsfähigen Schuldverschreibungen einfü-
gen sofern anwendbar: 

[Eine vorzeitige Rückzahlung der Schuldverschreibungen nach 
Wahl der Emittentin ist [an bestimmten Wahlrückzahlungstagen 
(Call)] möglich.] 

Die Schuldverschreibungen können insgesamt, jedoch nicht teil-
weise, jederzeit nach Wahl der Emittentin vorzeitig zurückgezahlt 
werden, wenn sich die aufsichtsrechtliche Einstufung der Schuld-
verschreibungen ändert, was wahrscheinlich zu ihrem gänzlichen 
oder teilweisen Ausschluss aus den für den Mindestbetrag an Ei-
genmitteln und berücksichtigungsfähigen Verbindlichkeiten (mini-
mum requirement for own funds and eligible liabilities – MREL) ge-
mäß BaSAG anrechenbaren berücksichtigungsfähigen Verbind-
lichkeiten auf unlimitierter und nach oben uneingeschränkter Basis 
führen würde. 

Eine vorzeitige Rückzahlung setzt voraus, dass die Emittentin zu-
vor die Erlaubnis der Zuständigen Behörde und/oder der Abwick-
lungsbehörde zur vorzeitigen Rückzahlung und zum Rückkauf in 
Übereinstimmung mit Artikel 77 ff CRR erhalten hat, sofern und in-
soweit eine solche vorherige Erlaubnis zu diesem Zeitpunkt erfor-
derlich ist. 

Ungeachtet der oben stehenden Bedingungen wird die Emittentin, 
falls zum Zeitpunkt einer vorzeitigen Rückzahlung oder eines 
Rückkaufs die für die Emittentin geltenden anwendbaren Auf-
sichtsvorschriften die vorzeitige Rückzahlung oder den Rückkauf 
nur nach Einhaltung von einer oder mehreren alternativen oder zu-
sätzlichen Voraussetzungen zu den oben angegebenen erlaubt ist, 
diese (etwaigen) anderen und/oder, falls anwendbar, zusätzlichen 
Voraussetzungen erfüllen. 

Klarstellend wird angemerkt, dass die Verweigerung der Erlaubnis 
durch die Zuständige Behörde und/oder die Abwicklungsbehörde 
keinen Verzug für irgendeinen Zweck darstellt. 

Wobei: 

"Abwicklungsbehörde" bezeichnet die Abwicklungsbehörde ge-
mäß § 2 Z 18 und 18a iVm § 3 Abs 1 und 1a BaSAG, die für eine 
Sanierung oder Abwicklung der Emittentin verantwortlich ist. 

"Zuständige Behörde" bezeichnet die zuständige Behörde ge-
mäß Artikel 4 (1)(40) CRR, die für die Beaufsichtigung der Emit-
tentin auf Einzelbasis und/oder konsolidierter Basis verantwort-
lich ist.] 

[Bei nachrangigen Schuldverschreibungen einfügen sofern 
anwendbar:  
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[Eine vorzeitige Rückzahlung der Schuldverschreibungen nach 
Wahl der Emittentin ist an bestimmten Wahlrückzahlungstagen 
(Call) gegeben, sofern der Begebungstag der Emission mindes-
tens fünf Jahre zurückliegt und die Voraussetzungen für eine vor-
zeitige Rückzahlung sind möglich.] 

Die Schuldverschreibungen können insgesamt, jedoch nicht teil-
weise, nach Wahl der Emittentin jederzeit zu ihrem vorzeitigen 
Rückzahlungsbetrag zuzüglich bis zum Rückzahlungstag (aus-
schließlich) aufgelaufener Zinsen an die Anleihegläubiger zurück-
gezahlt werden: 

(a) aus aufsichtsrechtlichen Gründen, wenn sich die aufsichts-
rechtliche Einstufung der Schuldverschreibungen ändert, 
was wahrscheinlich zu ihrem gänzlichen oder teilweisen 
Ausschluss aus den Eigenmitteln oder ihrer Neueinstufung 
als Eigenmittel geringerer Qualität führen würde; oder 

(b) aus steuerlichen Gründen, wenn sich die geltende steuerli-
che Behandlung der Schuldverschreibungen ändert. 

Eine vorzeitige Rückzahlung setzt voraus, dass: 

(a) der Emittentin zuvor die Erlaubnis der Zuständigen Behörde 
zur vorzeitigen Rückzahlung oder zum Rückkauf der 
Schuldverschreibungen in Übereinstimmung mit Arti-
kel 77 ff CRR erteilt wurde, wobei diese Erlaubnis unter an-
derem voraussetzen kann, dass: 

(i) die Emittentin vor oder gleichzeitig mit der vorzeitigen 
Rückzahlung die Schuldverschreibungen durch Ei-
genmittelinstrumente zumindest gleicher Qualität zu 
Bedingungen ersetzt, die im Hinblick auf die Ertrags-
möglichkeiten der Emittentin nachhaltig sind; oder 

(ii) die Emittentin der Zuständigen Behörde hinreichend 
nachgewiesen hat, dass die Eigenmittel der Emitten-
tin nach der vorzeitigen Rückzahlung die Anforderun-
gen gemäß CRD IV und CRR um eine Spanne über-
treffen, die die Zuständige Behörde gegebenenfalls 
für erforderlich hält; und 

(b) im Fall einer vorzeitigen Rückzahlung vor fünf Jahren nach 
dem Zeitpunkt der Emission der Schuldverschreibungen: 

(i) aus aufsichtsrechtlichen Gründen, die Zuständige 
Behörde es für ausreichend sicher hält, dass eine sol-
che Änderung stattfindet; und die Emittentin der Zu-
ständigen Behörde hinreichend nachweist, dass zum 
Zeitpunkt der Emission der Schuldverschreibungen 
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die aufsichtsrechtliche Neueinstufung für die Emitten-
tin nicht vorherzusehen war; und 

(ii) aus steuerlichen Gründen, die Emittentin der Zustän-
digen Behörde hinreichend nachweist, dass eine sol-
che Änderung wesentlich ist und zum Zeitpunkt der 
Emission der Schuldverschreibungen nicht vorherzu-
sehen war. 

Klarstellend wird angemerkt, dass die Verweigerung der Erlaub-
nis durch die Zuständige Behörde keinen Verzug für irgendei-
nen Zweck darstellt. 

Wobei: 

"CRD IV" bezeichnet die Richtlinie 2013/36/EU des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 über den 
Zugang zur Tätigkeit von Kreditinstituten und die Beaufsichti-
gung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen (Capital Requi-
rements Directive IV), wie in Österreich umgesetzt und in der 
jeweils geltenden oder ersetzten Fassung, und alle Bezugnah-
men in diesen Emissionsbedingungen auf die maßgeblichen Arti-
kel der CRR umfassen Bezugnahmen auf alle geltenden gesetzli-
chen Bestimmungen, die diese Artikel von Zeit zu Zeit ändern oder 
ersetzen. 

"Zuständige Behörde" bezeichnet die zuständige Behörde ge-
mäß Artikel 4 (1)(40) CRR, die für die Beaufsichtigung der Emit-
tentin auf Einzelbasis und/oder konsolidierter Basis verantwort-
lich ist.] 

[Eine vorzeitige Rückzahlung nach Wahl der Anleihegläubiger 
ist nicht möglich.] 

Ansprüche gegen die Emittentin auf Zahlungen auf die Schuld-
verschreibungen verjähren, sofern sie nicht innerhalb von drei-
ßig Jahren (im Falle des Kapitals) [und innerhalb von drei Jah-
ren (im Falle von Zinsen)] ab dem Fälligkeitstag geltend ge-
macht werden. 

C.9 nominaler Zinssatz  Siehe C.8 oben. 

  [Bei fixem, gleichbleibenden Zinssatz einfügen: 

Zinssatz. Die Schuldverschreibungen werden bezogen auf ihren 
Nennbetrag ab dem Verzinsungsbeginn (einschließlich) (wie 
nachstehend definiert) bis zum Verzinsungsende (einschließlich) 
(wie nachstehend definiert) [Frequenz einfügen] mit einem Zins-
satz von [Zinssatz einfügen] % per annum (der "Zinssatz") ver-
zinst.] 

[Bei fixem, ansteigendem Zinssatz einfügen:  
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Zinssatz. Die Schuldverschreibungen werden bezogen auf ihren 
Nennbetrag ab dem Verzinsungsbeginn (einschließlich) (wie nach-
stehend definiert) bis zum Verzinsungsende (einschließlich) (wie 
nachstehend definiert) jährlich mit den nachstehenden Zinssätzen 
(jeweils ein "Zinssatz") verzinst: 

Zinssatz vom (einschließlich) bis (einschließlich) 

[Zinssätze einfügen:  

% per annum] 
[Daten einfügen] [Daten einfügen] 

[weitere Zeilen einfügen] ] 
[Bei variablem Zinssatz einfügen: 

Zinssatz. Die Schuldverschreibungen werden bezogen auf ihren 
Nennbetrag [Frequenz einfügen] ab dem Verzinsungsbeginn 
(einschließlich) (wie nachstehend definiert) bis zum Verzinsungs-
ende (einschließlich) (wie nachstehend definiert) variabel ver-
zinst.  

[Falls als Referenzsatz [Euribor][CMS] anwendbar ist und keine 
fixe Zinsperiode vorangegangen ist - siehe weitere Details zur 
Zinssatzfestlegung in C.10]]  

[Bei fixem und danach variablen Zinssatz einfügen:  

Fixer Zinssatz. Die Schuldverschreibungen werden bezogen auf 
ihren Nennbetrag ab dem Verzinsungsbeginn (einschließlich) (wie 
nachstehend definiert) (einschließlich) bis zum [Ende der Fix-
zinsperiode] (einschließlich) [Frequenz einfügen] mit einem fi-
xen Zinssatz von [fixen Zinssatz einfügen] % per annum (der 
"fixe Zinssatz") verzinst. 

Variabler Zinssatz. Ab dem [letzter fixer Zinszahlungstag einfü-
gen] (der "Variabelverzinsungsbeginn") (einschließlich) werden 
die Schuldverschreibungen bezogen auf ihren Nennbetrag [Fre-
quenz einfügen] bis zu dem Endfälligkeitstag vorangehenden Ka-
lendertag (einschließlich) mit dem variablen Zinssatz (wie nachste-
hend definiert) verzinst.  

[Falls als Referenzsatz [Euribor][CMS] anwendbar ist und eine fixe 
Zinsperiode vorangegangen ist – siehe weitere Details zur Zins-
satzfestlegung in C.10] 

[Falls als Zinssatz entweder der Referenzsatz oder der Zins-
satz der Vorperiode anwendbar ist, einfügen:  

Variabler Zinssatz. Der variable Zinssatz (der "variable Zinssatz") 
für jede Zinsperiode entspricht entweder dem Zinssatz der Vorpe-
riode oder dem [Angebotssatz einfügen] (der "Referenzsatz") 
per annum [plus/minus] [Zu-/Abschlag einfügen] per annum (die 
"Marge"), der auf der Bildschirmseite [Bildschirmseite einfügen] 
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(die "Bildschirmseite") oder jeder Nachfolgeseite am Zinsfeststel-
lungstag definiert ab ca. 11.00 Uhr MEZ (die "festgelegte Zeit") 
angezeigt wird, wobei die Festlegung durch die Berechnungsstelle 
vorgenommen wird und der am Zinsfeststellungstag höhere Wert 
maßgebend ist.] 

[Falls als Zinssatz das Ergebnis einer Berechnung zweier Zinss-
ätze anwendbar ist – siehe weitere Details zur Zinssatzfestlegung 
in C.10]  

[Zielkupon. Die Summe aller jährlichen Zinszahlungen beträgt ma-
ximal [Zahl einfügen] % des Nennbetrages (der "Zielkupon"). Die 
letzte Zinszahlung ist der Zielkupon minus der Summe aller vorher 
geleisteten Zinszahlungen.] 

[Mindestzinssatz. Wenn der gemäß den obigen Bestimmungen für 
eine Zinsperiode ermittelte Zinssatz niedriger ist als [Mindestzins-
satz einfügen] % per annum (der "Mindestzinssatz"), so ent-
spricht der Zinssatz für diese Zinsperiode dem Mindestzinssatz.] 

[Höchstzinssatz. Wenn der gemäß den obigen Bestimmungen für 
eine Zinsperiode ermittelte Zinssatz höher ist als [Höchstzinssatz 
einfügen] % per annum (der "Höchstzinssatz"), so entspricht der 
Zinssatz für diese Zinsperiode dem Höchstzinssatz.] 

 Datum, ab dem die 
Zinsen zahlbar werden 
und Zinsfälligkeitster-
mine 

[Entfällt; die Schuldverschreibungen haben keine Verzinsung.] 

[Verzinsungsbeginn ist der [Verzinsungsbeginn einfügen] (der 
"Verzinsungsbeginn") (einschließlich), Verzinsungsende ist der 
[Verzinsungsende einfügen] (das "Verzinsungsende") (ein-
schließlich).] 

[Die [fixen] Zinsen sind nachträglich am [(fixen) Zinszahlungstag 
einfügen] [eines jeden Jahres] zahlbar ([jeweils] ein "[fixer] Zins-
zahlungstag"). Die [erste] Zinszahlung erfolgt am [ersten [(fixen)] 
Zinszahlungstag einfügen].] [Die variablen Zinsen sind an jedem 
[variable Zinszahlungstag(e) einfügen] ab dem [letzten fixen 
Zinszahlungstag einfügen] (der "Variabelverzinsungsbeginn") 
nachträglich zahlbar ([jeweils] ein "variabler Zinszahlungstag" 
und zusammen mit den fixen Zinszahlungstagen jeweils ein "Zins-
zahlungstag"). Die erste variable Zinszahlung erfolgt am [ersten 
variablen Zinszahlungstag einfügen].] 

 Ist der Zinssatz nicht 
festgelegt, Beschrei-
bung des Basiswerts, 
auf den er sich stützt 

[Entfällt; die Schuldverschreibungen haben [keine Verzinsung] 
[eine fixe Verzinsung].] 

[Die Schuldverschreibungen haben [eine fixe Verzinsung] [und] 
[eine variable Verzinsung, die an den [Euribor][CMS] gebunden 
ist].] 
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[EURIBOR ist die Abkürzung für "Euro Interbank Offered Rate", 
ein im Rahmen der Europäischen Wirtschafts- und Währungs-
union in Kraft getretenes System der Referenzzinssätze im Eu-
romarkt. Der EURIBOR ist Referenzzinssatz für ein- und zwei-
wöchige sowie Ein- bis Dreimonatsgelder, Sechsmonatsgelder, 
Neunmonatsgelder und Zwölfmonatsgelder. Der EURIBOR wird 
täglich ermittelt. Hierzu übermitteln die EURIBOR-Panelbanken 
täglich bis 10.45 Uhr MEZ ihre Briefsätze im Interbankenhandel 
im Euroraum an einen Bildschirmdienst, der den EURIBOR um 
11.00 Uhr MEZ veröffentlicht.]  

[Als Referenzsatz für die variable Verzinsung wird der CMS her-
angezogen. "CMS" steht kurz für Constant-Maturity-Swap. Da-
bei werden, wie bei anderen Formen von Zinsswaps auch, zwei 
unterschiedliche Zinssätze ausgetauscht. Im Gegensatz zu ei-
nem Standardswap, bei dem ein vereinbarter Festzins gegen ei-
nen variablen Zinssatz getauscht wird, erfolgt bei einem 
Constant-Maturity-Swap der Austausch zweier variabler Zinss-
ätze. Beim CMS wird ein kurzfristiger Geldmarktzinssatz gegen 
einen langfristigen Kapitalmarktzinssatz getauscht, allerdings 
mit dem Unterschied, dass auch der zu zahlende Kapital-
marktzinssatz regelmäßig und periodisch neu festgelegt wird 
und damit ebenfalls variabel ist. Die Höhe dieser Zahlungen ist 
dabei abhängig von einem Zinssatz für Swaps mit immer glei-
cher Laufzeit. Lautet der Swap zum Beispiel auf den 10-Jahres 
CMS-Satz, so wird der Zahlbetrag des Swaps einmal jährlich zu 
einem vorab definierten Datum an den Zinssatz für 10-jährige 
Laufzeiten angepasst. Steigt dieser Zinssatz im Verlauf der 
Swaplaufzeit an, dann muss auch derjenige Swappartner, der 
den CMS-Satz zu zahlen hat, an den anderen Swappartner hö-
here Zahlungen leisten. Umgekehrt ist es bei fallenden Zinsen, 
dann verringern sich die zu zahlenden Beträge analog. Als Re-
ferenz für den CMS-Satz gilt die jeweils zugehörige ICE Swap 
Rate ("ICE Swap Rate").] 

 Fälligkeitstermin und 
Vereinbarungen für 
die Darlehenstilgung, 
einschließlich der 
Rückzahlungsverfah-
ren 

Die Schuldverschreibungen werden, soweit sie nicht zuvor bereits 
ganz oder teilweise zurückgezahlt oder zurückgekauft wurden, am 
[Endfälligkeitstag einfügen] (der "Endfälligkeitstag") [bei Ziel-
kupon einfügen: oder am Zinszahlungstag an dem der Zielkupon 
erreicht wurde] zu ihrem Rückzahlungsbetrag von [Rückzah-
lungskurs einfügen] des Nennbetrags (der "Rückzahlungsbe-
trag") zurückgezahlt. 

Die Zahlung von Kapital erfolgt, vorbehaltlich geltender steuerli-
cher und sonstiger gesetzlicher Vorschriften, über die Zahlstelle(n) 
zur Weiterleitung an die Clearing Systeme oder nach deren Anwei-
sung durch Gutschrift auf die jeweilige für den Anleihegläubiger de-
potführende Stelle. 
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 Angabe der Rendite [][Entfällt. Aufgrund der unbestimmten Erträge der Schuldver-
schreibungen kann keine Rendite berechnet werden.] 

 Name des Vertreters 
der Schuldtitelinhaber 

[][Die Anleihegläubiger werden in einem Gerichtsverfahren o-
der in einem Insolvenzverfahren, welches in Österreich gegen 
die Emittentin eingeleitet werden sollte, durch einen Kurator, der 
vom Landesgericht St. Pölten bestellt wird und diesem verant-
wortlich ist, gemäß dem Gesetz vom 24.04.1874, Reichsgesetz-
blatt Nr 49 idgF. (das "Kuratorengesetz") vertreten, wenn die 
Rechte der Anleihegläubiger der Schuldverschreibungen man-
gels einer gemeinsamen Vertretung gefährdet sind, oder wenn 
die Rechte einer anderen Person dadurch verzögert würden.  
Das Kuratorengesetz kann im Internet unter der Webseite 
www .ris.bka.gv.at abgerufen werden.] 

C.10 Derivative Kompo-
nente bei der Zinszah-
lung 

[Entfällt. Die Schuldverschreibungen enthalten keine derivative 
Komponente.] 

[Falls als Referenzsatz Euribor anwendbar ist und keine fixe 
Zinsperiode vorangegangen ist, einfügen: Variabler Zinssatz. 
Der Zinssatz (der "Zinssatz") entspricht [Partizipationsfaktor ein-
fügen] % vom [Angebotssatz einfügen] (der "Referenzsatz") per 
annum [plus/minus] [Zu-/Abschlag einfügen] per annum (die 
"Marge"), der auf der Bildschirmseite [Bildschirmseite einfügen] 
(die "Bildschirmseite") oder jeder Nachfolgeseite am Zinsfeststel-
lungstag vor [Beginn/Ende einfügen]  der maßgeblichen Zinspe-
riode ab ca. 11.00 Uhr MEZ (die "festgelegte Zeit") angezeigt wird, 
wobei die Festlegung durch die Berechnungsstelle vorgenommen 
wird.] 

[Falls als Referenzsatz Euribor anwendbar ist und eine fixe 
Zinsperiode vorangegangen ist, einfügen: Variabler Zinssatz. 
Der variable Zinssatz (der "variable Zinssatz") für jede variable 
Zinsperiode entspricht [Partizipationsfaktor einfügen] % vom 
[Angebotssatz einfügen] (der "Referenzsatz") per annum 
[plus/minus] [Zu-/Abschlag einfügen] per annum (die "Marge"), 
der auf der Bildschirmseite [Bildschirmseite einfügen] (die "Bild-
schirmseite") oder jeder Nachfolgeseite am Zinsfeststellungstag 
vor [Beginn/Ende einfügen]  der maßgeblichen Zinsperiode ab 
ca. 11.00 Uhr MEZ (die "festgelegte Zeit") angezeigt wird, wobei 
die Festlegung durch die Berechnungsstelle vorgenommen wird.] 

[Falls als Referenzsatz CMS anwendbar ist und keine fixe Zins-
periode vorangegangen ist, einfügen: Variabler Zinssatz. Die 
Schuldverschreibungen sind variabel verzinst. Der Zinssatz (der 
"Zinssatz") entspricht [Partizipationsfaktor einfügen] % vom 
[[Anzahl]-Jahres Swap-Satz einfügen] (der mittlere Swapsatz 
gegen den [● ]-Monats Euribor, ausgedrückt als Prozentsatz per 
annum) (der "[Anzahl]-Jahres Swapsatz") (der "Referenzsatz") 
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per annum der auf der Bildschirmseite [Bildschirmseite einfü-
gen] (die "Bildschirmseite") oder jeder Nachfolgeseite am Zins-
feststellungstag vor [Beginn/Ende einfügen] der maßgeblichen 
Zinsperiode um ca. 11.00 Uhr MEZ (die "festgelegte Zeit") ange-
zeigt wird, wobei die Festlegung durch die Berechnungsstelle vor-
genommen wird, [plus/minus] [Zu-/Abschlag einfügen] per an-
num (die "Marge")].] 

[Falls als Referenzsatz CMS anwendbar ist und eine fixe Zins-
periode vorangegangen ist, einfügen: Variabler Zinssatz. Die 
Schuldverschreibungen sind variabel verzinst. Der variable Zins-
satz (der "variable Zinssatz") entspricht [Partizipationsfaktor 
einfügen] % vom [[Anzahl]-Jahres Swap-Satz einfügen] (der 
mittlere Swapsatz gegen den [●]-Monats Euribor, ausgedrückt als 
Prozentsatz per annum) (der "[Anzahl]-Jahres Swapsatz") (der 
"Referenzsatz") per annum der auf der Bildschirmseite [Bild-
schirmseite einfügen] (die "Bildschirmseite") oder jeder Nach-
folgeseite am Zinsfeststellungstag, vor [Beginn/Ende einfügen] 
der maßgeblichen Zinsperiode um ca. 11.00 Uhr MEZ (die "fest-
gelegte Zeit") angezeigt wird, wobei die Festlegung durch die Be-
rechnungsstelle vorgenommen wird, [plus/minus] [Zu-/Abschlag 
einfügen] per annum (die "Marge").] 

[Falls als Zinssatz das Ergebnis einer Berechnung zweier 
Zinssätze anwendbar ist, einfügen:  

Die Schuldverschreibungen sind variabel verzinst. Der variable 
Zinssatz (der "variable Zinssatz") wird gemäß folgender Formel 
unter Einbeziehung von zwei Referenzwerten (wie unten definiert) 
berechnet: [Partizipationsfaktor einfügen] multipliziert mit der 
Differenz aus Referenzsatz 1 und Referenzsatz 2. Der Referenz-
satz 1 (der "Referenzsatz 1") entspricht dem [[Anzahl]-Jahres 
Swap-Satz einfügen] (der mittlere Swapsatz gegen den [●]-Mo-
nats Euribor, ausgedrückt als Prozentsatz per annum) (der "[An-
zahl]-Jahres Swapsatz") per annum der auf der Bildschirmseite 
[Bildschirmseite einfügen] (die "Bildschirmseite") oder jeder 
Nachfolgeseite am Zinsfeststellungstag vor [Beginn/Ende einfü-
gen] der maßgeblichen Zinsperiode um ca. 11.00 Uhr MEZ (die 
"festgelegte Zeit"), angezeigt wird, wobei die Festlegung durch 
die Berechnungsstelle vorgenommen wird. Der Referenzsatz 2 
(der "Referenzsatz 2") entspricht dem [[Anzahl]-Jahres Swap-
Satz einfügen] (der mittlere Swapsatz gegen den [●]-Monats Eu-
ribor, ausgedrückt als Prozentsatz per annum) (der "[Anzahl]-Jah-
res Swapsatz") per annum der auf der Bildschirmseite oder jeder 
Nachfolgeseite am Zinsfeststellungstag vor [Beginn/Ende einfü-
gen] der maßgeblichen Zinsperiode um ca. 11.00 Uhr MEZ (die 
"festgelegte Zeit") definiert, angezeigt wird, wobei die Festlegung 
durch die Berechnungsstelle vorgenommen wird.]  
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C.11 Zulassung zum Han-
del 

Entfällt; die Emittentin hat keinen Antrag auf Zulassung der 
Schuldverschreibungen zum Handel an der Wiener Börse ge-
stellt.  

C.15 Beschreibung, wie der 
Wert der Anlage durch 
den Wert des Basisin-
struments/der Basis-
instrumente beein-
flusst wird 

[Entfällt; die Schuldverschreibungen enthalten keine derivative 
Komponente.] 

[Siehe C.10] 

C.16 Verfalltag oder Fällig-
keitstermin der deriva-
tiven Wertpapiere — 
Ausübungstermin o-
der letzter Referenz-
termin 

[Entfällt; die Schuldverschreibungen sind keine derivativen 
Wertpapiere.] 

[Entfällt; die Schuldverschreibungen enthalten keine solchen 
Termine, da nur die Höhe des Zinssatzes basiswertabhängig 
ist.] 

C.17 Beschreibung des Ab-
rechnungsverfahrens 
für die derivativen 
Wertpapiere 

[Entfällt; die Schuldverschreibungen sind keine derivativen 
Wertpapiere.] 

[Entfällt; die Schuldverschreibungen sind nur im Hinblick auf die 
Höhe des Zinssatzes basiswertabhängig.] 

C.18 Beschreibung der Er-
tragsmodalitäten bei 
derivativen Wertpapie-
ren. 

[Entfällt; die Schuldverschreibungen sind keine derivativen 
Wertpapiere.] 

[Entfällt; die Schuldverschreibungen sind nur im Hinblick auf die 
Höhe des Zinssatzes basiswertabhängig.] 

C.19 Ausübungspreis oder 
endgültiger Referenz-
preis des Basiswerts 

[Entfällt; die Schuldverschreibungen sind keine derivativen 
Wertpapiere.] 

[Entfällt; die Schuldverschreibungen sind nur im Hinblick auf die 
Höhe des Zinssatzes basiswertabhängig.] 

C.20 Beschreibung der Art 
des Basiswerts und 
Angabe des Ortes, an 
dem Informationen 
über den Basiswert er-
hältlich sind 

[Entfällt; die Schuldverschreibungen sind keine derivativen 
Wertpapiere.] 

[Siehe C.9. Informationen über den CMS (Constant-Maturity-
Swap) können unter [Bildschirmseite einfügen] sowie kostenlos 
unter [Webseite einfügen] bezogen werden.] 

[Siehe C.9, Informationen über den Euribor können unter [Bild-
schirmseite einfügen] sowie kostenlos unter [Webseite einfü-
gen] bezogen werden.] 
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D.  Risiken 

D.2 Zentrale Risiken, die 
der Emittentin oder ih-
rer Branche eigen sind 

Das herausfordernde makroökonomische Wirtschafts- und 
Finanzmarktumfeld kann wesentliche negative Auswirkun-
gen auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Emit-
tentin und ihre Zukunftsaussichten haben. 

  Wirtschaftliche und/oder politische Entwicklungen und/oder 
ein Abschwung der Wirtschaft in Österreich können wesent-
liche nachteilige Auswirkungen auf die Geschäftstätigkeit 
der Emittentin haben. 

  Die Emittentin ist in einem hart umkämpften Markt tätig und 
steht, insbesondere hinsichtlich der Zinsmargen, im Wettbe-
werb mit starken lokalen Wettbewerbern und internationalen 
Instituten des Finanzsektors (Wettbewerbsrisiko). 

  Es besteht das Risiko des nicht zeitgerechten Erkennens 
von wesentlichen Entwicklungen und Trends im Bankensek-
tor. 

  Es besteht das Risiko von Vermögensschäden bei der Emit-
tentin infolge von Geldentwertung (Inflationsrisiko). 

  Die Emittentin unterliegt Risiken im Zusammenhang mit ei-
ner möglichen Deflation. 

  Zinsschwankungen können das operative Ergebnis der 
Emittentin negativ beeinflussen (Zinsänderungsrisiko). 

  Negativzinsen im Finanzbereich könnten erhebliche nega-
tive Auswirkungen auf die Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage der Emittentin haben. 

  Es besteht das Risiko, verstärkter rechtlicher und öffentli-
cher Einflussnahme auf Institute des Finanzsektors. 

  Änderungen von Gesetzen oder Änderungen des aufsichts-
rechtlichen Umfelds können negative Auswirkungen auf die 
Geschäftstätigkeit der Emittentin haben. 

  Der Volksbanken-Verbund ist möglicherweise künftig nicht 
in der Lage, die von den Aufsichtsbehörden vorgeschriebe-
nen regulatorischen Bestimmungen, insbesondere die Kapi-
talquote, zu erfüllen; dies könnte zu aufsichtsrechtlichen 
Maßnahmen führen, die den Bestand der Emittentin gefähr-
den. 

  Es besteht das Risiko der Änderung steuerlicher Rahmen-
bedingungen, insbesondere betreffend die Stabilitätsab-
gabe und die Einführung einer Finanztransaktionssteuer. 

  Die Einhaltung von Vorschriften im Zusammenhang mit 
Maßnahmen zur Verhinderung von Geldwäsche, Korruption 
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und Terrorismusfinanzierung bringt erhebliche Kosten und 
Aufwendungen mit sich und die Nichteinhaltung dieser Vor-
schriften hat schwerwiegende rechtliche sowie reputations-
mäßige Folgen. 

  Es besteht das Risiko, dass die Emittentin von wirtschaftli-
chen Schwierigkeiten anderer großer Institute des Finanz-
sektors direkt betroffen wird. 

  Es besteht das Risiko von Verlusten aufgrund von Unzu-
länglichkeiten oder dem Versagen interner Prozesse, Men-
schen, Systeme oder externer Ereignisse, gleich ob diese 
beabsichtigt oder zufällig oder durch natürliche Gegeben-
heiten verursacht werden (operationelles Risiko). 

  Der Verlust von Schlüsselpersonal kann die Geschäftstätig-
keit der Emittentin wesentlich negativ beeinflussen. 

  Die Emittentin könnte Schwierigkeiten bei der Anwerbung 
und beim Halten von qualifiziertem Personal haben. 

  Es besteht das Risiko, dass eine Ratingagentur das Rating 
des Volksbanken-Verbundes aussetzt, herabstuft oder wi-
derruft, was zu einem Bonitäts- und Liquiditätsrisiko führen 
könnte (Risiko der Ratingänderung). 

  Die Emittentin ist dem Risiko des teilweisen oder vollständi-
gen Zinsverlustes und/oder des Verlustes des von der Ge-
genpartei zu erbringenden Rückzahlungsbetrages ausge-
setzt (Kreditrisiko). 

  Der Wert der Beteiligungen der Emittentin und ihre Erträge 
daraus können sinken und die Emittentin kann zu weiteren 
Investitionen in ihre Beteiligungen verpflichtet werden (Be-
teiligungsrisiko). 

  Es besteht das Risiko, dass in Zukunft keine für die Emit-
tentin günstigen Finanzierungsmöglichkeiten auf dem Kapi-
talmarkt zur Verfügung stehen (Refinanzierungsrisiko). 

  Die Emittentin ist verpflichtet, ex-ante Beiträge an den Ein-
heitlichen Abwicklungsfonds (SRF) und an den Einlagensi-
cherungsfonds der Volksbank Einlagensicherung eG abzu-
führen. Änderungen der Beiträge können zu zusätzlichen fi-
nanziellen Belastungen der Emittentin führen und dies wirkt 
sich somit nachteilig auf die Finanzposition der Emittentin 
und auf ihre Vermögens-, Finanz- und Ertragslage aus.  

  Die Emittentin ist Währungsrisiken ausgesetzt, da sich ein 
Teil ihrer Aktivitäten, Vermögenswerte und Kunden außer-
halb der Eurozone befinden (Fremdwährungsrisiko). 
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  Es besteht das Risiko, dass eine allfällige Wiedereinführung 
nationaler Währungen durch einzelne Mitglieder der Euro-
zone gravierende negative Auswirkungen auf die europäi-
schen Volkswirtschaften und die Finanzmärkte sowie auf 
die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Emittentin 
und/oder des Volksbanken-Verbundes haben kann. 

  Es besteht das Risiko, dass Wertminderungen von Sicher-
heiten zur Absicherung von Geschäfts- und Immobilienkre-
diten die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Emitten-
tin wesentlich negativ beeinflussen. 

  Es besteht das Risiko, dass der Emittentin die Geldmittel 
zur Erfüllung ihrer Zahlungsverpflichtungen nicht in ausrei-
chendem Maße zur Verfügung stehen oder diese nur zu für 
die Emittentin ungünstigen Konditionen beschafft werden 
können (Liquiditätsrisiko). 

  Es besteht das Risiko, dass die Verpflichtungen der Emit-
tentin aus dem Volksbanken-Verbund nachteilige Auswir-
kungen auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der 
Emittentin haben können (Verbundrisiko). 

  Die Emittentin und/oder der Volksbanken-Verbund sind dem 
Risiko ausgesetzt, dass bestimmte strategische Maßnah-
men nicht umgesetzt werden können und/oder selbst wenn 
sie umgesetzt werden, sie nicht die erwarteten Effekte er-
zielen können.  

  Aufgrund der weitreichenden Entscheidungs- und Wei-
sungsrechte der Zentralorganisation könnte die Emittentin 
in ihrer Handlungsfreiheit eingeschränkt werden. 

  Die Emittentin und/oder der Volksbanken-Verbund sind 
möglicherweise nicht in der Lage, die Mindestanforderun-
gen für Eigenmittel und berücksichtigungsfähige Verbind-
lichkeiten zu erfüllen; dies würde zu aufsichtsrechtlichen 
Maßnahmen führen, die die Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage der Emittentin negativ beeinflussen könnten. 

  Es besteht das Risiko, dass durch den Volksbanken-Ver-
bund bei der Emittentin zusätzliche Kosten entstehen, die 
sich negativ auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
der Emittentin auswirken könnten. 

  Für die Emittentin ergeben sich Risiken aus der Garantie für 
das Konsortialgeschäft der VOLKSBANK WIEN sowie aus 
der Garantie für bestimmte Haftungen der VOLKSBANK 
WIEN. 

  Da die Emittentin Teile ihrer Forderungen der VOLKSBANK 
WIEN für deren Deckungsstock zur Verfügung stellt, besteht 
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für die Emittentin ein hohes Risiko, im Fall der Insolvenz o-
der der Abwicklung der VOLKSBANK WIEN Ausfälle und 
Verluste zu erleiden. Die Emittentin wäre in diesem Fall auf-
grund ihres Geschäftsmodells in ihrem Bestand gefährdet. 

  Es besteht das Risiko, dass sich wirtschaftliche Schwierig-
keiten des Volksbanken-Verbundes bzw eines Mitgliedes 
des Volksbanken-Verbundes negativ auf die Emittentin aus-
wirken. 

  Die Emittentin ist Risiken im Zusammenhang mit den erfolg-
ten Verschmelzungen (Fusionen) ausgesetzt, die weitrei-
chende negative Folgen für die Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage der Emittentin haben können. 

  Die Emittentin hat vereinbart, sollte es zu Ausschüttungen 
auf ein von der VB Rückzahlungsgesellschaft mbH im Zuge 
der Restrukturierungsmaßnahmen begebenes Genussrecht 
an die Republik Österreich kommen, Beiträge zu diesen 
Ausschüttungen zu leisten. 

  Im Falle des negativen Ausgangs anhängiger Gerichtsver-
fahren gegen die Immigon, in denen die VOLKSBANK WIEN 
Mitbeklagte ist, könnte die Emittentin aufgrund der im Volks-
banken-Verbund getroffenen Vereinbarungen zur Mittra-
gung wirtschaftlicher Belastungen der VOLKSBANK WIEN 
verpflichtet sein, was die Fähigkeit der Emittentin, ihren Ver-
pflichtungen unter den Schuldverschreibungen nachzukom-
men, wesentlich negativ beeinflussen könnte. 

  Die Emittentin ist dem Risiko möglicher Wertberichtigungen 
ihrer Immobilienkreditportfolios ausgesetzt (Immobilienri-
siko). 

  Als Konsequenz der Finanz- und Wirtschaftskrise und des 
wirtschaftlichen Abschwungs in Folge der europäischen 
Staatsschuldenkrise erfährt die Emittentin eine Verschlech-
terung der Qualität ihrer Kredite. 

  Marktschwankungen können dazu führen, dass die Emit-
tentin keinen ausreichenden Jahresgewinn erzielt, um Zah-
lungen auf bestimmte Schuldverschreibungen zu leisten 
(Marktrisiko). 

  Die Absicherungsstrategien der Emittentin könnten sich als 
unwirksam erweisen. 

D.3 Zentrale Risiken, die 
den Wertpapieren eigen 
sind 

Allgemeine Risiken im Zusammenhang mit den Schuld-
verschreibungen 
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  Der Emittentin kann es ganz oder teilweise unmöglich oder 
untersagt sein, Zins- und/oder Kapitalrückzahlungen auf die 
Schuldverschreibungen zu leisten. 

  Der Credit Spread (Zinsaufschlag) der Emittentin kann sich 
verschlechtern (Credit Spread-Risiko). 

  Allfällige Ratings von Schuldverschreibungen spiegeln nicht 
alle Risiken einer Anlage in diese Schuldverschreibungen 
adäquat wider und können ausgesetzt, herabgestuft und zu-
rückgezogen werden (Ratingrisiko). 

  Bei einer zukünftigen Geldentwertung (Inflation) könnte sich 
die reale Rendite einer Schuldverschreibung verringern. 

  Es gibt keine Sicherheit dafür, dass sich für die Schuldver-
schreibungen ein liquider Sekundärmarkt entwickeln wird, 
noch dafür, dass dieser, falls er sich entwickelt, bestehen 
bleibt. Auf einem illiquiden Markt sind Anleihegläubiger un-
ter Umständen nicht in der Lage, ihre Schuldverschreibun-
gen zu einem angemessenen Marktpreis oder überhaupt zu 
verkaufen. 

  Anleihegläubiger sind bei einem Verkauf der Schuldver-
schreibungen einem Marktpreisrisiko ausgesetzt (Markt-
preisrisiko). 

  Schuldverschreibungen, die Optionen enthalten, unterlie-
gen Risiken im Zusammenhang mit einer möglichen Ände-
rung des Optionspreises. 

  Bei Schuldverschreibungen mit Recht auf vorzeitige Rück-
zahlung der Emittentin trägt der Anleihegläubiger aufgrund 
des Ausübungsrisikos neben dem Risiko der vorzeitigen 
Rückzahlung und dem Risiko, dass die Schuldverschreibun-
gen eine niedrigere Rendite als erwartet aufweisen, auch 
ein höheres Marktpreisrisiko (Risiko der vorzeitigen Rück-
zahlung). 

  Anleihegläubiger können dem Risiko unvorteilhafter Wech-
selkursentwicklungen oder dem Risiko, dass Behörden De-
visenkontrollen anordnen oder modifizieren, ausgesetzt 
sein (Währungsrisiko – Wechselkursrisiko). 

  Es besteht das Risiko, dass Anleihegläubiger nicht in der 
Lage sind, Erträge aus den Schuldverschreibungen so zu 
reinvestieren, dass sie den gleichen Ertrag erzielen wie mit 
den Schuldverschreibungen (Wiederveranlagungsrisiko). 

  Mit dem Kauf und Verkauf von Schuldverschreibungen ver-
bundene Nebenkosten können das Ertragspotenzial der 
Schuldverschreibungen wesentlich beeinflussen. 
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  Anleihegläubiger tragen das Risiko der fehlerhaften Abwick-
lung durch Clearing Systeme. 

  Die Schuldverschreibungen können nach Eintritt eines be-
stimmten Auslöse-Ereignisses der Abschreibung oder Um-
wandlung in Eigenkapital unterliegen, wodurch die Anleihe-
gläubiger einen Teil oder die Gesamtheit ihrer Anlage in die 
Schuldverschreibungen verlieren können (gesetzliche Ver-
lustbeteiligung). 

  Die Emittentin könnte Abwicklungsbefugnissen unterliegen, 
die auch negative Auswirkungen auf die Schuldverschrei-
bungen haben könnten. 

  Der Emittentin ist nicht untersagt, weitere Verbindlichkeiten 
zu begeben oder aufzunehmen. 

  In einer Insolvenz der Emittentin haben Einlagen einen hö-
heren Rang als die Ansprüche der Anleihegläubiger im Zu-
sammenhang mit den Schuldverschreibungen. 

  Aufgrund der möglichen Verwahrung der Sammelurkunde 
bei der VOLKSBANK WIEN ist die Übertragbarkeit der Wert-
papiere eingeschränkt. 

  Die steuerlichen Auswirkungen einer Anlage in Schuldver-
schreibungen sollten sorgfältig bedacht werden. 

  Die Schuldverschreibungen unterliegen österreichischem 
Recht, Änderungen der geltenden Gesetze, Verordnungen 
oder aufsichtsrechtlichen Vorschriften können negative 
Auswirkungen auf die Emittentin, die Schuldverschreibun-
gen und die Anleihegläubiger haben. 

  Forderungen gegen die Emittentin aus den Schuldver-
schreibungen verjähren, sofern sie nicht binnen dreißig Jah-
ren (hinsichtlich Kapital) und binnen drei Jahren (hinsichtlich 
Zinsen) geltend gemacht werden. 

  Wird ein Kredit zur Finanzierung des Kaufs der Schuldver-
schreibungen aufgenommen, erhöht dies die maximale 
Höhe eines möglichen Verlustes. 

  Die Schuldverschreibungen sind weder von der gesetzli-
chen noch einer freiwilligen Einlagensicherung gedeckt. 

  Ein österreichisches Gericht kann einen Kurator für die 
Schuldverschreibungen bestellen, der die Rechte und Inte-
ressen der Anleihegläubiger in deren Namen ausübt und 
wahrnimmt, wodurch die Möglichkeit der Anleihegläubiger 
zur individuellen Geltendmachung ihrer Rechte aus den 
Schuldverschreibungen eingeschränkt werden kann. 
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  Bei Schuldverschreibungen, die kein Recht der Anleihegläu-
biger auf vorzeitige Rückzahlung vorsehen, haben die An-
leihegläubiger möglicherweise keine Möglichkeit, ihr Invest-
ment vorzeitig zu beenden. 

  Bestimmte Anlagen können durch rechtliche Anlageerwä-
gungen eingeschränkt sein. 

  Risiken, die mit bestimmten Ausstattungsmerkmalen 
und Produktkategorien von Schuldverschreibungen 
verbunden sind. Schuldverschreibungen können meh-
rere Ausstattungsmerkmale beinhalten 

  [Schuldverschreibungen mit fixem Zinssatz. 

Anleihegläubiger fix verzinster Schuldverschreibungen tra-
gen das Risiko, dass der Marktpreis dieser Schuldverschrei-
bungen aufgrund von Veränderungen des Marktzinsniveaus 
sinkt.] 

  [Schuldverschreibungen mit variablem Zinssatz. 

Anleihegläubiger von variabel verzinsten Schuldverschrei-
bungen tragen das Risiko schwankender Zinsniveaus und 
ungewisser Zinserträge.] 

  [Schuldverschreibungen mit fixem und danach variablem 
Zinssatz. 

Bei Schuldverschreibungen mit fixem und danach variablem 
Zinssatz kann der Zinssatz nach Wechsel von einer fixen 
Verzinsung auf eine variable Verzinsung weniger vorteilhaft 
für Anleihegläubiger sein als der vormals fixe Zinssatz.] 

  [Nullkupon-Schuldverschreibungen.  

Veränderungen der Marktzinssätze haben auf die Markt-
preise von Nullkupon-Schuldverschreibungen einen we-
sentlich stärkeren Einfluss als auf die Marktpreise anderer 
Schuldverschreibungen.] 

  [Schuldverschreibungen mit Zielkupon.  

Bei Schuldverschreibungen mit einem Zielkupon trägt der 
Anleihegläubiger das Risiko einer vorzeitigen Rückzahlung 
sobald ein bestimmter Zinsbetrag erreicht wird.] 

  [Schuldverschreibungen mit Höchstzinssatz.  

Bei Schuldverschreibungen mit einem Höchstzinssatz wird 
die Höhe des Zinssatzes niemals über den Höchstzinssatz 
hinaussteigen.] 

  [Schuldverschreibungen, die bestimmte vorteilhafte Aus-
stattungsmerkmale aufweisen. 
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Schuldverschreibungen, die bestimmte für Anleihegläubiger 
vorteilhafte Ausstattungsmerkmale wie beispielsweise ei-
nen Mindestzinssatz aufweisen, können auch für Anleihe-
gläubiger nachteilige Ausstattungsmerkmale wie beispiels-
weise einen Höchstzinssatz oder einen höheren Emissions-
preis aufweisen.] 

  Risiken im Zusammenhang mit nachrangigen Schuld-
verschreibungen 

  Die Verbindlichkeiten der Emittentin aus nachrangigen 
Schuldverschreibungen stellen unbesicherte und nachran-
gige Verbindlichkeiten dar, die gegenüber allen Ansprüchen 
nicht nachrangiger Anleihegläubiger der Emittentin nach-
rangig sind. Im Falle der Liquidation oder der Insolvenz der 
Emittentin sind nachrangige Schuldverschreibungen gegen-
über nicht-nachrangigen Verbindlichkeiten nachrangig zu 
bedienen; den Anleihegläubigern nachrangiger Schuldver-
schreibungen droht in diesem Fall der Verlust ihres Invest-
ments (Totalausfall). 

Nachrangige Schuldverschreibungen dürfen nicht nach 
Wahl der Anleihegläubiger vorzeitig zurückgezahlt werden, 
und jegliche Rechte der Emittentin auf vorzeitige Rückzah-
lung oder Rückkauf der nachrangigen Schuldverschreibun-
gen sind von einer vorherigen Erlaubnis der zuständigen 
Behörde abhängig. 

  Anleger, die in nachrangige Schuldverschreibungen inves-
tieren, können während der Laufzeit der Schuldverschrei-
bungen ihr eingesetztes Kapital nicht zurückverlangen. 

  Die Anrechenbarkeit der nachrangigen Schuldverschreibun-
gen als aufsichtsrechtlich erforderliches Kapital kann sich 
verringern oder wegfallen. 

  Bei nachrangigen Schuldverschreibungen besteht das Ri-
siko, dass ein Rückkauf durch die Emittentin nicht zulässig 
ist. 

  Es ist der Emittentin nicht untersagt, weitere Verbindlichkei-
ten einzugehen, die im Vergleich zu den Verbindlichkeiten 
aus nachrangigen Schuldverschreibungen vorrangig oder 
gleichrangig sind. 

  Zusätzliche Risiken im Zusammenhang mit berücksich-
tigungsfähigen Schuldverschreibungen 

  Die Einstufung der berücksichtigungsfähigen Schuldver-
schreibungen als für Zwecke von MREL anrechenbare In-
strumente unterliegt Unsicherheiten. 
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  Berücksichtigungsfähige Schuldverschreibungen können 
von der Emittentin vor dem Ende ihrer Laufzeit aus steuer-
lichen oder aufsichtsrechtlichen Gründen zurückgezahlt 
werden. 

  Anleger von berücksichtigungsfähigen Schuldverschreibun-
gen können während der Laufzeit der berücksichtigungsfä-
higen Schuldverschreibungen ihr eingesetztes Kapital nicht 
zurückverlangen. 

  Berücksichtigungsfähige Schuldverschreibungen sind neue 
Arten von Instrumenten, hinsichtlich derer es keine Han-
delshistorie gibt. 

  Risiken in Bezug auf potentielle Interessenkonflikte 

  Siehe E.4 

D.6 Risiken aus den 
Schuldverschreibungen 

Siehe D.3 

Anleihegläubiger von derivativen Wertpapieren unter-
liegen dem Risiko, ihren Kapitaleinsatz ganz oder teil-
weise zu verlieren. 

E.  Angebot 

E.2b Gründe für das Angebot 
und Zweckbestimmung 
der Erlöse 

Die Nettoerlöse aus der Ausgabe der Schuldverschreibun-
gen werden von der Emittentin zur Gewinnerzielung und für 
ihre allgemeinen Refinanzierungsbedürfnisse verwendet. 
Die Emission von Schuldverschreibungen, die nachrangi-
ges Kapital verbriefen, dient zur Stärkung der Eigenmittel-
ausstattung der Emittentin.  

E.3 Angebotskonditionen Die Schuldverschreibungen können in Österreich im Wege 
[eines öffentlichen Angebots] [einer Privatplatzierung] an-
geboten werden. 

  Schuldverschreibungen können als Einmal- oder Dauer-
emissionen begeben werden. Einmalemissionen stellen 
Schuldverschreibungen dar, die während einer bestimmten 
Angebotsfrist gezeichnet und begeben werden können. Bei 
Daueremissionen liegt es im Ermessen der Emittentin, 
wann die Schuldverschreibungen während der gesamten 
(oder einem Teil der) Laufzeit zur Zeichnung zur Verfügung 
stehen und begeben werden. Im Falle von Daueremissio-
nen ist die Emittentin berechtigt, den Gesamtnennbetrag je-
derzeit aufzustocken oder zu reduzieren. 

Die Emittentin begibt am (oder ab dem) [Datum des (Erst-) 
Begebungstags einfügen] (der "Begebungstag") im Wege 
einer [Emissionsart einfügen] Schuldverschreibungen (die 
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"Schuldverschreibungen") in [festgelegte Währung einfü-
gen] (die "festgelegte Währung") im Gesamtnennbetrag von 
[Gesamtnennbetrag einfügen] (in Worten: [Gesamtnenn-
betrag in Worten einfügen]) [mit Auf- und Abstockungsmög-
lichkeit] und mit einem Nennbetrag von je [Nennbetrag einfü-
gen] (der "Nennbetrag"). 

Der Erstemissionspreis beträgt zu Beginn der Angebotsfrist 
vom [Angebotsfrist einfügen] [Erstemissionspreis einfü-
gen] % des Nennbetrags [plus [Ausgabeaufschlag einfü-
gen] % Ausgabeaufschlag] (der "Ausgabeaufschlag") und 
wird danach von der Emittentin laufend nach Marktgege-
benheiten angepasst.  

Mindestzeichnungshöhe: [Mindestzeichnungshöhe einfü-
gen] [Entfällt. Das Angebot sieht keine Mindestzeichnungs-
höhe vor.] 

Höchstzeichnungshöhe: [Höchstzeichnungshöhe einfügen] 
[Entfällt.] 

E.4 Interessenkonflikte  Mögliche Interessenkonflikte können sich zwischen der Be-
rechnungsstelle, der Zahlstelle und den Anleihegläubigern 
ergeben, insbesondere hinsichtlich bestimmter Ermessens-
entscheidungen die den vorgenannten Funktionen aufgrund 
der Anleihebedingungen oder auf anderer Grundlage zu-
stehen. Diese Interessenkonflikte könnten einen negativen 
Einfluss auf die Anleihegläubiger haben. 

Einzelne Organmitglieder der Emittentin üben Organfunkti-
onen in anderen Gesellschaften und/oder in anderen Ge-
sellschaften des Volksbanken-Verbundes aus. Aus diesen 
Doppelfunktionen können die Organmitglieder in Einzelfäl-
len potentiellen Interessenkonflikten ausgesetzt sein. Der-
artige Interessenkonflikte können insbesondere dazu füh-
ren, dass geschäftliche Entscheidungsprozesse verhindert 
oder verzögert oder zum Nachteil der Anleihegläubiger ge-
troffen werden. 

 Interessen an dem An-
gebot 

[Entfällt, es bestehen keine Interessen von an der Emission 
beteiligten natürlichen und juristischen Personen] [Angaben 
zu etwaigen Interessen von an der Emission beteiligter na-
türlicher und juristischer Personen einfügen] 
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E.7 Kosten für die Anleger [Mit Ausnahme banküblicher Spesen [falls ein Ausgabe-
aufschlag zur Anwendung kommt, einfügen: und eines 
Ausgabeaufschlags in Höhe von [Ausgabeaufschlag ein-
fügen] %] werden dem Zeichner beim Erwerb der Schuld-
verschreibungen keine zusätzlichen Kosten oder Steuern in 
Rechnung gestellt.] [●] 
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2.  RISIKOFAKTOREN  

Potentielle Anleger sollten die in diesem Kapitel beschriebenen Risikofaktoren sowie alle anderen 
Informationen in diesem Prospekt einschließlich aller Nachträge, der Muster-Anleihebedingungen, 
der maßgeblichen Endgültigen Bedingungen und der Zusammenfassung sorgfältig abwägen, bevor 
sie eine Entscheidung über eine Veranlagung in Schuldverschreibungen treffen. Ein Schlagend-
werden eines oder mehrerer der nachstehenden beschriebenen Risiken kann erhebliche nachteilige 
Auswirkungen auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Emittentin haben und ihre Fähig-
keit, ihren Verpflichtungen unter den Schuldverschreibungen nachzukommen, einschränken. Wei-
ters könnte sich jedes dieser Risiken negativ auf den Marktpreis der Schuldverschreibungen oder 
die Rechte der Anleihegläubiger auswirken, und in Folge könnten die Anleihegläubiger ihr Invest-
ment teilweise oder zur Gänze verlieren.  

Potentielle Anleger sollten folgende Arten von Risiken abwägen: (i) Risiken in Bezug auf die Emit-
tentin und ihre Geschäftstätigkeit, (ii) Allgemeine Risiken im Zusammenhang mit den Schuldver-
schreibungen, (iii) Risiken, die mit bestimmten Ausstattungsmerkmalen und Produktkategorien von 
Schuldverschreibungen verbunden sind (iv) Risiken im Zusammenhang mit nachrangigen Schuld-
verschreibungen und (v) Risiken in Bezug auf potentielle Interessenkonflikte. 

Potentielle Anleger sollten sich bewusst sein, dass die in diesem Abschnitt beschriebenen Risiken 
nicht die einzigen Risiken sind, die die Emittentin und/oder die Schuldverschreibungen betreffen. 
Die Emittentin hat nur jene Risiken beschrieben, die ihr zum Datum des Prospekts bekannt sind 
und die von ihr als wesentlich erachtet wurden. Zusätzliche Risiken, die der Emittentin derzeit nicht 
bekannt sind oder von ihr nicht als wesentlich eingestuft werden, können bestehen und auch jedes 
dieser Risiken kann die oben beschriebenen Auswirkungen haben. Weiters sollten sich potentielle 
Anleger bewusst sein, dass mehrere der in diesem Abschnitt beschriebenen Risiken gleichzeitig 
auftreten können, was die nachteiligen Auswirkungen verstärken könnte. Sollten sich eines oder 
mehrere der nachstehenden Risiken verwirklichen, könnte sich dies erheblich nachteilig auf die 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Emittentin auswirken, ihre Fähigkeit, ihren Verpflichtun-
gen unter den Schuldverschreibungen nachzukommen einschränken und den Marktpreis der 
Schuldverschreibungen nachteilig beeinflussen. 

Bevor eine Entscheidung über ein Investment in Schuldverschreibungen gefällt wird, sollte ein zu-
künftiger Anleger eine gründliche eigene Analyse eines Investments in die maßgeblichen Schuld-
verschreibungen durchführen, insbesondere eine eigene Finanz-, Rechts- und Steueranalyse, da 
die Beurteilung der Eignung eines Investments in Schuldverschreibungen für den potentiellen An-
leger sowohl von seiner Finanz- und Allgemeinsituation wie auch von den jeweils maßgeblichen 
Anleihebedingungen der jeweiligen Schuldverschreibungen abhängt. Bei mangelnder Erfahrung in 
Finanz-, Geschäfts- und Investmentfragen, ohne die keine fundierte Entscheidung über ein Invest-
ment gefällt werden kann, sollten Anleger fachmännischen Rat (zB bei einem Finanzberater) ein-
holen, bevor eine Entscheidung hinsichtlich des Erwerbs der Schuldverschreibungen getroffen wird. 
Die Schuldverschreibungen sollten nur von Anlegern gezeichnet werden, die das Risiko des Total-
verlusts des von ihnen eingesetzten Kapitals einschließlich der aufgewendeten Transaktionskosten 
sowie allfälliger Finanzierungskosten tragen können. 

Die gewählte Reihenfolge der Risikofaktoren stellt keine Aussage über die Realisierungswahr-
scheinlichkeit sowie das Ausmaß der wirtschaftlichen Auswirkungen der nachfolgend genannten 
Risiken dar.  
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2.1 RISIKEN IN BEZUG AUF DIE EMITTENTIN UND IHRE 
GESCHÄFTSTÄTIGKEIT 

Das herausfordernde makroökonomische Wirtschafts- und Finanzmarktumfeld kann 
wesentliche negative Auswirkungen auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
der Emittentin und ihre Zukunftsaussichten haben. 

Die Emittentin ist dem Risiko von Änderungen des wirtschaftlichen und politischen Um-
felds in Österreich und in anderen Ländern der Welt, sowie der Entwicklung der Weltwirt-
schaft und der globalen Finanzmärkte ausgesetzt. Die Schwierigkeiten, der die weltweiten 
Finanzmärkte infolge der Wirtschafts-, Finanz- und Staatsschuldenkrise während der ver-
gangenen Jahre ausgesetzt waren, wirken noch weiter nach.  

Die weltweite Wirtschafts- und Finanzkrise führte zu erheblichen Störungen am Interban-
kenmarkt und einem deutlichen Wertverfall bei nahezu allen Arten von Finanzanlagen. Die 
Finanzmärkte durchliefen ein extremes Maß an Volatilität. Das Vertrauen in die Finanz-
wirtschaft bzw in die Wirtschaft allgemein sank drastisch. 

Die Risiken der europäischen Staatsschuldenkrise scheinen in den letzten Jahren nachgelas-
sen zu haben, da die Programme der Europäischen Zentralbank ("EZB"), die Rettungspakete 
der EU Mitgliedstaaten und ein allgemeiner wirtschaftlicher Aufschwung die Situation in Eu-
ropa stabilisiert zu haben scheinen. Die wichtigste Stütze für Wachstum in der Eurozone 
bleibt der private Konsum. Die positive Entwicklung in der Eurozone wird sich voraussicht-
lich weiter fortsetzen, allerdings hat sich die politische Ungewissheit in der jüngsten Zeit 
erhöht. Unsicherheitsfaktoren stellen ua die anhaltende europäische Flüchtlingsproblematik, 
die Ungewissheit über Verlauf und Ergebnis der EU Austrittsverhandlungen des Vereinigten 
Königreichs (Stichwort: Brexit), die Ankündigung des EU Kommissionspräsidenten Jean-
Claude Juncker eines möglichen EU-Beitritts der am weitesten fortgeschrittenen Westbalkan-
Staaten bis 2025, die steigende Attraktivität populistischer Parteien und Bewegungen für Wäh-
ler, kriegerische Auseinandersetzungen und Spannungen im Nahen Osten sowie verschärfte 
Spannungen in Ostasien dar. Auch ist fraglich, welche Auswirkungen die Politik Russlands, 
der Türkei und auch der Vereinigten Staaten auf die österreichische, europäische und 
internationale Wirtschaft haben werden. 

Die Effekte der Finanz-, Wirtschafts- und Staatsschuldenkrise hatten auf die Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage der Emittentin wesentliche negative Auswirkungen. Es ist anzunehmen, 
dass sich, insbesondere bei einer erneuten Verschärfung der Krise, auch in Zukunft erheblich 
negative Folgen für die Emittentin ergeben können. Gleichzeitig ist es der Emittentin teilweise 
nicht oder nur schwer möglich, sich gegen Risiken im Zusammenhang mit der Finanz-, Wirt-
schafts- und Staatsschuldenkrise abzusichern.  

Wirtschaftliche und/oder politische Entwicklungen und/oder ein Abschwung der 
Wirtschaft in Österreich können wesentliche nachteilige Auswirkungen auf die Ge-
schäftstätigkeit der Emittentin haben. 

Die Geschäftstätigkeit der Emittentin konzentriert sich auf Österreich. Daher ist die Ge-
schäftstätigkeit der Emittentin in hohem Maße volkswirtschaftlichen und anderen Fakto-
ren, die das Wachstum im österreichischen Bankenmarkt, die Kreditwürdigkeit der öster-
reichischen Kunden der Emittentin und des Volksbanken-Verbundes und andere Faktoren, 
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die die österreichische Wirtschaft im Allgemeinen und den Volksbanken-Verbund im Be-
sonderen beeinflussen, ausgesetzt. Als Beispiele für diese Faktoren können ua die allge-
meine Wirtschaftslage (sowohl ein wirtschaftlicher Abschwung als auch eine angespannte 
und unsichere Lage an den internationalen Finanzmärkten und die von der Finanzkrise 
ausgehende Rezession), eine Deflation, eine Hyperinflation, Arbeitslosigkeit, Terrorge-
fahr, Finanzkrisen und volatile Rohöl- und/oder Immobilienpreise genannt werden. Wenn 
einer oder mehrere dieser Faktoren in Österreich eintreten, würde das die Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage der Emittentin negativ beeinflussen.  

Die Emittentin ist in einem hart umkämpften Markt tätig und steht, insbesondere 
hinsichtlich der Zinsmargen, im Wettbewerb mit starken lokalen Wettbewerbern und 
internationalen Instituten des Finanzsektors (Wettbewerbsrisiko). 

Die Emittentin ist in allen ihren Geschäftsfeldern intensivem Wettbewerb ausgesetzt. Die 
Emittentin steht im Wettbewerb mit einer Reihe lokaler Konkurrenten, wie anderen natio-
nalen Kreditinstituten sowie Privatkunden- und Geschäftsbanken, Hypothekenbanken und 
internationalen Instituten des Finanzsektors. Der österreichische Markt ist von intensivem 
Wettbewerb geprägt. Da Österreich im Vergleich zu anderen Staaten eine überdurch-
schnittliche Bankendichte, vor allem aber eine besonders hohe Bankstellendichte auf-
weist, ist die Emittentin einem starken Wettbewerb beim Anbieten von Bankprodukten und 
Finanzdienstleistungen ausgesetzt. Die Emittentin steht in intensivem Wettbewerb sowohl 
mit ihren lokalen Mitbewerbern als auch mit großen internationalen Banken und Mitbewer-
bern aus Nachbarländern, die in denselben Märkten wie die Emittentin ähnliche Produkte 
und Dienstleistungen anbieten. Aufgrund dieses angespannten Wettbewerbs stehen die 
Zinsmargen unter Druck. Fehler bei der Festlegung der Zinsmargen können wesentliche 
negative Auswirkungen auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Emittentin ha-
ben. 

Es besteht das Risiko des nicht zeitgerechten Erkennens von wesentlichen Entwick-
lungen und Trends im Bankensektor. 

Die Führungskräfte der Emittentin treffen strategische Entscheidungen aufgrund von wesent-
lichen Entwicklungen und Trends im Bankensektor. Es besteht jedoch das Risiko, dass selbst 
hochqualifizierte Führungskräfte und Mitarbeiter, die diese Entwicklungen verfolgen, analy-
sieren und auch potentielle Risiken überprüfen, wesentliche Entwicklungen und Trends im 
Bankensektor nicht zeitgerecht erkennen. Die Wettbewerbsfähigkeit der Emittentin hängt 
aber in einem hohen Maße von ihrer Fähigkeit zur raschen Anpassung ihrer Geschäftsbe-
reiche an Branchentrends ab. Ein nicht zeitgerechtes Erkennen wesentlicher Entwicklun-
gen und Trends im Bankensektor könnte sich daher nachteilig auf die Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage der Emittentin auswirken. 

Es besteht das Risiko von Vermögensschäden bei der Emittentin infolge von Geld-
entwertung (Inflationsrisiko). 

Die Gefahr von Vermögensschäden infolge von Geldentwertung (Inflationsrisiko) ist vor allem 
dann gegeben, wenn die tatsächliche Inflation stärker ausfällt als die erwartete Inflation. Das 
Inflationsrisiko wirkt sich vor allem auf den Realwert des vorhandenen Vermögens der Emit-
tentin aus und auf den realen Ertrag, der durch das Vermögen der Emittentin erwirtschaftet 
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werden kann. Demnach kann es bei einer höheren als der erwarteten Inflationsrate zu einer 
nachteiligen Beeinflussung der Wertentwicklung des Vermögens der Emittentin kommen. 

Die Emittentin unterliegt Risiken im Zusammenhang mit einer möglichen Deflation. 

Deflation bezeichnet eine Zeitperiode mit negativer Inflationsrate, was zu einer wirtschaftli-
chen Krise und hoher Arbeitslosigkeit in den betroffenen Märkten führen kann. In einer defla-
tionären Phase ist die Gefahr einer selbsterhaltenden bzw sogar selbstverstärkenden Ten-
denz sehr groß: Sinkende Preise und Einkommen führen zu einer merklichen Kaufzurückhal-
tung der Konsumenten. Die sinkende Nachfrage wiederum bewirkt eine niedrigere Auslastung 
der Produktionskapazitäten oder gar Insolvenzen und damit weiter sinkende Preise und Ein-
kommen. Aufgrund der negativen Auswirkungen auf die Gläubiger (ua Kreditinstitute) schrän-
ken diese ihre Kreditvergabe ein, was die Geldmenge vermindert und Wirtschaftswachstum 
erschwert. Dies kann nachteilige Auswirkungen auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
der Emittentin haben. 

Zinsschwankungen können das operative Ergebnis der Emittentin negativ beein-
flussen (Zinsänderungsrisiko). 

Änderungen des Zinsniveaus (einschließlich Änderungen der Differenz zwischen dem Ni-
veau kurz- und langfristiger Zinsen) können ua zu erhöhten Kosten für die Kapital- und 
Liquiditätsausstattung der Emittentin und zu Abwertungserfordernissen hinsichtlich beste-
hender Vermögenspositionen führen und so das operative Ergebnis und die Refinanzie-
rungskosten der Emittentin wesentlich negativ beeinflussen. Weiters können Änderungen 
des Zinsniveaus nachteilige Auswirkungen auf die Nachfrage nach den von der Emittentin 
angebotenen Dienstleistungen und Finanzprodukten und damit auf die Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage der Emittentin haben. 

Veränderungen der Zinssätze können die Marge zwischen dem Zinssatz, den eine Bank ihren 
Einlegern und sonstigen Kreditgebern zahlen muss und dem Zinssatz, den die Bank auf Kre-
dite, die sie an ihre Kunden begibt, erhält, beeinflussen. Wenn die Zinsmarge fällt, sinken auch 
die Nettozinserträge, es sei denn eine Bank schafft es, diesen Rückgang durch eine Erhöhung 
des Gesamtbetrages an Geldmitteln, die sie an ihre Kunden verleiht, auszugleichen. Ein Rück-
gang der Zinssätze, die den Kunden verrechnet werden, kann die Zinsmarge negativ beein-
flussen, insbesondere dann, wenn die Zinssätze für Einlagen bereits sehr niedrig sind, da eine 
Bank nur geringe Möglichkeiten hat, die Zinsen, die sie ihren Kreditgebern bezahlt, entspre-
chend zu reduzieren. Eine Erhöhung der Zinssätze, die den Kunden verrechnet werden kann 
auch negative Auswirkungen auf die Nettozinserträge haben, wenn dadurch weniger Geldmit-
tel durch Kunden aufgenommen werden. Aus Gründen des Wettbewerbs kann sich die Emit-
tentin auch dazu entschließen, die Zinsen für Einlagen zu erhöhen, ohne dabei die Zinssätze 
für vergebene Kredite entsprechend anzuheben. Schließlich könnte in einem bestimmten Zeit-
raum ein Ungleichgewicht von verzinslichen Vermögenswerten und verzinslichen Verbindlich-
keiten im Fall von Zinsveränderungen die Nettozinsmarge der Emittentin reduzieren, was er-
hebliche negative Auswirkungen auf ihre Nettozinserträge und dadurch auf die Geschäftstä-
tigkeit und die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Emittentin haben könnte.  

Negativzinsen im Finanzbereich könnten erhebliche negative Auswirkungen auf die 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Emittentin haben. 
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Die Emittentin lukriert einen Teil ihrer betrieblichen Erträge durch Nettozinserträge. Zinsen 
für begebene Kredite sind in der Regel an Referenzzinssätze gekoppelt. Diese Referenz-
zinssätze können sensibel auf viele Faktoren reagieren, wie ua auf die Geldpolitik der 
Europäischen Zentralbank (EZB), auf die die Emittentin keinen Einfluss hat. 

So hat die EZB im März 2016 den Hauptrefinanzierungssatz von 0,05% auf 0,00% und die 
Verzinsung für über die Mindestreserve hinausgehende Einlagen von Kreditinstituten bei der 
EZB von -0,30% auf -0,40% reduziert. Gleichzeitig ermöglichte die EZB Kreditinstituten unter 
bestimmten Bedingungen die Kreditaufnahme zu negativen Zinsen. Kreditinstitute können 
sich somit Geld bei der EZB ausleihen und müssen lediglich einen geringeren Betrag zurück-
zahlen. Der negative Zinssatz kann weiter sinken. 

Falls der betreffende Referenzzinssatz, wie zB derzeit der 3-Monats-EURIBOR, negativ 
ist, muss die Emittentin die daraus resultierenden negativen Zinsen an Kreditnehmer wei-
tergeben. Hingegen darf ein Negativzinssatz, aber auch ein Zinssatz von Null, jedoch nicht 
auf Sparguthaben weitergegeben werden. Darüber hinaus verhindern auch in Emissionsbe-
dingungen verschiedener Finanzprodukte verankerte Mindestzinssätze das Wirksamwerden 
eines negativen Zinssatzes. Dies könnte in einer negativen Entwicklung der Zinsmarge resul-
tieren und daher zu finanziellen Nachteilen bei der Emittentin führen. 

Diese Entwicklungen könnten erhebliche negative Auswirkungen auf die Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage der Emittentin haben. 

Es besteht das Risiko, verstärkter rechtlicher und öffentlicher Einflussnahme auf 
Institute des Finanzsektors. 

Jüngere Entwicklungen auf den globalen Märkten haben zu einer verstärkten Einfluss-
nahme von staatlichen und behördlichen Stellen auf den Finanzsektor und die Tätigkeiten 
von Instituten des Finanzsektors geführt. Insbesondere staatliche und behördliche Stellen in 
der EU und in Österreich änderten die Möglichkeiten zur Kapitalaufbringung und Finanzierung 
für Kredit- und Finanzinstitute (einschließlich der Emittentin) und implementieren weitere Maß-
nahmen, inklusive verstärkter Kontrollmaßnahmen im Bankensektor und zusätzlicher Kapital-
anforderungen (siehe den Risikofaktor "Änderungen von Gesetzen oder Änderungen des 
aufsichtsrechtlichen Umfelds können negative Auswirkungen auf die Geschäftstätigkeit 
der Emittentin haben.").  

Wo die öffentliche Hand direkt in Institute des Finanzsektors investiert, ist es möglich, 
dass sie auch auf Geschäftsentscheidungen der betroffenen Institute Einfluss nimmt. Auf-
grund der aktuell wirtschaftlich schwierigen Lage des Volksbanken-Verbundes besteht 
dieses Risiko insbesondere im Hinblick auf den Volksbanken-Verbund und die Emittentin. 
Es ist unklar, wie sich diese verstärkte Einflussnahme auf den Volksbanken-Verbund ein-
schließlich der Emittentin auswirkt. Dies könnte dazu führen, dass der Marktpreis der be-
troffenen Schuldverschreibungen sinkt. Auch Zahlungen aus den betroffenen Schuldver-
schreibungen könnten, bedingt durch Auflagen staatlicher und behördlicher Stellen in der 
EU und in Österreich, verringert oder für einen bestimmten Zeitraum teilweise oder ganz 
ausgesetzt werden. 

Änderungen von Gesetzen oder Änderungen des aufsichtsrechtlichen Umfelds kön-
nen negative Auswirkungen auf die Geschäftstätigkeit der Emittentin haben. 
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Die Geschäftstätigkeit der Emittentin und des Volksbanken-Verbundes unterliegen sowohl 
nationalen und supranationalen Gesetzen und Regulativen als auch der Aufsicht der je-
weiligen Aufsichtsbehörden in den Jurisdiktionen, in denen die Emittentin und der Volks-
banken-Verbund tätig sind. Durch Änderungen der jeweiligen rechtlichen und aufsichts-
rechtlichen Rahmenbedingungen (auch als Reaktion auf die globale Finanzkrise und die 
Staatsschuldenkrise in Europa), einschließlich Änderungen der Rechtsprechung und Ver-
waltungspraxis, kann die Geschäftstätigkeit der Emittentin und ihre Fähigkeit, ihren im 
Rahmen der Schuldverschreibungen bestehenden Verpflichtungen gegenüber den Anlei-
hegläubigern nachzukommen, beeinträchtigt werden. Zu den Initiativen, die fortlaufend die 
bankenaufsichtsrechtlichen Rahmenbedingungen verbessern sollen, zählen ua die folgen-
den: 

• Basel III und CRD IV-Paket 

Im Juni 2011, im Jänner 2013 und im Oktober 2014 veröffentlichte der Basler Ausschuss 
für Bankenaufsicht (Basel Committee on Banking Supervision – "BCBS") sein (endgülti-
ges) als Basel III bekanntes internationales, aufsichtsrechtliches Rahmenwerk für Kredit-
institute, das aus einem umfassenden Paket an Reformmaßnahmen besteht, wodurch 
die Regulierung, die Aufsicht und das Risikomanagement des Bankensektors gestärkt 
werden soll.  

Die wichtigsten Teile von Basel III wurden durch das CRD IV-Paket in europäisches 
Recht umgesetzt, ie die "Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 26. Juni 2013 über den Zugang zur Tätigkeit von Kreditinstituten und die Be-
aufsichtigung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen, zur Änderung der Richtlinie 
2002/87/EG und zur Aufhebung der Richtlinien 2006/48/EG und 2006/49/EG" (Capital 
Requirements Directive IV – "CRD IV") und die "Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 über Aufsichtsanforderungen 
an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen und zur Änderung der Verordnung 
(EU) Nr. 648/2012" (Capital Requirements Regulation – "CRR"). 

Insbesondere das CRD IV Paket erhöhte (weiter) die Erfordernisse an die Qualität und 
Quantität von aufsichtsrechtlich erforderlichem Kapital (Eigenmittel) sowie die Minde-
steigenmittel für derivative Positionen und führte neue Liquiditätsvorschriften sowie eine 
Leverage Ratio ein. 

Die CRR (eine EU Verordnung, die in den EU Mitgliedsstaaten ohne nationale Um-
setzung unmittelbar anwendbar ist) sowie das österreichische Bundesgesetz zur Um-
setzung der CRD IV in österreichisches Recht (und bestimmte im Zusammenhang ste-
hende Verordnungen), welches Änderungen des österreichischen Bankwesengesetzes 
("BWG") beinhaltet, sind seit 01.01.2014, vorbehaltlich bestimmter Übergangsbestim-
mungen, anzuwenden.  

Die Umsetzung von Basel III auf internationaler (insbesondere europäischer) und natio-
naler Ebene bringt für die Emittentin und/oder den Volksbanken-Verbund Mehrbelastun-
gen mit sich, die sich auf ihre Vermögens-, Ertrags- und Finanzlage nachteilig auswirken 
können. Diese Mehrbelastungen können die Emission von Eigenmittelbestandteilen 
auf Ebene der VOLKSBANK WIEN als Zentralorganisation des Volksbanken-Verbun-
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des und/oder einzelner Volksbanken erforderlich machen. Sollten derartige Emissio-
nen erforderlich werden und die Platzierung fehlschlagen, könnte dies wesentliche 
negative Auswirkungen auf den Volksbanken-Verbund und die Emittentin haben. 

Darüber hinaus können Untersuchungen und Verfahren von zuständigen Aufsichtsbehör-
den nachteilige Auswirkungen auf die Geschäftstätigkeit der Emittentin und ihrer Beteili-
gungsgesellschaften und/oder den Volksbanken-Verbund haben, zB Änderungen in der 
Anerkennung von Eigenmitteln, strengere bzw geänderte Rechnungslegungsstandards. 

• Änderungen in der Anerkennung von Eigenmitteln 

Aufgrund der aufsichtsrechtlichen Änderungen werden bestimmte bestehende Kapitalin-
strumente, die in der Vergangenheit emittiert wurden, ihre aufsichtsrechtliche Anerken-
nung als Eigenmittel schrittweise verlieren oder als Eigenmittel geringerer Qualität einge-
stuft werden; zB werden bestimmte (bestehende) Hybridkapitalinstrumente über einen 
bestimmten Zeitraum auslaufen. 

• Kombinierte Kapitalpuffer-Anforderungen 

Gemäß §§ 23 bis 23d BWG, die die Artikel 128 bis 140 CRD IV in nationales Recht in 
Österreich umsetzen, haben Kreditinstitute – zusätzlich zu dem zur Einhaltung der CRR-
Eigenmittelanforderungen und allfälliger Pillar 2 Anforderung erforderlichen CET 1 Kapi-
tal – spezielle Kapitalpuffer in Form von CET 1 Kapital zu halten. Die Kapitalpuffer-Ver-
ordnung ("KP-V") der FMA bestimmt ua die Berechnung, Festlegung und Anerkennung 
der antizyklischen Kapitalpufferquote gemäß § 23a Abs 3 BWG, die Festlegung der Ka-
pitalpufferquote für systemische Verwundbarkeit und für systemisches Klumpenrisiko (= 
Systemrisikopuffer) gemäß § 23d Abs 3 BWG und des Kapitalpuffers für andere system-
relevante Institute gemäß § 23c Abs 5 BWG. Diese Kapitalpufferanforderungen werden 
schrittweise von 1.1.2016 bis 1.1.2019 eingeführt. 

Gemäß § 23 Abs 1 BWG haben Kreditinstitute eine Kapitalerhaltungspufferquote iHv 
2,50% ihres Gesamtbetrags an Risikopositionen einzuhalten, der gemäß Artikel 92(3) 
CRR und den jeweiligen Einführungsvorschriften berechnet wurde.  

Gemäß § 23a Abs 1 BWG haben Kreditinstitute auch eine antizyklische Kapitalpuffer-
quote einzuhalten. Gemäß der KP-V beträgt die antizyklische Kapitalpufferquote aktuell 
für in Österreich belegene wesentliche Kreditrisikopositionen 0,00%. Außerdem könnten 
auch nationale antizyklische Kapitalpufferquoten anwendbar sein, die durch die benann-
ten Behörden anderer Mitgliedstaaten und von Drittstaaten für in ihren jeweiligen Staats-
gebieten belegene wesentliche Kreditrisikopositionen festgelegt werden. Falls allerdings 
eine (nationale) antizyklische Kapitalpufferquote von über 2,50% festgelegt wurde, ist 
eine antizyklische Kapitalpufferquote von 2,50% anwendbar, außer die FMA hat eine an-
tizyklische Kapitalpufferquote von über 2,50% anerkannt. Die KP-V legt fest, dass die 
institutsspezifische antizyklische Kapitalpufferquote ein gewichteter Durchschnitt aller an-
wendbaren nationalen antizyklischen Kapitalpufferquoten basierend auf den jeweiligen 
gesamten Risikopositionen ist. 

Für die VOLKSBANK WIEN in ihrer Funktion als Zentralorganisation des Volksbanken-
Verbundes sieht die KP-V einen Kapitalpuffer für systemische Verwundbarkeit (auf kon-
solidierter Basis einzuhalten) iHv 0,25% seit 1.1.2018 vor. 
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Im Ergebnis besteht die kombinierte Kapitalpuffer-Anforderung für den Volksbanken-Ver-
bund aus dem gesamten CET 1 Kapital, das zur Einhaltung des Kapitalerhaltungspuffers 
benötigt wird, einem institutsspezifischen antizyklischen Kapitalpuffer und einem Kapital-
puffer für die systemische Verwundbarkeit. 

• Reform des Basel III Regulierungsrahmens  

Als Teil der fortlaufenden Bemühungen, die bankenaufsichtsrechtlichen Rahmenbedin-
gungen zu verbessern, hat der BCBS verschiedene Aspekte und Ansätze unter dem Ba-
sel III Regulierungsrahmen überprüft. In diesem Zusammenhang hat der BCBS am 
07.12.2017 mitgeteilt, dass er die Reform des Basel III Regulierungsrahmens abge-
schlossen hat. Ein Hauptziel der Überprüfung, die in den Regulierungsrahmen einbezo-
gen wurde, ist die exzessive Variabilität der risikogewichteten Aktiva (risk weighted as-
sets - "RWA") zu reduzieren, wodurch die Glaubwürdigkeit in die Berechnung der RWA 
wiederhergestellt werden soll durch: (i) Verbesserung der Stabilität und Risikosensibilität 
der Standardansätze für Kreditrisiko und operationelles Risiko, wodurch die Vergleich-
barkeit der Kapitalquoten von Kreditinstituten erleichtert werden wird; (ii) Beschränkung 
der Verwendung interner Modellansätze; und (iii) Ergänzung risikogewichteten Kapital-
quoten mit einer endgültigen Leverage Ratio und einer geänderten und soliden Unter-
grenze. Die überarbeiteten Standards werden am 01.01.2022 in Kraft treten (dies umfasst 
sowohl die Umsetzung als auch den aufsichtsrechtlichen Berichtstag für den überarbei-
teten Regulierungsrahmen) – Teile der Reform, einschließlich der Eigenmitteluntergrenze 
(sog Output Floor) für Banken, die eigene Risikomessverfahren anwenden werden, be-
ginnend in 2022, schrittweise über fünf Jahre eingeführt. Da es sich bei den vereinbarten 
Standards um Mindeststandards handelt, können sich die Jurisdiktionen auch dazu ent-
scheiden, strengere Standards einzuführen. Dementsprechend könnte die Umsetzung 
der Änderungen in Bezug auf den Basel III Regulierungsrahmen in der EU über den Ba-
sel III Standard hinausgehen und europäische Besonderheiten umfassen. Außerdem 
wird eine Umsetzung in den Jurisdiktionen als mit dem Basel III Regulierungsrahmen 
konform erachtet, wenn diese keine der internen Modellansätze und stattdessen die 
Standardansätze umsetzen. Außerdem hat der BCBS mitgeteilt, dass eine hochrangige 
Arbeitsgruppe, die zur Überprüfung der aufsichtsrechtlichen Behandlung von Forderun-
gen an Staaten (sovereign exposures) im Basel III Regulierungsrahmen und zur Empfeh-
lung möglicher Strategieoptionen eingerichtet wurde, in diesem Stadium keinen Konsens 
erzielt hat, um Änderungen bei der Behandlung von Forderungen an Staaten vorzuneh-
men, sondern sie hat vorerst nur ein Diskussionspapier veröffentlicht. Daher sind derzeit 
keine gesicherten Aussagen über die Auswirkungen auf die zukünftigen Kapitalanforde-
rungen und deren Auswirkungen auf die gegenwärtigen Kapitalanforderungen der Emit-
tentin möglich. 

• EU Bankenreformpaket der Europäischen Kommission 

Am 23.11.2016 veröffentlichte die Europäische Kommission Konsultationsentwürfe 
zur Überarbeitung der CRD IV und der CRR sowie der BRRD und der SRM Verord-
nung (wie nachstehend definiert). Die Konsultationsentwürfe bauen auf bestehenden 
EU Bankenregelungen auf und zielen auf die Vervollständigung der aufsichtsrechtli-
chen Agenda der Europäischen Kommission nach der Krise ab. Die Konsultations-
entwürfe, die dem Europäischen Parlament und dem Rat zur Prüfung und Annahme 
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übermittelt wurden, enthalten ua die folgenden zentralen Elemente: (i) risikosensib-
lere Kapitalanforderungen, insbesondere im Hinblick auf Marktrisiko, Gegenpartei-
ausfallrisiko und Risikopositionen gegenüber zentralen Gegenparteien; (ii) eine ver-
bindliche Verschuldungsquote zur Vermeidung einer übermäßigen Verschuldung der 
Institute; (iii) eine verbindliche strukturelle Liquiditätsquote zur Überwindung der 
übermäßigen Abhängigkeit von kurzfristigen Refinanzierungen am Interbankenmarkt 
und zur Senkung langfristiger Finanzierungsrisiken; und (iv) die internationalen An-
forderungen zur Verlustabsorptionsfähigkeit (Total Loss-Absorbing Capacity – 
"TLAC") an global systemrelevante Institute (G-SIIs), die in die für alle Kreditinstitute 
geltende Mindestanforderung an Eigenmitteln und anrechenbaren Verbindlichkeiten 
(minimum requirement for own funds and eligible liabilities - "MREL") eingebunden 
werden. Es wird auch eine Harmonisierung des im nationalen Insolvenzrecht festge-
legten Rangs unbesicherter Schuldtitel vorgeschlagen, um den Kreditinstituten die 
Ausgabe solcher verlustabsorbierender Schuldtitel einfacher zu machen. Die Richtli-
nie (EU) 2017/2399 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 
2017 zur Änderung der Richtlinie 2014/59/EU im Hinblick auf den Rang unbesicherter 
Schuldtitel in der Insolvenzrangfolge muss bis 29.12.2018 von den Mitgliedsstaaten 
in nationales Recht umgesetzt werden. In Österreich sind die entsprechenden Ände-
rungen in § 131 BaSAG bereits am 30.06.2018 in Kraft getreten (siehe auch den Ri-
sikofaktor "In einer Insolvenz der Emittentin haben Einlagen einen höheren Rang als 
die Ansprüche der Anleihegläubiger im Zusammenhang mit den Schuldverschreibun-
gen."). 

Am 25.5.2018 hat der Europäische Rat verlautbart, dass man sich bei einem Treffen 
des Rats für Wirtschaft und Finanzen auf seinen Standpunkt bei den vorgeschlagenen 
Änderungen verständigt hat und dass die EU Präsidentschaft aufgefordert wurde, 
Verhandlungen mit dem Europäischen Parlament zu beginnen sobald das Europäi-
sche Parlament dafür bereit ist. 

Derzeit können keine gesicherten Schlussfolgerungen in Bezug auf die Auswirkungen 
der möglichen zukünftigen Kapitalanforderungen, und folglich in welcher Weise dies 
die Kapitalanforderungen der Emittentin und/oder des Volksbanken-Verbundes be-
einträchtigt, gemacht werden. 

• SREP Anforderungen 

Die zuständige Aufsichtsbehörde legt jährlich für jedes Kreditinstitut, abhängig vom 
Geschäftsmodell, vom Steuerungs- und Risikomanagement, von der Kapitaladä-
quanz und von der Liquiditätssituation des Kreditinstituts eine individuelle zusätzliche 
Eigenmittelanforderung (SREP Anforderung) fest. Diese Anforderung berücksichtigt 
auch die Ergebnisse etwaiger Stresstests und muss durch zusätzliche von der EZB 
festgelegte Kapitalanforderungen erfüllt werden. Abhängig von der finanziellen Situ-
ation der Emittentin kann die SREP Anforderung jährlich variieren. Gemäß der SREP 
Methodologie, die durch die EZB mitgeteilt wurde, muss der Volksbanken-Verbund 
seit 01.01.2018 die folgenden SREP Anforderungen erfüllen: SREP Quote 10,925%. 
Zunehmende Pillar 2 Anforderungen könnten aufgrund des Erfordernisses ungeplan-
ter Anpassungen zusätzlichen Druck auf die Kapitalisierung der Emittentin auslösen 
(siehe auch den Risikofaktor: "Der Volksbanken-Verbund ist möglicherweise künftig 
nicht in der Lage, die von den Aufsichtsbehörden vorgeschriebenen regulatorischen 
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Bestimmungen, insbesondere die Kapitalquote, zu erfüllen; dies könnte zu aufsichts-
rechtlichen Maßnahmen führen, die den Bestand der Emittentin gefährden."). 

• Gesetzgebung zur Sanierung und Abwicklung von Kreditinstituten 

Die Richtlinie zur Sanierung und Abwicklung von Kreditinstituten ("Richtlinie 2014/59/EU 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 zur Festlegung eines 
Rahmens für die Sanierung und Abwicklung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen 
und zur Änderung der Richtlinie 82/891/EWG des Rates, der Richtlinien 2001/24/EG, 
2002/47/EG, 2004/25/EG, 2005/56/EG, 2007/36/EG, 2011/35/EU, 2012/30/EU und 
2013/36/EU sowie der Verordnungen (EU) Nr 1093/2010 und (EU) Nr 648/2012 des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates") (Bank Recovery and Resolution Directive - 
"BRRD") wurde in Österreich durch das Sanierungs- und Abwicklungsgesetz ("Ba-
SAG") umgesetzt. Institute müssen unter anderem jederzeit eine individuelle MREL-
Quote erfüllen, die durch die Abwicklungsbehörde im Einzelfall festgelegt wird. Maß-
nahmen, die im Zuge des einheitlichen Abwicklungsmechanismus (Single Resolution 
Mechanism - "SRM") getroffen werden, können auch negative Auswirkungen auf 
Schuldtitel haben, da sie es den Abwicklungsbehörden ermöglichen anzuordnen, sol-
che Instrumente abzuschreiben oder in Eigentumstitel umzuwandeln (vgl dazu näher 
den Risikofaktor "Die Schuldverschreibungen können nach Eintritt eines bestimmten 
Auslöse-Ereignisses der Abschreibung oder Umwandlung in Eigenkapital unterliegen, 
wodurch die Anleihegläubiger einen Teil oder die Gesamtheit ihrer Anlage in die 
Schuldverschreibungen verlieren können (gesetzliche Verlustbeteiligung)."). Solange 
keine solchen Abwicklungsinstrumente und -befugnisse, wie oben angegeben, zur 
Anwendung kommen, kann die Emittentin nationalen Insolvenzvorgängen unterlie-
gen. 

• Der einheitliche Abwicklungsmechanismus für europäische Kreditinstitute  

Der SRM, der im Januar 2016 operativ gestartet ist, stellt neben dem Einheitlichen Auf-
sichtsmechanismus (Single Supervisory Mechanism – "SSM") und dem gemeinsamen 
Einlagensicherungssystem ein Element der Bankenunion dar. Dieser dient zur Zentrali-
sierung der Schlüsselkompetenzen und –ressourcen, um bei Zusammenbruch eines Kre-
ditinstituts in den teilnehmenden Mitgliedstaaten der Bankenunion einzugreifen. Unter 
dem SRM ist das Einheitliche Abwicklungsgremium (Single Resolution Board – 
"SRB") insbesondere für das Erlassen von Abwicklungsbescheiden in enger Zusam-
menarbeit mit der EZB, der Europäischen Kommission und den nationalen Abwick-
lungsbehörden im Fall des Zusammenbruchs (oder des möglichen Zusammenbruchs) 
eines bedeutenden Unternehmens, das der direkten Aufsicht der EZB unterliegt, wie 
die Emittentin, verantwortlich (vgl dazu auch den Risikofaktor "Die Schuldverschrei-
bungen können nach Eintritt eines bestimmten Auslöse-Ereignisses der Abschrei-
bung oder Umwandlung in Eigenkapital unterliegen, wodurch die Anleihegläubiger 
einen Teil oder die Gesamtheit ihrer Anlage in die Schuldverschreibungen verlieren 
können (gesetzliche Verlustbeteiligung)."). Der SRM ergänzt den SSM und hat das Ziel 
zu gewährleisten, dass falls ein Kreditinstitut, das dem SSM unterliegt, ernste Schwierig-
keiten hat, dessen Abwicklung effizient mit minimalen Kosten für die Steuerzahler und 
die Realwirtschaft bewältigt werden kann.  

Grundlage des SRM sind insbesondere zwei Rechtsinstrumente: (i) die Verordnung 
(EU) Nr. 806/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Juli 2014 
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zur Festlegung einheitlicher Vorschriften und eines einheitlichen Verfahrens für die 
Abwicklung von Kreditinstituten und bestimmten Wertpapierfirmen im Rahmen eines 
einheitlichen Abwicklungsmechanismus und eines einheitlichen Abwicklungsfonds 
sowie zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 (Single Resolution Mecha-
nism Regulation – "SRM Verordnung"), die die wichtigsten Aspekte des Mechanismus 
regelt und weitgehend die Regelungen der BRRD über die Sanierung und Abwicklung 
von Kreditinstituten wiedergibt; und (ii) eine zwischenstaatliche Vereinbarung über be-
stimmte spezifische Aspekte des einheitlichen Abwicklungsfonds (Single Resolution 
Fund – "SRF"). 

• MREL 

Zur Gewährleistung der Wirksamkeit des bail-in tool und anderer durch die BRRD 
eingeführter Abwicklungsinstrumente setzt die BRRD voraus, dass alle Institute eine 
individuelle MREL Anforderung erreichen müssen, die aktuell als Prozentsatz der ge-
samten Verbindlichkeiten und der Eigenmittel berechnet und von der maßgeblichen 
Abwicklungsbehörde festgesetzt wurde. In diesem Zusammenhang veröffentlichte die 
Europäische Kommission eine Delegierte Verordnung, die die BRRD ergänzt und die 
Kriterien zur Festlegung von MREL ("MREL Delegierte Verordnung") präzisiert. Die 
MREL Delegierte Verordnung schreibt jeder Abwicklungsbehörde vor, eine eigene 
Festsetzung der geeigneten MREL Anforderung für jede Gruppe oder jedes Institut 
innerhalb ihrer Jurisdiktion durchzuführen, welche von der Abwicklungsfähigkeit, dem 
Risikoprofil, der Systemrelevanz und von anderen Charakteristika des Instituts ab-
hängt. Zum Datum des Prospekts wurde für die Emittentin noch keine MREL-Quote 
festgelegt. 

Es ist möglich, dass die Emittentin zusätzliche berücksichtigungsfähige Verbindlich-
keiten, die für MREL Zwecke dienen begeben muss, um die zusätzlichen Anforderun-
gen zu erreichen (siehe auch den Risikofaktor "Die Emittentin und/oder der Volks-
banken-Verbund sind möglicherweise nicht in der Lage, die Mindestanforderungen 
für Eigenmittel und berücksichtigungsfähige Verbindlichkeiten zu erfüllen; dies würde 
zu aufsichtsrechtlichen Maßnahmen führen, die die Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage der Emittentin negativ beeinflussen könnten."). 

• MiFID II / MiFIR 

Die aufsichtsrechtlichen Rahmenbedingungen für Wertpapierdienstleistungen und re-
gulierte Märkte wurden durch die MiFID II und durch die Verordnung (EU) 
Nr. 600/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 über 
Märkte für Finanzinstrumente und zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 
(Markets in Financial Instruments Regulation - "MiFIR") aktualisiert und sind aufgrund 
einer Verschiebung seit 03.01.2018 anwendbar. In Österreich wurden die MiFID II 
durch das Wertpapieraufsichtsgesetz 2018 (WAG 2018) umgesetzt. Mit den erhöhten 
aufsichtsrechtlichen Anforderungen sind auch erhöhte Kosten für die Emittentin ver-
bunden. Da derzeit noch viele Fragen iZm der Anwendung dieser Änderungen in der 
Praxis unklar sind, sind für die Emittentin die vollen Auswirkungen von MiFID II und 
MiFIR noch nicht abschätzbar. 

• Strengere und geänderte Rechnungslegungsstandards 



 

54 

Potenzielle Änderungen der (internationalen) Rechnungslegungsstandards, sowie stren-
gere oder weitergehende Anforderungen, Vermögenswerte zum Fair Value (beizulegen-
der Zeitwert) zu erfassen, könnten sich auf den Kapitalbedarf der Emittentin auswirken. 

In Zukunft können zusätzliche, strengere und/oder neue aufsichtsrechtliche Anforderungen 
verabschiedet werden und das aufsichtsrechtliche Umfeld entwickelt und verändert sich wei-
terhin in den Märkten, in denen die Emittentin tätig ist. Der Inhalt und Umfang solcher (neuen 
oder geänderten) Gesetze und Vorschriften sowie der Art und Weise, in der sie (national bzw 
international) verabschiedet bzw umgesetzt und/oder von den zuständigen Aufsichtsbehörden 
angewendet oder interpretiert werden, können nachteilige Auswirkungen auf die 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage und die Zukunftsaussichten der Emittentin und/oder 
den Volksbanken-Verbund haben, und die Emission von zusätzlichen Eigenmitteln durch 
die Emittentin und/oder des Volksbankenverbundes erfordern. 

Ferner können solche aufsichtsrechtlichen Entwicklungen die Emittentin daran hindern, be-
stehende Geschäftssegmente ganz oder teilweise weiterzuführen, Art oder Umfang der von 
der Emittentin durchgeführten Transaktionen einschränken oder Zinsen und Gebühren, die 
sie für Kredite und andere Finanzprodukte verrechnet, begrenzen oder diesbezüglich Ände-
rungen erzwingen. Zusätzlich können für die Emittentin wesentlich höhere Compliance-Kosten 
und erhebliche Beschränkungen bei der Wahrnehmung von Geschäftschancen entstehen.  

Der Volksbanken-Verbund ist möglicherweise künftig nicht in der Lage, die von den 
Aufsichtsbehörden vorgeschriebenen regulatorischen Bestimmungen, insbeson-
dere die Kapitalquote, zu erfüllen; dies könnte zu aufsichtsrechtlichen Maßnahmen 
führen, die den Bestand der Emittentin gefährden. 

Aufgrund der Ergebnisse des sog Aufsichtlichen Überprüfungs- und Evaluierungsprozes-
ses (Supervisory Review and Evaluation Process – "SREP") wurde für den Volksbanken-
Verbund von der zuständigen Behörde bescheidmäßig eine einzuhaltende SREP-
Gesamtkapitalanforderung vorgeschrieben, die eine Mindesteigenmittelanforderung so-
wie eine vollständig aus hartem Kernkapital bestehende zusätzliche Eigenmittelanforde-
rung umfasst. 

Darüber hinaus bestehen noch weitere gesetzliche und behördliche aufsichtsrechtliche 
Anforderungen, insbesondere an die Eigenmittelausstattung und die Liquidität, die vom 
Volksbanken-Verbund einzuhalten sind. 

Die Nichteinhaltung der für den Volksbanken-Verbund geltenden Aufsichtsanforderungen 
(insbesondere der Eigenmittel- und Liquiditätsanforderungen) durch den Volksbanken-
Verbund kann zu wesentlichen negativen Konsequenzen, insbesondere zu aufsichtsrecht-
lichen Maßnahmen (einschließlich der Auflösung des Volksbanken-Verbundes) führen. 
Dies hätte unabsehbare Konsequenzen für die Mitglieder des Volksbanken-Verbundes, 
einschließlich der Emittentin, und könnte den Bestand der Emittentin gefährden (vgl dazu 
auch den Risikofaktor "Es besteht das Risiko, dass sich wirtschaftliche Schwierigkeiten 
des Volksbanken-Verbundes bzw eines Mitgliedes des Volksbanken-Verbundes negativ 
auf die Emittentin auswirken."). 

Es besteht das Risiko der Änderung steuerlicher Rahmenbedingungen, insbeson-
dere betreffend die Stabilitätsabgabe und die Einführung einer Finanztransaktions-
steuer. 
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Die zukünftige Entwicklung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Emittentin ist auch 
abhängig von den steuerlichen Rahmenbedingungen. Jede zukünftige Änderung der Geset-
zeslage, der Rechtsprechung oder der steuerlichen Verwaltungspraxis kann die  
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Emittentin nachteilig beeinflussen. 

Die Emittentin unterliegt der Stabilitätsabgabe nach dem Stabilitätsabgabegesetz. Steuerbe-
messungsgrundlage ist die durchschnittliche unkonsolidierte Bilanzsumme. Diese wird ua ver-
mindert um gedeckte Einlagen, gezeichnetes Kapital und Rücklagen, bestimmte Verbindlich-
keiten, für die die Republik Österreich Haftungen übernommen hat sowie Verbindlichkeiten 
auf Grund bestimmter Treuhandgeschäfte. Der Steuersatz beträgt 0,024 % für jenen Teil der 
Steuerbemessungsgrundlage, der EUR 300 Mio überschreitet, aber EUR 20 Mrd nicht über-
schreitet, und 0,029% für jenen Teil, der EUR 20 Mrd überschreitet. Die Stabilitätsabgabe darf 
jedoch weder die gesetzlich definierten Zumutbarkeits- und Belastungsobergrenzen über-
schreiten, noch einen Mindestbeitrag unterschreiten. Zusätzlich fällt eine Sonderzahlung in 
Höhe von 0.211% für jenen Teil der Steuerbemessungsgrundlage, der EUR 300 Mio über-
schreitet, aber EUR 20 Mrd nicht überschreitet, und 0.258% für jenen Teil, der EUR 20 Mrd 
überschreitet, an, die grundsätzlich in vier Teilzahlungen im jeweils ersten Quartal der Kalen-
derjahre 2017 bis 2020 zu entrichten ist.  

Der Vorschlag der Europäischen Kommission für eine "Richtlinie des Rates über die Um-
setzung einer Verstärkten Zusammenarbeit im Bereich der Finanztransaktionssteuer" 
sieht vor, dass elf EU-Mitgliedstaaten, nämlich Österreich, Belgien, Estland, Frankreich, 
Deutschland, Griechenland, Italien, Portugal, die Slowakische Republik, Slowenien und 
Spanien ("Teilnehmende Mitgliedstaaten") eine Finanztransaktionssteuer ("FTS") auf 
bestimmte Finanztransaktionen einheben sollen, sofern zumindest eine an der Transak-
tion beteiligte Partei im Hoheitsgebiet eines Teilnehmenden Mitgliedstaates ansässig ist 
und ein im Hoheitsgebiet eines Teilnehmenden Mitgliedstaates ansässiges Finanzinstitut 
eine Transaktionspartei ist, die entweder für eigene oder fremde Rechnung oder im Na-
men einer Transaktionspartei handelt (Ansässigkeitsprinzip). Zusätzlich enthält der Vor-
schlag eine Regelung, wonach ein Finanzinstitut bzw. eine Person, die kein Finanzinstitut 
ist, dann als in einem Teilnehmenden Mitgliedstaat ansässig gelten, wenn sie Parteien 
einer Finanztransaktion über bestimmte Finanzinstrumente sind, die im Hoheitsgebiet die-
ses Teilnehmenden Mitgliedstaates ausgegeben werden (Ausgabeprinzip). Gemäß einer 
Veröffentlichung des Rates der Europäischen Union vom 08.12.2015 sollen anfänglich 
Aktien und Derivate besteuert werden. Alle Teilnehmenden Mitgliedstaaten mit Ausnahme 
von Estland sind zu den Kernpunkten der Steuerbemessungsgrundlage, jedoch nicht zu 
den jeweiligen Steuersätzen übereingekommen. Es ist ungewiss, ob überhaupt eine FTS 
eingeführt werden wird. Die von der Europäischen Kommission vorgeschlagene FTS hat 
einen sehr weiten Anwendungsbereich und könnte, falls eingeführt, unter bestimmten Um-
ständen auf gewisse Transaktionen von Schuldverschreibungen (einschließlich Sekundär-
markttransaktionen) anwendbar sein. Sollte eine FTS eingeführt werden, besteht aufgrund 
höherer Kosten für die Investoren das Risiko, dass die FTS zu weniger Transaktionen 
führen könnte und dadurch die Erträge der Emittentin negativ beeinflussen könnte. Künf-
tigen Inhabern der Schuldverschreibungen wird geraten, professionelle Beratung hinsicht-
lich der FTS einzuholen. 

Die Einhaltung von Vorschriften im Zusammenhang mit Maßnahmen zur Verhinde-
rung von Geldwäsche, Korruption und Terrorismusfinanzierung bringt erhebliche 
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Kosten und Aufwendungen mit sich und die Nichteinhaltung dieser Vorschriften hat 
schwerwiegende rechtliche sowie reputationsmäßige Folgen. 

Die Emittentin unterliegt rechtlichen Vorschriften im Zusammenhang mit Maßnahmen zur Ver-
hinderung von Geldwäsche, Korruption und Terrorismusfinanzierung. Diese Vorschriften wur-
den unlängst verschärft, insbesondere durch die Umsetzung der Richtlinie EU 2015/849 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 2015 zur Verhinderung der Nutzung 
des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung, zur Än-
derung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates und 
zur Aufhebung der Richtlinie 2005/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und 
der Richtlinie 2006/70/EG der Kommission (4. Geldwäscherichtlinie). Die Einhaltung von Vor-
schriften im Zusammenhang mit Maßnahmen zur Verhinderung von Geldwäsche, Korruption 
und Terrorismusfinanzierung, die in Zukunft weiter verschärft und strikter durchgesetzt werden 
könnten, kann erhebliche Kosten und technische Aufwendungen für die Emittentin mit sich 
bringen. Die Emittentin kann weder die Einhaltung aller anwendbaren Vorschriften im Zusam-
menhang mit Maßnahmen zur Verhinderung von Geldwäsche, Korruption und Terrorismusfi-
nanzierung garantieren noch, dass die gruppenweiten Standards zur Verhinderung von Geld-
wäsche, Korruption und Terrorismusfinanzierung von jedem ihrer Mitarbeiter in jedem Fall ein-
gehalten werden. Jeder Verstoß gegen Vorschriften im Zusammenhang mit Maßnahmen zur 
Verhinderung von Geldwäsche, Korruption und Terrorismusfinanzierung und sogar vermeint-
liche Verstöße gegen solche Vorschriften können schwerwiegende rechtliche, finanzielle so-
wie reputationsmäßige Konsequenzen haben und die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
der Emittentin erheblich nachteilig beeinflussen. 

Es besteht das Risiko, dass die Emittentin von wirtschaftlichen Schwierigkeiten an-
derer großer Institute des Finanzsektors direkt betroffen wird. 

Wirtschaftliche Schwierigkeiten großer Institute des Finanzsektors, wie Kreditinstitute o-
der Versicherungen, können Finanzmärkte und Vertragspartner generell nachteilig beein-
flussen. Institute des Finanzsektors stehen beispielsweise durch Kredite, Handel, Clearing 
und/oder andere Verflechtungen in einer gegenseitigen Abhängigkeit zueinander. Als Er-
gebnis können negative Beurteilungen großer Institute des Finanzsektors, beispielsweise 
durch Ratingagenturen und andere Marktteilnehmer oder wirtschaftliche Schwierigkeiten 
großer Institute des Finanzsektors zu signifikanten Liquiditätsproblemen auf dem Markt 
und zu Verlusten oder zu wirtschaftlichen Schwierigkeiten anderer Institute des Finanz-
sektors führen. Diese Risiken werden generell als Systemrisiken bezeichnet und können 
Finanzintermediäre, wie Clearing Systeme, Banken, Wertpapierfirmen und Börsen (mit 
denen die Emittentin auf täglicher Basis interagiert) nachteilig beeinflussen. Unter den 
Mitgliedern des Volksbanken-Verbundes ist diese Abhängigkeit besonders groß und auf-
grund der engen vertraglichen Verbindungen weitreichender als unter anderen Instituten 
des Finanzsektors. Das Auftreten eines dieser oder eine Kombination dieser Ereignisse 
kann wesentliche nachteilige Auswirkungen auf die Emittentin und die Fähigkeit der Emit-
tentin, Zahlungen auf die Schuldverschreibungen zu leisten, haben. 

Es besteht das Risiko von Verlusten aufgrund von Unzulänglichkeiten oder dem 
Versagen interner Prozesse, Menschen, Systeme oder externer Ereignisse, gleich 
ob diese beabsichtigt oder zufällig oder durch natürliche Gegebenheiten verursacht 
werden (operationelles Risiko). 
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Die Emittentin ist aufgrund möglicher Unzulänglichkeiten oder des Versagens interner 
Kontrollen, Prozesse, Menschen, Systeme oder externer Ereignisse, gleich ob diese be-
absichtigt oder zufällig oder durch natürliche Gegebenheiten verursacht werden, verschie-
denen Risiken ausgesetzt, die erhebliche Verluste verursachen können. Solche operatio-
nellen Risiken beinhalten das Risiko des unerwarteten Verlustes in Folge einzelner Ereig-
nisse, die sich ua aus fehlerhaften Informationssystemen, unzureichenden Organisations-
strukturen oder ineffektiven Kontrollmechanismen ergeben. Derartige Risiken beinhalten 
außerdem das Risiko höherer Kosten oder des Verlustes aufgrund allgemein unvorteilhaf-
ter wirtschaftlicher oder handelsspezifischer Trends. Auch Reputationsschäden, die die 
Emittentin aufgrund eines dieser Ereignisse erleiden könnte, fallen in diese Risikokatego-
rie. 

Das Schlagendwerden von operationellem Risiko könnte zu unerwartet hohen Verlusten 
führen und folglich die Fähigkeit der Emittentin, Zahlungen auf die Schuldverschreibungen 
zu leisten, wesentlich schmälern sowie den Marktpreis der Schuldverschreibungen we-
sentlich negativ beeinflussen. 

Der Verlust von Schlüsselpersonal kann die Geschäftstätigkeit der Emittentin we-
sentlich negativ beeinflussen. 

Das Schlüsselpersonal der Emittentin, wie Mitglieder des Vorstandes und der oberen Ma-
nagementebene, sind maßgeblich an der Entwicklung und Umsetzung der Strategien der 
Emittentin beteiligt. Die weitere Mitarbeit des Schlüsselpersonals bei der Emittentin ist 
wesentlich für ihre Unternehmensführung und ihre Fähigkeit, Strategien erfolgreich umzu-
setzen. Ein Verlust von Schlüsselpersonal könnte daher die Geschäftstätigkeit, das Ge-
schäftsergebnis und die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Emittentin wesentlich 
negativ beeinflussen.  

Die Emittentin könnte Schwierigkeiten bei der Anwerbung und beim Halten von qua-
lifiziertem Personal haben. 

Der wirtschaftliche Erfolg der Emittentin hängt ua von ihrer Fähigkeit ab, bestehende Mit-
arbeiter zu halten und weitere zu finden und anzuwerben, die die nötige Qualifikation und 
Erfahrung im Bankgeschäft aufweisen. Der wachsende Wettbewerb um Arbeitskräfte mit 
anderen Finanzdienstleistern unter Einsatz erheblicher Kapitalressourcen erschwert es für 
die Emittentin, qualifizierte Mitarbeiter anzuwerben und zu halten und könnte in Zukunft 
zu wachsendem Personalaufwand und/oder zum Verlust von Know-how führen. 

Es besteht das Risiko, dass eine Ratingagentur das Rating des Volksbanken-Ver-
bundes aussetzt, herabstuft oder widerruft, was zu einem Bonitäts- und Liquiditäts-
risiko führen könnte (Risiko der Ratingänderung). 

Ein Rating stellt eine durch eine Ratingagentur erstellte Bonitätseinschätzung dar, dh eine 
Vorausschau bzw einen Indikator der Zahlungsfähigkeit des gerateten Unternehmens und 
im Fall des Volksbanken-Verbundes indirekt auch der Emittentin. Es handelt sich dabei 
nicht um eine Empfehlung, Schuldverschreibungen zu kaufen, zu verkaufen oder zu hal-
ten.  

Eine Ratingagentur kann ein Rating in begründeten Fällen jederzeit aussetzen, herabstu-
fen oder widerrufen. Derartiges kann die Bonität und Liquidität der Emittentin erheblich 
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verschlechtern und eine nachteilige Auswirkung auf den Marktpreis der Schuldverschrei-
bungen haben. Das Rating des Volksbanken-Verbundes kann insbesondere durch eine 
Bonitätsverschlechterung anderer Mitglieder des Volksbanken-Verbundes ("Mitglieder 
des Volksbanken-Verbundes") negativ betroffen sein. Eine Herabstufung des Ratings 
kann auch zu einer Einschränkung des Zugangs zu Mitteln und zu höheren Refinanzie-
rungskosten der Mitglieder des Volksbanken-Verbundes, einschließlich der Emittentin, 
führen. Ein Rating kann auch ausgesetzt oder zurückgezogen werden, wenn der Volks-
banken-Verbund den Vertrag mit der maßgeblichen Ratingagentur kündigt oder feststellt, 
dass es nicht mehr in seinem Interesse ist, der Ratingagentur weiterhin Finanzdaten zu 
liefern.  

Potentielle Anleger sollten sich darüber im Klaren sein, dass es zu einer Aussetzung, Her-
abstufung oder dem Widerruf eines Ratings des Volksbanken-Verbundes kommen kann 
und dadurch auch das Vertrauen in die Emittentin untergraben werden kann, sich ihre 
Refinanzierungskosten erhöhen, der Zugang zu Refinanzierungs- und Kapitalmärkten o-
der das Spektrum der Gegenparteien, Transaktionen mit der Emittentin einzugehen, be-
schränken kann, was sich negativ auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Emit-
tentin auswirken könnte. 

Die Emittentin ist dem Risiko des teilweisen oder vollständigen Zinsverlustes und/o-
der des Verlustes des von der Gegenpartei zu erbringenden Rückzahlungsbetrages 
ausgesetzt (Kreditrisiko). 

Die Emittentin ist einer Reihe von Gegenpartei- und Kreditrisiken ausgesetzt. Dritte, die 
der Emittentin Geld, Wertpapiere oder andere Vermögenswerte schulden, sind uU auf-
grund von Insolvenz, Liquiditätsmangel, wirtschaftlichen Abschwüngen oder Wertverlus-
ten von Immobilien, Betriebsausfällen oder sonstigen Gründen nicht in der Lage, ihren 
Zahlungs- oder sonstigen Verpflichtungen gegenüber der Emittentin pünktlich oder über-
haupt nachzukommen.  

Das Kreditrisiko ist für Kreditinstitute typischerweise eines der maßgeblichsten Risiken, 
da es sowohl bei Standardbankprodukten, wie etwa bei Krediten, Diskont- und Garantie-
geschäften, als auch bei gewissen anderen Produkten, wie etwa Derivaten (zB Futures, 
Swaps und Optionen) sowie Pensionsgeschäften und Wertpapierleihgeschäften auftritt 
und daher von einer Vielzahl von Transaktionen stammen kann, einschließlich aller Ge-
schäftsarten, welche die Emittentin betreibt. Das Schlagendwerden des Kreditrisikos kann 
die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Emittentin beeinträchtigen und folglich auch 
die Fähigkeit der Emittentin, Zahlungen auf die Schuldverschreibungen zu leisten.  

Das Kreditrisiko umfasst auch das Länderrisiko; dabei handelt es sich sowohl um das 
Kreditrisiko hoheitlicher Gegenparteien (Gebietskörperschaften), als auch um das Risiko, 
dass eine ausländische Gegenpartei trotz Zahlungsfähigkeit nicht in der Lage ist, geplante 
Zinszahlungen oder Rückzahlungen zu leisten, da beispielsweise die zuständige Zentral-
bank nicht über ausreichende ausländische Zahlungsreserven verfügt (ökonomisches Ri-
siko) oder aufgrund einer Intervention der entsprechenden Regierung (politisches Risiko). 

In den letzten Jahren standen die Märkte für Staatsanleihen in der Eurozone unter erheb-
lichem Druck, weil die Finanzmärkte begonnen haben, bei einer Reihe von Ländern, wie 
insbesondere in Bezug auf Griechenland, Irland, Italien, Portugal, Spanien, Zypern und 
Slowenien sowie – außerhalb der Eurozone – in Russland und der Ukraine ein erhöhtes 



 

59 

Kreditrisiko wahrzunehmen. Angesichts der zunehmenden öffentlichen Schuldenbelastun-
gen und stagnierendem Wirtschaftswachstum in diesen und anderen europäischen Län-
dern innerhalb und außerhalb der Eurozone, einschließlich der Länder Zentral- und Ost-
europas, bestehen diese Bedenken weiterhin. Es kann nicht ausgeschlossen werden, 
dass die Emittentin wegen Länderrisiken weitere Abschreibungen vornehmen muss. Diese 
können wesentliche nachteilige Auswirkungen auf die Vermögens-, Finanz- und Ertrags-
lage der Emittentin haben. 

Potentielle Anleger sollten sich bewusst sein, dass die Emittentin in jedem ihrer Geschäfts-
bereiche Kreditrisiken ausgesetzt ist und dass das Schlagendwerden von Kreditrisiken die 
Fähigkeit der Emittentin zur Leistung von Zahlungen auf die Schuldverschreibungen ver-
ringern und auch den Marktpreis der Schuldverschreibungen negativ beeinflussen kann. 

Der Wert der Beteiligungen der Emittentin und ihre Erträge daraus können sinken 
und die Emittentin kann zu weiteren Investitionen in ihre Beteiligungen verpflichtet 
werden (Beteiligungsrisiko).  

Die Emittentin hält direkt und indirekt Beteiligungen an Gesellschaften. Es besteht das 
Risiko, dass aufgrund wirtschaftlicher Schwierigkeiten von Unternehmen, an denen die 
Emittentin beteiligt ist, Wertberichtigungen und/oder Abschreibungen dieser Beteiligungen 
vorgenommen werden müssen und Erträge aus den Beteiligungen sinken oder ausblei-
ben. Die Emittentin kann auch verpflichtet werden, weitere Investitionen in ihre Beteiligun-
gen zuzuschießen. Derartige erforderliche Wertberichtigungen und/oder Abschreibungen 
und/oder Zuschussverpflichtungen können sich nachteilig auf die Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage der Emittentin auswirken. 

Es besteht das Risiko, dass in Zukunft keine für die Emittentin günstigen Finanzie-
rungsmöglichkeiten auf dem Kapitalmarkt zur Verfügung stehen (Refinanzierungs-
risiko). 

Die Refinanzierungsmöglichkeiten der Emittentin hängen zu einem Teil von den nationa-
len und internationalen Kapitalmärkten ab. Die Fähigkeit der Emittentin, Refinanzierungs-
möglichkeiten in Zukunft zu vertretbaren wirtschaftlichen Bedingungen vorzufinden, hängt 
von der wirtschaftlichen Entwicklung und Lage der Emittentin sowie des Volksbanken-
Verbundes und darüber hinaus von marktbedingten Faktoren, wie etwa dem Zinsniveau, 
der Verfügbarkeit liquider Mittel oder der Lage anderer Institute des Finanzsektors ab, auf 
die die Emittentin keinen Einfluss hat. Es gibt keine Garantie, dass der Emittentin in Zu-
kunft Refinanzierungsmöglichkeiten zu vertretbaren Konditionen auf dem Kapitalmarkt zur 
Verfügung stehen. Wenn es der Emittentin nicht gelingt, vertretbare Refinanzierungsmög-
lichkeiten auf dem Kapitalmarkt zu finden, könnte dies wesentliche nachteilige Auswirkun-
gen auf ihre Vermögens-, Finanz- und Ertragslage und folglich ihre Fähigkeit, Zahlungen 
auf die Schuldverschreibungen zu leisten, haben. 

Die Emittentin ist verpflichtet, ex-ante Beiträge an den Einheitlichen Abwicklungs-
fonds (SRF) und an den Einlagensicherungsfonds der Volksbank Einlagensicherung 
eG abzuführen. Änderungen der Beiträge können zu zusätzlichen finanziellen Belas-
tungen der Emittentin führen und dies wirkt sich somit nachteilig auf die Finanzposi-
tion der Emittentin und auf ihre Vermögens-, Finanz- und Ertragslage aus.  



 

60 

Der SRM sieht den Einheitlichen Abwicklungsfonds (Single Resolution Fund – SRF) vor, 
an den Kreditinstitute und bestimmte Wertpapierfirmen in den teilnehmenden Mitgliedstaa-
ten Beiträge abführen müssen. 

Der SRF setzt sich aus Beiträgen der Kreditinstitute und bestimmten Wertpapierfirmen in 
den teilnehmenden Mitgliedstaaten zusammen. Der SRF wird schrittweise innerhalb eines 
anfänglichen Zeitraums von acht Jahren (2016 – 2023) gemäß Artikel 69 SRM Verord-
nung aufgebaut und soll die Zielausstattung von mindestens 1% der gedeckten Einlagen 
aller Kreditinstitute der Bankenunion zum 31.12.2023 erreichen. 

Außerdem sieht die "Richtlinie 2014/49/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 16. April 2014 über Einlagensicherungssysteme" (Directive on Deposit Guarantee 
Schemes – "DGSD") Finanzierungsanforderungen für die Einlagensicherungssysteme 
(Deposit Guarantee Schemes – "DGS") vor. Grundsätzlich beträgt die Zielgröße der ex-
ante finanzierten Fonds der Einlagensicherungssysteme 0,8% der gedeckten Einlagen, 
die von den Kreditinstituten bis zum 03.07.2024 eingezogen werden. Gemäß dem Einla-
gensicherungs- und Anlegerentschädigungsgesetz ("ESAEG"), das die DGSD in Österreich 
umsetzt, ist der Einlagensicherungsfonds daher bis 03.07.2024 vollständig aufzubauen. 

Gemäß einem am 17.01.2018 veröffentlichten EBA Bericht haben ihre "Leitlinien über Metho-
den zur Berechnung von Beiträgen an Einlagensicherungssysteme (Deposit Guarantee 
Schemes – DGS)" großteils das Ziel der Einführung unterschiedlicher Beitragshöhen für Insti-
tute entsprechend ihres Risikogehalts erfüllt, aber die in den Leitlinien dargestellte und derzeit 
verwendete Methode sieht zu viel Flexibilität vor, und muss daher in Zukunft überprüft werden, 
um einen konsistenteren Ansatz zu gewährleisten und trotzdem weiterhin auf nationale Eigen-
heiten eingehen. 

In der Vergangenheit erforderten die verpflichtenden Einlagensicherungssysteme in Ös-
terreich keine ex-ante zu leistenden Beiträge, sondern sie haben die Mitglieder der Einla-
gensicherungssysteme nur zu ex-post zu leistenden Beiträgen verpflichtet, nachdem die 
Einlage eines Mitgliedes nicht mehr gedeckt war (schützendes Ereignis). Daher führt die 
Umsetzung der DGSD in österreichisches Recht, die ex ante Beiträge vorsieht, zu zusätz-
lichen finanziellen Belastungen für die Emittentin. 

Neben diesen ex-ante Beiträgen müssen die Kreditinstitute gegebenenfalls bestimmte zu-
sätzliche (ex-post) Beiträge für die Abwicklung sowie die DGS Fonds leisten, wenn sich die 
Fonds aufgrund von Zahlungen an in die Krise geratene Institute leeren. 

Derzeit ist die Emittentin Mitglied des Einlagensicherungsfonds der Volksbank Einlagensiche-
rung eG, der (verpflichtenden) Sicherungseinrichtung des Volksbanken-Verbundes gemäß 
ESAEG. Ab 2019 wird die Emittentin der Einlagensicherung Austria angehören. 

Die Verpflichtung, Beiträge für die Errichtung des SRF und die ex-ante zu leistenden Bei-
träge der DGS abzuführen, resultiert in zusätzlichen finanziellen Belastungen für die Emit-
tentin und hat daher negative Auswirkungen auf die finanzielle Position der Emittentin und 
ihre Vermögens-, Finanz- und Ertragslage.  

Die Emittentin ist Währungsrisiken ausgesetzt, da sich ein Teil ihrer Aktivitäten, 
Vermögenswerte und Kunden außerhalb der Eurozone befinden (Fremdwährungsri-
siko). 
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Die Emittentin verfügt über Vermögenswerte und Kunden außerhalb der Eurozone und 
wickelt daher einen Teil ihrer Geschäftstätigkeiten außerhalb der Eurozone ab. Die Emit-
tentin unterliegt daher einem Fremdwährungsrisiko, dh dem Risiko, dass sich entweder 
der Wert dieser Vermögenswerte und/oder außerhalb der Eurozone erwirtschaftete Er-
träge aufgrund einer Abwertung der jeweils maßgeblichen Währung gegenüber dem Euro 
verringern oder der Wert ihrer Verbindlichkeiten und/oder außerhalb der Eurozone ge-
schuldete Zahlungen aufgrund einer Aufwertung der jeweils maßgeblichen Währung ge-
genüber dem Euro erhöhen. Lokale Regierungen können Maßnahmen ergreifen, die Kurs-
schwankungen und Wechselkurse betreffen und dadurch das Kreditrisiko der Emittentin 
hinsichtlich dieser Währungen beeinflussen wie zB ein Mindestwechselkurs zum Euro, 
welcher festlegt, wie Banken Fremdwährungskredite in die lokale Währung zu konvertie-
ren haben. Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass es in diversen Ländern außerhalb 
der Eurozone zu solchen Maßnahmen kommt. All dies kann sich negativ auf die Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage der Emittentin auswirken und folglich einen nachteiligen 
Effekt auf die Fähigkeit der Emittentin, Zahlungen auf die Schuldverschreibungen zu leis-
ten, haben. 

Es besteht das Risiko, dass eine allfällige Wiedereinführung nationaler Währungen 
durch einzelne Mitglieder der Eurozone gravierende negative Auswirkungen auf die 
europäischen Volkswirtschaften und die Finanzmärkte sowie auf die Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage der Emittentin und/oder des Volksbanken-Verbundes ha-
ben kann. 

Die fortdauernde Staatsschuldenkrise mehrerer Mitglieder der europäischen Union sowie 
das Risiko eines Übergreifens auch auf andere, wirtschaftlich stabilere Mitgliedstaaten 
haben zu erheblicher Verunsicherung in der gesamten Eurozone geführt. Während sowohl 
auf nationaler wie auch auf zwischenstaatlicher Ebene verschiedene Maßnahmenpakete 
verabschiedet und insbesondere auch Stützungs- und Stabilitätsfonds beschlossen wur-
den, bestehen zwischen den EU-Mitgliedsstaaten teils erhebliche politische und volkswirt-
schaftliche Differenzen hinsichtlich der geeigneten Strategie zur Bekämpfung der Staats-
schuldenkrise und ihrer Auswirkungen. Dementsprechend sind die Finanzmärkte weiterhin 
durch hohe Volatilität und Unsicherheit geprägt.  

Insbesondere ist weiterhin unklar, ob und unter welchen Umständen einzelne Mitglieder 
der Eurozone, sei es freiwillig oder unfreiwillig, aus dieser austreten und wiederum natio-
nale Währungen einführen könnten. Ein derartiger Austritt einzelner oder gar mehrere 
Länder aus der Europäischen Währungsunion hätte derzeit kaum abschätzbare, möglich-
erweise gravierende nachteilige Auswirkungen nicht nur auf die Volkswirtschaft des aus-
tretenden Mitgliedsstaates, sondern auch auf die Volkswirtschaften aller Mitgliedsstaaten 
der Eurozone und der Europäischen Union. Die mit einem derartigen Schritt verbundene 
tiefgreifende Neubewertung der Bonitätsrisiken der Eurozone könnte zu erheblichen Um-
wälzungen auf den Finanzmärkten und fortdauernder Unsicherheit führen. 

All dies kann sowohl über die Auswirkungen auf die wirtschaftliche Lage in den betreffen-
den Ländern, aber auch über Währungsrisiken und andere Risiken der internationalen 
Geschäftstätigkeit erhebliche, derzeit kaum abschätzbare nachteilige Auswirkungen auf 
die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Emittentin und/oder des Volksbanken-Ver-
bundes haben und die Fähigkeit der Emittentin beeinträchtigen, ihren Verpflichtungen aus 
den Schuldverschreibungen nachzukommen. 
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Es besteht das Risiko, dass Wertminderungen von Sicherheiten zur Absicherung 
von Geschäfts- und Immobilienkrediten die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
der Emittentin wesentlich negativ beeinflussen.  

Vor dem Hintergrund der derzeitigen Rahmenbedingungen werden volatile Preise für die Ab-
sicherung von Geschäfts- und Immobilienkrediten erwartet. Aufgrund sich ändernder Rah-
menbedingungen auf den Geld- und Kapitalmärkten und/oder bei den Renditeerwartungen 
von Investoren kann es zu Anspannungen und wesentlichen Wertminderungen der Sicherhei-
ten kommen, die die Geschäftsergebnisse und die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der 
Emittentin wesentlich negativ beeinflussen können. 

Es besteht das Risiko, dass der Emittentin die Geldmittel zur Erfüllung ihrer Zah-
lungsverpflichtungen nicht in ausreichendem Maße zur Verfügung stehen oder 
diese nur zu für die Emittentin ungünstigen Konditionen beschafft werden können 
(Liquiditätsrisiko). 

Die Emittentin ist gesetzlich verpflichtet, ausreichend flüssige Mittel zu halten, um jeder-
zeit ihren Zahlungsverpflichtungen nachkommen zu können.  

In diesem Zusammenhang ist die Emittentin auch verpflichtet, regulatorische Kennzahlen 
wie die LCR (Liquidity Coverage Ratio – eine Kennzahl zur Bewertung des kurzfristigen 
Liquiditätsrisikos) und das obligatorische ILAAP (Internal Liquidity Adequacy Assessment 
Process – Verfahren zur Beurteilung der Angemessenheit der internen Liquidität) einzu-
halten. Kredit- und Geldmärkte haben und werden weltweit weiterhin aufgrund der Unsi-
cherheit über die Bonität von Banken eine Zurückhaltung von Banken bei der gegenseiti-
gen Geldausleihung erfahren. Selbst die Wahrnehmung unter Marktteilnehmern, wonach 
ein Finanzinstitut ein größeres Liquiditätsrisiko aufweist, kann zu einem erheblichen Scha-
den des Institutes führen, da potentielle Geldgeber zusätzliche Sicherheiten oder andere 
Maßnahmen verlangen könnten, die die Fähigkeit dieses Instituts, die Mittelaufbringung 
sicherzustellen, weiter mindern. Dieser Anstieg des Gegenparteirisikos kann zu einer wei-
teren Beschränkung des Zugangs der Emittentin zu traditionellen Quellen von Geldmitteln 
führen und kann durch weitere aufsichtsrechtliche Beschränkungen der Kapitalstruktur 
und der Berechnung der aufsichtsrechtlichen Kapitalquoten verschlechtert werden. 

Die Liquiditätssituation der Emittentin lässt sich durch eine Gegenüberstellung von Zah-
lungsverpflichtungen und Zahlungseingängen darstellen. Durch eine Inkongruenz von 
Zahlungseingängen und Zahlungsausgängen (zB aufgrund verspäteter Rückzahlungen, 
unerwartet hoher Abflüsse, des Scheiterns von Anschlussfinanzierungen oder wegen 
mangelnder Marktliquidität) kann es zu Liquiditätsengpässen oder -stockungen kommen, 
die dazu führen, dass die Emittentin ihre Zahlungsverpflichtungen nicht mehr (gänzlich 
und pünktlich) erfüllen kann und in Verzug gerät oder flüssige Mittel zu für die Emittentin 
ungünstigen Konditionen beschaffen muss. Die Liquiditätssituation der Emittentin kann 
auch durch die Liquiditätssituation anderer Mitglieder des Volksbanken-Verbundes beein-
flusst werden. Sie wird permanent auf Basis der konsolidierten Verbund-Zahlen über-
wacht. 

Dies kann negative Auswirkungen auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Emit-
tentin haben und ihre Fähigkeit, ihren im Rahmen der Schuldverschreibungen bestehen-
den Verpflichtungen nachzukommen, beeinträchtigen. 
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Es besteht das Risiko, dass die Verpflichtungen der Emittentin aus dem Volksban-
ken-Verbund nachteilige Auswirkungen auf die Vermögens-, Finanz- und Ertrags-
lage der Emittentin haben können (Verbundrisiko).  

Die der Zentralorganisation auf Basis des Verbundvertrags zugeordneten Kreditinstitute 
(einschließlich der Emittentin) und die VOLKSBANK WIEN AG ("VOLKSBANK WIEN") 
(als Zentralorganisation) bilden aufgrund der erteilten Bewilligung der EZB (als zuständige 
Behörde) einen Kreditinstitute-Verbund gemäß § 30a BWG ("Volksbanken-Verbund"). 
Der Volksbanken-Verbund basiert ua auf (idR unbeschränkten) gegenseitigen Haftungs-
übernahmen (zB in Liquiditätsnotfällen oder bei bedrohlicher Verschlechterung der Fi-
nanzlage eines Mitgliedes des Volksbanken-Verbundes) durch die Zentralorganisation 
und die zugeordneten Kreditinstitute ("Liquiditäts- und Haftungsverbund"). 

Die Zentralorganisation hat weitgehende Weisungskompetenz gegenüber den ihr ständig zu-
geordneten Kreditinstituten (einschließlich der Emittentin). Die Emittentin muss daher die 
Weisungen der Zentralorganisation beachten. Für den Fall, dass die Emittentin Weisun-
gen nicht nachkommt, stehen der Zentralorganisation umfassende Durchsetzungskompe-
tenzen, bis hin zu wesentlichen Konventionalstrafen und einem Ausschluss der Emittentin 
aus dem Volksbanken-Verbund, zu. 

Weiters ist die Emittentin verpflichtet, Beiträge an den Leistungsfonds für den Volksban-
ken-Verbund zu leisten, damit (zB in Liquiditätsnotfällen eines Mitgliedes des Volksban-
ken-Verbundes) geeignete (Interventions-)Maßnahmen nach den Bestimmungen des Ver-
bundvertrages ergriffen werden können. 

In diesem Zusammenhang können sich wirtschaftliche Schwierigkeiten eines oder mehre-
rer Mitglieder des Volksbanken-Verbundes negativ auf die übrigen Mitglieder – und somit 
auch auf die Emittentin – auswirken.  

Die Emittentin und/oder der Volksbanken-Verbund sind dem Risiko ausgesetzt, 
dass bestimmte strategische Maßnahmen nicht umgesetzt werden können und/oder 
selbst wenn sie umgesetzt werden, sie nicht die erwarteten Effekte erzielen können.  
Die wirtschaftliche Lage, und insbesondere das niedrige Zinsumfeld, erfordern eine Straf-
fung der Kostenstruktur und eine Erhöhung der Produktivität des Volksbanken-Verbundes. 
Dazu werden unter anderem weitere Zusammenarbeits-Modelle innerhalb und außerhalb 
des Volksbanken-Verbundes evaluiert. Weitere strategische Maßnahmen zur Straffung 
der Kostenstruktur und zur Erhöhung der Produktivität des Volksbanken-Verbundes könn-
ten erforderlich werden. Aufgrund der Organisationsstruktur des Volksbanken-Verbundes 
besteht das Risiko, dass diese und/oder andere strategische Maßnahmen nicht umgesetzt 
werden können, wenn ein oder mehrere Mitglieder des Volksbanken-Verbundes solchen 
Maßnahmen nicht zustimmen. Selbst wenn solche Maßnahmen beschlossen werden, 
kann nicht garantiert werden, dass dadurch die geplanten positiven wirtschaftlichen Ef-
fekte erreicht werden. Das Eintreten eines dieser Risiken könnte die Emittentin und den 
Volksbanken-Verbund, und damit die Fähigkeit der Emittentin zur Erfüllung ihrer Verpflich-
tungen unter den Schuldverschreibungen, wesentlich negativ beeinflussen. 

Aufgrund der weitreichenden Entscheidungs- und Weisungsrechte der Zentralorga-
nisation könnte die Emittentin in ihrer Handlungsfreiheit eingeschränkt werden. 
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Der Verbundvertrag sieht weitreichende Entscheidungs- und Weisungsrechte der 
VOLKSBANK WIEN als Zentralorganisation gegenüber den Mitgliedern des Volksbanken-
Verbundes einschließlich der Emittentin vor. Dies könnte zu einer Einschränkung der 
Handlungsfähigkeit der Emittentin führen und einen bedeutenden negativen Einfluss auf 
die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Emittentin haben. 

Die Emittentin und/oder der Volksbanken-Verbund sind möglicherweise nicht in der 
Lage, die Mindestanforderungen für Eigenmittel und berücksichtigungsfähige Ver-
bindlichkeiten zu erfüllen; dies würde zu aufsichtsrechtlichen Maßnahmen führen, 
die die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Emittentin negativ beeinflussen 
könnten. 

Unter dem SRM muss jedes Institut sicherstellen, dass es jederzeit (auf Einzelinstituts- 
und, im Fall von EU-Mutterunternehmen, auch auf konsolidierter Ebene) Mindestanforde-
rungen für Eigenmittel und berücksichtigungsfähige Verbindlichkeiten erfüllt. Diese Min-
destanforderungen sind aktuell von der Abwicklungsbehörde festzusetzen und aus dem 
Betrag der Eigenmittel und der berücksichtigungsfähigen Verbindlichkeiten - ausgedrückt 
als Prozentanteil der gesamten Verbindlichkeiten und Eigenmittel des Instituts - zu be-
rechnen. Der Umfang, die Berechnung und die Zusammensetzung der MREL werden der-
zeit geprüft. Der SRB plant, für den Volksbanken-Verbund voraussichtlich 2018 eine finale 
MREL-Quote zu erlassen.  

Allerdings wurde zum Datum dieses Prospekts noch keine finale MREL-Quote festgesetzt. 
Die finale MREL-Quote wird, sobald diese vom SRB festgesetzt wurde, die indikative 
MREL-Quote von 2016 in Höhe von 24,75% ersetzen. Die mindestens erforderlichen be-
rücksichtigungsfähigen Verbindlichkeiten können zukünftig durch Emission von neuen Ka-
pitalinstrumenten (CET 1, AT 1, Tier 2) und/oder senior non-preferred Verbindlichkeiten 
(für welche die Einführung der rechtlichen Anforderungen ausständig ist) und/oder mögli-
che "gewöhnliche" nicht-nachrangige (ordinary senior) berücksichtigungsfähige Verbind-
lichkeiten erfüllt werden. Es besteht das Risiko, dass die Emittentin und/oder der Volks-
banken-Verbund möglicherweise nicht in der Lage sind, diese Mindestanforderungen für 
Eigenmittel und berücksichtigungsfähige Verbindlichkeiten zu erfüllen, was zu höheren Re-
finanzierungskosten, zu aufsichtsrechtlichen Maßnahmen und sofern gegenüber der Emitten-
tin Abwicklungsmaßnahmen verhängt werden, zu erheblichen Auswirkungen auf deren Ge-
schäftstätigkeit, zu Verlusten bei ihren Gläubigern (einschließlich der Inhaber der Schuldver-
schreibungen) führen kann sowie erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die Fähigkeit der 
Emittentin zur Bedienung der Zahlungsverpflichtungen im Zusammenhang mit den Schuldver-
schreibungen haben kann. 

Es besteht das Risiko, dass durch den Volksbanken-Verbund bei der Emittentin zu-
sätzliche Kosten entstehen, die sich negativ auf die Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage der Emittentin auswirken könnten. 

Jede von der VOLKSBANK WIEN als Zentralorganisation zu erbringende Leistung wird 
aufgrund eines zwischen der VOLKSBANK WIEN und den Mitgliedern des Volksbanken-
Verbundes - ua der Emittentin - abgeschlossenen Leistungsvertrages geleistet. Die 
VOLKSBANK WIEN hat ua die Kompetenz, für die am Haftungsverbund teilnehmenden 
Mitglieder des Volksbanken-Verbundes (bindende) Beschlüsse zur Kostentragung zu fas-
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sen. Darüber hinaus bestehen auch Verpflichtungen aus dem abgeschlossenen Zusam-
menarbeitsvertrag, wonach der Volksbank Vertriebs- und Marketing eG im Rahmen der 
Umsetzung der Zielstruktur des Volksbanken-Verbundes ua ebenfalls die Kompetenz zur 
Fassung von Beschlüssen zur Tragung ihrer Kosten durch die Mitglieder des Volksban-
ken-Verbundes übertragen wird. Für den Fall, dass die Emittentin gegen Beschlüsse der 
Volksbank Vertriebs- und Marketing eG verstößt, stehen der Volksbank Vertriebs- und 
Marketing eG umfassende Durchsetzungskompetenzen, bis hin zu einer wesentlichen 
Konventionalstrafe und dem Ausschluss aus dem Zusammenarbeitsvertrag zu. 

Davon umfasst sind (neben den Kosten für die Restrukturierung des Volksbanken-Ver-
bundes) va die Festlegung der Höhe von Transferpreisen für verbundweit erbrachte Leis-
tungen sowie die Festlegung von Verteilungsschlüsseln zur Abgeltung von Kosten, die der 
Volksbank Vertriebs- und Marketing eG bei der Erfüllung ihrer Aufgaben sowie für andere 
im Rahmen des Volksbanken-Verbundes erbrachte Leistungen entstehen, sofern sie je-
weils nicht durch Transferpreise abgegolten werden. 

Es besteht daher das Risiko, dass durch den Volksbanken-Verbund (einschließlich der 
Kosten für dessen Restrukturierung) bei der Emittentin durch die zukünftige Festlegung 
von Verteilungsschlüsseln durch die VOLKSBANK WIEN oder die Volksbank Vertriebs- 
und Marketing eG zusätzliche Kosten verursacht werden, die sich negativ auf die Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage der Emittentin auswirken könnten. 

Für die Emittentin ergeben sich Risiken aus der Garantie für das Konsortialgeschäft 
der VOLKSBANK WIEN sowie aus der Garantie für bestimmte Haftungen der 
VOLKSBANK WIEN. 

Im Zuge der Restrukturierung des Volksbanken-Verbundes wurde ua das Konsortialkre-
ditgeschäft der ÖVAG auf die VOLKSBANK WIEN übertragen. Die Mitglieder des Volks-
banken-Verbundes einschließlich der Emittentin gaben gegenüber der VOLKSBANK 
WIEN (als Zentralorganisation) eine Zahlungsgarantie für Forderungen aus dem Konsor-
tialgeschäft der VOLKSBANK WIEN bis zu rund EUR 1.006,2 Mio und Verbindlichkeiten 
der VOLKSBANK WIEN aufgrund von Haftungen der VOLKSBANK WIEN bis zu insgesamt 
rund EUR 312,8 Mio ab. Die Aufteilung der Garantiesumme erfolgt anteilig nach einem 
prozentuellen Verteilungsschlüssel, basierend auf der Bilanzsumme der zugeordneten 
Kreditinstitute. 

Für die Emittentin ergeben sich aus dieser (anteiligen) Garantiehaftung ein Kreditrisiko 
aus dem Konsortialkreditgeschäft sowie ein Risiko der Inanspruchnahme aus den anderen 
Haftungen. Dieses Risiko wird durch die unbeschränkte Haftung der Emittentin aufgrund 
des Haftungsverbundes innerhalb des Volksbanken-Verbundes noch verstärkt. 

Wenn sich diese Risiken materialisieren, kann sich dies nachteilig auf die Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage der Emittentin auswirken. 

Da die Emittentin Teile ihrer Forderungen der VOLKSBANK WIEN für deren De-
ckungsstock zur Verfügung stellt, besteht für die Emittentin ein hohes Risiko, im 
Fall der Insolvenz oder der Abwicklung der VOLKSBANK WIEN Ausfälle und Ver-
luste zu erleiden. Die Emittentin wäre in diesem Fall aufgrund ihres Geschäftsmo-
dells in ihrem Bestand gefährdet. 
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Die Emittentin überlässt der VOLKSBANK WIEN gegen Provision einen Teil ihrer (hypo-
thekarisch besicherten) Forderungen zur Einstellung in den Deckungsstock der 
VOLKSBANK WIEN für fundierte Bankschuldverschreibungen. Diese Forderungen wer-
den von der Emittentin treuhändig für die VOLKSBANK WIEN gehalten und besichern die 
Ansprüche der Inhaber der fundierten Bankschuldverschreibungen gegen die 
VOLKSBANK WIEN aus diesen fundierten Bankschuldverschreibungen. Sollte die 
VOLKSBANK WIEN ihre Verbindlichkeiten gegenüber den Inhabern ihrer fundierten Bank-
schuldverschreibungen nicht (oder nicht zur Gänze) erfüllen, würden die Inhaber der fun-
dierten Bankschuldverschreibungen aus dem dem Deckungsstock gewidmeten Vermögen 
befriedigt werden. Dies hätte wesentlich nachteilige Auswirkungen auf die Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage der Emittentin, da sie anstelle von hypothekarisch besicherten 
Forderungen lediglich unbesicherte Forderungen gegen die VOLKSBANK WIEN hätte.  

Die Emittentin unterliegt daher dem Insolvenz- und/oder Abwicklungsrisiko der 
VOLKSBANK WIEN, weshalb sie im Fall der Insolvenz oder der Abwicklung der 
VOLKSBANK WIEN Ausfälle und Verluste erleiden würde, die sie aufgrund ihres Ge-
schäftsmodells in ihrem Bestand gefährden könnten. 

Es besteht das Risiko, dass sich wirtschaftliche Schwierigkeiten des Volksbanken-
Verbundes bzw eines Mitgliedes des Volksbanken-Verbundes negativ auf die Emit-
tentin auswirken. 

Es besteht das Risiko, dass sich wirtschaftliche Schwierigkeiten eines Mitgliedes des 
Volksbanken-Verbundes auf einzelne oder alle Mitglieder des Volksbanken-Verbundes 
negativ auswirken.  

Bei Wegfall der Voraussetzungen für die Bildung des Volksbanken-Verbundes oder wenn 
der Volksbanken-Verbund nicht mehr in der Lage ist, den Aufsichtsanforderungen zu ge-
nügen (insbesondere bei Nichteinhaltung der Eigenmittelanforderungen auf konsolidierter 
Ebene des Volksbanken-Verbundes ohne Aussicht auf Verbesserung), hat die zuständige 
Behörde mit Bescheid festzustellen, dass kein Kreditinstitute-Verbund gemäß § 30a BWG 
mehr vorliegt. Weiters könnte eine Auflösung via Antrag erfolgen, wobei jedoch eine Auflö-
sung des Volksbanken-Verbundes immer der Zustimmung der zuständigen Behörde bedarf. 
Eine solche Auflösung des Volksbanken-Verbundes hätte unabsehbare Konsequenzen für 
sämtliche Mitglieder des Volksbanken-Verbundes einschließlich der Emittentin und könnte 
sich negativ auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Emittentin auswirken. 

Falls die Emittentin Weisungen oder Beschlüsse der gemäß dem Verbundvertrag zur Lei-
tung bestimmten Organe nicht befolgt, besteht weiters – in letzter Konsequenz – das Ri-
siko, dass die Emittentin aus dem Volksbanken-Verbund ausgeschlossen wird. Auch ein 
solcher Ausschluss der Emittentin könnte sich negativ auf die Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage der Emittentin auswirken. 

Aufgrund des einheitlichen Auftretens des Volksbanken-Verbundes auf dem Markt und 
dessen Wahrnehmung können negative Entwicklungen, welcher Art auch immer, eines 
oder mehrerer Mitglieder des Volksbanken-Verbundes auch die Emittentin wirtschaftlich 
negativ beeinflussen. 

Die Emittentin ist Risiken im Zusammenhang mit den erfolgten Verschmelzungen 
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(Fusionen) ausgesetzt, die weitreichende negative Folgen für die Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage der Emittentin haben können. 

Durch die im Zuge der Restrukturierung des Volksbanken-Verbundes erfolgten Ver-
schmelzungen haben die übertragenden Gesellschaften ihr Vermögen einschließlich ihrer 
Schulden als Ganzes unter Ausschluss der Liquidation an die Emittentin als überneh-
mende Gesellschaft übertragen.   

Trotz Prüfung der Vor- und Nachteile der erfolgten Verschmelzungen durch Mitarbeiter 
der Emittentin und externe Berater kann nicht ausgeschlossen werden, dass die tatsäch-
lichen Werte des Vermögens einer oder mehrerer der übertragenden Genossenschaften 
geringer und/oder die tatsächliche Höhe der Verbindlichkeiten einer oder mehrerer der 
übertragenden Genossenschaften größer als erwartet sind. Es kann auch nicht ausge-
schlossen werden, dass die Emittentin aufgrund der erfolgten Verschmelzungen für der-
zeit nicht bekannte Haftungen oder andere Risiken der übertragenden Genossenschaften 
einstehen muss, die ihr derzeit nicht bekannt sind. Weiters ist auch nicht gewiss, ob die 
von der Emittentin erwarteten Synergieeffekte durch die erfolgten Verschmelzungen über-
haupt oder im erwarteten Ausmaß und zum erwarteten Zeitpunkt eintreten. Schließlich 
kann nicht garantiert werden, dass es der Emittentin überhaupt oder rechtzeitig gelingt, 
die übertragenden Genossenschaften in ihr Unternehmen zu integrieren. Es besteht auch 
das Risiko, dass es der Unternehmensführung der Emittentin nicht gelingt, das nach 
Durchführung der erfolgten Verschmelzungen deutlich größere Unternehmen effizient zu 
leiten und ausreichende Erträge zu erwirtschaften. 

Sollten die erfolgten Verschmelzungen nicht die von der Emittentin erwarteten Effekte er-
zielen oder die oben beschriebenen Risiken auch nur zum Teil eintreten, könnte dies weit-
reichende negative Folgen für die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Emittentin 
haben und ihre Fähigkeit zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen unter den Schuldverschrei-
bungen wesentlich nachteilig beeinflussen. 

Die Emittentin hat vereinbart, sollte es zu Ausschüttungen auf ein von der 
VB Rückzahlungsgesellschaft mbH im Zuge der Restrukturierungsmaßnahmen be-
gebenes Genussrecht an die Republik Österreich kommen, Beiträge zu diesen Aus-
schüttungen zu leisten. 

Im Zuge der Maßnahmen der Restrukturierung des Volksbanken-Verbundes wurde am 
20.10.2015 von der VB Rückzahlungsgesellschaft mbH (eine 100% Tochter der 
VOLKSBANK WIEN) dem Bund ein Genussrecht (das "Bundes-Genussrecht") zur Erfül-
lung jener Zusagen begeben, die gegenüber der Republik Österreich zur Erlangung der 
beihilferechtlichen Genehmigung der Umstrukturierung durch die EU-Kommission abge-
geben wurden.  

Die Mitglieder des Volksbanken-Verbundes (einschließlich der Emittentin) haben verein-
bart, Beiträge zu den Ausschüttungen auf das Bundes-Genussrecht zu leisten.  

Daneben haben die zugeordneten Kreditinstitute (einschließlich der Emittentin) und wei-
tere Aktionäre der VOLKSBANK WIEN nach Erhalt einer entsprechenden Erwerbserklä-
rung des Bundes am 28.01.2016 an den Bund Stückaktien an der VOLKSBANK WIEN 
ohne Gegenleistung als Sicherungseigentum übertragen, sodass der Bund als Folge ins-
gesamt 25% plus eine Aktie an der VOLKSBANK WIEN hält (dies auch nach Durchführung 
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der im Zuge der Restrukturierung geplanten und zur Sanierung von Mitgliedern des Volks-
banken-Verbundes notwendigen Einbringungen der Bankbetriebe anderer Mitglieder des 
Volksbanken-Verbundes in die VOLKSBANK WIEN). Der Bund ist verpflichtet, diese Ak-
tien ohne Gegenleistung an die Aktionäre zurück zu übertragen, sobald die Summe der 
vom Bund erhaltenen Ausschüttungen auf das vom Bund gehaltene Genussrecht und aus 
weiteren bestimmten anrechenbaren Beträgen EUR 300 Mio erreicht. Zum Zeitpunkt der 
Billigung des Prospektes haftet das Bundes-Genussrecht noch mit EUR 231 Mio aus. 

Der Bund ist nicht zur Verfügung über diese Aktien berechtigt, ausgenommen wenn die 
vom Bund zu bestimmten vertraglich fixierten Stichtagen erhaltenen Beträge (Ausschüt-
tungen auf das Bundes-Genussrecht und Anrechenbare Beträge) bestimmte Mindestsum-
men nicht erreichen. Diesfalls haben die zugeordneten Kreditinstitute (einschließlich der 
Emittentin) und weitere Aktionäre der VOLKSBANK WIEN vereinbart, dem Bund weitere 
Stammaktien der VOLKSBANK WIEN ohne weitere Gegenleistung zur freien Verfügung 
zu übertragen. Die freie Verfügungsbefugnis des Bundes unterliegt einem Vorkaufsrecht, 
das bei Vorliegen eines verbindlichen Erwerbsangebots wirksam wird und zugunsten ei-
nes von der VOLKSBANK WIEN namhaft gemachten Erwerbers gilt.  

Die Fähigkeit der VB Rückzahlungsgesellschaft mbH das Bundes-Genussrecht zurückzu-
zahlen hängt wesentlich von der wirtschaftlichen Entwicklung des Volksbanken-Verbun-
des ab. Sollte diese hinter den Prognosen und Erwartungen zurückbleiben, könnte dies 
die Möglichkeit der VB Rückzahlungsgesellschaft mbH beeinträchtigen, das Bundes-Ge-
nussrecht zurückzuzahlen, wodurch die Emittentin sowie andere Mitglieder des Volksban-
ken-Verbundes verpflichtet wären, dem Bund weitere Stammaktien der VOLKSBANK 
WIEN ohne weitere Gegenleistung zur freien Verfügung zu übertragen. 

Im Falle des negativen Ausgangs anhängiger Gerichtsverfahren gegen die Immigon, 
in denen die VOLKSBANK WIEN Mitbeklagte ist, könnte die Emittentin aufgrund der 
im Volksbanken-Verbund getroffenen Vereinbarungen zur Mittragung wirtschaftli-
cher Belastungen der VOLKSBANK WIEN verpflichtet sein, was die Fähigkeit der 
Emittentin, ihren Verpflichtungen unter den Schuldverschreibungen nachzukom-
men, wesentlich negativ beeinflussen könnte. 

Die VOLKSBANK WIEN hat gemäß dem Spaltungs- und Übernahmsvertrag vom 01.06.2015 
den Zentralorganisation- und Zentralinstitut-Funktion Teilbetrieb von der ÖVAG (nunmehr Im-
migon) übernommen. Im Zusammenhang mit dieser Spaltung wurden gegen Immigon Scha-
denersatzklagen (Summe der Streitwerte zum Zeitpunkt der Prospektbilligung 
EUR 6.883.587,80) erhoben. Die VOLKSBANK WIEN ist in diesem Verfahren auf Basis des 
§ 15 Abs 1 SpaltG mitbeklagt; die Haftung der VOLKSBANK WIEN ist betraglich mit dem von 
ihr durch die Spaltung übernommenen Nettoaktivvermögen in Höhe von EUR 7 Mio (Spal-
tungskapital gemäß Übertragungsbilanz der Volksbank Wien-Baden AG zum 01.01.2015) be-
grenzt. Die VOLKSBANK WIEN haftet ab dem Zeitpunkt des jeweiligen gerichtlichen Verlan-
gens auf Sicherheitsleistung für diese Verbindlichkeiten betraglich unbeschränkt als Gesamt-
schuldner, bis entweder die Sicherheit geleistet oder die Klage rechtskräftig abgewiesen wird 
(§ 15 Abs 3 SpaltG). Die VOLKSBANK WIEN hat gegenüber der Immigon insbesondere im 
Spaltungs- und Übernahmsvertrag vereinbarte Schad- und Klagloshaltungsansprüche, wenn 
die VOLKSBANK WIEN selbst in Anspruch genommen werden sollte. Käme es zu einer wirt-
schaftlichen Belastung der VOLKSBANK WIEN, so würde sie diese nicht alleine tragen, son-
dern es würde aufgrund von im Volksbanken-Verbund getroffenen Vereinbarungen über die 
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Tragung der Verbundkosten eine anteilige Verteilung dieser Belastungen auf die anderen Mit-
glieder des Volksbanken-Verbundes einschließlich der Emittentin erfolgen. Dies könnte die 
Fähigkeit der Emittentin, ihren Verpflichtungen unter den Schuldverschreibungen nachzukom-
men, wesentlich negativ beeinflussen. 

Die Emittentin ist dem Risiko möglicher Wertberichtigungen ihrer Immobilienkredit-
portfolios ausgesetzt (Immobilienrisiko). 

Durch Marktpreisschwankungen und marktbedingte Änderungen der Immobilienrenditen 
kann es zum Erforderlichwerden von Wertberichtigungen auf Immobilienkredite der Emit-
tentin kommen. Dies betrifft insbesondere das im Rahmen des Asset-Managements ein-
gegangene Immobilienrisiko. Ein Wertverlust des Immobilienkreditportfolios kann wesent-
liche negative Auswirkungen auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Emittentin 
haben.  

Als Konsequenz der Finanz- und Wirtschaftskrise und des wirtschaftlichen Ab-
schwungs in Folge der europäischen Staatsschuldenkrise erfährt die Emittentin 
eine Verschlechterung der Qualität ihrer Kredite. 

Als Konsequenz der Finanz- und Wirtschaftskrise und des wirtschaftlichen Abschwungs 
in Folge der europäischen Staatsschuldenkrise, der Verringerung des Konsums, der Er-
höhung der Arbeitslosenrate und des Wertverlusts privater und kommerzieller Vermögens-
werte in bestimmten Regionen, kam es und wird es in Zukunft zu nachteiligen Folgen für 
die Kreditqualität von Gegenparteien der Emittentin kommen. Die Emittentin ist dem Kre-
ditrisiko ihrer Schuldner ausgesetzt, das schlagend wird, wenn diese nicht in der Lage 
sind, ihre Verpflichtungen gegenüber der Emittentin bei Fälligkeit zu erfüllen und die be-
stellten Sicherheiten nicht ausreichen, um die offenen Forderungen zu decken. Zusätzlich 
kam es aufgrund von Währungsschwankungen zu einer Verteuerung der Kredite für Kre-
ditnehmer von Fremdwährungskrediten. Als Ergebnis sind die Kreditkosten der Emittentin 
für ausgefallene Kredite beträchtlich gestiegen und hatten einen nachteiligen Effekt auf 
die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Emittentin. Unter den gegenwärtigen wirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen ist es wahrscheinlich, dass die Kreditqualität weiterhin 
fallen wird. Unvorhersehbare politische Entwicklungen (zB Zwangskonvertierungen von 
Fremdwährungskrediten) können in Kreditabschreibungen resultieren, die das von der 
Emittentin projektierte Ausmaß übersteigen. All die obigen Faktoren könnten erhebliche 
negative Auswirkungen auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Emittentin haben 
und die Fähigkeit der Emittentin, Zahlungen unter den Schuldverschreibungen zu leisten, 
beeinträchtigen und den Marktpreis der Schuldverschreibungen verringern. 

Marktschwankungen können dazu führen, dass die Emittentin keinen ausreichen-
den Jahresgewinn erzielt, um Zahlungen auf bestimmte Schuldverschreibungen zu 
leisten (Marktrisiko). 

Schwankungen an den Kapitalmärkten können den Wert von Aktiva (Vermögensgegen-
stände) der Emittentin verringern und/oder den Wert von Passiva (Verbindlichkeiten) der 
Emittentin erhöhen. Das Auftreten solcher Marktschwankungen kann auch negative Aus-
wirkungen auf die durch das Geschäft der Emittentin erwirtschafteten Erträge haben und 
könnte die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Emittentin negativ beeinflussen, 
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wodurch die Fähigkeit der Emittentin, ihren im Rahmen der Schuldverschreibungen be-
stehenden Verpflichtungen gegenüber den Anleihegläubigern nachzukommen, beein-
trächtigt würde. 

Die Absicherungsstrategien der Emittentin könnten sich als unwirksam erweisen. 

Die Emittentin verwendet eine Reihe von Instrumenten und Strategien zur Absicherung 
von Risiken. Unvorhersehbare Marktentwicklungen können wesentliche Auswirkungen auf 
die Wirksamkeit der Absicherungsmaßnahmen haben. Instrumente zur Absicherung von 
Zins- und Währungsrisiken können zu Verlusten führen, wenn die dem Finanzinstrument 
unterliegenden Basiswerte verkauft werden oder Wertanpassungen vorgenommen wer-
den müssen. Gewinne und Verluste aus unwirksamen Absicherungsmaßnahmen können 
die Volatilität der Geschäftsergebnisse der Emittentin erhöhen und erhebliche negative 
Auswirkungen auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Emittentin haben. 

2.2 ALLGEMEINE RISIKEN IM ZUSAMMENHANG MIT DEN 
SCHULDVERSCHREIBUNGEN 

Hinweis: Anleger werden darauf hingewiesen, dass sich die Angaben im Prospekt zu den 
Schuldverschreibungen insbesondere auf die zum Zeitpunkt der Prospektbilligung gel-
tende Rechtslage stützen. 

 Die Schuldverschreibungen sind für Anleger keine geeignete Anlageform, wenn sie nicht 
über ausreichende Kenntnis von und/oder Erfahrung in Finanzmärkten und/oder Zugang 
zu Informationen und/oder finanziellen Ressourcen und Liquidität verfügen, um sämtliche 
Risiken aus einem Investment in Schuldverschreibungen zu tragen und/oder ein vollstän-
diges Verständnis der Anleihebedingungen der Schuldverschreibungen und/oder die Fä-
higkeit besitzen, mögliche Szenarien für die allgemeine Wirtschaftsentwicklung, maßgeb-
liche Zinsraten und andere Faktoren, die auf ihr Investment einwirken könnten, einzu-
schätzen. 

 Jeder potenzielle Anleihegläubiger muss unter Einbeziehung seiner individuellen Um-
stände beurteilen, ob eine Anlage in Schuldverschreibungen für ihn geeignet ist. Insbe-
sondere sollte jeder potenzielle Anleger: 

(i) über ein ausreichendes Maß an Wissen und Erfahrung verfügen, um die Schuldver-
schreibungen, die Chancen und Risiken einer Anlage in die Schuldverschreibungen 
und die in diesem Prospekt oder einem maßgeblichen Nachtrag enthaltenen oder 
mittels Verweis darin aufgenommenen Angaben beurteilen zu können; 

(ii) Zugang zu geeigneten Analyseinstrumenten haben und jene kennen, mit deren Hilfe 
er, unter Berücksichtigung seiner individuellen Finanzlage und der in Erwägung ge-
zogen Schuldverschreibungen, den Einfluss der Schuldverschreibungen auf sein ge-
samtes Anlagenportfolio beurteilen kann; 

(iii) über ausreichende finanzielle Mittel und Liquidität verfügen, um alle mit einer Anlage 
in die Schuldverschreibungen verbundenen Risiken und insbesondere einen Total-
verlust seines Investments verkraften zu können; 
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(iv) die Anleihebedingungen der Schuldverschreibungen genau verstehen und mit den 
Verhaltensweisen der Schuldverschreibungen in den jeweils maßgeblichen Finanz-
märkten vertraut sein; und 

(v) (alleine oder mit Hilfe eines Finanzberaters) in der Lage sein, mögliche Szenarien der 
Entwicklung von Wirtschafts-, Zins- und sonstigen Faktoren zu beurteilen, die die 
Schuldverschreibungen und die Fähigkeit des Anlegers, die betreffenden Risiken zu 
verkraften, beeinträchtigen können. 

Der Emittentin kann es ganz oder teilweise unmöglich oder untersagt sein, Zins- 
und/oder Kapitalrückzahlungen auf die Schuldverschreibungen zu leisten. 

Für Anleihegläubiger besteht das Risiko, dass es der Emittentin ganz oder teilweise un-
möglich oder untersagt ist, jene Zinszahlungen und/oder Kapitalrückzahlungen zu leisten, 
zu denen sie aufgrund der jeweils maßgeblichen Anleihebedingungen der Schuldver-
schreibungen verpflichtet ist. Je schlechter die Bonität der Emittentin, umso höher ist die-
ses Risiko. Wird dieses Risiko (Kreditrisiko) schlagend, kann dies dazu führen, dass die 
Emittentin Zinszahlungen und/oder Kapitalrückzahlungen zum Teil oder zur Gänze (Total-
ausfall) nicht leistet. 

Der Credit Spread (Zinsaufschlag) der Emittentin kann sich verschlechtern (Credit 
Spread-Risiko). 

Unter dem Credit Spread versteht man den Aufschlag auf die Verzinsung von risikolosen 
Veranlagungen, den die Emittentin Inhabern von Wertpapieren zur Abgeltung des über-
nommenen Kreditrisikos bezahlen muss. Zu den Faktoren, die Credit Spreads beeinflus-
sen, zählen ua die Kreditwürdigkeit (Bonität) der Emittentin, die Wahrscheinlichkeit eines 
Zahlungsausfalls, die Recovery Rate (Erlösquote bei Forderungsausfällen), die verblei-
bende Laufzeit der Schuldverschreibung sowie Verpflichtungen aufgrund von Besicherun-
gen oder Garantien bzw Erklärungen hinsichtlich bevorzugter Bedienung oder Nachran-
gigkeit. Die Liquiditätslage, das allgemeine Zinsniveau, die allgemeinen wirtschaftlichen 
Entwicklungen und die Währung, auf die die maßgebliche Verbindlichkeit lautet, können 
ebenfalls einen negativen Einfluss auf den Credit Spread haben.  

Für Anleihegläubiger besteht das Risiko, dass der Credit Spread der Emittentin ansteigt, 
was zu einer Minderung des Marktpreises und/oder der Liquidität der Schuldverschreibun-
gen führen kann. Ein erhöhter Credit Spread der Emittentin kann zu höheren Refinanzie-
rungskosten der Emittentin und folglich niedrigeren Gewinnen der Emittentin führen, was 
ihre Fähigkeit, Zahlungen auf die Schuldverschreibungen zu leisten, beeinträchtigen kann. 

Weiters besteht das Risiko, dass es aufgrund der Veränderung des Credit Spreads der 
Emittentin zu einer Verringerung des Marktpreises der Schuldverschreibungen kommen 
kann. Je länger der Zeitraum bis zur Fälligkeit der Schuldverschreibungen und je niedriger 
der Zinssatz der Schuldverschreibungen ist, desto größer sind die Kursschwankungen 
grundsätzlich. Dieses Risiko kommt zum Tragen, wenn die Schuldverschreibungen wäh-
rend der Laufzeit verkauft werden. In diesem Fall besteht das Risiko, dass Anleihegläubi-
ger einen Verlust erleiden. 

Allfällige Ratings von Schuldverschreibungen spiegeln nicht alle Risiken einer An-
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lage in diese Schuldverschreibungen adäquat wider und können ausgesetzt, herab-
gestuft und zurückgezogen werden (Ratingrisiko). 

Für die Schuldverschreibungen ist zum Zeitpunkt der Prospektbilligung kein Rating vorge-
sehen. In Zukunft kann aber ein Rating für die Schuldverschreibungen beantragt werden.  

Ein allfälliges Rating von Schuldverschreibungen spiegelt nicht sämtliche Risiken einer 
Anlage in diese Schuldverschreibungen adäquat wider, da Ratings aufgrund von standar-
disierten Prozessen vergeben werden und nur solche Parameter berücksichtigen, die in 
diesen standardisierten Prozessen vorgesehen sind. Es kann auch andere Parameter ge-
ben, die einen Einfluss auf die Kreditwürdigkeit der Emittentin und die Wahrscheinlichkeit 
eines Zahlungsausfalls unter den Schuldverschreibungen haben, die im Zuge des Rating-
vergabeprozesses nicht berücksichtigt werden. Weiters kann sich die das Rating verge-
bende Ratingagentur aus einer Vielzahl von Gründen irren, wodurch es auch zu einem 
falschen Rating kommen könnte.  

Ratings können zudem ausgesetzt, herabgestuft oder zurückgezogen werden. Eine sol-
che Aussetzung, Herabstufung oder Zurückziehung eines Ratings kann den Marktpreis 
der Schuldverschreibungen negativ beeinflussen. Ein Rating stellt keine Empfehlung für 
den Kauf, den Verkauf oder das Halten von Wertpapieren dar und Anleger dürfen sich bei der 
Beurteilung des mit Schuldverschreibungen verbundenen Risikos nicht allein auf ein allfälliges 
Rating verlassen. 

Bei einer zukünftigen Geldentwertung (Inflation) könnte sich die reale Rendite einer 
Schuldverschreibung verringern. 

Das Inflationsrisiko bezeichnet die Möglichkeit, dass der Wert der Schuldverschreibungen 
oder den Einnahmen daraus sinkt, wenn die Kaufkraft einer Währung auf Grund von Infla-
tion schrumpft. Durch Inflation verringert sich der Wert des Ertrags der Schuldverschrei-
bungen. Übersteigt die Inflationsrate die auf die Schuldverschreibungen bezahlten Zinsen, 
wird die Rendite der Schuldverschreibungen negativ und Anleihegläubiger erleiden Ver-
luste. 

Es gibt keine Sicherheit dafür, dass sich für die Schuldverschreibungen ein liquider 
Sekundärmarkt entwickeln wird, noch dafür, dass dieser, falls er sich entwickelt, 
bestehen bleibt. Auf einem illiquiden Markt sind Anleihegläubiger unter Umständen 
nicht in der Lage, ihre Schuldverschreibungen zu einem angemessenen Marktpreis 
oder überhaupt zu verkaufen. 

Schuldverschreibungen, die unter diesem Prospekt begeben werden, sind zum Teil Neu-
emissionen. Für diese Schuldverschreibungen wird es zum Emissionszeitpunkt jedenfalls 
keinen liquiden Markt geben. Die Emittentin gibt keine Zusicherung zur Liquidität eines 
allfälligen Marktes für Schuldverschreibungen ab. 

Unabhängig von einem allfälligen Handel der Schuldverschreibungen an der Börse im ge-
regelten oder ungeregelten Markt gibt es weder eine Sicherheit dafür, dass sich ein liqui-
der Sekundärmarkt für die Schuldverschreibungen entwickeln wird, noch dafür, dass die-
ser, falls er sich entwickelt, bestehen bleibt. Notieren die Schuldverschreibungen nicht an 
einer Börse, können Informationen über den Marktpreis solcher Schuldverschreibungen 
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schwieriger zu erhalten sein, was die Liquidität dieser Schuldverschreibungen negativ be-
einflussen kann. In einem illiquiden Markt ist es einem Anleihegläubiger unter Umständen 
nicht möglich, seine Schuldverschreibungen jederzeit überhaupt oder zu angemessenen 
Preisen oder Preisen, die eine vergleichbare Rendite wie ähnliche Anlagen, für die ein 
entwickelter Sekundärmarkt besteht, zu verkaufen. Für Schuldverschreibungen dieser Art 
besteht typischerweise ein eingeschränkter Sekundärmarkt und ihr Marktpreis weist eine 
höhere Volatilität auf als der Marktpreis von Schuldtiteln, für die ein liquider Markt besteht. 
Illiquidität kann schwerwiegende negative Auswirkungen auf den Marktpreis von Schuld-
verschreibungen haben. Die Möglichkeit, Schuldverschreibungen zu verkaufen, kann zu-
sätzlich durch länderspezifische Umstände eingeschränkt sein. 

Anleihegläubiger sind bei einem Verkauf der Schuldverschreibungen einem Markt-
preisrisiko ausgesetzt (Marktpreisrisiko). 

Die Entwicklung der Marktpreise der Schuldverschreibungen ist von verschiedenen Fak-
toren abhängig, wie etwa Bonität der Emittentin, Schwankungen des Marktzinsniveaus, 
der Politik der Zentralbanken, gesamtwirtschaftlichen Entwicklungen, Inflationsraten oder 
einem Mangel an bzw einer überschießenden Nachfrage nach der maßgeblichen Art von 
Schuldverschreibungen. Für Anleihegläubiger besteht daher das Risiko negativer Markt-
preisentwicklungen der Schuldverschreibungen, das schlagend werden kann, wenn Anlei-
hegläubiger die Schuldverschreibungen vor Endfälligkeit verkaufen. Falls der von einem 
Anleihegläubiger bei einem Verkauf von Schuldverschreibungen erzielte Nettoerlös (samt 
etwaiger zwischenzeitlich auf die Schuldverschreibungen geleisteten Ausschüttungen) 
niedriger ist als der Preis (einschließlich allfälliger Spesen und Gebühren), zu dem er die 
Schuldverschreibungen erworben hat, erleidet der Anleihegläubiger einen Nettoverlust. 
Der historische Preis von Schuldverschreibungen stellt keinen Indikator für die zukünftige 
Entwicklung des Marktpreises von Schuldverschreibungen dar. 

Schuldverschreibungen, die Optionen enthalten, unterliegen Risiken im Zusammen-
hang mit einer möglichen Änderung des Optionspreises. 

Bestimmte Schuldverschreibungen können eine Option enthalten (wie zum Beispiel ein 
Recht auf vorzeitige Rückzahlung der Emittentin) oder mit einer solchen kombiniert sein. 
Solche Optionen haben selbst einen Marktpreis (dh es stellt an sich einen Wert dar, eine 
solche Option ausüben zu können, der "Optionspreis"). Der Optionspreis kann sich än-
dern und diese Änderung kann auch den Marktpreis der Schuldverschreibungen selbst 
beeinflussen. Der Wert der Option verringert sich typischerweise gegen den Verfallstag 
hin, danach ist die Option völlig wertlos. Anleihegläubiger solcher Schuldverschreibungen 
tragen das Risiko einer ungünstigen Entwicklung des Optionspreises allfälliger mit den 
Schuldverschreibungen verbundenen Optionen.  

Bei Schuldverschreibungen mit Recht auf vorzeitige Rückzahlung der Emittentin 
trägt der Anleihegläubiger aufgrund des Ausübungsrisikos neben dem Risiko der 
vorzeitigen Rückzahlung und dem Risiko, dass die Schuldverschreibungen eine 
niedrigere Rendite als erwartet aufweisen, auch ein höheres Marktpreisrisiko (Ri-
siko der vorzeitigen Rückzahlung). 

Wenn Anleihebedingungen ein Recht auf vorzeitige Rückzahlung der Emittentin vorsehen, 
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kann die Emittentin entweder zu bestimmten Tagen (Wahlrückzahlungstage) oder bei Ein-
tritt bestimmter Ereignisse (zB Rechtsänderung, Absicherungs-Störung, gestiegener Ab-
sicherungs-Kosten oder aus aufsichtsrechtlichen oder steuerlichen Gründen wie jeweils 
in den Anleihebedingungen angegeben), die Schuldverschreibungen zu einem bestimm-
ten Betrag (Wahlrückzahlungsbetrag, Amortisationsbetrag bzw vorzeitigen Rückzahlungs-
betrag) an die Anleihegläubiger vorzeitig zurückzahlen.  

Schuldverschreibungen, die in Hochzinsphasen begeben werden, sehen häufig ein Recht 
auf vorzeitige Rückzahlung nach Wahl der Emittentin vor. Wenn die Rendite für vergleich-
bare Schuldverschreibungen auf den Kapitalmärkten sinkt, besteht für Anleihegläubiger 
das Risiko, dass die Emittentin von ihrem Recht auf vorzeitige Rückzahlung Gebrauch 
macht.  

Im Fall einer vorzeitigen Rückzahlung der Schuldverschreibungen durch die Emittentin 
tragen Anleihegläubiger das Risiko, dass ihre Schuldverschreibungen aufgrund der vor-
zeitigen Rückzahlung eine geringere Rendite abwerfen als erwartet. Da alle Anleihegläu-
biger dem Risiko einer vorzeitigen Rückzahlung durch die Emittentin unterliegen (dieses 
stellt eine Option dar), spiegelt sich dieses Ausübungsrisiko auch im Marktpreis solcher 
Schuldverschreibungen wider. Dies kann zu beachtlichen Schwankungen des Preises der 
Schuldverschreibungen führen, wenn Änderungen der Zinssätze oder der Volatilität vor-
liegen. 

Anleihegläubiger können dem Risiko unvorteilhafter Wechselkursentwicklungen o-
der dem Risiko, dass Behörden Devisenkontrollen anordnen oder modifizieren, aus-
gesetzt sein (Währungsrisiko – Wechselkursrisiko). 

Die Rückzahlung sowie die Zahlung von Zinsen (soweit anwendbar) auf die Schuldver-
schreibungen erfolgen in der in den Anleihebedingungen festgelegten Währung (die "fest-
gelegte Währung"). Damit sind bestimmte Risiken im Zusammenhang mit Währungsum-
rechnungen verbunden, falls die Finanzgeschäfte eines Anleihegläubigers hauptsächlich 
in einer anderen Währung als der festgelegten Währung getätigt werden (die "Anleihe-
gläubiger-Währung"). Zu diesen Risiken zählen auch das Risiko einer erheblichen Wech-
selkursänderung (einschließlich Änderungen aufgrund einer Abwertung der festgelegten 
Währung oder einer Neubewertung der Anleihegläubiger-Währung) sowie das Risiko, 
dass die für die Anleihegläubiger-Währung zuständigen Behörden Devisenkontrollen ein-
führen oder ändern. Eine Aufwertung der Anleihegläubiger-Währung gegenüber der fest-
gelegten Währung würde (i) zu einer Verringerung des Gegenwerts des Ertrags aus den 
Schuldverschreibungen in der Anleihegläubiger-Währung, (ii) zu einer Verringerung des 
Gegenwerts des auf die Schuldverschreibungen zahlbaren Kapitalbetrags in der Anleihe-
gläubiger-Währung und (iii) zu einer Verringerung des Gegenwerts des Marktwerts der 
Schuldverschreibungen in der Anleihegläubiger-Währung führen. Regierungs- und Wäh-
rungsbehörden können (wie es in der Vergangenheit bereits teilweise geschehen ist) De-
visenkontrollen einführen, die sich nachteilig auf einen geltenden Wechselkurs auswirken 
könnten. Infolgedessen können Anleihegläubiger geringere Zins- oder Rückzahlungsbe-
träge erhalten als erwartet oder auch überhaupt keine.  

Es besteht das Risiko, dass Anleihegläubiger nicht in der Lage sind, Erträge aus 
den Schuldverschreibungen so zu reinvestieren, dass sie den gleichen Ertrag erzie-
len wie mit den Schuldverschreibungen (Wiederveranlagungsrisiko). 
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Anleihegläubiger tragen das Risiko, dass die ihnen aus einer Anlage in die Schuldver-
schreibungen ggf zufließenden Zinsen der Schuldverschreibungen nicht so reinvestiert 
werden können, dass damit der gleiche Ertrag wie mit den maßgeblichen Schuldverschrei-
bungen erzielt werden kann. 

Mit dem Kauf und Verkauf von Schuldverschreibungen verbundene Nebenkosten 
können das Ertragspotenzial der Schuldverschreibungen wesentlich beeinflussen. 

Beim Kauf oder Verkauf von Schuldverschreibungen fallen neben dem Kauf- oder Ver-
kaufspreis meist verschiedene Arten von Nebenkosten (einschließlich Transaktionsge-
bühren und Provisionen) an. Institute des Finanzsektors verrechnen in der Regel Provisi-
onen und Spesen entweder als fixe Mindestprovisionen und/oder als vom Auftragswert 
abhängige prozentuelle Provisionen. Soweit zusätzliche – inländische oder ausländische 
– Parteien an der Durchführung eines Auftrags beteiligt sind, wie zum Beispiel inländische 
Händler oder Broker auf Auslandsmärkten, können Anlegern auch Brokergebühren, Pro-
visionen und sonstige Gebühren und Kosten derartiger Parteien (Drittkosten) verrechnet 
werden. Neben den direkt mit dem Kauf der Schuldverschreibungen verbundenen Kosten 
(direkten Kosten) müssen Anleger auch Folgekosten (wie etwa Depotgebühren) berück-
sichtigen.  

Anleger sollten sich vor einer Anlage in Schuldverschreibungen über die im Zusammen-
hang mit dem Kauf, der Verwahrung und dem Verkauf von Schuldverschreibungen anfal-
lenden Zusatzkosten informieren. Anleger unterliegen dem Risiko, dass diese Nebenkos-
ten den Ertrag der Schuldverschreibungen erheblich reduzieren oder gar aufheben kön-
nen, insbesondere, wenn geringe Beträge in die Schuldverschreibungen investiert wer-
den. 

Anleihegläubiger tragen das Risiko der fehlerhaften Abwicklung durch Clearing 
Systeme. 

Die Abwicklung von Käufen und Verkäufen sowie die Gutschrift von Zahlungen im Zusam-
menhang mit Schuldverschreibungen erfolgt über ein Clearing System. Die Emittentin 
übernimmt keine Verantwortung dafür, dass die Schuldverschreibungen vom Clearing 
System tatsächlich in das Wertpapierdepot des jeweiligen Anleihegläubigers übertragen 
werden. Anleihegläubiger müssen sich auf die Funktionsfähigkeit des Clearing Systems 
verlassen. Anleihegläubiger tragen daher das Risiko einer mangelhaften Abwicklung von 
Aufträgen zum Kauf- und/oder Verkauf von Schuldverschreibungen und/oder Zinszahlun-
gen und/oder Rückzahlungen betreffend die Schuldverschreibungen.  

Die Schuldverschreibungen können nach Eintritt eines bestimmten Auslöse-Ereig-
nisses der Abschreibung oder Umwandlung in Eigenkapital unterliegen, wodurch 
die Anleihegläubiger einen Teil oder die Gesamtheit ihrer Anlage in die Schuldver-
schreibungen verlieren können (gesetzliche Verlustbeteiligung). 

Ziel des SRM ist es, den relevanten Abwicklungsbehörden einheitliche und wirksame Instru-
mente und Befugnisse an die Hand zu geben, um Bankenkrisen durch Präventivmaßnahmen 
abzuwenden, die Finanzstabilität zu erhalten und das Risiko, dass der Steuerzahler für Insol-
venzverluste aufkommen muss, so gering wie möglich zu halten. 
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Die Einheitliche Abwicklungsbehörde (SRB) und die FMA haben die Befugnis zur Herab-
schreibung und Umwandlung der berücksichtigungsfähigen Verbindlichkeiten, die vor o-
der bei Eintritt der Abwicklung angewendet werden können, um sicherzustellen, dass ua 
die relevanten Kapitalinstrumente zum Zeitpunkt der Nicht-Tragfähigkeit des emittieren-
den Instituts und/oder der Gruppe vollständig Verluste absorbieren. Weiters können sie 
das Instrument der Gläubigerbeteiligung (bail-in tool) in der Abwicklung mit dem Ziel an-
wenden, die Eigenmittel des maßgeblichen Instituts wiederherzustellen, um es in die Lage 
zu versetzen, sein Geschäft auf einer going-concern Basis weiterzuführen. Dementspre-
chend können die Abwicklungsbehörden anordnen, solche Kapitalinstrumente dauerhaft 
abzuschreiben oder sie zur Gänze in Eigentumstitel (zB Stammaktien, Genossenschaftsan-
teile oder andere Beteiligungsinstrumente) umzuwandeln, und zwar zum Zeitpunkt der Nicht-
Tragfähigkeit und bevor eine Abwicklungsmaßnahme mit Ausnahme des Instruments der 
Gläubigerbeteiligung ergriffen wurde (statutory loss absorption – gesetzliche Verlustbeteili-
gung).  

Bei der Anwendung des Instruments der Gläubigerbeteiligung (und der Beteiligung von 
Inhabern relevanter Kapitalinstrumente) hat die Abwicklungsbehörde folgende Abfolge der 
Herabschreibung und Umwandlung (Verlusttragungskaskade) einzuhalten: 

(i) zuerst sind Instrumente des harten Kernkapitals (Common Equity Tier 1 instruments 
– "CET 1") zu verringern; 

(ii) wenn die Herabsetzung von CET 1 nicht ausreichend ist, ist der Nennwert der 
Instrumente des zusätzlichen Kernkapitals (Additional Tier 1 instruments – "AT 1") 
herabzusetzen; und 

(iii) wenn die Wertminderung von CET 1 und AT 1 nicht ausreichend ist, ist der Nenn-
wert der Instrumente des Ergänzungskapitals (Tier 2 instruments – "Tier 2") her-
abzusetzen;  

darüber hinaus bei Anwendung des Instruments der Gläubigerbeteiligung weiters:  

(iv) wenn die Wertminderung von CET 1, AT 1 und Tier 2 nicht ausreichend ist, ist der 
Nennwert nachrangiger Verbindlichkeiten, bei denen es sich nicht um AT 1 oder 
Tier 2 handelt, im Einklang mit der Rangfolge der Forderungen im Rahmen eines 
Konkursverfahrens im erforderlichen Umfang herabzusetzen; und  

(v) wenn die Wertminderung immer noch nicht ausreichend ist, ist der Nennwert der 
restlichen gemäß § 86 BaSAG berücksichtigungsfähigen Verbindlichkeiten oder 
der bei diesen noch ausstehende Restbetrag entsprechend der Rangfolge der For-
derungen im Rahmen eines Konkursverfahrens, einschließlich der Rangfolge ge-
mäß § 131 BaSAG, im erforderlichen Umfang herabzusetzen. 

Für die Zwecke der gesetzlichen Verlustbeteiligung ist der "Zeitpunkt der Nicht-Tragfähigkeit" 
der Zeitpunkt, an dem die folgenden Voraussetzungen erfüllt sind: 

1. Die zuständige Behörde oder die Abwicklungsbehörde stellt fest, dass die Kreditinsti-
tute die Voraussetzungen für die Abwicklung nicht erfüllt bzw voraussichtlich nicht 
erfüllen wird, dh: 

a. die Voraussetzungen für eine Konzessionsrücknahme liegen vor oder es liegen 
objektive Anhaltspunkte dafür vor, dass dies in naher Zukunft der Fall sein wird, 
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beispielsweise (aber nicht abschließend) aufgrund der Tatsache, dass das Institut 
Verluste erlitten hat oder voraussichtlich erleiden wird, durch die seine gesamten 
Eigenmittel oder ein wesentlicher Teil seiner Eigenmittel aufgebraucht wird; 

b. die Vermögenswerte des Instituts unterschreiten die Höhe seiner Verbindlichkei-
ten oder es liegen objektive Anhaltspunkte dafür vor, dass dies in naher Zukunft 
der Fall sein wird; 

c. das Institut ist nicht in der Lage, seine Schulden oder sonstigen Verbindlichkeiten 
bei Fälligkeit zu begleichen oder es liegen objektive Anhaltspunkte dafür vor, dass 
dies in naher Zukunft der Fall sein wird; 

d. eine außerordentliche finanzielle Unterstützung aus öffentlichen Mitteln wird be-
nötigt, es sei denn, die außerordentliche finanzielle Unterstützung aus öffentlichen 
Mitteln erfolgt in bestimmten Formen zur Abwendung einer schweren Störung der 
Volkswirtschaft und zur Wahrung der Finanzstabilität; und 

2. unter Berücksichtigung zeitlicher Zwänge und anderer relevanter Umstände besteht 
nach vernünftigem Ermessen keine Aussicht, dass der Ausfall des Instituts innerhalb 
eines angemessenen Zeitrahmens durch alternative Maßnahmen der Privatwirt-
schaft, darunter Maßnahmen im Rahmen von institutsbezogenen Sicherungssyste-
men, oder anderer Aufsichtsmaßnahmen, darunter Frühinterventionsmaßnahmen o-
der die Herabschreibung oder Umwandlung von relevanten Kapitalinstrumenten, die 
in Bezug auf das Institut getroffen werden, abgewendet werden kann; und 

3. im Fall der Anwendung des Instruments der Gläubigerbeteiligung, Abwicklungsmaß-
nahmen sind im öffentlichen Interesse erforderlich; oder 

4. im Fall der Ausübung der Befugnisse zur Herabschreibung oder Umwandlung von 
Kapitalinstrumenten, eine Gruppe sollte als ausfallend oder wahrscheinlich ausfallend 
betrachtet werden, wenn die Gruppe gegen ihre konsolidierten Aufsichtsanforderun-
gen in einer Weise verstößt bzw wenn objektive Anhaltspunkte vorliegen, die eine 
Feststellung stützen, dass die Gruppe in naher Zukunft gegen ihre konsolidierten Auf-
sichtsanforderungen in einer Weise verstoßen wird, die ein Eingreifen durch die zu-
ständige Behörde rechtfertigen würde, einschließlich, aber nicht eingeschränkt auf 
Grund der Tatsache, dass die Gruppe Verluste erlitten hat oder voraussichtlich erlei-
den wird, durch die ihre gesamten Eigenmittel oder ein wesentlicher Teil ihrer Eigen-
mittel aufgebraucht werden. 

Die gesamte oder teilweise Herabschreibung oder Umwandlung des Nominalbetrages von 
Instrumenten, einschließlich etwaiger unter den nachrangigen Schuldverschreibungen an-
gefallener, aber noch nicht ausgezahlter Zinsen, stellen gemäß dem Instrument der Gläu-
bigerbeteiligung oder den Herabschreibungs- und Umwandlungsbefugnissen keinen Aus-
fall nach den Bestimmungen des relevanten Kapitalinstruments dar. Dementsprechend 
wären sämtliche so abgeschriebenen Beträge unwiderruflich verloren und die aus solchen 
Kapitalinstrumenten resultierenden Rechte der Anleihegläubiger wären erloschen, unab-
hängig davon, ob die finanzielle Lage des Kreditinstituts wiederhergestellt wird oder nicht. 

Folglich können die Schuldverschreibungen Gegenstand der Herabschreibungen oder der 
Umwandlung in Eigentumstitel im Falle des maßgeblichen Auslöse-Ereignisses sein, 
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wodurch Anleihegläubiger ihr Investment in die Schuldverschreibungen ganz oder teil-
weise verlieren könnten. Die Anwendung einer solchen Befugnis ist höchst unvorhersehbar 
und bereits die Erwägung oder der Vorschlag einer solchen Befugnis könnten den Marktpreis 
der Schuldverschreibungen wesentlich nachteilig beeinflussen. 

Neben den oben dargestellten Abwicklungsinstrumenten und -befugnissen könnte die Emit-
tentin auch Gegenstand nationaler Insolvenzverfahren sein. 

Die Emittentin könnte Abwicklungsbefugnissen unterliegen, die auch negative Aus-
wirkungen auf die Schuldverschreibungen haben könnten. 

Unter der Voraussetzung, dass die Emittentin die anwendbaren Bedingungen für die Ab-
wicklung erfüllt, hat die Abwicklungsbehörde bestimmte Abwicklungsbefugnisse, die sie 
im Rahmen oder zur Vorbereitung der Anwendung eines Abwicklungsinstruments einzeln 
oder in Kombination ausüben kann. Diese Abwicklungsbefugnisse umfassen insbeson-
dere: 

• die Befugnis, Verbindlichkeiten der Emittentin auf ein anderes Unternehmen zu 
übertragen; 

• die Befugnis, den Nennwert oder ausstehenden Restbetrag berücksichtigungsfähi-
ger Verbindlichkeiten der Emittentin herabzusetzen, einschließlich ihn auf Null her-
abzusetzen; 

• die Befugnis, berücksichtigungsfähige Verbindlichkeiten der Emittentin in Stamman-
teile oder andere Eigentumstitel der Emittentin, eines relevanten Mutterinstituts oder 
eines Brückeninstituts, auf das Vermögenswerte, Rechte oder Verbindlichkeiten der 
Emittentin übertragen werden, umzuwandeln; 

• die Befugnis, die von der Emittentin ausgegebenen Schuldtitel zu löschen;  

• die Befugnis, von der Emittentin oder einem relevanten Mutterinstitut die Ausgabe 
neuer Anteile, anderer Eigentumstitel oder anderer Kapitalinstrumente, einschließ-
lich Vorzugsaktien und anderer bedingt wandelbarer Instrumente zu verlangen; 
und/oder 

• die Befugnis, die Fälligkeit der von der Emittentin ausgegebenen Schuldtitel und 
anderen berücksichtigungsfähigen Verbindlichkeiten oder den aufgrund der ent-
sprechenden Schuldtitel und anderen berücksichtigungsfähigen Verbindlichkeiten 
zahlbaren Zinsbetrag oder den Zeitpunkt, zu dem die Zinsen zu zahlen sind, zu 
ändern, und zwar auch durch eine zeitlich befristete Aussetzung der Zahlungen. 

Die Ausübung dieser Abwicklungsbefugnisse könnte negative Auswirkungen auf die Emit-
tentin haben, insbesondere die vollständige oder teilweise Reduzierung der berücksichti-
gungsfähigen Verbindlichkeiten der Emittentin. 

Der Emittentin ist nicht untersagt, weitere Verbindlichkeiten zu begeben oder auf-
zunehmen. 

Die Emissionsbedingungen der Schuldverschreibungen sehen keine Beschränkungen hin-
sichtlich des Betrags der Verbindlichkeiten vor, den die Emittentin begeben, aufnehmen 
und/oder garantieren darf. Außerdem ist die Emittentin nicht verpflichtet, die Anleihegläu-
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biger über die Ausgabe bzw Aufnahme weiterer Verbindlichkeiten oder die Garantieleis-
tung für weitere Verbindlichkeiten zu informieren. Die Ausgabe bzw Aufnahme von weite-
ren Verbindlichkeiten oder die Garantieleistung für weitere Verbindlichkeiten könnte ne-
gative Auswirkungen auf den Marktpreis der Schuldverschreibungen und auf die Fähigkeit 
der Emittentin, alle Verpflichtungen im Zusammenhang mit den ausgegebenen Schuldver-
schreibungen zu erfüllen, haben und auch den Betrag, der bei Insolvenz der Emittentin für 
Anleihegläubiger erzielbar ist, reduzieren. Falls sich die finanzielle Situation der Emittentin 
verschlechtern würde, könnten die Anleihegläubiger die direkten und wesentlich nachtei-
ligen Konsequenzen tragen, einschließlich, im Fall der Liquidation der Emittentin, des Ver-
lusts ihrer gesamten Investition. All diese Faktoren könnten negative Auswirkungen auf 
die Anleihegläubiger haben. 

In einer Insolvenz der Emittentin haben Einlagen einen höheren Rang als die An-
sprüche der Anleihegläubiger im Zusammenhang mit den Schuldverschreibungen. 

§ 131 BaSAG setzt Artikel 108 BRRD in Österreich um und regelt den Rang in der Insol-
venzrangfolge, wobei in Konkursverfahren, die in Bezug auf die Emittentin eröffnet wer-
den, die folgende Insolvenzrangfolge für Einlagen anwendbar ist: 

(a) Die folgenden Forderungen haben untereinander denselben Rang, der allerdings 
höher ist als der Rang der Forderungen von gewöhnlichen nicht abgesicherten und 
nicht bevorzugten Gläubigern:  

(i) jener Teil der erstattungsfähigen Einlagen von natürlichen Personen, Klein-
stunternehmen und kleinen und mittleren Unternehmen, der die in Artikel 6 
DGSD festgelegte Deckungssumme überschreitet; und  

(ii) Einlagen, die als erstattungsfähige Einlagen von natürlichen Personen, Klein-
stunternehmen und kleinen und mittleren Unternehmen gelten würden, wenn 
sie nicht auf Zweigstellen von Instituten mit Sitz in der EU zurückgehen wür-
den, die sich außerhalb der EU befinden. 

(b) Die folgenden Forderungen haben untereinander denselben Rang, der allerdings 
höher ist als der Rang der oben in Punkt (a) genannten Forderungen:  

(i) gedeckte Einlagen; und  

(ii) Einlagensicherungssysteme, die im Fall der Insolvenz in die Rechte und 
Pflichten der gedeckten Einleger eintreten. 

Die Umsetzung der Änderungen des Artikels 108 BRRD durch die Richtlinie (EU) 2017/2399 
wird zur Einführung eines (neuen) Ranges für bestimmte Schuldtitel iSv § 131 Abs 3 BaSAG 
führen. Die Richtlinie (EU) 2017/2399 sieht eine Umsetzungsfrist für die Mitgliedstaaten bis 
längstens 29.12.2018 vor. In Österreich sind die entsprechenden Änderungen in § 131 BaSAG 
bereits am 30.06.2018 in Kraft getreten. Demnach haben unbesicherte Forderungen im Kon-
kursverfahren einen höheren Rang (dh sind vorrangig) als unbesicherte Forderungen aus 
Schuldtiteln mit senior non-preferred Status, die jedoch ihrerseits wiederum einen höheren 
Rang (dh vorrangig sind) als andere nachrangige Forderungen haben. Daher sollten Gläubi-
ger von nicht-nachrangigen Schuldverschreibungen beachten, dass im Fall von Insolvenz-
verfahren, die in Bezug auf die Emittentin eröffnet werden, auch ihre Ansprüche nachrangig 
zu den oben in den Punkten (a) und (b) angegebenen Ansprüchen sein werden, und dass 
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sie daher nur Zahlung auf ihre Ansprüche erhalten werden, wenn und soweit die oben in 
den Punkten (a) und (b) angegebenen Ansprüche vollständig beglichen wurden. Gläubiger 
von nachrangigen Schuldverschreibungen und Gläubiger von Schuldverschreibungen, die 
berücksichtigungsfähige Verbindlichkeiten mit senior non-preferred Status darstellen, sollten 
beachten, dass ihre Ansprüche im Fall von Insolvenzverfahren nachrangig zu Ansprüchen aus 
nicht-nachrangigen Schuldverschreibungen (einschließlich solcher, die berücksichtigungsfä-
hige Verbindlichkeiten ohne senior non-preferred Status darstellen), sind. 

Nach einem am 23.11.2016 veröffentlichten Vorschlag der Europäischen Kommission für 
eine Änderung der BRRD sollen gewöhnliche vorrangige unbesicherte Ansprüche gegen-
über bestimmten anderen (vorrangig unbesicherten) Ansprüchen in der nationalen Insol-
venzhierarchie bevorzugt werden (wobei letztere Kategorie als neue "berücksichtigungs-
fähige Schuldtitel" bezeichnet wird). Es ist beabsichtigt, dass solche berücksichtigungsfä-
higen Schuldverschreibungen auf diese Hierarchie wie folgt Bezug nehmen: 

Ansprüche auf den Kapitalbetrag der berücksichtigungsfähigen Schuldverschreibungen 
sind nachrangig gegenüber anderen nicht besicherten und nicht nachrangigen Verbind-
lichkeiten der Emittentin, die entweder gemäß ihren Bedingungen nicht mit den Verbindlich-
keiten der Emittentin aus diesen berücksichtigungsfähigen Schuldverschreibungen gleich-
rangig sind; oder im regulären Insolvenzverfahren der Emittentin eine bevorrechtigte gesetz-
liche Behandlung genießen. 

Es sei denn, dass derselbe Effekt im Weg einer entsprechenden vertraglichen Bestim-
mung über den Status der berücksichtigungsfähigen Schuldverschreibungen erreicht wird 
– dies jeweils im Hinblick auf die Anrechenbarkeit betreffend MREL.  

Deshalb sollten Anleihegläubiger der berücksichtigungsfähigen Schuldverschreibungen 
damit rechnen, dass ihre Ansprüche im Fall von Insolvenzverfahren, die in Bezug auf die 
Emittentin eröffnet wurden, und in vergleichbaren Verfahren (so wie Abwicklungsverfahren 
gemäß dem SRM) im Einklang mit den Bedingungen solcher Schuldverschreibungen 
nachrangig zu den Ansprüchen von Anleihegläubigern von nicht nachrangigen Schuldver-
schreibungen und anderen vorrangigen Ansprüchen (einschließlich der oben beschriebe-
nen gesetzlich bevorrechtigten Ansprüche) sein werden. 

Aufgrund der möglichen Verwahrung der Sammelurkunde bei der VOLKSBANK 
WIEN ist die Übertragbarkeit der Wertpapiere eingeschränkt. 

Wird die die Schuldverschreibung verbriefende Sammelurkunde bei der VOLKSBANK 
WIEN verwahrt, sind Anleger beim Erwerb von Schuldverschreibungen verpflichtet, ein 
Wertpapierdepot bei der Emittentin oder einem anderen Kreditinstitut im Volksbanken-
Verbund zu eröffnen. Die Schuldverschreibungen können nicht auf ein Depot bei einem 
anderen Kreditinstitut außerhalb des Volksbanken-Verbundes übertragen werden. Daher 
können Schuldverschreibungen von Anlegern, die kein Depot bei der Emittentin oder ei-
nem anderen Kreditinstitut im Volksbanken-Verbund haben, weder erworben werden noch 
die Schuldverschreibungen auf ein Depot bei einem anderen Kreditinstitut übertragen wer-
den. Dadurch ist die Übertragbarkeit der Schuldverschreibungen eingeschränkt. 

Die steuerlichen Auswirkungen einer Anlage in Schuldverschreibungen sollten 
sorgfältig bedacht werden. 



 

81 

Allfällige Zinszahlungen auf Schuldverschreibungen bzw von einem Anleihegläubiger bei 
Verkauf oder Rückzahlung der Schuldverschreibungen realisierte Gewinne, können in sei-
nem Heimatland oder in anderen Ländern zu versteuern sein. Die steuerlichen Auswirkun-
gen für Anleger im Allgemeinen werden im Abschnitt "Besteuerung" dieses Prospekts be-
schrieben; allerdings können sich die steuerlichen Auswirkungen für einen bestimmten 
Anleihegläubiger von dieser Beschreibung unterscheiden. Potenzielle Anleihegläubiger 
sollten sich daher hinsichtlich der steuerlichen Auswirkungen einer Anlage in Schuldver-
schreibungen an ihren Steuerberater wenden. Anleihegläubiger sind dem Risiko ausge-
setzt, dass die reale Rendite der Schuldverschreibungen aufgrund von Einflüssen an-
wendbarer Steuergesetzgebung wesentlich geringer als erwartet sein kann. Außerdem 
können sich die geltenden Steuervorschriften in Zukunft zu Ungunsten der Anleihegläubi-
ger ändern, was zu höherer Steuerbelastung und damit zu einer geringeren Rendite der 
Schuldverschreibungen führen könnte. 

Die Schuldverschreibungen unterliegen österreichischem Recht, Änderungen der 
geltenden Gesetze, Verordnungen oder aufsichtsrechtlichen Vorschriften können 
negative Auswirkungen auf die Emittentin, die Schuldverschreibungen und die An-
leihegläubiger haben. 

Die Anleihebedingungen unterliegen österreichischem Recht. Anleger sollten beachten, 
dass das für die Schuldverschreibungen geltende Recht unter Umständen nicht das Recht 
ihres eigenen Landes ist und dass das auf die Schuldverschreibungen anwendbare Recht 
ihnen unter Umständen keinen ähnlichen oder adäquaten Schutz bietet. Hinsichtlich der 
Auswirkungen einer etwaigen gerichtlichen Entscheidung oder einer Änderung österrei-
chischen Rechts (oder des in Österreich anwendbaren Rechts) bzw der nach dem Datum 
dieses Prospekts üblichen Verwaltungspraxis kann seitens der Emittentin keine Zusiche-
rung gegeben oder Aussage getroffen werden. Anleihegläubiger unterliegen daher dem 
Risiko, dass das auf die Schuldverschreibungen anwendbare Recht für Anleihegläubiger 
unvorteilhaft ist und sich ändern kann. 

Forderungen gegen die Emittentin aus den Schuldverschreibungen verjähren, so-
fern sie nicht binnen dreißig Jahren (hinsichtlich Kapital) und binnen drei Jahren 
(hinsichtlich Zinsen) geltend gemacht werden. 

Forderungen gegen die Emittentin auf Zahlungen im Zusammenhang mit den Schuldver-
schreibungen verjähren und erlöschen sofern sie nicht binnen dreißig Jahren hinsichtlich 
Kapital und binnen drei Jahren hinsichtlich Zinsen geltend gemacht werden. Es besteht 
ein Risiko, dass Anleihegläubiger nach Ablauf dieser Fristen nicht mehr in der Lage sein 
werden, ihre Forderungen auf Zahlungen im Zusammenhang mit den Schuldverschreibun-
gen erfolgreich geltend zu machen. 

Wird ein Kredit zur Finanzierung des Kaufs der Schuldverschreibungen aufgenom-
men, erhöht dies die maximale Höhe eines möglichen Verlustes. 

Wird ein Kredit für die Finanzierung des Kaufs der Schuldverschreibungen aufgenommen 
und gerät die Emittentin danach mit den Zahlungen auf die Schuldverschreibungen in Ver-
zug oder sinkt der Marktpreis der Schuldverschreibungen erheblich, kann der Anleihegläu-
biger einen Verlust seiner Anlage erleiden und muss dennoch den Kredit und die damit 
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verbundenen Zinsen zurückzahlen. Dadurch kann sich die maximale Höhe eines mögli-
chen Verlustes erheblich erhöhen. Anleger sollten nicht davon ausgehen, dass Verpflich-
tungen aus dem Kredit mit Zinszahlungen und/oder dem Verkaufs- oder Rückzahlungser-
lös der Schuldverschreibungen teilweise oder zur Gänze rückgeführt werden können. 

Die Schuldverschreibungen sind weder von der gesetzlichen noch einer freiwilligen 
Einlagensicherung gedeckt. 

Die Forderungen der Anleihegläubiger unter den Schuldverschreibungen sind weder von 
der gesetzlichen noch von der freiwilligen Einlagensicherung gedeckt. Im Falle einer Li-
quidation oder Insolvenz der Emittentin besteht daher für Anleihegläubiger das Risiko, 
dass sie das gesamte in die Schuldverschreibungen investierte Kapital verlieren. 

Ein österreichisches Gericht kann einen Kurator für die Schuldverschreibungen be-
stellen, der die Rechte und Interessen der Anleihegläubiger in deren Namen ausübt 
und wahrnimmt, wodurch die Möglichkeit der Anleihegläubiger zur individuellen 
Geltendmachung ihrer Rechte aus den Schuldverschreibungen eingeschränkt wer-
den kann. 

Gemäß dem österreichischen Kuratorengesetz kann auf Verlangen eines Beteiligten (zB 
eines Anleihegläubigers) oder auf Veranlassung des zuständigen Gerichts von einem ös-
terreichischen Gericht ein Treuhänder (Kurator) ernannt werden, der die gemeinsamen 
Interessen der Anleihegläubiger in Bezug auf alle Angelegenheiten, die ihre gemeinsamen 
Rechte berühren, vertritt. Dies ist insbesondere möglich, wenn ein Insolvenzverfahren ge-
gen die Emittentin eingeleitet wird, im Zusammenhang mit Änderungen der Anleihebedin-
gungen der Schuldverschreibungen oder bei Änderungen in Bezug auf die Emittentin oder 
in ähnlichen Fällen. Wenn ein Kurator ernannt wird, dann übt er die gemeinsamen Rechte 
aller Anleihegläubiger aus und vertritt die Interessen aller Anleihegläubiger und kann in 
ihrem Namen Erklärungen abgeben, die für alle Anleihegläubiger bindend sind. In Fällen, 
in denen ein Kurator die Interessen der Anleihegläubiger vertritt und die Rechte der An-
leihegläubiger ausübt, kann dies zu einer Benachteiligung bzw zu einer Kollision mit den 
Interessen einzelner oder aller Anleihegläubiger führen.  

Bei Schuldverschreibungen, die kein Recht der Anleihegläubiger auf vorzeitige 
Rückzahlung vorsehen, haben die Anleihegläubiger möglicherweise keine Möglich-
keit, ihr Investment vorzeitig zu beenden. 

Die Schuldverschreibungen sehen kein Recht der Anleihegläubiger auf vorzeitige Rück-
zahlung vor, wenn ihnen dieses nicht ausdrücklich in den Anleihebedingungen eingeräumt 
wird. Sofern dies nicht der Fall ist, trägt ein Anleihegläubiger daher grundsätzlich das Ri-
siko, bis zum Ende der Laufzeit in den Schuldverschreibungen investiert bleiben zu müs-
sen und keine vorzeitige Rückzahlung verlangen zu können. Weiters sollten Anleger be-
denken, dass die Emittentin Schuldverschreibungen, die nicht fix verzinst sind und deren 
Anleihebedingungen der Emittentin ein Recht auf vorzeitige Rückzahlung einräumen, 
auch im Falle einer für die Emittentin nachteiligen Entwicklung des maßgeblichen Refe-
renzzinssatzes kündigen kann, wodurch den Anleihegläubigern die Chance auf eine hö-
here Rendite genommen werden kann. Umgekehrt steht den Anleihegläubigern im Falle 
einer für sie nachteiligen Entwicklung des Referenzzinssatzes keine Möglichkeit der vor-
zeitigen Rückzahlung der Schuldverschreibungen zu und die Emittentin könnte von der 
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für sie vorteilhaften Entwicklung des Referenzzinssatzes bis zum Ende der Laufzeit der 
Schuldverschreibungen profitieren. 

Bestimmte Anlagen können durch rechtliche Anlageerwägungen eingeschränkt 
sein. 

Die Anlagetätigkeit bestimmter Investoren unterliegt Anlagegesetzen und -vorschriften oder 
der Prüfung oder Aufsicht durch bestimmte Behörden. Jeder potenzielle Anleger sollte sich 
von seinen Rechtsberatern beraten lassen, um festzustellen, ob und inwieweit (i) die Schuld-
verschreibungen eine für ihn rechtlich zulässige Anlageform sind, (ii) die Schuldverschreibun-
gen als Sicherheit für verschiedene Arten der Kreditaufnahme genutzt werden können und (iii) 
für ihn sonstige Beschränkungen hinsichtlich des Kaufs oder der Verpfändung von Schuldver-
schreibungen gelten. Finanzinstitute sollten ihre Rechtsberater oder die zuständigen Auf-
sichtsbehörden bezüglich der richtigen Behandlung der Schuldverschreibungen gemäß den 
anwendbaren Risikokapital- oder ähnlichen Vorschriften konsultieren. Überdies können die 
Anleihebedingungen bestimmte Haftungsausschlüsse oder -beschränkungen der Emittentin 
oder anderer Parteien (zB Berechnungsstelle, Zahlstelle, etc.) in Bezug auf fahrlässige Hand-
lungen oder Auslassungen im Zusammenhang mit den Schuldverschreibungen enthalten, die 
dazu führen könnten, dass die Anleihegläubiger für den ihnen entstandenen Schaden keine 
(oder nicht mal einen Teil der) Entschädigung verlangen können. Anleihegläubiger sollten sich 
daher selbst über solche Haftungsausschlüsse oder -beschränkungen informieren und über-
legen, ob sie damit einverstanden sind. 

2.3 RISIKEN, DIE MIT BESTIMMTEN AUSSTATTUNGSMERKMALEN UND 
PRODUKTKATEGORIEN VON SCHULDVERSCHREIBUNGEN 
VERBUNDEN SIND. SCHULDVERSCHREIBUNGEN KÖNNEN MEHRERE 
AUSSTATTUNGSMERKMALE BEINHALTEN 

Nachstehend befindet sich eine zusammengefasste Darstellung der wesentlichsten Risi-
ken, die sich aus den verschiedenen Ausstattungsmerkmalen und Produktkategorien der 
Schuldverschreibungen ergeben. Darüber hinaus können (je nach Produkt) auch die oben 
dargestellten Risiken auf die einzelnen Produkte zutreffen. 

Schuldverschreibungen mit fixem Zinssatz. Anleihegläubiger fix verzinster Schuld-
verschreibungen tragen das Risiko, dass der Marktpreis dieser Schuldverschrei-
bungen aufgrund von Veränderungen des Marktzinsniveaus sinkt. 

Anleihegläubiger fix verzinster Schuldverschreibungen (oder Schuldverschreibungen mit 
fix verzinsten Perioden in Bezug auf diese Perioden) tragen das Risiko, dass der Markt-
preis solcher Schuldverschreibungen aufgrund von Veränderungen des Marktzinsniveaus 
sinkt. Während der nominelle Zinssatz fix verzinster Schuldverschreibungen, wie in den 
Anleihebedingungen festgelegt, während der Laufzeit der Schuldverschreibungen (oder 
Schuldverschreibungen mit fix verzinsten Perioden in Bezug auf diese Perioden) im Vor-
hinein festgesetzt ist, ändert sich der Zinssatz auf den Kapitalmärkten für vergleichbare 
Schuldverschreibungen (das "Marktzinsniveau") üblicherweise täglich und bewirkt eine 
tägliche Änderung des Marktpreises der Schuldverschreibungen. 
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Mit den Schwankungen des Marktzinsniveaus ändert sich auch der Marktpreis fix verzins-
ter Schuldverschreibungen, typischerweise vom Marktzinsniveau ausgehend in die entge-
gengesetzte Richtung. Wenn das Marktzinsniveau steigt, sinkt der Marktpreis fix verzins-
ter Schuldverschreibungen üblicherweise so lange, bis die Rendite dieser Schuldver-
schreibungen etwa dem Marktzinsniveau entspricht. 

Das Zinsrisiko kommt zum Tragen, wenn fix verzinste Schuldverschreibungen vor Fällig-
keit verkauft werden. Je länger der Zeitraum bis zur Fälligkeit fix verzinster Schuldver-
schreibungen und je niedriger der Zinssatz fix verzinster Schuldverschreibungen ist, desto 
größer sind die Schwankungen des Marktpreises fix verzinster Schuldverschreibungen, 
wenn sich das Marktzinsniveau ändert. Das gleiche gilt für Schuldverschreibungen mit 
ansteigendem fixem Zinssatz (Stufenzinsanleihen), wenn die Marktzinssätze für vergleich-
bare Schuldverschreibungen höher als die für diese Schuldverschreibungen geltenden 
Zinssätze sind. 

Schuldverschreibungen mit variablem Zinssatz. Anleihegläubiger von variabel ver-
zinsten Schuldverschreibungen tragen das Risiko schwankender Zinsniveaus und 
ungewisser Zinserträge. 

Anleihegläubiger variabel verzinster Schuldverschreibungen (oder Schuldverschreibun-
gen mit variabel verzinsten Perioden in Bezug auf diese Perioden) tragen das Risiko 
schwankender Marktzinsniveaus und ungewisser Zinserträge. Aufgrund des schwanken-
den Marktzinsniveaus ist es nicht möglich, die Rendite variabel verzinster Schuldver-
schreibungen im Vorhinein zu bestimmen. Sind variabel verzinste Schuldverschreibungen 
derart strukturiert, dass sie Multiplikatoren (Partizipationsfaktoren), Höchstzinssätze oder 
Mindestzinssätze, oder eine Kombination solcher Merkmale enthalten, kann sich der 
Marktpreis volatiler gestalten, als jener variabel verzinster Schuldverschreibungen, die 
solche Merkmale nicht enthalten. 

Die Wertentwicklung variabel verzinster Schuldverschreibungen hängt insbesondere von 
der Entwicklung des Marktzinsniveaus, dem Angebot und der Nachfrage auf dem Sekun-
därmarkt und der Bonität der Emittentin ab. Bei Veränderungen eines oder mehrerer die-
ser Faktoren kann es daher zu Schwankungen des Marktpreises der Schuldverschreibun-
gen kommen. Die Emittentin weist ausdrücklich darauf hin, dass Änderungen des 
Marktzinsniveaus während einer Zinsperiode auch die Höhe der Verzinsung in den nach-
folgenden Zinsperioden negativ beeinflussen können. Die Emittentin kann diese Faktoren 
nicht beeinflussen. 

Schuldverschreibungen mit fixem und danach variablem Zinssatz. Bei Schuldver-
schreibungen mit fixem und danach variablem Zinssatz kann der Zinssatz nach 
Wechsel von einer fixen Verzinsung auf eine variable Verzinsung weniger vorteilhaft 
für Anleihegläubiger sein als der vormals fixe Zinssatz. 

Der Wechsel von einer fixen auf eine variable Verzinsung beeinflusst den Marktpreis der 
Schuldverschreibungen. Beim Wechsel von einem fixen auf einen variablen Zinssatz, 
kann der variable Zinssatz niedriger sein, als jener der fixen Zinsperiode und jener einer 
vergleichbaren variablen Schuldverschreibung. 

Nullkupon-Schuldverschreibungen. Veränderungen der Marktzinssätze haben auf 
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die Marktpreise von Nullkupon-Schuldverschreibungen einen wesentlich stärkeren 
Einfluss als auf die Marktpreise anderer Schuldverschreibungen. 

Nullkupon-Schuldverschreibungen weisen keine Verzinsung (Kupon) auf. Ein Anleihegläu-
biger von Nullkupon-Schuldverschreibungen trägt das Risiko, dass der Marktpreis der 
Schuldverschreibungen aufgrund von Veränderungen des Marktzinsniveaus sinken kann. 
Der Marktpreis von Nullkupon-Schuldverschreibungen verhält sich volatiler als der Markt-
preis von verzinsten Schuldverschreibungen und reagiert auf Änderungen des Marktzins-
niveaus stärker als verzinste Schuldverschreibungen mit ähnlicher Laufzeit. 

Schuldverschreibungen mit Zielkupon. Bei Schuldverschreibungen mit einem Ziel-
kupon trägt der Anleihegläubiger das Risiko einer vorzeitigen Rückzahlung sobald 
ein bestimmter Zinsbetrag erreicht wird. 

Wenn Schuldverschreibungen einen Zielkupon beinhalten, trägt der Anleihegläubiger das 
Risiko der vorzeitigen Rückzahlung, sobald die Summe der unter den Schuldverschrei-
bungen ausbezahlten Zinsen einen bestimmten Betrag erreicht. Dies kann sich nachteilig 
auf die Liquiditätsplanung des Anleihegläubigers oder auf den Ertrag der Schuldverschrei-
bung auswirken. Aufgrund der vorzeitigen Rückzahlung kann der Anleihegläubiger erwar-
tete Erträge verlieren (siehe auch "Bei Schuldverschreibungen mit Recht auf vorzeitige 
Rückzahlung der Emittentin trägt der Anleihegläubiger aufgrund des Ausübungsrisikos ne-
ben dem Risiko der vorzeitigen Rückzahlung und dem Risiko, dass die Schuldverschrei-
bungen eine niedrigere Rendite als erwartet aufweisen, auch ein höheres Marktpreisrisiko 
(Risiko der vorzeitigen Rückzahlung)"). 

Schuldverschreibungen mit Höchstzinssatz. Bei Schuldverschreibungen mit einem 
Höchstzinssatz wird die Höhe des Zinssatzes niemals über den Höchstzinssatz hin-
aussteigen. 

Variabel verzinste Schuldverschreibungen und Schuldverschreibungen, die Perioden mit 
variabler Verzinsung aufweisen, können auch einen Höchstzinssatz beinhalten. Wurde ein 
Höchstzinssatz festgelegt, wird die Höhe des variablen Zinssatzes niemals darüber hin-
aussteigen, weshalb der Anleihegläubiger nicht in der Lage sein wird, von einer günstigen, 
über den Höchstzinssatz hinausgehenden, Entwicklung des Referenzsatzes zu profitieren. 
Die Rendite der Schuldverschreibungen könnte daher beträchtlich niedriger ausfallen als 
jene ähnlich ausgestalteter Schuldverschreibungen ohne Höchstzinssatz. 

Schuldverschreibungen, die bestimmte vorteilhafte Ausstattungsmerkmale aufwei-
sen. Schuldverschreibungen, die bestimmte für Anleihegläubiger vorteilhafte Aus-
stattungsmerkmale wie beispielsweise einen Mindestzinssatz aufweisen, können 
auch für Anleihegläubiger nachteilige Ausstattungsmerkmale wie beispielsweise ei-
nen Höchstzinssatz oder einen höheren Emissionspreis aufweisen. 

Anleger sollten bedenken, dass Schuldverschreibungen, die über bestimmte für Anleihe-
gläubiger vorteilhafte Ausstattungsmerkmale wie beispielsweise eine Mindestverzinsung 
verfügen, typischerweise auch Ausstattungsmerkmale aufweisen, die nachteilig für Anlei-
hegläubiger sein können (wie einen Höchstzinssatz oder einen höheren Emissionspreis) 
als die Ausstattungsmerkmale vergleichbarer Schuldverschreibungen, die keine Mindest-
verzinsung aufweisen. Anleger sind dazu angehalten, selbst zu beurteilen, ob der positive 
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Effekt, den etwaige für sie vorteilhafte Ausstattungsmerkmale der Schuldverschreibungen 
haben können, den höheren Preis oder andere, für die Anleihegläubiger negativen Aus-
stattungsmerkmale, aufwiegt. 

2.4 RISIKEN IM ZUSAMMENHANG MIT NACHRANGIGEN 
SCHULDVERSCHREIBUNGEN 

Die Verbindlichkeiten der Emittentin aus nachrangigen Schuldverschreibungen stel-
len unbesicherte und nachrangige Verbindlichkeiten dar, die gegenüber allen An-
sprüchen nicht nachrangiger Gläubiger der Emittentin nachrangig sind. Im Falle der 
Liquidation oder der Insolvenz der Emittentin sind nachrangige Schuldverschrei-
bungen gegenüber nicht-nachrangigen Verbindlichkeiten nachrangig zu bedienen; 
den Anleihegläubigern nachrangiger Schuldverschreibungen droht in diesem Fall 
der Verlust ihres Investments (Totalausfall). 

Die Verbindlichkeiten der Emittentin aus den nachrangigen Schuldverschreibungen stellen 
unbesicherte und nachrangige Verbindlichkeiten dar. Im Falle der Liquidation oder der 
Insolvenz der Emittentin sind diese Verbindlichkeiten gegenüber allen Ansprüchen sämt-
licher nicht-nachrangiger Gläubiger der Emittentin nachrangig, dh dass die Anleihegläubi-
ger nachrangiger Schuldverschreibungen erst dann und nur insoweit befriedigt werden, 
als der Emittentin nach der Befriedigung der Anleihegläubiger nicht-nachrangiger Schuld-
verschreibungen und aller anderen nicht-nachrangigen Forderungen noch liquide Mittel 
zur Verfügung stehen, was insbesondere bei Insolvenz der Emittentin meist zu einem To-
talausfall für den Anleihegläubiger führt. Anleihegläubiger sind daher dem Risiko ausge-
setzt, dass der Emittentin nach Befriedigung ihrer nicht-nachrangigen Gläubiger kein aus-
reichendes Vermögen mehr für die Rückzahlung der nachrangigen Schuldverschreibun-
gen verbleibt. Weiters berechtigen die Anleihebedingungen von nachrangigen Schuldver-
schreibungen die Anleihegläubiger nicht dazu, die Schuldverschreibungen zu kündigen, 
dh Anleihegläubiger nachrangiger Schuldverschreibungen müssen damit rechnen, für die 
gesamte Laufzeit nachrangiger Schuldverschreibungen an dieses Investment gebunden 
zu sein. Verbindlichkeiten der Emittentin dürfen nicht mit Zahlungsverpflichtungen der 
Emittentin im Zusammenhang mit den nachrangigen Schuldverschreibungen aufgerech-
net werden, und für die Rechte der Anleihegläubiger aus den nachrangigen Schuldver-
schreibungen darf diesen keine vertragliche Sicherheit durch die Emittentin oder durch 
Dritte gestellt werden. Nachträglich können durch Vereinbarung der Nachrang der nach-
rangigen Schuldverschreibungen nicht beschränkt sowie die Laufzeit dieser nachrangigen 
Schuldverschreibungen nicht verkürzt werden.  

Nachrangige Schuldverschreibungen dürfen nicht nach Wahl der Anleihegläubiger 
vorzeitig zurückgezahlt werden, und jegliche Rechte der Emittentin auf vorzeitige 
Rückzahlung oder Rückkauf der nachrangigen Schuldverschreibungen sind von ei-
ner vorherigen Erlaubnis der zuständigen Behörde abhängig. 

Die Anleihegläubiger der nachrangigen Schuldverschreibungen haben kein Recht, die vor-
zeitige Rückzahlung ihrer nachrangigen Schuldverschreibungen zu verlangen und sie soll-
ten in die nachrangigen Schuldverschreibungen nicht in der Erwartung investieren, dass 
die Emittentin ihre Rechte auf vorzeitige Rückzahlung ausüben wird. 
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Die Emittentin darf nach ihrem alleinigen Ermessen, bei Erfüllung bestimmter Vorausset-
zungen (insbesondere der vorherigen Erlaubnis der zuständigen Behörde), die nachran-
gigen Schuldverschreibungen jederzeit entweder aus aufsichtsrechtlichen oder steuerli-
chen Gründen zum vorzeitigen Rückzahlungsbetrag zuzüglich etwaiger bis zum festge-
legten Rückzahlungstag aufgelaufener Zinsen zurückzahlen. Sofern ein solches Recht in 
den Anleihebedingungen vorgesehen ist, darf die Emittentin darüber hinaus, bei Erfüllung 
bestimmter Voraussetzungen (insbesondere der vorherigen Erlaubnis der zuständigen 
Behörde), nach ihrem alleinigen Ermessen die nachrangigen Schuldverschreibungen vor 
ihrem festgelegten Fälligkeitstag, nicht aber binnen fünf Jahre nach dem Tag ihrer Aus-
gabe, an einem speziellen Wahlrückzahlungstag zum maßgeblichen Wahlrückzahlungs-
betrag zuzüglich angefallener Zinsen vorzeitig zurückzahlen. 

Jede vorzeitige Rückzahlung und jeder Rückkauf der nachrangigen Schuldverschreibun-
gen ist von einer vorausgehenden Erlaubnis der gemäß Artikel 4 Absatz 1 Nr 40 der CRR 
für die Aufsicht über die Emittentin und/oder den Volksbanken-Verbund zuständigen Be-
hörde (die "Zuständige Behörde") und von der Einhaltung der für die Emittentin in der 
jeweiligen gültigen Fassung anwendbaren aufsichtsrechtlichen Kapitalanforderungen ab-
hängig. Gemäß der CRR darf die Zuständige Behörde Kreditinstituten die vorzeitige Rück-
zahlung von Instrumenten des Ergänzungskapitals (Tier 2), wie etwa der nachrangigen 
Schuldverschreibungen, vor ihrer vertraglichen Fälligkeit nur dann erlauben, falls be-
stimmte in der CRR festgelegte Voraussetzungen erfüllt werden. Diese Voraussetzungen 
sowie einige andere technische Bestimmungen und Standards in Bezug auf - auf die Emit-
tentin anwendbare - aufsichtsrechtliche Kapitalanforderungen sollten von der Zuständigen 
Behörde bei ihrer Beurteilung hinsichtlich der Erlaubnis einer vorzeitigen Rückzahlung o-
der eines Rückkaufs berücksichtigt werden. Allerdings ist ungewiss, wie die Zuständige 
Behörde diese Kriterien in der Praxis anwendet und wie sich diese Bestimmungen und 
Standards während der Laufzeit der nachrangigen Schuldverschreibungen ändern. Daher 
ist es schwer vorherzusagen, ob und falls ja, zu welchen Konditionen die Zuständige Be-
hörde ihre vorherige Erlaubnis für eine vorzeitige Rückzahlung oder einen Rückkauf der 
nachrangigen Schuldverschreibungen erteilt. 

Selbst wenn die Emittentin die vorherige Erlaubnis der Zuständigen Behörde erhalten 
würde, wird jede Entscheidung der Emittentin auf eine vorzeitige Rückzahlung oder Rück-
kauf der nachrangigen Schuldverschreibungen nach ihrem absoluten Ermessen unter Be-
rücksichtigung der Auswirkungen externer (wie etwa wirtschaftliche und Markt-) Faktoren, 
auf die Ausübung eines Rechts auf vorzeitige Rückzahlung, aufsichtsrechtlicher Kapital-
anforderungen und vorherrschender Marktbedingungen, erfolgen. Investoren dürfen daher 
nicht davon ausgehen, dass die Emittentin ein ihr in Bezug auf die nachrangigen Schuld-
verschreibungen zustehendes Recht auf vorzeitige Rückzahlung ausüben wird.  

Die Anleihegläubiger der nachrangigen Schuldverschreibungen sollten sich daher be-
wusst sein, dass sie gezwungen sein könnten, die finanziellen Risiken eines Investments 
in die nachrangigen Schuldverschreibungen bis zu ihrer Endfälligkeit zu tragen. 

Anleger, die in nachrangige Schuldverschreibungen investieren, können während 
der Laufzeit der Schuldverschreibungen ihr eingesetztes Kapital nicht zurückver-
langen. 

Nachrangige Schuldverschreibungen können (mit Ausnahme der "Vorzeitigen Rückzah-
lung aus aufsichtsrechtlichen oder steuerlichen Gründen") innerhalb von fünf Jahren nach 
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dem Begebungstag durch die Emittentin nicht zurückgezahlt werden. Ferner haben die 
Anleihegläubiger kein Recht, die Schuldverschreibungen während ihrer Laufzeit vorzeitig 
zurückzuzahlen. Anlegern, die in nachrangige Schuldverschreibungen investieren, muss 
daher bewusst sein, dass sie vor Ablauf der Laufzeit der Schuldverschreibungen ihr ein-
gesetztes Kapital nicht zurückverlangen können. 

Die Anrechenbarkeit der nachrangigen Schuldverschreibungen als aufsichtsrecht-
lich erforderliches Kapital kann sich verringern oder wegfallen. 

Die nachrangigen Schuldverschreibungen stellen Instrumente des Ergänzungskapitals 
(Tier 2) iSd Artikel 63 CRR dar. Es ist aber nicht auszuschließen, dass sich die aufsichts-
rechtliche Einstufung der nachrangigen Schuldverschreibungen als Ergänzungskapital än-
dert und dies zu ihrem (gänzlichen oder teilweisen) Ausschluss aus den Eigenmitteln oder 
ihrer Neueinstufung als Eigenmittel geringerer Qualität führt. Sollte dies der Fall sein, kann 
dies negative Auswirkungen auf die Kapitalausstattung der Emittentin haben. Die Beurtei-
lung der aufsichtsrechtlichen Anrechenbarkeit als Ergänzungskapital (Tier 2) iSd Artikel 
63 CRR ist nicht Gegenstand des Prospektbilligungsverfahrens der FMA; es besteht daher 
das Risiko, dass das Instrument nicht als Ergänzungskapital angerechnet werden kann. 

Weiters ist die Emittentin in solchen Fällen unter gewissen Voraussetzungen (insbeson-
dere der vorherigen Erlaubnis der Zuständigen Behörde) berechtigt, die Schuldverschrei-
bungen vorzeitig zurückzuzahlen. In diesem Fall sind Anleihegläubiger nachrangiger 
Schuldverschreibungen, dem Risiko ausgesetzt, dass der Rückzahlungsbetrag aufgrund 
der vorzeitigen Rückzahlung, nicht in einer Weise reinvestiert werden kann, dass daraus 
die gleiche Rendite erwächst wie unter den getilgten Schuldverschreibungen. 

Bei nachrangigen Schuldverschreibungen besteht das Risiko, dass ein Rückkauf 
durch die Emittentin nicht zulässig ist. 

Nachrangige Schuldverschreibungen dürfen nur nach Maßgabe der bestehenden gesetz-
lichen Vorschriften von der Emittentin vor Ende der Laufzeit vorzeitig zurückgezahlt oder 
zurückgekauft werden. Ein Rückkauf nachrangiger Schuldverschreibungen durch die 
Emittentin ist nur mit der Erlaubnis der zuständigen Behörde zulässig. Anleihegläubiger 
dürfen daher nicht davon ausgehen oder erwarten, dass die Emittentin nachrangige 
Schuldverschreibungen zurückkaufen wird oder kann und tragen das Risiko, bis zum Ende 
der Laufzeit der nachrangigen Schuldverschreibungen in diesen Schuldverschreibungen 
investiert bleiben zu müssen. 

Es ist der Emittentin nicht untersagt, weitere Verbindlichkeiten einzugehen, die im 
Vergleich zu den Verbindlichkeiten aus nachrangigen Schuldverschreibungen vor-
rangig oder gleichrangig sind. 

Die Höhe von im Vergleich zu nachrangigen Schuldverschreibungen vorrangigem oder 
gleichrangigem Kapital, das die Emittentin aufnehmen darf, ist gesetzlich nicht begrenzt. 
Die Aufnahme weiterer Verbindlichkeiten kann den Betrag, den Anleihegläubiger nachran-
giger Schuldverschreibungen im Falle einer Insolvenz der Emittentin oder eines die Insol-
venz der Emittentin abwehrenden Verfahrens zurückerhalten, reduzieren und die Wahr-
scheinlichkeit, dass die Emittentin keine Zahlungen auf nachrangige Schuldverschreibun-
gen leistet, erhöhen. Nicht-nachrangige Verbindlichkeiten der Emittentin können auch von 
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Ereignissen stammen, die in der Bilanz der Emittentin keinen Niederschlag finden, wie 
beispielsweise die Ausstellung von abstrakten Garantieversprechen oder das Schlagend-
werden anderer nicht-nachrangiger Eventualverbindlichkeiten. Ansprüche aus solchen 
Garantieversprechen oder aus anderen nicht-nachrangigen Eventualverbindlichkeiten 
werden zu nicht-nachrangigen Verbindlichkeiten der Emittentin, die im Falle eines Insol-
venzverfahrens der Emittentin oder eines Verfahrens zur Abwendung einer Insolvenz der 
Emittentin vorrangig zu den Rückzahlungsansprüchen aus nachrangigen Schuldverschrei-
bungen sind. 

2.5 ZUSÄTZLICHE RISIKEN IM ZUSAMMENHANG MIT 
BERÜCKSICHTIGUNGSFÄHIGEN SCHULDVERSCHREIBUNGEN 

Die Einstufung der berücksichtigungsfähigen Schuldverschreibungen als für Zwe-
cke von MREL anrechenbare Instrumente unterliegt Unsicherheiten. 

Es ist beabsichtigt, dass berücksichtigungsfähige Schuldverschreibungen für Zwecke von 
MREL anrechenbare Instrumente nach der CRR und/oder dem BaSAG sind. Es bestehen 
jedoch Unsicherheiten hinsichtlich des finalen Inhalts der anwendbaren aufsichtsrechtli-
chen Vorschriften und darüber, wie diese aufsichtsrechtlichen Vorschriften, sobald sie er-
lassen worden sind, ausgelegt und angewendet werden müssen. Weiters kann die Emit-
tentin keine Zusicherung dahin abgeben, dass berücksichtigungsfähige Schuldverschrei-
bungen für Zwecke von MREL anrechenbare Instrumente sein (oder in der Folge bleiben) 
werden. 

Derzeit sind keine europäischen Rechts- oder Verwaltungsvorschriften erlassen worden, 
um MREL - wie es in den Vorschlägen der Europäischen Kommission vom 23.11.2016 
beabsichtigt ist - mit dem TLAC Konzept in Einklang zu bringen (siehe auch den Risiko-
faktor "Änderungen von Gesetzen oder Änderungen des aufsichtsrechtlichen Umfelds 
können negative Auswirkungen auf die Geschäftstätigkeit der Emittentin haben."). Es ist 
zwar beabsichtigt, dass die Bedingungen berücksichtigungsfähiger Schuldverschreibun-
gen mit den Vorschlägen der Europäischen Kommission im Einklang stehen, es gibt je-
doch zu diesen Vorschlägen bislang noch keine Auslegung und die in diesem Zusammen-
hang anwendbaren aufsichtsrechtlichen Vorschriften können nach ihrer endgültigen Be-
schlussfassung von den in diesen Vorschlägen enthaltenen aufsichtsrechtlichen Vorschrif-
ten abweichen.  

Wegen der Unsicherheiten hinsichtlich des Inhalts der finalen aufsichtsrechtlichen Vor-
schriften betreffend die Anrechenbarkeit für Zwecke von MREL kann die Emittentin keine 
Zusicherung dahin abgeben, dass berücksichtigungsfähige Schuldverschreibungen letzt-
lich für Zwecke von MREL anrechenbare Instrumente sein werden. Falls sie aus welchen 
Gründen immer keine für Zwecke von MREL anrechenbaren Instrumente sind oder zu-
nächst für Zwecke von MREL anrechenbare Instrumente sind und in der Folge ihre Anre-
chenbarkeit verlieren, dann könnte die Emittentin gezwungen sein, andere Kapitalinstru-
mente oder berücksichtigungsfähige Verbindlichkeiten zu begeben, um MREL zu erfüllen 
(siehe auch den Risikofaktor "Die Emittentin und/oder der Volksbanken-Verbund sind 
möglicherweise nicht in der Lage, die Mindestanforderungen für Eigenmittel und berück-
sichtigungsfähige Verbindlichkeiten zu erfüllen; dies würde zu aufsichtsrechtlichen Maß-
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nahmen führen, die die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Emittentin negativ be-
einflussen könnten.") und die Emittentin kann berücksichtigungsfähige Schuldverschrei-
bungen im Einklang mit den Bedingungen der berücksichtigungsfähigen Schuldverschrei-
bungen, und den anwendbaren aufsichtsrechtlichen Vorschriften zurückzahlen (siehe 
auch den Risikofaktor "Berücksichtigungsfähige Schuldverschreibungen können von der 
Emittentin vor dem Ende ihrer Laufzeit aus steuerlichen oder aufsichtsrechtlichen Grün-
den zurückgezahlt werden."). 

Berücksichtigungsfähige Schuldverschreibungen können von der Emittentin vor 
dem Ende ihrer Laufzeit aus steuerlichen oder aufsichtsrechtlichen Gründen zu-
rückgezahlt werden. 

Die Emittentin kann in ihrem Ermessen berücksichtigungsfähige Schuldverschreibungen, 
insgesamt, jedoch nicht teilweise, jederzeit zu ihrem Vorzeitigen Rückzahlungsbetrag zu-
züglich bis zu dem für die Rückzahlung festgesetzten Tag (ausschließlich) aufgelaufener 
Zinsen aus steuerlichen oder aufsichtsrechtlichen Gründen zurückzahlen.  

Die vorzeitige Rückzahlung von berücksichtigungsfähigen Schuldverschreibungen kann in 
der Zukunft der vorhergehenden Erlaubnis durch die Zuständige Behörde und/oder die 
Abwicklungsbehörde unterliegen. Die derzeit veröffentlichten Vorschläge für eine Verord-
nung zur Änderung der CRR sehen vor, dass die Emittentin für die vorzeitige Rückzahlung 
von Instrumenten berücksichtigungsfähiger Verbindlichkeiten vor dem Ende ihrer vertrag-
lichen Laufzeit zuvor die Erlaubnis der Zuständigen Behörde und/oder der Abwicklungs-
behörde in Übereinstimmung mit den Artikeln 77 ff CRR erhalten hat, sofern und insoweit 
eine solche vorherige Erlaubnis zu diesem Zeitpunkt erforderlich ist.  

Ungeachtet der oben stehenden Bedingungen, falls zum Zeitpunkt einer vorzeitigen Rück-
zahlung der berücksichtigungsfähigen Schuldverschreibungen die für die Emittentin gel-
tenden anwendbaren Aufsichtsvorschriften eine vorzeitige Rückzahlung nur nach Einhal-
tung von einer oder mehreren alternativen oder zusätzlichen Voraussetzungen zu den in 
den Bedingungen berücksichtigungsfähiger Schuldverschreibungen angegebenen erlaubt 
ist, wird die Emittentin diese (etwaigen) anderen und/oder, falls anwendbar, zusätzlichen 
Voraussetzungen erfüllen.  

Es ist nicht möglich vorherzusehen, ob berücksichtigungsfähige Schuldverschreibungen, 
für Zwecke von MREL anrechenbare Instrumente sein werden (siehe den Risikofaktor "Die 
Einstufung der berücksichtigungsfähigen Schuldverschreibungen als für Zwecke von 
MREL anrechenbare Instrumente unterliegt Unsicherheiten.") oder ob es weitere Ände-
rungen in den Rechts- oder Verwaltungsvorschriften Österreichs oder der Europäischen 
Union geben wird, sodass Umstände eintreten können, aufgrund derer die Emittentin die 
Entscheidung treffen kann, sich für die Rückzahlung der berücksichtigungsfähigen 
Schuldverschreibungen zu entscheiden und falls ja, ob die Emittentin diese Rückzahlungs-
möglichkeit hinsichtlich der berücksichtigungsfähigen Schuldverschreibungen ausüben 
wird oder ob die Zuständige Behörde und/oder die Abwicklungsbehörde, falls erforderlich, 
ihre vorhergehende Erlaubnis erteilen wird.  

Es kann damit gerechnet werden, dass die Emittentin die berücksichtigungsfähigen 
Schuldverschreibungen auf dieser Basis dann zurückzahlt, wenn ihre Refinanzierungs-
kosten geringer sind als der Zinssatz der berücksichtigungsfähigen Schuldverschreibun-
gen. Zu einem solchen Zeitpunkt wäre ein Anleger im Allgemeinen nicht in der Lage, den 
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Rückzahlungserlös zu einem effektiven Zinssatz wieder zu veranlagen, der so hoch ist wie 
der Zinssatz der der Rückzahlung unterliegenden berücksichtigungsfähigen Schuldver-
schreibungen und kann der Anleger eine Wiederveranlagung möglicherweise nur zu ei-
nem wesentlich geringeren Zinssatz vornehmen.  

Potenzielle Anleger sollten das Wiederveranlagungsrisiko hinsichtlich anderer zu dem ge-
gebenen Zeitpunkt zur Verfügung stehender Veranlagungen berücksichtigen. Bestimmun-
gen zur vorzeitigen Rückzahlung begrenzen wahrscheinlich auch den Marktpreis der be-
rücksichtigungsfähigen Schuldverschreibungen. Während jedes Zeitraums, in dem die 
Emittentin berücksichtigungsfähige Schuldverschreibungen zurückzahlen kann, wird der 
Marktpreis der berücksichtigungsfähigen Schuldverschreibungen im Allgemeinen nicht 
wesentlich über den Rückzahlungspreis steigen. Das gilt auch für Zeiträume vor jeder 
Rückzahlungsperiode, wenn der Markt der Ansicht ist, dass berücksichtigungsfähige 
Schuldverschreibungen in der nahen Zukunft zurückgezahlt werden könnten. 

Anleger von berücksichtigungsfähigen Schuldverschreibungen können während 
der Laufzeit der berücksichtigungsfähigen Schuldverschreibungen ihr eingesetztes 
Kapital nicht zurückverlangen. 

Anleger haben keine Möglichkeit, berücksichtigungsfähige Schuldverschreibungen fällig 
zu stellen. Die Bedingungen berücksichtigungsfähiger Schuldverschreibungen sehen 
keine Ausfallsereignisse oder Rückzahlungsansprüche vor, mit der Ausnahme, dass jeder 
Anleger berechtigt ist, wenn ein Insolvenzverfahren über das Vermögen der Emittentin 
eingeleitet wird, einen Antrag bei diesem Gericht zu stellen, womit die Zahlung aller ge-
mäß den berücksichtigungsfähigen Schuldverschreibungen fälligen Kapitalbeträge samt 
aufgelaufener Zinsen und allen zusätzlichen Beträgen begehrt wird. Anlegern, die in be-
rücksichtigungsfähige Schuldverschreibungen investieren, muss daher bewusst sein, 
dass sie vor Ablauf der Laufzeit der berücksichtigungsfähigen Schuldverschreibungen ihr 
eingesetztes Kapital nicht zurückverlangen können. 

Berücksichtigungsfähige Schuldverschreibungen sind neue Arten von Instrumen-
ten, hinsichtlich derer es keine Handelshistorie gibt. 

Österreichische Unternehmen des Finanzsektors haben nach Wissen der Emittentin zum 
Datum des Prospekts keine öffentlichen Angebote von berücksichtigungsfähigen Schuld-
titeln durchgeführt. Dementsprechend gibt es keine Handelshistorie von Schuldtiteln ös-
terreichischer Unternehmen des Finanzsektors mit dieser Rangigkeit. Marktteilnehmer 
einschließlich der Ratingagenturen stehen am Anfang der Beurteilung der mit berücksich-
tigungsfähigen Schuldverschreibungen verbundenen Risiken. Die hinsichtlich berücksich-
tigungsfähiger Schuldverschreibungen erhaltenen Ratings können sich ändern, wenn die 
Ratingagenturen ihre Ratingansätze verfeinern, und der Marktpreis solcher Schuldver-
schreibungen kann in einer Phase besonders schwanken, in der der Markt besser damit 
vertraut wird. Es ist möglich, dass Ratings und der Marktpreis von berücksichtigungsfähi-
gen Schuldverschreibungen im Lauf der Zeit geringer sein werden, als von Anlegern zum 
Zeitpunkt der Emission von berücksichtigungsfähigen Schuldverschreibungen erwartet. 
Wenn das der Fall ist, können Anleihegläubiger von berücksichtigungsfähigen Schuldver-
schreibungen Verluste erleiden. 
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2.6 RISIKEN IN BEZUG AUF POTENTIELLE INTERESSENKONFLIKTE 

Risiko möglicher Interessenkonflikte aufgrund unterschiedlicher Geschäftsbezie-
hungen. 

Mögliche Interessenkonflikte können sich auf Seiten der Berechnungsstelle, der Zahlstelle 
und den Anleihegläubigern ergeben, insbesondere hinsichtlich bestimmter Ermessensent-
scheidungen die den vorgenannten Funktionen aufgrund der Anleihebedingungen oder 
auf anderer Grundlage zustehen. Diese Interessenkonflikte könnten einen negativen Ein-
fluss auf die Anleihegläubiger haben. 

Risiken potentieller Interessenkonflikte von Organmitgliedern der Emittentin. 

Einzelne Organmitglieder der Emittentin üben Organfunktionen in anderen Gesellschaften 
und/oder in anderen Gesellschaften des Volksbanken-Verbundes aus. Aus diesen Dop-
pelfunktionen können die Organmitglieder in Einzelfällen potentiellen Interessenkonflikten 
ausgesetzt sein. Derartige Interessenkonflikte können insbesondere dazu führen, dass 
geschäftliche Entscheidungsprozesse verhindert oder verzögert oder zum Nachteil der 
Anleihegläubiger getroffen werden. 
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3.  DAS PROGRAMM 

Hinweis:  Nachfolgend finden sich bestimmte allgemeine Informationen zum Programm und den 
Schuldverschreibungen. Anleger werden darauf hingewiesen, dass diese Informatio-
nen keine vollständige Darstellung der Schuldverschreibungen enthalten. Eine voll-
ständige Beschreibung der Schuldverschreibungen und der mit ihnen verbundenen 
Rechte ergibt sich nur aus den Muster-Anleihebedingungen (siehe ab Seite 122 des 
Prospekts), wie durch die für eine jede Serie von Schuldverschreibungen veröffentlich-
ten Endgültigen Bedingungen ergänzt, die als Muster in diesem Prospekt enthalten 
sind (siehe ab Seite 184 des Prospekts). 

Beschreibung: Programm zur Begebung von Schuldverschreibungen (das "Pro-
gramm") als auf Inhaber lautende nicht-nachrangige, senior non-
preferred und nachrangige Schuldverschreibungen in Prozentnotiz 
(die "Schuldverschreibungen"). 

Emittentin: Volksbank Niederösterreich AG (die "Emittentin") 

Hauptzahlstelle: VOLKSBANK WIEN AG 

 Die Emittentin behält sich das Recht vor, die Ernennung der Haupt-
zahlstelle, allfälliger zusätzlicher Zahlstellen und der Berechnungs-
stelle jederzeit anders zu regeln oder zu beenden und eine andere 
Hauptzahlstelle oder zusätzliche oder andere Zahlstellen oder Be-
rechnungsstellen zu ernennen. Sie wird sicherstellen, dass jeder-
zeit: (i) eine Hauptzahlstelle und eine Berechnungsstelle und 
(ii) eine Zahlstelle in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union; 
bestellt ist. Die Zahlstellen und die Berechnungsstelle behalten 
sich das Recht vor, jederzeit anstelle ihrer jeweils benannten Ge-
schäftsstelle eine andere Geschäftsstelle in derselben Stadt oder 
demselben Land zu bestimmen, Mitteilungen hinsichtlich aller Ver-
änderungen im Hinblick auf die Hauptzahlstelle, die Zahlstellen o-
der die Berechnungsstelle erfolgen unverzüglich durch die Emit-
tentin im Einklang mit den Anleihebedingungen. 

Begebungsmethode: Die Schuldverschreibungen werden in Serien (jeweils eine "Serie") 
begeben. Die Anleihebedingungen einer jeden Serie von Schuld-
verschreibungen ergeben sich aus den maßgeblichen Endgültigen 
Bedingungen (die als Muster in diesem Prospekt ab Seite 184 ent-
halten sind, die "Endgültigen Bedingungen"), die auf die anwend-
baren (Teile dieser) Muster-Anleihebedingungen (die in diesem 
Prospekt ab Seite 122 enthalten sind, die "Muster-Anleihebedin-
gungen") verweisen (zusammen, die "Anleihebedingungen"). 

Schuldverschreibungen können als Einmal- oder Daueremissionen 
begeben werden. Einmalemissionen stellen Schuldverschreibun-
gen dar, die während einer bestimmten Angebotsfrist gezeichnet 
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und begeben werden können. Bei Daueremissionen liegt es im Er-
messen der Emittentin wann die Schuldverschreibungen während 
der gesamten (oder einem Teil der) Laufzeit zur Zeichnung zur 
Verfügung stehen und begeben werden. Im Falle von Daueremis-
sionen ist die Emittentin berechtigt, den Gesamtnennbetrag jeder-
zeit aufzustocken oder zu reduzieren.  

Konsolidierung von 
Schuldverschreibungen: 

Schuldverschreibungen einer Serie können mit Schuldverschrei-
bungen einer anderen Serie derart konsolidiert werden, dass sie 
zusammen eine einheitliche Serie bilden. 

Emissionspreis: Die Schuldverschreibungen können zu ihrem Nennbetrag oder mit 
einem Aufschlag oder Abschlag vom Nennbetrag und/oder mit ei-
nem Ausgabeaufschlag ausgegeben werden.  

Der Erstemissionspreis von Schuldverschreibungen, die als Dau-
eremission begeben werden, wird für den Beginn ihrer Angebots-
frist in den Endgültigen Bedingungen angegeben und danach fort-
laufend von der Emittentin nach Maßgabe der zum jeweiligen Aus-
gabezeitpunkt vorherrschenden Marktbedingungen angepasst. 

Vertriebsmethode: Die Schuldverschreibungen werden auf nicht-syndizierter Basis 
sowie im Wege eines öffentlichen Angebots oder als Privatplatzie-
rung begeben. 

Börsenotiz: Die Emittentin hat keinen Antrag auf Zulassung des Programms 
zum Handel an der Wiener Börse gestellt. 

Anlegerkategorien, de-
nen die Schuldver-
schreibungen angebo-
ten werden: 

Die Schuldverschreibungen können sowohl institutionellen Kunden 
als auch Privatkunden angeboten werden.  

Gründe für das Angebot 
und Verwendung des 
Emissionserlöses: 

Die Nettoerlöse aus der Ausgabe der Schuldverschreibungen wer-
den von der Emittentin zur Gewinnerzielung und für ihre allgemei-
nen Refinanzierungsbedürfnisse verwendet. Die Emission von 
Schuldverschreibungen, die nachrangiges Kapital verbriefen, dient 
zur Stärkung der Eigenmittelausstattung der Emittentin. 

Bereitstellung der den 
Schuldverschreibungen 
zugrunde liegenden Re-
ferenzzinssätze 

Die Referenzzinssätze, die den Schuldverschreibungen zugrunde 
liegen können, werden durch Administratoren bereitgestellt. Zum 
Datum dieses Prospekts sind gemäß Artikel 36 der Benchmark 
Verordnung das European Money Markets Institute (EMMI), das 
die Euro Interbank Offered Rate (EURIBOR) bereitstellt, nicht in 
das Register der ESMA eingetragen, wogegen die ICE Benchmark 
Association (IBA), die die ICE Swap Rates bereitstellt, bereits in 
das Register der ESMA eingetragen ist. Das Register ist auf der 
Webseite der ESMA unter www .esma.europa.eu veröffentlicht. 
Angaben zu etwaigen den Schuldverschreibungen zugrunde lie-
genden Swap-Sätzen und weitere Angaben, insbesondere zu den 
oben genannten Administratoren und Referenzzinssätzen, können 



 

95 

in den jeweiligen Endgültigen Bedingungen der Schuldverschrei-
bungen gemacht werden. 
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4.  ZUSÄTZLICHE ANGABEN ZU DEN 
SCHULDVERSCHREIBUNGEN 

Dieses Kapitel enthält bestimmte, über die Anleihebedingungen hinausgehende Angaben zu den 
Schuldverschreibungen, die unter dem Programm begeben werden können. Es enthält (i) Angaben, 
die nach der Prospektverordnung verpflichtend in den Prospekt aufzunehmen, aber in den Anlei-
hebedingungen nicht enthalten sind (zB da es sich dabei zum Teil nicht um rechtliche Verhältnisse 
handelt) und (ii) bestimmte nähere Ausführungen und Erklärungen zu Angaben über die Schuldver-
schreibungen aus den Anleihebedingungen, die die Emittentin zum besseren Verständnis der 
Schuldverschreibungen für sinnvoll erachtet. 

Warnung: Die aus einer Serie von Schuldverschreibungen der Emittentin und den Inhabern der 
Schuldverschreibungen (die "Anleihegläubiger") erwachsenden Rechte und Pflichten und damit 
die Funktionsweise dieser Schuldverschreibungen ergeben sich ausschließlich aus den für die je-
weilige Emission maßgeblichen Anleihebedingungen, dh den Endgültigen Bedingungen (die für 
jede Serie von Schuldverschreibungen auf der Webseite der Emittentin unter www .vbnoe.at und 
dem Pfad: "Börsen & Märkte/Anleihen/Volksbank Anleihen" veröffentlicht werden und als Muster in 
diesem ab Seite 184 enthalten sind), und den Muster-Anleihebedingungen (siehe ab Seite 122 des 
Prospekts). Die Anleihebedingungen sind rechtsverbindlich, die nachstehenden Angaben dienen 
nur der Information der Anleger. Anleger dürfen ihre Entscheidung über den Erwerb von Schuldver-
schreibungen nicht alleine auf dieses Kapitel stützen, sondern sind dazu angehalten, den gesamten 
Prospekt, etwaige Nachträge einschließlich der maßgeblichen Endgültigen Bedingungen (im Hin-
blick auf die Schuldverschreibungen insbesondere die Kapitel "2. Risikofaktoren" und "6. Anlei-
hebedingungen") zu studieren.  

4.1 RANG DER SCHULDVERSCHREIBUNGEN 

 Die unter dem Programm begebenen Schuldverschreibungen weisen im Hinblick auf ihren 
Rang, dh im Hinblick auf die Reihenfolge, die die Emittentin bei der Bedienung ihrer Ver-
bindlichkeiten einzuhalten hat, eine der folgenden Eigenschaften auf, die in § 2 der Mus-
ter-Anleihebedingungen optional ausgestaltet sind und sich folglich aus den Endgültigen 
Bedingungen ergeben: (i) nicht-nachrangige, (ii) "ordinary senior" berücksichtigungsfä-
hige, (iii) "senior non-preferred" berücksichtigungsfähige oder (iv) nachrangige Schuldver-
schreibungen. 

4.1.1 Nicht-nachrangige und "ordinary senior" berücksichtigungsfähige Schuldver-
schreibungen 

 Nicht-nachrangige und "ordinary senior" berücksichtigungsfähige Schuldverschreibungen 
begründen direkte, unbedingte, unbesicherte und nicht-nachrangige Verbindlichkeiten der 
Emittentin und haben den gleichen Rang untereinander und zumindest den gleichen Rang mit 
allen anderen unbesicherten und nicht-nachrangigen Verbindlichkeiten der Emittentin, ausge-
nommen solche, die aufgrund zwingender gesetzlicher Vorschriften einen höheren Rang ha-
ben oder nachrangig sind. 
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4.1.2 "Senior non-preferred" berücksichtigungsfähige Schuldverschreibungen 

"Senior non-preferred" berücksichtigungsfähige Schuldverschreibungen stellen direkte, 
unbedingte, unbesicherte und nicht nachrangige Verbindlichkeiten der Emittentin dar, die 
untereinander und mit allen anderen unbesicherten und nicht nachrangigen Verbindlich-
keiten der Emittentin gleichrangig sind. Aber als "senior non-preferred" Verbindlichkeiten 
der Emittentin: (i) gehen Ansprüche auf den Kapitalbetrag der senior non-preferred 
Schuldverschreibungen anderen unbesicherten und nicht nachrangigen Verbindlichkeiten 
der Emittentin nach, die nicht gemäß ihren Bedingungen gleichrangig mit den Verbindlich-
keiten der Emittentin gemäß den senior non-preferred Schuldverschreibungen sind; oder 
(ii) gehen Ansprüche auf den Kapitalbetrag der Schuldverschreibungen anderen unbesi-
cherten und nicht nachrangigen Verbindlichkeiten der Emittentin nach, wenn und soweit 
diesen unbesicherten und nicht nachrangigen Verbindlichkeiten im Fall der Insolvenz der 
Emittentin aufgrund gesetzlicher Bestimmungen ein Vorrang eingeräumt wird, wobei sie 
jedoch in jedem Fall vorrangig gegenüber Instrumenten des Ergänzungskapitals gemäß 
Artikel 63 CRR und sonstigen nachrangigen Schuldtiteln der Emittentin sind. 

4.1.3 Nachrangige Schuldverschreibungen 

Die unter dem Programm begebenen nachrangigen Schuldverschreibungen sollen Instru-
mente des Ergänzungskapitals ("Tier 2") gemäß Artikel 63 der Verordnung (EU) Nr 575/2013 
des Europäischen Parlaments und Rates vom 26. Juni 2013 über Aufsichtsanforderungen an 
Kreditinstitute und Wertpapierfirmen und zur Änderung der Verordnung (EU) Nr 648/2012 (Ca-
pital Requirements Regulation - "CRR") darstellen, unterliegen jeweils den dortigen Bestim-
mungen und Beschränkungen und haben eine Mindestlaufzeit von fünf Jahren.  

Die Schuldverschreibungen begründen direkte, unbesicherte und nachrangige Verbindlichkei-
ten der Emittentin und haben den gleichen Rang untereinander und im Verhältnis zu allen 
anderen nachrangigen Verbindlichkeiten der Emittentin, ausgenommen solche nachrangige 
Verbindlichkeiten, die ausdrücklich als nachrangig gegenüber den Schuldverschreibungen be-
zeichnet werden. Im Falle der Liquidation oder der Insolvenz der Emittentin sind die Verbind-
lichkeiten der Emittentin aus den Schuldverschreibungen: 

(a) nachrangig gegenüber allen gegenwärtigen oder zukünftigen nicht-nachrangigen Ver-
bindlichkeiten oder Instrumenten der Emittentin; 

(b) gleichrangig untereinander sowie gegenüber allen gegenwärtigen oder zukünftigen 
nachrangigen Verbindlichkeiten oder Instrumenten der Emittentin, die nicht nachran-
gig oder vorrangig gegenüber den Schuldverschreibungen sind oder diesen gegen-
über als nachrangig oder vorrangig bezeichnet werden; und  

(c) vorrangig gegenüber den Ansprüchen von Aktionären, Inhabern von (anderen) Instru-
menten des harten Kernkapitals (Common Equity Tier 1) gemäß Artikel 28 CRR, In-
habern von Instrumenten des Partizipationskapitals gemäß § 23 Abs 4 und 5 BWG 
idF vor Inkrafttreten der CRR sowie Inhabern von Instrumenten des zusätzlichem 
Kernkapitals (Additional Tier 1) gemäß Artikel 52 CRR der Emittentin und allen ande-
ren nachrangigen Verbindlichkeiten der Emittentin, welche nachrangig gegenüber den 
Schuldverschreibungen sind oder diesen gegenüber als nachrangig bezeichnet wer-
den. 
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4.2 AUSZAHLUNGSPROFILE, VERZINSUNG 

 Die unter dem Programm begebenen Schuldverschreibungen gehören im Hinblick auf ihre 
Verzinsung zu einer der folgenden vier Varianten (jeweils eine "Variante"), die als ver-
schiedene optionale Muster-Anleihebedingungen ausgestaltet sind; die Endgültigen Be-
dingungen geben an, welche Variante der Muster-Anleihebedingungen anwendbar ist: (i) 
Variante 1 – fixer Zinssatz, (ii) Variante 2 - Nullkupon-Schuldverschreibungen, (iii) Vari-
ante 3 – Variabler Zinssatz oder (iv) Variante 4 – Fixer und danach variabler Zinssatz. 
Jede der Muster-Anleihebedingungen für eine Variante verfügt ua im Hinblick auf die Ver-
zinsung über weitere Optionen (je eine "Option"), die in den Endgültigen Bedingungen 
ausgewählt werden. Aus den Varianten und Optionen ergeben sich im Hinblick auf die 
Verzinsung die folgenden Ausgestaltungsmöglichkeiten der Schuldverschreibungen. 

4.2.1 Variante 1 – Fixer Zinssatz 

 Schuldverschreibungen mit fixem Zinssatz werden über ihre gesamte Laufzeit mit einem 
im Vorhinein prozentuell fixierten Zinssatz (zB 2,5% vom Nennbetrag per annum) verzinst. 
Dieser fixe Zinssatz kann entweder für die gesamte Laufzeit der Schuldverschreibungen 
gleich sein (Option 1) oder ansteigen (Option 2) (zB 2,0% vom Nennbetrag per annum in 
den ersten vier Jahren der Laufzeit und danach 2,8% vom Nennbetrag per annum). 

4.2.2 Variante 2 - Nullkupon-Schuldverschreibungen 

 Schuldverschreibungen, die Nullkupon-Schuldverschreibungen darstellen, werden nicht 
laufend verzinst, sondern weisen typischerweise einen Rückzahlungsbetrag aus, der 
gleich oder höher als der Nennbetrag ist und/oder werden zu einem Emissionspreis gleich 
oder unter ihrem Nennbetrag begeben. Ein möglicher Ertrag für den Anleihegläubiger 
ergibt sich (unter Außerachtlassung allfälliger Inflation, Abgaben, Spesen und Gebühren 
im Zusammenhang mit dem Erwerb, Halten oder dem Verkauf von Schuldverschreibun-
gen) aus der Differenz zwischen dem Rückzahlungsbetrag bzw dem Preis, den ein Anlei-
hegläubiger bei einem Verkauf der Schuldverschreibungen erhält und dem Emissionspreis 
der Schuldverschreibungen bzw dem Preis, den der Anleger beim Erwerb der Schuldver-
schreibungen bezahlt hat. 

4.2.3 Variante 3 – Variabler Zinssatz  

 Bei Schuldverschreibungen mit variabler Verzinsung ist der Zinssatz nicht über die Lauf-
zeit fixiert, sondern fest an einen Referenzsatz gebunden. Der variable Zinssatz entspricht 
dem Referenzsatz oder einem Teil bzw Vielfachen des Referenzsatzes zu- oder abzüglich 
einer Marge, zB 0,8 * 3M-Euribor per annum + 20 Basispunkte per annum. An bestimmten 
Tagen (sogenannte Zinsfeststellungstage) während der Laufzeit der Schuldverschreibun-
gen wird von der Berechnungsstelle die Höhe des Referenzsatzes festgestellt und auf-
grund des festgestellten Wertes des Referenzsatzes der variable Zinssatz für einen be-
stimmten Zeitraum (sogenannte Zinsperiode) während der Laufzeit der Schuldverschrei-
bungen fixiert, dh der an diesem Zinsfeststellungstag nach der in den Anleihebedingungen 
angegebene Zinssatz gilt dann für eine Zinsperiode. Beim nächsten Zinsfeststellungstag 
wird der variable Zinssatz erneut berechnet und für eine Zinsperiode (so eine folgt) fixiert. 
Schuldverschreibungen mit variabler Verzinsung können auch einen Mindest- und/oder 
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einen Höchstzinssatz aufweisen; in diesem Fall kommt, falls die oben genannte Berech-
nung einen Zinssatz ergeben würde, der unter dem Mindestzinssatz liegt, für die maßgeb-
liche Zinsperiode der Mindestzinssatz zur Anwendung und falls die oben genannte Be-
rechnung einen Zinssatz ergeben würde, der über dem Höchstzinssatz liegt, der Höchst-
zinssatz zur Anwendung. Der variable Zinssatz der Schuldverschreibungen ist im Falle 
der Anwendbarkeit dieser Optionen nach oben hin mit dem Höchstzinssatz und nach unten 
hin mit dem Mindestzinssatz begrenzt und kann niemals kleiner als der Mindestzinssatz 
bzw größer als der Höchstzinssatz werden. 

 Als Referenzsätze für die Schuldverschreibungen mit variablem Zinssatz kommen der 
EURIBOR und ein CMS-Satz (Constant-Maturity-Swap) in Frage. 

 EURIBOR. EURIBOR ist die Abkürzung für "Euro Interbank Offered Rate", ein im Rahmen 
der Europäischen Wirtschafts- und Währungsunion in Kraft getretenes System der Refe-
renzzinssätze im Euromarkt. Der EURIBOR ist Referenzzinssatz für ein- und zweiwöchige 
sowie Ein- bis Dreimonatsgelder, Sechsmonatsgelder, Neunmonatsgelder und Zwölfmo-
natsgelder. Der EURIBOR wird täglich ermittelt. Hierzu übermitteln die EURIBOR-
Panelbanken täglich bis 10.45 Uhr MEZ ihre Briefsätze im Interbankenhandel im Euroraum 
an einen Bildschirmdienst, der den EURIBOR um 11.00 Uhr MEZ veröffentlicht.  

 CMS. CMS steht kurz für Constant-Maturity-Swap. Dabei werden, wie bei allen anderen 
Formen von Zinsswaps auch, zwei unterschiedliche Zinssätze ausgetauscht. Im Gegen-
satz zu einem Standardswap, bei dem ein vereinbarter Festzins gegen einen variablen 
Zinssatz getauscht wird, erfolgt bei einem Constant-Maturity-Swap der Austausch zweier 
variabler Zinssätze. Beim CMS wird ein kurzfristiger Geldmarktzinssatz gegen einen lang-
fristigen Kapitalmarktzinssatz getauscht, allerdings mit dem Unterschied, dass auch der 
zu zahlende Kapitalmarktzinssatz regelmäßig und periodisch neu festgelegt wird und da-
mit ebenfalls variabel ist. Die Höhe dieser Zahlungen ist dabei abhängig von einem Zins-
satz für Swaps mit immer gleicher Laufzeit. Lautet der Swap zum Beispiel auf den 10-
Jahres CMS-Satz, so wird der Zahlbetrag des Swaps einmal jährlich zu einem vorab defi-
nierten Datum an den Zinssatz für 10-jährige Laufzeiten angepasst. Steigt dieser Zinssatz 
im Verlauf der Swaplaufzeit an, dann muss auch derjenige Swappartner, der den CMS-
Satz zu zahlen hat, an den anderen Swappartner höhere Zahlungen leisten. Umgekehrt 
ist es bei fallenden Zinsen, dann verringern sich die zu zahlenden Beträge analog. Als 
Referenz für den CMS-Satz gilt die jeweils zugehörige ICE Swap Rate. 

4.2.4 Variante 4 – Fixer und danach variabler Zinssatz 

 Schuldverschreibungen können auch anfänglich mit fixer und später mit variabler Verzin-
sung ausgestaltet sein. Dies bedeutet, dass die fixe Verzinsung (wie in Punkt 4.2.1 be-
schrieben) nach einer in den Endgültigen Bedingungen bestimmten Zeit in einen variablen 
Zinssatz (wie in Punkt 4.2.3 beschrieben) geändert wird. 
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4.3 METHODE ZUR FESTSETZUNG DES EMISSIONSPREISES DER 
SCHULDVERSCHREIBUNGEN 

 Die Methode zur Festsetzung des Emissionspreises einer Serie von Schuldverschreibun-
gen hängt von der Vertriebsmethode ab. Die Schuldverschreibungen werden nicht-syndi-
ziert begeben. Die Emittentin setzt den Emissionspreis auf Basis der allgemein geltenden 
Marktbedingungen im eigenen Ermessen vor dem Begebungstag fest und passt ihn da-
nach im Falle von Daueremissionen laufend an die vorherrschenden Marktbedingungen 
an. 

Anleger erhalten Informationen über den aktuellen Emissionspreis über ihre jeweilige De-
potbank. 

4.4 RENDITE DER SCHULDVERSCHREIBUNGEN 

 Die Rendite der Schuldverschreibungen ist von ihrer Verzinsung abhängig und kann daher 
nur für solche Schuldverschreibungen im Vorhinein angegeben werden, für die die an-
wendbaren Zinssätze, für die gesamte Laufzeit im Vorhinein feststehen. Dies trifft auf 
Schuldverschreibungen der Variante 1 – fixer Zinssatz und solche der Variante 2 – Null-
kupon-Schuldverschreibungen zu; für diese Schuldverschreibungen wird die Rendite in 
den maßgeblichen Endgültigen Bedingungen angegeben werden. Die angegebene Ren-
dite trifft nur dann zu, wenn die Schuldverschreibungen nicht vor dem Endfälligkeitstag 
verkauft oder ordentlich oder außerordentlich gekündigt werden. Bei Schuldverschreibun-
gen der Variante 3 – variabler Zinssatz und der Variante 4 - Fixer und danach variabler 
Zinssatz kann aufgrund der unbestimmten Erträge der Schuldverschreibungen keine Ren-
dite berechnet werden. Siehe zu den einzelnen Varianten das Kapitel 6.1 Anleihebedin-
gungen ab Seite 122 des Prospekts.  

 Eine allenfalls in den Endgültigen Bedingungen angegebene Rendite wird am (Erst-) Be-
gebungstag auf Basis des Erstemissionspreises berechnet und stellt keine Indikation für 
eine Rendite in der Zukunft dar. Die Rendite wird mithilfe der Internen-Zinsfuß-Methode 
(IRR, Internal Rate of Return) berechnet.  

4.5 VERTRETUNG DER ANLEIHEGLÄUBIGER 

 Die Anleihegläubiger können in einem Gerichtsverfahren oder in einem Insolvenzverfah-
ren, welches in Österreich gegen die Emittentin eingeleitet werden sollte, durch einen Ku-
rator, der vom Landesgericht St. Pölten bestellt wird und diesem verantwortlich ist, gemäß 
dem Gesetz vom 24.04.1874, Reichsgesetzblatt Nr 49 idgF (das "Kuratorengesetz") ver-
treten werden, wenn die Rechte der Gläubiger der Schuldverschreibungen mangels einer 
gemeinsamen Vertretung gefährdet sind, oder wenn die Rechte einer anderen Person 
dadurch verzögert würden und vom zuständigen Gericht ein Kurator bestellt wird. Das 
Kuratorengesetz kann im Internet unter der Webseite www .ris.bka.gv.at abgerufen wer-
den.  
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5.  DIE EMITTENTIN 

5.1 GESCHÄFTSGESCHICHTE UND GESCHÄFTSENTWICKLUNG 

Basis für die Gründung der Volksbank Niederösterreich AG bildete der ab Sommer 2014 
umgesetzte Plan, in den darauffolgenden zwei Jahren aus zehn regionalen Volksbanken 
durch Verschmelzungen eine Bank für Niederösterreich entstehen zu lassen. 

Zu Beginn erfolgte mit Einbringungsvertrag vom 05.06.2014 die Einbringung des bankge-
schäftlichen Unternehmens der Volksbank Niederösterreich-Mitte e.G. gemäß § 92 BWG 
im Wege der Gesamtrechtsnachfolge in die Volksbank Krems-Zwettl Aktiengesellschaft 
und deren Umbenennung in Volksbank Niederösterreich St. Pölten Krems-Zwettl Aktien-
gesellschaft. 

In weiterer Folge wurden die bankgeschäftlichen Unternehmen der Volksbank Donau-
Weinland registrierte Genossenschaft mit beschränkter Haftung und der Volksbank Alpen-
vorland e.Gen. gemäß § 92 BWG im Wege der Gesamtrechtsnachfolge mit Einbringungs-
vertrag und Sacheinlagevertrag vom 19.05.2015 in die Emittentin eingebracht. Gleichzei-
tig erfolgte deren Umbenennung von Volksbank Niederösterreich St. Pölten-Krems- Zwettl 
Aktiengesellschaft in Volksbank Niederösterreich AG.  

Mit Einbringungsvertrag und Sacheinlagevertrag vom 06.08.2015 erfolgte die Einbringung 
der bankgeschäftlichen Unternehmen der Volksbank Tullnerfeld eG und der Volksbank 
Fels am Wagram e.Gen. gemäß § 92 BWG im Wege der Gesamtrechtsnachfolge in die 
Emittentin.   

Mit Einbringungsvertrag und Sacheinlagevertrag vom 11.05.2016 erfolgte die Einbringung 
des bankgeschäftlichen Unternehmens der VOLKSBANK OBERES WALDVIERTEL re-
gistrierte Genossenschaft mit beschränkter Haftung gemäß § 92 BWG im Wege der Ge-
samtrechtsnachfolge in die Emittentin. Wenige Monate danach erfolgte die Einbringung 
der bankgeschäftlichen Unternehmen der Volksbank Enns - St. Valentin eG und der Volks-
bank Ötscherland eG gemäß § 92 BWG im Wege der Gesamtrechtsnachfolge mit Einbrin-
gungsvertrag und Sacheinlagevertrag vom 09.08.2016. 

Zum Stichtag 31.05.2018 beschäftigt die Volksbank Niederösterreich AG 343 Mitarbeiter 
in 45 Geschäftsstellen sowie 170 Mitarbeiter in der Verwaltung. 

5.2 JURISTISCHER UND KOMMERZIELLER NAME, SITZ UND RECHTSFORM 

Die Emittentin ist eine in Österreich nach österreichischem Recht und auf unbestimmte 
Dauer gegründete, eingetragene Aktiengesellschaft nach dem Bundesgesetz über Aktien-
gesellschaften (BGBl 98/1965) und im Firmenbuch des Landesgerichts St. Pölten zu FN 
39939 i unter der Firma "Volksbank Niederösterreich AG" eingetragen. Sie ist unter dem 
kommerziellen Namen "Volksbank Niederösterreich" tätig. 

Der Sitz der Emittentin sowie ihre Geschäftsanschrift lauten 3100 St. Pölten, Brunngasse 
10. Die zentrale Telefonnummer der Emittentin lautet +43 2742 391-0. 
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5.3 WICHTIGE EREIGNISSE AUS JÜNGSTER ZEIT IN DER 
GESCHÄFTSTÄTIGKEIT DER EMITTENTIN  

Aufgrund der Abhängigkeit der Emittentin vom Volksbanken-Verbund und damit auch der 
VOLKSBANK WIEN als Zentralorganisation des Volksbanken-Verbundes sind die nach-
folgenden Ereignisse aus jüngerer Vergangenheit für die Emittentin in hohem Maße rele-
vant: 

5.3.1 Restrukturierung des Volksbanken-Verbundes 

Mit Grundsatzbeschluss vom 02.10.2014 beschlossen die Primärinstitute des österreichi-
schen Volksbanken-Sektors ("Volksbanken-Sektor"), womit die zum damaligen Zeitpunkt 
dem Volksbanken-Verbund mit der ÖVAG als Zentralorganisation zugehörigen regionalen 
Volksbanken, die Spezialkreditinstitute, die Hauskreditgenossenschaften und eine Bauspar-
kasse (start:bausparkasse) gemeint sind, die grundlegende Restrukturierung und Neuord-
nung dieses Volksbanken-Verbundes; insbesondere folgende Maßnahmen sind Teil die-
ses zum Billigungszeitpunkt noch in Umsetzung befindlichen Restrukturierungsplans: 

Neustrukturierung des Volksbanken-Verbundes 

Nach Ausscheiden der ÖVAG (nach Umbenennung als Firma "immigon portfolioabbau ag" 
oder "Immigon") aus dem Volksbanken-Verbund und deren Weiterführung als Abbauge-
sellschaft gemäß § 162 BaSAG ist die VOLKSBANK WIEN seit 04.07.2015 Zentralorgani-
sation des Volksbanken-Verbundes. Die strategische Neustrukturierung des Volksbanken-
Verbundes, deren Umsetzung bis 31.12.2017 geplant war, beinhaltet die Herstellung einer 
Zielstruktur, bestehend aus bis zu acht regionalen Volksbanken (einschließlich der Emit-
tentin) und bis zu drei Spezialkreditinstituten. Dieses Planungsziel wurde – mit Ausnahme 
der mit Eintragung im Firmenbuch am 20.06.2018 erfolgten Verschmelzung der Waldviert-
ler Volksbank Horn registrierte Genossenschaft mit beschränkter Haftung mit der 
VOLKSBANK WIEN - durch gesellschaftsrechtliche Maßnahmen, insbesondere Ver-
schmelzungen von zugeordneten Kreditinstituten und Einbringungen von Unternehmen 
oder bankgeschäftlichen Teilbetrieben von zugeordneten Kreditinstituten nach § 92 BWG 
sowie den (am 01.12.2016 erfolgten) Verkauf der start:gruppe (start:bausparkasse AG und 
IMMO-BANK Aktiengesellschaft) verwirklicht. Zum Zeitpunkt der Prospektbilligung um-
fasst der Volksbanken-Verbund acht regionale Volksbanken (einschließlich der Emittentin) 
und ein Spezialkreditinstitut. 

Im Zuge der Umstrukturierung wurden mehrere verbundrelevante Verträge neu abge-
schlossen. Der Verbundvertrag ("Verbundvertrag") zur Bildung eines Kreditinstitute-Ver-
bundes nach § 30a BWG wurde zwischen der VOLKSBANK WIEN als Zentralorganisation 
und den zugeordneten Kreditinstituten geschlossen und wurde am 01.07.2016 wirksam. 
Der im Verbundvertrag vorgesehene Leistungsfonds (von der Zentralorganisation als 
Treuhänderin gehaltenes zweckgebundenes Treuhandvermögen im Rahmen des Haf-
tungsverbundes) wurde mit dem Treuhandvertrag Leistungsfonds ("Treuhandvertrag") 
zwischen der VOLKSBANK WIEN als Zentralorganisation und den zugeordneten Kredit-
instituten am 01.07.2016 wirksam. Der Zusammenarbeitsvertrag ("Zusammenarbeitsver-
trag") wurde zwischen den Mitgliedern des Volksbanken-Verbundes und der Volksbank 
Vertriebs- und Marketing eG zur Hebung von maximal möglichen Synergien geschlossen 
und wurde am 01.07.2016 wirksam (Details zu den Verträgen siehe Punkt 5.15 "Wesent-
liche Verträge"). 
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Am 29.06.2016 erteilte die EZB die Bewilligung des zwischen der VOLKSBANK WIEN als 
Zentralorganisation und den zugeordneten Kreditinstituten gebildeten Verbunds als Kre-
ditinstitute-Verbund gemäß § 30a BWG mit Wirksamkeit ab 01.07.2016.  

5.3.2 Erhöhte Eigenmittelanforderungen aufgrund der Umsetzung des CRD IV-Pakets 

Die Umsetzung des CRD IV-Pakets auf internationaler (insbesondere europäischer) und 
nationaler Ebene bringt für die Emittentin und/oder den Volksbanken-Verbund Mehrbelas-
tungen mit sich, die sich auf ihre Vermögens-, Ertrags- und Finanzlage nachteilig auswir-
ken können. Diese Mehrbelastungen können die Emission von Eigenmittelbestandteilen 
auf Ebene der VOLKSBANK WIEN als Zentralorganisation des Volksbanken-Verbundes 
und/oder einzelner Volksbanken erforderlich machen. Sollten derartige Emissionen erfor-
derlich werden und die Platzierung fehlschlagen, könnte dies wesentliche negative Aus-
wirkungen auf den Volksbanken-Verbund und die Emittentin haben. 

5.4 RATING 

Der Volksbanken-Verbund, dem die Emittentin als zugeordnetes Kreditinstitut angehört, 
hat von Fitch Ratings Ltd. ("Fitch") folgendes Rating erhalten: "BBB" (zu Fitch siehe unten). 
Detaillierte Informationen zum Rating können auf der Webseite der Emittentin 
(www .vbnoe.at), unter dem Pfad: "Ihre Regionalbank/Volksbanken Verbund/Verbund-Rating" 
abgerufen werden. Allgemeine Informationen zur Bedeutung des Ratings und zu den Ein-
schränkungen, die im Zusammenhang damit beachtet werden müssen, können auf der Web-
seite von Fitch (www .fitchratings.com) abgerufen werden. 

Fitch ist beim Companies House in England registriert und hat die Geschäftsanschrift in North 
Colonnade, London E14 5GN, England. 

Fitch ist gemäß der Verordnung (EG) Nr 1060/2009 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 16.09.2009 über Ratingagenturen rechtswirksam registriert.  

Ein Rating ist keine Empfehlung zum Kauf, Verkauf oder Halten von Schuldverschreibungen 
und kann jederzeit von der Rating Agentur ausgesetzt, geändert oder entzogen werden. 

Für die Schuldverschreibungen ist zum Zeitpunkt der Prospektbilligung kein Rating vorge-
sehen. In Zukunft kann aber ein Rating für die Schuldverschreibungen beantragt werden. 
Ein allfälliges Rating der Schuldverschreibungen wird in den Endgültigen Bedingungen 
angegeben. 

5.5 GESCHÄFTSÜBERBLICK 

Haupttätigkeitsfelder  

(1) Die Emittentin ist vor allem in folgenden Kerngeschäftsfeldern tätig: 

• Retailbereich: insbesondere Kontoführung, Veranlagungen, Kreditberatung und –
vergabe sowie die Abwicklung des Zahlungsverkehrs, Safe- und Depotgeschäfte. 

• Firmenkunden: insbesondere Kreditberatung und Bereitstellung von Unterneh-
merkrediten. 

• Private Banking: Vermögensverwaltung. 
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(2) Die Emittentin betreibt ihr Unternehmen gemäß § 3 der Satzung mit förderwirtschaft-
licher Zielsetzung. Sie verwirklicht diese im Verbund der gewerblichen Genossen-
schaften nach dem System Schulze-Delitzsch sowie im Kreditinstitute-Verbund der 
Volksbanken nach § 30a BWG als der VOLKSBANK WIEN als Zentralorganisation 
zugeordnetes Kreditinstitut. Gesetzlicher Revisionsverband ist der Österreichische 
Genossenschaftsverband (Schulze-Delitzsch). 

(3) Zweck der Emittentin ist innerhalb der aktiengesetzlichen Schranken im Wesentlichen 
die Förderung des Erwerbes und der Wirtschaft ihrer Mitglieder und der Mitglieder der 
Verwaltungs- bzw Beteiligungsgenossenschaften mit Förderungsleistungen. 

(4) Gegenstand des Unternehmens der Emittentin ist: 

§ 1 Abs 1 Z 1 BWG: 
Die Entgegennahme fremder Gelder zur Verwaltung oder als Einlage (Einlagenge-
schäft). 

§ 1 Abs 1 Z 2 BWG: 
Die Durchführung des bargeldlosen Zahlungsverkehrs und des Abrechnungsverkehrs 
in laufender Rechnung für Andere (Girogeschäft). 

§ 1 Abs 1 Z 3 BWG: 
Der Abschluss von Geldkreditverträgen und die Gewährung von Gelddarlehen (Kre-
ditgeschäft). 

§ 1 Abs 1 Z 4 BWG: 
Der Kauf von Schecks und Wechseln, insbesondere die Diskontierung von Wechseln 
(Diskontgeschäft). 

§ 1 Abs 1 Z 5 BWG: 
Die Verwahrung und Verwaltung von Wertpapieren für Andere (Depotgeschäft) 

§ 1 Abs 1 Z 6 BWG: 
Die Ausgabe und Verwaltung von Zahlungsmitteln wie Kreditkarten, Bankschecks und 
Reiseschecks. 

§ 1 Abs 1 Z 7 BWG: 
Der Handel auf eigene oder fremde Rechnung mit 

a) ausländischen Zahlungsmitteln (Devisen- und Valutengeschäft); 

b) Geldmarktinstrumenten; 

c) Finanzterminkontrakten (Futures) einschließlich gleichwertigen Instrumenten mit 
Barzahlung und Kauf- und Verkaufsoptionen auf die in lit. a und d bis f genannten 
Instrumenten einschließlich gleichwertigen Instrumenten mit Barzahlung (Ter-
min- und Optionsgeschäft); 

d) Zinsterminkontrakten, Zinsausgleichsvereinbarungen (Forward Rate Agree-
ments, FRA), Zins- und Devisenswaps sowie Swaps auf Substanzwerte oder Ak-
tienindices ("equity swaps"); 

e) Wertpapieren (Effektengeschäft); 

f) von lit. b bis e abgeleiteten Instrumenten, sofern der Handel nicht für das Privat-
vermögen erfolgt. 

§ 1 Abs 1 Z 8 BWG: 
Die Übernahme von Bürgschaften, Garantien und sonstigen Haftungen für Andere, 
sofern die übernommene Verpflichtung auf Geldleistungen lautet (Garantiegeschäft). 
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§ 1 Abs 1 Z 10 BWG: 
Die Ausgabe anderer festverzinslicher Wertpapiere zur Veranlagung des Erlöses in 
anderen Bankgeschäften (sonstiges Wertpapieremissionsgeschäft). 

§ 1 Abs 1 Z 11 BWG: 
Die Teilnahme an der Emission Dritter eines oder mehrerer der in § 1 Abs 1 Z 7 lit. b 
bis f BWG genannten Instrumente und die diesbezüglichen Dienstleistungen (Loro-
emissionsgeschäft). 

§ 1 Abs 1 Z 15 BWG: 

Das Finanzierungsgeschäft durch Erwerb von Anteilsrechten und deren Weiterveräu-
ßerung (Kapitalfinanzierungsgeschäft). 

§ 1 Abs 1 Z 16 BWG: 
Der Ankauf von Forderungen aus Warenlieferungen oder Dienstleistungen, die Über-
nahme des Risikos der Einbringlichkeit solcher Forderungen – ausgenommen die 
Kreditversicherung – und im Zusammenhang damit der Einzug solcher Forderungen 
(Factoringgeschäft). 

§ 1 Abs 1 Z 17 BWG: 
Der Betrieb von Geldmaklergeschäften im Interbankenmarkt. 

§ 1 Abs 1 Z 18 BWG: 
Die Vermittlung von Geschäften nach 

a) § 1 Abs 1 Z 1 BWG, ausgenommen durch Unternehmen der Vertragsversiche-
rung; 

b) § 1 Abs 1 Z 3 BWG, ausgenommen die im Rahmen der Gewerbe der Immobili-
enmakler und der Vermittlung von Personalkrediten, Hypothekarkrediten und 
Vermögensberatung vorgenommene Vermittlung von Hypothekar- und Personal-
krediten; 

c) § 1 Abs 1 Z 7 lit a BWG, soweit diese das Devisengeschäft betrifft; 

d) § 1 Abs 1 Z 8 lit c BWG. 

Die Erbringung folgender Wertpapierdienstleistungen: 

a) die Anlageberatung in Bezug auf Finanzinstrumente, 

b) die Portfolioverwaltung durch Verwaltung von Portfolios auf Einzelkundenbasis 
mit einem Ermessensspielraum im Rahmen einer Vollmacht des Kunden, sofern 
das Kundenportfolio ein oder mehrere Finanzinstrumente enthält, 

c) Annahme und Übermittlung von Aufträgen, sofern diese Tätigkeiten ein oder 
mehrere Finanzinstrumente zum Gegenstand haben. 

Die Ausgabe von elektronischem Geld (E-Geldgeschäft). 

(5) Die Emittentin betreibt weiters im Rahmen der entsprechenden gesetzlichen Vor-
schriften die Erbringung von Zahlungsdiensten, den Handel mit Münzen und Medail-
len sowie mit Barren aus Edelmetallen, die Vermietung von Schrankfächern (Safes) 
unter Mitverschluss durch die Vermieterin, das Wechselstubengeschäft, die Bauspar-
kassenberatung und die Vermittlung von Bausparverträgen, die Versicherungsver-
mittlung, das Leasinggeschäft, Dienstleistungen in der automationsunterstützten Da-
tenverarbeitung, den Vertrieb von Kreditkarten, die Vermögensberatung und –verwal-
tung, den Vertrieb von Spielanteilen behördlich genehmigter Glücksspiele sowie Aus-
spielungen und alle sonstigen gemäß § 1 Abs. 2 und 3 BWG zulässigen Tätigkeiten. 
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(6) Die Emittentin ist zu allen Geschäften und Maßnahmen berechtigt, die zur Erreichung 
des Gesellschaftszweckes notwendig und nützlich erscheinen oder dem Unterneh-
mensgegenstand mittelbar oder unmittelbar dienen, insbesondere zur Errichtung von 
Zweigniederlassungen im Inland sowie zur Beteiligung an anderen Unternehmen glei-
cher oder verwandter Art. 

(7) Als zugeordnetes Kreditinstitut gemäß § 30a BWG hat die Emittentin sämtliche ge-
setzliche, satzungsmäßige und vertragliche Pflichten als Mitglied des Volksbanken-
Verbundes zu erfüllen, insbesondere am Liquiditäts- und Haftungsverbund teilzuneh-
men und den Weisungen der VOLKSBANK WIEN als Zentralorganisation Rechnung 
zu tragen. Verfügbare Geldbestände sind nach Maßgabe der Regelungen im Volks-
banken-Verbund bei der VOLKSBANK WIEN anzulegen. 

5.6 HAUPTMÄRKTE 

Der wichtigste geographische Markt der Emittentin erstreckt sich vom westlichen Rand 
Wiens (Langenzersdorf, Korneuburg) über den Zentralraum Niederösterreichs bis nach 
Steyr in Oberösterreich. 

5.7 ORGANISATORISCHE STRUKTUR  

5.7.1 Volksbanken-Verbund 

Die VOLKSBANK WIEN (als Zentralorganisation) und die rechtlich selbstständigen Volks-
banken einschließlich der Emittentin sowie ein Spezialkreditinstitut (als zugeordnete Kre-
ditinstitute) bilden auf Basis des Verbundvertrages einen Kreditinstitute-Verbund gemäß 
§ 30a BWG, der einen gemeinsamen Liquiditäts- und Haftungsverbund darstellt (siehe die 
Grafik unter Punkt 5.7.7 "Stellung der Emittentin innerhalb des Volksbanken-Verbundes"). 

Die Mitglieder des Volksbanken-Verbundes sind a) die VOLKSBANK WIEN (als Zentral-
organisation und regionale Volksbank) sowie b) die zugeordneten Kreditinstitute. Die 
VOLKSBANK WIEN ist ebenso eine von insgesamt acht regionalen Volksbanken und Teil 
des Volksbanken-Verbundes, aber in ihrer Rolle als Zentralorganisation kein zugeordne-
tes Kreditinstitut. Demzufolge sind acht regionale Volksbanken (einschließlich der Emit-
tentin) und ein Spezialkreditinstitut Mitglieder des Volksbanken-Verbundes.  

Darüber hinaus haben auch die Volksbank Vertriebs- und Marketing eG und die zwei 
Hauskreditgenossenschaften in Liquidation den Verbundvertrag mit unterfertigt und gelten 
als Mitglieder des Volksbanken-Verbundes, verfügen jedoch über keine Konzession als 
Kreditinstitut gemäß BWG. 

Die Emittentin ist als rechtlich selbstständige Volksbank zwar nicht von anderen Unter-
nehmen des Volksbanken-Verbundes abhängig, als Mitglied des Volksbanken-Verbundes 
besteht jedoch eine Abhängigkeit von der VOLKSBANK WIEN in ihrer Funktion als Zent-
ralorganisation. 

Die Mitglieder des Volksbanken-Verbundes sind auch Mitglieder der Gruppe "Volksban-
ken" im Österreichischen Genossenschaftsverband (Schulze-Delitzsch) ("ÖGV"), und dem 
Fachverband Volksbanken bei der WKÖ zugeordnet.  

Der Volksbanken-Verbund sowie die einzelnen Mitglieder des Volksbanken-Verbundes 
unterliegen der direkten Aufsicht der EZB. Der Volksbanken-Verbund ist ein vertikal orga-
nisiertes System, in dem die Mitglieder des Volksbanken-Verbundes zusammenarbeiten. 
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Auf Basis gemeinsamer Ziele nehmen die Mitglieder des Volksbanken-Verbundes be-
stimmte individuelle Funktionen aus ihrem autonomen Entscheidungsbereich heraus und 
übertragen diese an andere Mitglieder des Volksbanken-Verbundes (Prinzip der Subsidi-
arität). Dieses Prinzip regelt die Beziehung zwischen den dezentralen Einheiten (den ein-
zelnen Mitgliedern des Volksbanken-Sektors) und den zentralen Einheiten: das sind die 
Zentralorganisation und der ÖGV. 

5.7.2 Die Emittentin als Teil des Volksbanken-Verbundes  

Die VOLKSBANK WIEN (als Zentralorganisation) und die ihr zugeordneten Kreditinstitute 
einschließlich der Emittentin schlossen die nunmehr gültige Fassung des Verbundvertrags 
über einen Kreditinstitute-Verbund gemäß § 30a BWG, der am 01.07.2016 wirksam 
wurde. Dieser Verbundvertrag bildet sohin seit diesem Zeitpunkt die neue Grundlage des 
Volksbanken–Verbundes.  

Der dauerhafte und homogene Zusammenschluss der Mitglieder des Volksbanken-Ver-
bundes im Sinne eines Kreditinstitute-Verbundes gemäß § 30a BWG führt zu einer auf-
sichtsrechtlichen Konsolidierung auf Basis von Haftungsübernahmen ("Haftungsver-
bund"), verbunden mit Weisungsrechten der Zentralorganisation zur Sicherstellung der 
Funktionsfähigkeit des Volksbanken-Verbundes.  

Der Zentralorganisation des Volksbanken-Verbundes kommt eine zentrale Rolle im Volks-
banken-Verbund zu. Sie ist für die Einhaltung der aufsichtsrechtlichen Vorschriften des 
Volksbanken-Verbundes verantwortlich und hat insbesondere die Solvenz und Liquidität 
des Volksbanken-Verbundes sicherzustellen und zu überwachen ("Liquiditätsverbund"). 
Die Zentralorganisation kann zur Erfüllung ihrer Steuerungsfunktion generelle und indivi-
duelle Weisungen gegenüber den dem Volksbanken-Verbund zugeordneten Kreditinstitu-
ten erteilen. Der Volksbanken-Verbund dient daher sowohl dem geregelten Transfer von 
Liquidität zwischen den Mitgliedern, als auch der wechselseitigen Verhaftung und damit 
der indirekten Absicherung der Gläubiger aller Mitglieder des Volksbanken-Verbundes. 

5.7.3 Liquiditätsverbund  

Die Zentralorganisation ist verpflichtet, die Liquidität im Volksbanken-Verbund so zu steu-
ern, dass alle maßgeblichen aufsichtsrechtlichen Vorschriften jederzeit eingehalten wer-
den. Die zugeordneten Kreditinstitute des Volksbanken-Verbundes sind verpflichtet, ihre 
Liquidität nach Maßgabe der generellen Weisungen der VOLKSBANK WIEN in ihrer Funk-
tion als Zentralorganisation bei der VOLKSBANK WIEN zu veranlagen. Bei Eintritt eines 
Liquiditäts-Verbundnotfalls kann auf alle Aktiva der zugeordneten Kreditinstitute des 
Volksbanken-Verbundes zugegriffen werden, um den Notfall zu beheben. Durch die Teil-
nahme der Emittentin an dem Liquiditätsverbund können sich für die Emittentin Verpflich-
tungen ergeben, die sie nicht beeinflussen kann. Die VOLKSBANK WIEN als regionale 
Volksbank unterliegt ebenso der Pflicht zum Liquiditätsausgleich und hat im Liquiditäts-
Verbundnotfall Aktiva zur Verfügung zu stellen. 

5.7.4 Haftungsverbund 

Die wesentlichen Elemente des Haftungsverbundes sind die VOLKSBANK WIEN als Zent-
ralorganisation (Entscheidungsbefugnis des Vorstandes der VOLKSBANK WIEN, Steue-
rung mittels Weisungen, Ausübung von Kontrollfunktionen gegenüber den zugeordneten 
Kreditinstituten) einerseits, sowie der Volksbanken Leistungsfonds (der "Leistungsfonds") 
als Treuhandfonds innerhalb des Konsolidierungskreises andererseits. 
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Die Zentralorganisation erbringt auf Basis des Verbundvertrags und des Treuhandvertrags 
Leistungsfonds Leistungen zur Abwendung einer bedrohlichen Verschlechterung der Ver-
mögens-, Finanz- oder Ertragslage, einschließlich der Liquiditätssituation, des regulatori-
schen und ökonomischen Kapitals, der Kreditausfälle oder von Klumpenrisiken, bei einem 
oder mehreren Mitgliedern. 

Von einer bedrohlichen Verschlechterung der Vermögens-, Finanz- oder Ertragslage ist 
insbesondere dann auszugehen, wenn ein Mitglied des Volksbanken-Verbundes auf Ein-
zelbasis den im von der Zentralorganisation für den Volksbanken-Verbund erstellten letzt-
gültigen Gruppensanierungsplan gemäß BaSAG für die CET-1 Ratio der einzelnen Mit-
glieder festgelegten gelben Schwellenwert zuzüglich eines Aufschlags nicht mehr erfüllt 
oder einen sonstigen im Gruppensanierungsplan für die einzelnen Mitglieder festgelegten 
gelben Schwellenwert ("Schwellenwert") nicht mehr zu erfüllen droht. 

Die Leistungen an die Mitglieder des Volksbanken-Verbundes können insbesondere in 
Form von  

• Zufuhr von Eigenkapital, 

• Erwerb von Aktiva, 

• kurz- und mittelfristigen Liquiditätshilfen, 

• Garantien und sonstigen Haftungen, 

• nachrangig gestellten Darlehen, 

• Einlösungen fremder Forderungen, 

• Besserungsgeld, 

• verlorenen Zuschüssen (von Mitgliedern des Haftungsverbundes erbrachte Leistun-
gen ohne Rückzahlungsverpflichtung) sowie 

• Unterstützung des Managements, insbesondere der Geschäftsleiter in betrieblichen 
wie organisatorischen Fragen und durch Beistellung von Spezialisten für die jewei-
ligen Fachgebiete 

erfolgen. Die Wahl einer oder mehrerer dieser Leistungsformen steht im ausschließlichen 
Ermessen der Zentralorganisation, wobei im Falle von eigenmittelstärkenden Leistungs-
formen stimmberechtigten Instrumenten des harten Kernkapitals nach Möglichkeit der 
Vorzug zu geben ist und bei Verwendung von Mitteln aus dem Leistungsfonds die Vorga-
ben des Treuhandvertrags zu beachten sind. 

Dabei ist für diese Verpflichtungen eine Rückdeckung durch die Mitglieder des Volksban-
ken-Verbundes vorgesehen. Die Anteile am durch die Mitglieder des Volksbanken-Ver-
bundes gemäß dem Treuhandvertrag dotierten Leistungsfonds können dabei von der 
Zentralorganisation zur Leistungserbringung verwendet werden. Falls der Zentralorgani-
sation aus dem Leistungsfonds im Einzelfall keine ausreichenden Mittel zur Verfügung 
stehen, haben die Mitglieder des Volksbanken-Verbundes nach einem im Verbundvertrag 
festgelegten Schlüssel Beiträge zu erbringen, wobei die Verpflichtung zur Leistung solcher 
Beiträge für jedes Mitglied zu jedem Zeitpunkt unbegrenzt ist. Dessen ungeachtet besteht 
in Bezug auf die Zentralorganisation die Leistungspflicht nur bis zu jenem Punkt, bei dem 
die Zentralorganisation noch aufsichtsrechtliche Kapitalanforderungen zu erfüllen hat und 
in Hinblick auf die anderen Mitglieder des Volksbanken-Verbundes nur insoweit, als die 
Leistungspflicht für das betreffende Mitglied nicht zu einer Existenzgefährdung führen 
würde.  
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Jede von der Zentralorganisation zu erbringende Leistung wird aufgrund eines zwischen 
der Zentralorganisation und dem betreffenden Mitglied abzuschließenden Vertrags, der 
die Form, den Umfang, die Dauer, die Bedingungen und eine allfällige Rückführung der 
Leistung sowie die Kostentragung durch das betreffende Mitglied zu regeln hat ("Leis-
tungsvertrag"), geleistet. Die Zentralorganisation ist ermächtigt, im Rahmen ihres pflicht-
gemäßen Ermessens den Inhalt des Leistungsvertrags unter Berücksichtigung der Sanie-
rungspläne mit verbindlicher Wirkung für das betreffende Mitglied einseitig festzulegen. 
Der Leistungsvertrag kommt mit Zugang der Mitteilung der Zentralorganisation über des-
sen Inhalt beim betreffenden Mitglied zustande, ohne dass es einer weiteren Erklärung 
oder Rechtshandlung bedarf. 

Der Leistungsvertrag hat geeignete Auflagen, wie etwa 

(a) das Recht der Zentralorganisation, Änderungen der Satzung und gegebenenfalls 
der Geschäftsordnungen der Organe des betreffenden Mitgliedes zu verlangen; 

(b) das Recht der Zentralorganisation zur Entsendung eines von der Zentralorganisa-
tion zu bestimmenden Vertreters oder sachverständigen Dritten mit oder ohne 
Stimmrecht in Sitzungen des Vorstandes und gegebenenfalls des Aufsichtsrats des 
betreffenden Mitgliedes; 

(c) die Abberufung der Geschäftsleiter des betreffenden Mitgliedes und die Bestellung 
von Geschäftsleitern, die von der Zentralorganisation genehmigt sind, oder das 
Recht der Zentralorganisation, auf die Abberufung von Geschäftsleitern des betref-
fenden Mitgliedes hinzuwirken; 

(d) Informations- und Kooperationspflichten des betreffenden Mitgliedes gegenüber der 
Zentralorganisation oder eines von der Zentralorganisation entsandten Vertreters; 

(e) Bedingungen und Rückzahlungsverpflichtungen des betreffenden Mitgliedes für den 
Fall des Austritts oder Ausschlusses des betreffenden Mitgliedes aus dem Volks-
banken-Verbund 

zu enthalten. Die Wahl der Auflagen steht wie der gesamte Inhalt des Leistungsvertrags 
im ausschließlichen Ermessen der Zentralorganisation. 

Verstößt das betreffende Mitglied gegen eine im Leistungsvertrag enthaltene Bestimmung, 
verliert es den Anspruch auf weitere Leistungen aus dem Verbundvertrag. Darüber hinaus 
kann die Zentralorganisation Sanktionen gegen das betreffende Mitglied erlassen; zB die 
sofortige Rückführung erhaltener und rückzahlbarer Leistungen, eine Konventionalstrafe 
von bis zu 2‰ der Bilanzsumme des betroffenen Mitgliedes und – als ultima ratio – den 
Ausschluss des betreffenden Mitgliedes aus dem Volksbanken-Verbund. 

Der Abschluss des Verbundvertrags hatte somit weitreichende Folgen für die Mitglieder, 
insbesondere die Erweiterung der gegenseitigen Haftung der Mitglieder des Volksbanken-
Verbundes zu einer unbeschränkten Haftung, und wesentliche Eingriffsrechte der Zentral-
organisation. Durch die Teilnahme der Emittentin an dem Haftungsverbund können sich 
für die Emittentin daher Verpflichtungen ergeben, die sie nicht beeinflussen kann und die 
sich negativ auf ihre Vermögens-, Finanz- und Ertragslage auswirken können. 

5.7.5 Mitgliedschaft der Emittentin im Österreichischen Genossenschaftsverband 

Der ÖGV wurde 1872 gegründet und ist der gesetzliche Revisionsverband der österreichi-
schen Volksbanken, mit Ausnahme der VOLKSBANK WIEN. Jedes Kreditinstitut innerhalb 
des Volksbanken-Verbundes ist Mitglied des ÖGV, wobei auch Genossenschaften außer-
halb des Finanzbereichs (aus Industrie und Gewerbe) zu den Mitgliedern zählen.  
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5.7.6 Mitgliedschaft der Emittentin bei der Volksbank Einlagensicherung eG 

Jedes Kreditinstitut, das Einlagen entgegennimmt bzw sicherungspflichtige Wertpapier-
dienstleistungen erbringt, ist aufgrund von EU-Richtlinien, in Österreich durch das Einla-
gensicherungs- und Anlegerentschädigungsgesetz (ESAEG) umgesetzt, gesetzlich ver-
pflichtet, einer Sicherungseinrichtung anzugehören.  

Alle Mitglieder des Volksbanken-Verbundes, somit auch die Emittentin, unterliegen als 
österreichische Kreditinstitute uneingeschränkt den Bestimmungen des ESAEG und sind 
Mitglied bei der gesetzlichen Einlagensicherungseinrichtung der Volksbanken, der Volks-
bank Einlagensicherung eG, mit Sitz Kolingasse 14-16, 1090 Wien, Österreich. 

Die Volksbank Einlagensicherung eG sichert Guthaben auf Konten und Sparbüchern der 
Volksbanken bis zu EUR 100.000,- pro Kunde und pro Kreditinstitut. In bestimmten Fällen 
(das Guthaben stammt zB aus dem Verkauf einer privaten Wohnimmobilie) erhöht sich 
der gesicherte Betrag auf bis zu EUR 500.000,- pro Kunde und pro Kreditinstitut. Die Leis-
tungen der Volksbank Einlagensicherung eG können nur dann abgerufen werden, wenn 
der Haftungsverbund nicht mehr in der Lage ist, die Lebensfähigkeit des Volksbanken-
Verbundes zu sichern. Die Volksbank Einlagensicherung eG überprüft die Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage ihrer Mitglieder auf Basis desselben Frühwarnsystems, das die 
Zentralorganisation für den Haftungsverbund verwendet. 

Mit 01.01.2019 nimmt die Einlagensicherung AUSTRIA GmbH als einheitliche Einlagensi-
cherung ihre operative Tätigkeit auf und ersetzt die bis 31.12.2018 bestehenden gesetzli-
chen Sicherungseinrichtungen des Volksbankensektors, der Banken und Bankiers, der 
Hypothekenbanken und der Raiffeisenbanken. 

5.7.7 Stellung der Emittentin innerhalb des Volksbanken-Verbundes  

  

*Anmerkung: Die VOLKSBANK WIEN AG ist regionale Volksbank, aber kein zugeordnetes Kreditinstitut. Die Anzahl 
der zugeordneten Kreditinstitute inkludiert daher die VOLKSBANK WIEN AG nicht. 

(Quelle: Eigene Angaben der Emittentin) 
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5.7.8 Anteile der Emittentin an verbundenen Unternehmen 

Die Anteile der Emittentin an verbundenen Unternehmen sind in der nachstehenden Ta-
belle dargestellt: 

Gesellschaftsname Sitz  Anteil am Kapital 
in % 

TVB Bauträger Gesellschaft m.b.H. in Liquida-
tion 

Tulln 100,00% 

Cetium Immobilien GmbH in Liquidation St. Pölten 100,00% 

VB – REAL Volksbank Krems-Zwettl Immobi-
lien- und Vermögenstreuhandgesellschaft 
m.b.H. 

Krems 100,00% 

REALCONSTANT Liegenschaftsverwertungs-
Ges.m.b.H. 

St. Pölten 99,90% 

Resort Errichtungs- und Betriebsges.m.b.H. Heidenreichstein 99,76% 

IMMO-CONTRACT St. Pölten Maklergesell-
schaft m.b.H. 

St. Pölten 95,00% 

Nordfinanz Vermögensberatung GmbH Heidenreichstein 94,00% 

(Quelle: Eigene Angaben der Emittentin) 

5.8 TRENDINFORMATIONEN  

Als bekannte Trends, welche die Aussichten der Emittentin und der Branche, in der sie 
ihre Geschäftstätigkeit ausübt, beeinflussen, sind das herausfordernde makroökonomi-
sche Umfeld und die weiterhin schwierigen Bedingungen an den Finanz- und Kapitalmärk-
ten anzusehen. Diese Entwicklungen hatten in der Vergangenheit und können möglicher-
weise auch in der Zukunft negative Auswirkungen auf die Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage der Emittentin haben, insbesondere auch auf ihre Kapitalkosten.  

Darüber hinaus können sich Änderungen des aufsichtsrechtlichen Umfelds oder Initiativen 
zur Durchsetzung aufsichtsrechtlicher Bestimmungen negativ auf die Emittentin auswir-
ken. Insbesondere können neue gesetzliche oder aufsichtsrechtliche Erfordernisse und 
eine Änderung der als erforderlich erachteten Vorgaben für Eigenmittel, Liquidität und 
Verschuldungsquote zu höheren Anforderungen und Quoten für Eigenmittel und Liquidität 
führen. Ebenso stellen weitere Regulierungsmaßnahmen (wie zB erweiterte Finanzmarkt-
regeln durch MIFID II, MiFIR, BRRD, etc) große Herausforderungen für die Emittentin und 
die Finanzbranche dar. 

5.9 ERWARTETER ODER GESCHÄTZTER GEWINN 

Angaben zum erwarteten oder geschätzten Gewinn werden in dem Prospekt nicht ge-
macht. 

5.10 VERWALTUNGS-, LEITUNGS- UND AUFSICHTSORGANE 

5.10.1 Mitglieder der Verwaltungs-, Leitungs- und Aufsichtsorgane  

NAME FUNKTIONEN außerhalb der Emittentin 
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VORSTAND 
 

 

Dr. Rainer Kuhnle Vorstand 
Vorsitzender des Vorstandes VB Krems-Zwettl Beteiligung e.G. 
 VB Wien Beteiligung eG 
 Volksbank Vertriebs- und Marketing eG 
 Volksbanken Holding eGen 
 Geschäftsführer 

 VB – REAL Volksbank Krems-Zwettl Immobi-
lien- und Vermögenstreuhandgesellschaft 
m.b.h. 

 Kommanditist 
 Kuhnle-Schadn KG 

 Aufsichtsrat 
 VB Regio Invest AG 

 Volksbanken-Beteiligungsgesellschaft m.b.H. 
 Volksbanken – Versicherungsdienst – Ge-

sellschaft m.b.H. 

Mag. Reinhard Diem Vorstand 
Mitglied des Vorstandes VB Donau-Weinland Beteiligung e.G. 
 Geschäftsführer 
 GHH Gewerbe- und Handelspark Hollabrunn 

Errichtungsgesellschaft mbH 
 REAL CONSTANT Liegenschaftsverwer-

tungs-Ges.m.b.H. 
 Resort Errichtungs- und Betriebsges.m.b.H 
 Nordfinanz Vermögensberatungs GmbH 

 Abwickler, Liquidator 
 Cetium Immobilien GmbH in Liqu. 
 TVB Bauträger Gesellschaft m.b.H. in Liqu. 

Mag. Helmut Emminger Vorstand 
Mitglied des Vorstandes VB Niederösterreich-Mitte Beteiligung e.G. 

 VB Wien Beteiligung eG 
AUFSICHTSRAT 
 

 

KR Dipl. Ing. Walter Übelacker Gesellschafter/Geschäftsführer 
 Vorsitzender des Aufsichtsrats Rakowetz Immobilientreuhand Gesellschaft 

m.b.H. 

Dr. Erich Abpurg Vorstand 
 1. Stellvertreter des Vorsitzenden SECURE FUTURE Privatstiftung 

 Aufsichtsrat 
 Pfanner Holding AG 
 Gesellschafter 
 Abpurg Spiegelfeld Development GmbH 

Dipl. Ök. Claudia Unterberger Geschäftsführer/Gesellschafter 
 2. Stellvertreterin des Vorsitzenden CMU Immobilienverwaltung GmbH 

 Gesellschafter 
 Auto Hänfling GmbH 
 Geschäftsführer 
 Hänfling Manfred GmbH 

http://gb.m086/FirmenCompass/?p=betrieb&fb=81251m&onr=109581&PageID=7848
http://gb.m086/FirmenCompass/?p=betrieb&fb=214875v&onr=7707139&PageID=7848
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 Mag. Ulf Elser Gesellschafter 
3. Stellvertreter des Vorsitzenden Adler Optik Gesellschaft m.b.H. 

  Unbeschränkt haftender Gesellschafter 
  Adler Apotheke Krems Mag. Ulf Elser KG 
  Kommanditist 
  "Mohrenapothke" Mag. pharm. Robert 

Baldrian KG 
  Apotheke Lerchenfeld Mag. pharm. Ale-

xandra Baldrian KG 
  GOLFANLAGEN OTTENSTEIN 

GESELLSCHAFT M.B.H. & CO KG 

Dr. Jochen Auer Geschäftsführer 
Mitglied des Aufsichtsrats ACCURATA Betriebswirtschaftliche Beratung 

GmbH 
 ACCURATA Steuerberatungs GmbH 
 ACCURATA Umgründungs- und Steuerbera-

tungs GmbH 
 ACCURATA Verwaltungs GmbH 
 Auer und Hofmann Immobilien GmbH 
 Dr. Jochen Auer Steuerberatungs- und Betei-

ligungs GmbH 
 Gesellschafter 
 Dr. Jochen Auer Steuerberatungs- und Betei-

ligungs GmbH 
 Tennis-Center Krems-Mitterau Gesellschaft 

m.b.H. 
 Unbeschränkt haftender Gesellschafter 
 Auer und Hofmann OG 
 Kommanditist 
 ACCURATA Steuerberatungs GmbH & Co 

KG 

Mag. Andreas Chocholka Aufsichtsrat 
Mitglied des Aufsichtsrats ERTL GLAS Aktiengesellschaft 

Mag. Heribert Donnerbauer Geschäftsführer/Gesellschafter 
Mitglied des Aufsichtsrats DO & DO Gastronomie- und Tourismus 

GmbH 
 Donnerbauer & Hübner Rechtsanwälte 

GmbH 
 Geschäftsführer 
 KommReal Hardegg GmbH 
 Gesellschafter 
 Alternativ Energie Hardegg-Thayatal GmbH 
 Aufsichtsrat 
 VOLKSBANK WIEN AG 
 VB Donau-Weinland Beteiligung e.G. 
 Bürgermeister 
 Stadtgemeinde Hardegg 

Anika Gasselhuber - 
Mitglied des Aufsichtsrats  

Karl Gerstl - 
Mitglied des Aufsichtsrats  

http://gb.m086/FirmenCompass/?p=betrieb&fb=317534m&onr=12279670&PageID=7848
http://gb.m086/FirmenCompass/?p=betrieb&fb=317534m&onr=12279670&PageID=7848
http://gb.m086/FirmenCompass/?p=betrieb&fb=389563m&onr=99340725&PageID=7848
http://gb.m086/FirmenCompass/?p=betrieb&fb=32698k&onr=42308&PageID=7848
http://gb.m086/FirmenCompass/?p=betrieb&fb=32698k&onr=42308&PageID=7848
http://gb.m086/FirmenCompass/?p=betrieb&fb=249391b&onr=9328840&PageID=7848
http://gb.m086/FirmenCompass/?p=betrieb&fb=296077h&onr=10835784&PageID=7848
http://gb.m086/FirmenCompass/?p=betrieb&fb=209357d&onr=7413029&PageID=7848
http://gb.m086/FirmenCompass/?p=betrieb&fb=209357d&onr=7413029&PageID=7848
http://gb.m086/FirmenCompass/?p=betrieb&fb=209357d&onr=7413029&PageID=7848
http://gb.m086/FirmenCompass/?p=betrieb&fb=209357d&onr=7413029&PageID=7848
http://gb.m086/FirmenCompass/?p=betrieb&fb=151781h&onr=3681570&PageID=7848
http://gb.m086/FirmenCompass/?p=betrieb&fb=151781h&onr=3681570&PageID=7848
http://gb.m086/FirmenCompass/?p=betrieb&fb=351854h&onr=67276896&PageID=7848
http://gb.m086/FirmenCompass/?p=betrieb&fb=315789x&onr=12233941&PageID=7848
http://gb.m086/FirmenCompass/?p=betrieb&fb=315789x&onr=12233941&PageID=7848
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Ing. Herbert Gugerell Geschäftsführer/Gesellschafter 
Mitglied des Aufsichtsrats Biohof Gugerell GmbH 

Thomas Hofbauer - 
Mitglied des Aufsichtsrats  

Wolfgang Kausl - 
Mitglied des Aufsichtsrats  

Dr. Reinhilde Kindt Geschäftsführer/Gesellschafter 
Mitglied des Aufsichtsrats Dr. Kindt & Hofmarcher Steuerberatungsge-

sellschaft m.b.H. 
  
 Gesellschafter 
 "bs-modelshop" GmbH 
 myTool IT GmbH 

Brigitte Pirschl - 
Mitglied des Aufsichtsrats  

Ing. Erwin Poinstingl Geschäftsführer 
Mitglied des Aufsichtsrats Metall- und Kunststoffwaren Erzeugungsge-

sellschaft m.b.H. 
 Gesellschafter 
 G7 Invest GmbH 

Dr. Doris Prachner Vorstand 
Mitglied des Aufsichtsrats TAURUS Privatstiftung 
 Geschäftsführer/Gesellschafter 
 INTER-TREUHAND PRACHNER Wirt-

schaftsprüfungs- und Steuerberatungsgesell-
schaft m.b.H. 

 Unbeschränkt haftender Gesellschafter 
 Doris und Gerhard Prachner OEG 
 Lebendlichkeit OG 
 Kommanditist 
 Buczak Foreign Language Services KG 
 Aufsichtsrat 
 Tullner Liegenschaftsaufbereitungs-

ges.m.b.H. 

Ing. Herbert Stangl - 
Mitglied des Aufsichtsrats  

KR Ing. Johann Sunk  
Mitglied des Aufsichtsrats  

Günther Weitzenböck - 
Mitglied des Aufsichtsrats  
  

Die Geschäftsanschrift aller Mitglieder des Vorstandes und Aufsichtsrates der Emittentin 
lautet 3100 St. Pölten, Brunngasse 10, Österreich. 

5.10.2 Interessenkonflikte 

 Die Mitglieder des Vorstandes, des Aufsichtsrates und des oberen Managements der 
Emittentin haben neben ihrer Funktion bei der Emittentin zum Teil noch weitere Funktio-
nen inne. Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass sich aus Doppelfunktionen von 

http://gb.m086/FirmenCompass/?p=betrieb&fb=95125s&onr=916755&PageID=7848
http://gb.m086/FirmenCompass/?p=betrieb&fb=95125s&onr=916755&PageID=7848
http://gb.m086/FirmenCompass/?p=betrieb&fb=253098d&onr=9422834&PageID=7848
http://gb.m086/FirmenCompass/?p=betrieb&fb=217409w&onr=7828014&PageID=7848
http://gb.m086/FirmenCompass/?p=betrieb&fb=126555k&onr=1253323&PageID=7848
http://gb.m086/FirmenCompass/?p=betrieb&fb=126555k&onr=1253323&PageID=7848
http://gb.m086/FirmenCompass/?p=betrieb&fb=126555k&onr=1253323&PageID=7848
http://gb.m086/FirmenCompass/?p=betrieb&fb=177459w&onr=5638104&PageID=7848
http://gb.m086/FirmenCompass/?p=betrieb&fb=214558b&onr=7676149&PageID=7848
http://gb.m086/FirmenCompass/?p=betrieb&fb=192484s&onr=6363349&PageID=7848
http://gb.m086/FirmenCompass/?p=betrieb&fb=199517h&onr=6702906&PageID=7848
http://gb.m086/FirmenCompass/?p=betrieb&fb=199517h&onr=6702906&PageID=7848
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Mitgliedern des Vorstandes, des Aufsichtsrats und/oder des oberen Managements der 
Emittentin in anderen Organisationen und Unternehmen Interessenkonflikte ergeben, die 
zu Entscheidungen führen, die nicht im Interesse der Emittentin und/oder den Wertpapie-
rinhabern liegen. 

 Hinsichtlich der oben aufgelisteten Personen hat die Emittentin keine Kenntnis von Inte-
ressenkonflikten zwischen deren Verpflichtungen gegenüber der Emittentin und ihren pri-
vaten oder sonstigen Interessen.  

5.11 GRUNDKAPITAL 

Das Grundkapital der Emittentin setzt sich zum Stichtag 31.12.2017 aus 3.741.767 Stück-
aktien mit einem Nominale von insgesamt EUR 27.202.646,09 zusammen. 

5.12 AKTIONÄRE DER EMITTENTIN 

Als Aktiengesellschaft befindet sich die Emittentin im Eigentum ihrer Aktionäre. Die Aktio-
näre können durch aktienrechtliche Bestimmungen sowohl in der Hauptversammlung als 
auch über ihre Vertreter im Aufsichtsrat und in dessen Ausschüssen einen Einfluss auf die 
Emittentin ausüben. 

Aktionäre der Emittentin zum Stichtag 31.05.2018 % Anteil 

VB Alpenvorland Beteiligung e.G. 23,24 

VB Niederösterreich-Mitte Beteiligung e.G. 17,03 

VB Ötscherland Beteiligung e.G. 14,15 
VB Krems-Zwettl Beteiligung e.G. 13,83 

VB Tullnerfeld Beteiligung e.G. AG 9,10 

VB Enns-St. Valentin Beteiligung e.G. 7,10 
VB Donau-Weinland Beteiligung e.G. 5,98 

VB Oberes Waldviertel Beteiligung e.G. 5,25 

VB Fels am Wagram Beteiligung e.G. 2,11 
Streubesitz 2,21 

(Quelle: Eigene Angaben der Emittentin) 

Die VB Alpenvorland Beteiligung e.G., VB Niederösterreich-Mitte Beteiligung e.G., die VB 
Ötscherland Beteiligung e.G. und die VB Krems-Zwettl Beteiligung e.G. verfügen mit ei-
nem Anteil von mehr als jeweils 10 % über eine qualifizierte Beteiligung. An der Emittentin 
bestehen außerhalb der oben dargestellten Aktionärsstruktur keine unmittelbaren oder 
mittelbaren Beteiligungen oder Beherrschungsverhältnisse.  

Aus Sicht des Vorstandes der Emittentin sind abgesehen vom österreichischen Aktien-
recht Maßnahmen zur Verhinderung des Missbrauchs der Kontrolle nicht erforderlich. Dar-
über hinaus sind der Emittentin auch keine Vereinbarungen bekannt, deren Ausübung zu 
einem späteren Zeitpunkt zu einer Veränderung bei der Kontrolle der Emittentin führen 
kann. 
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5.13 FINANZINFORMATIONEN ZUR EMITTENTIN  

5.13.1 Historische Finanzinformationen 

Die jüngsten geprüften Finanzinformationen der Emittentin stammen aus dem geprüften 
Jahresabschluss nach UGB zum 31.12.2017 der Emittentin. Die geprüften Jahresab-
schlüsse nach UGB zum 31.12.2017 und zum 31.12.2016 der Emittentin sind in den An-
hängen./A und ./B in den Prospekt aufgenommen. 

Die nachfolgenden Positionen aus der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung (die 
"GuV") stellen Auszüge aus dem geprüften Jahresabschluss zum 31.12.2017 dar:  

GuV in EUR Tausend 01-12/2017 01-12/2016  
Nettozinsertrag 53.553 51.955 
Betriebserträge 90.190 88.178 
Betriebsaufwendungen -75.453  -80.763 
Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit 17.897 560 
Jahresüberschuss nach Steuern 763 3.683 
Jahresgewinn 763 258 
Bilanz in EUR Tausend 31.12.2017 31.12.2016 
Forderungen an Kreditinstitute (brutto) 394.767 374.139 
Forderungen an Kunden (brutto) 2.597.981 2.429.662 
Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 117.718 156.546 
Verbindlichkeiten gegenüber Kunden 2.809.406 2.579.753 
Eigenkapital* 202.064 187.737 
Bilanzsumme 3.210.558 3.015.089 

(Quelle: Geprüfte Jahresabschlüsse nach UGB der Emittentin zum 31.12.2017 und zum 31.12.2016, Zahlen sind auf 
EUR Tausend gerundet.) 

*) Das Eigenkapital errechnet sich aus der Summe des Fonds für allgemeine Bankrisiken, des gezeichneten 
Kapitals, der Kapitalrücklagen, der Gewinnrücklagen, der Haftrücklage gem. § 57 Abs 5 BWG und dem 
Bilanzgewinn. 

Zum Bilanzstichtag 31.12.2017 betrugen die anrechenbaren Eigenmittel der Emittentin 
EUR 209,97 Mio. Die Eigenmittelquote erreichte auf Einzelbankebene zum Jahresende 
2017 12,80%, die Kernkapitalquote 11,92% im Verhältnis zum Gesamtrisikobetrag. Auf 
das Kernkapital (Tier 1) entfielen 93,14% (EUR 195,57 Mio) und auf die ergänzenden 
Eigenmittel (Tier 2) 6,86% (EUR 14,40 Mio) der vorhandenen Eigenmittel.  

5.13.2 Kapitalerhöhungen 

Zum Stichtag 31.12.2017 beträgt das Grundkapital der Emittentin von TEUR 27.132,5 und 
blieb zum Stichtag 31.12.2016 unverändert. 

5.13.3 Wesentliche Veränderungen in der Finanzlage der Emittentin 

Die Aussichten der Emittentin haben sich seit dem Datum des letzten veröffentlichten ge-
prüften Jahresabschlusses zum 31.12.2017 nicht wesentlich verschlechtert. Die Emitten-
tin hat seit dem letzten Geschäftsjahr keine wesentlichen Veränderungen in ihrer Finanz-
lage oder Handelspositionen festgestellt. 
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5.13.4 Bestätigungsvermerke 

Die Bestätigungsvermerke (Berichte der Abschlussprüfer) der geprüften Jahresab-
schlüsse zum 31.12.2017 und zum 31.12.2016 der Emittentin sind als Anhänge ./A und 
./B in den Prospekt aufgenommen.  

Der Abschlussprüfer, der Österreichische Genossenschaftsverband (Schulze-Delitzsch), 
mit der Anschrift in 1013 Wien, Löwelstraße 14, hat die Jahresabschlüsse der Emittentin 
zum 31.12.2017 und zum 31.12.2016 geprüft und uneingeschränkte Bestätigungsver-
merke erteilt. Der ÖGV ist ein Mitglied der Vereinigung Österreichischer Revisionsver-
bände, mit dem Sitz in Wien und der Geschäftsanschrift Löwelstraße 14, 1013 Wien. 

5.14 RECHTS- UND SCHIEDSVERFAHREN 

Es bestehen keine staatlichen Interventionen, Gerichts- oder Schiedsgerichtsverfahren 
(einschließlich derjenigen Verfahren, die nach Kenntnis der Emittentin noch anhängig sind 
oder eingeleitet werden könnten), die im Zeitraum der mindestens letzten zwölf Monate 
bestanden/abgeschlossen wurden, und die sich erheblich auf die Finanzlage oder die 
Rentabilität der Emittentin auswirken bzw in jüngster Zeit ausgewirkt haben. 

5.15 WESENTLICHE VERTRÄGE 

Abgesehen von den nachfolgend aufgelisteten Verträgen wurden von der Emittentin keine 
wichtigen Verträge außerhalb ihrer gewöhnlichen Geschäftstätigkeit abgeschlossen.  

Verbundvertrag 

Zur Sicherstellung eines zukunftsfähigen Volksbanken-Verbundes mit dem Erhalt der 
Kernkompetenz als regional verwurzelter Finanzdienstleister, der insbesondere die flä-
chendeckende Versorgung der Wirtschaft mit Finanzierungen und die regionale finanz-
wirtschaftliche Betreuung von Kunden sicherstellt, haben sich die Primärinstitute des ös-
terreichischen Volksbanken-Sektors, womit die zum damaligen Zeitpunkt dem Volksban-
ken-Verbund zugehörigen regionalen Volksbanken, die Spezialkreditinstitute, die Haus-
kreditgenossenschaften und eine Bausparkasse (start:bausparkasse) gemeint sind, mit 
Grundsatzbeschluss vom 02.10.2014 entschlossen, eine strategische Neustrukturierung 
des Volksbanken-Verbundes vorzunehmen.  

Die Neustrukturierung des Volksbanken-Verbundes umfasste neben der Gründung des 
neuen Volksbanken-Verbundes (auf Basis des Verbundvertrags) als weiteres Element die 
verpflichtende Herstellung einer schlankeren Zielstruktur bis 31.12.2017. Diese bestand 
aus bis zu acht regionalen Volksbanken (einschließlich der Emittentin) und bis zu drei 
Spezialkreditinstituten. Das Planungsziel wurde - mit Ausnahme der mit Eintragung im 
Firmenbuch am 20.06.2018 erfolgten Verschmelzung der Waldviertler Volksbank Horn re-
gistrierte Genossenschaft mit beschränkter Haftung mit der VOLKSBANK WIEN – durch 
Fusionen erreicht.  

Zur Sicherung und nachhaltigen Stärkung der Existenz und Leistungsfähigkeit des öster-
reichischen Volksbanken-Verbundes hat die VOLKSBANK WIEN (als Zentralorganisation) 
mit den zugeordneten Kreditinstituten des österreichischen Volksbanken-Sektors den Ver-
bundvertrag ("Verbundvertrag") abgeschlossen, der in der aktuellen Fassung am 
01.07.2016 wirksam wurde. Dieser Verbundvertrag bildet die Grundlage des Volksbanken-
Verbundes und dient sowohl dem geregelten Transfer von Liquidität zwischen den Mitglie-
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dern (Liquiditätsverbund) als auch der Erbringung sonstiger Leistungen zwischen den Mit-
gliedern (Haftungsverbund) und damit der indirekten Absicherung der Gläubiger aller Mit-
glieder (siehe auch Risikofaktor: "Verbundrisiko"). Die Zentralorganisation ist dabei einer-
seits verpflichtet, die Liquidität im Verbund so zu steuern, dass alle maßgeblichen auf-
sichtsrechtlichen Vorschriften jederzeit eingehalten werden und andererseits berechtigt, 
in Fällen eines Liquiditätsnotfalls oder Verstoßes eines zugeordneten Kreditinstituts gegen 
generelle Weisungen zum Liquiditätstransfer Durchsetzungsmaßnahmen zu ergreifen. 

Die Zentralorganisation erbringt im Rahmen des Verbundvertrages als Treuhänderin Leis-
tungen zur Abwendung einer bedrohlichen Verschlechterung der Vermögens-, Finanz- 
oder Ertragslage, einschließlich der Liquiditätssituation, des regulatorischen und ökono-
mischen Kapitals, der Kreditausfälle oder von Klumpenrisiken, bei einem oder mehreren 
der Mitglieder des Volksbanken-Verbundes. Von einem Erfordernis der Abwendung einer 
bedrohlichen Verschlechterung der Vermögens-, Finanz- oder Ertragslage ist insbeson-
dere dann auszugehen, wenn ein Mitglied des Volksbanken-Verbundes auf Einzelbasis 
den im Gruppensanierungsplan gemäß BaSAG für die CET-1 Ratio festgelegten gelben 
Schwellenwert zuzüglich eines Aufschlags nicht mehr erfüllt oder nicht mehr zu erfüllen 
droht. 

Die Verpflichtung zur unverzüglichen Erbringung von Leistungen besteht jedoch nur dann, 
wenn dies zur Abwendung der oben beschriebenen bedrohlichen Verschlechterung der 
Vermögens-, Finanz- oder Ertragslage erforderlich ist und die Leistungen durch die 
Summe der im Leistungsfonds zur Verfügung stehenden Mittel und/oder der von den Mit-
gliedern des Volksbanken-Verbundes nach der für sämtliche Mitglieder verbindlichen Ein-
schätzung der Zentralorganisation voraussichtlich hereinzubringenden Beiträge gedeckt 
sind und diese ausreichen, um den Eintritt dieser Umstände für einen nach dem Ermessen 
der Zentralorganisation vertretbaren Zeitraum abzuwenden.  

Die Zentralorganisation kann zur Erfüllung ihrer Steuerungsfunktion den zugeordneten 
Kreditinstituten generelle und individuelle Weisungen erteilen. Die Kompetenz zur Erlas-
sung genereller Weisungen dient der Erfüllung allgemeiner Vorgaben (wie etwa in den 
Bereichen der Einhaltung der aufsichtsrechtlichen Bestimmungen, insbesondere Solvabi-
lität und Liquidität des Verbundes; administrative, technische und finanzielle Beaufsichti-
gung oder Risikobewertung) für den gesamten Volksbanken-Verbund. Individuelle Wei-
sungen dienen zur Konkretisierung der aus den generellen Weisungen folgenden Rechte 
und Pflichten und können von der Zentralorganisation im Falle eines Verstoßes gegen 
generelle Weisungen zur Wiederherstellung des vertraglichen und gesetzlichen Zustan-
des im Volksbanken-Verbund gegenüber den einzelnen Kreditinstituten erlassen werden.  

Zur Erreichung der Zielstruktur enthält der Verbundvertrag insbesondere die folgenden 
Punkte:  

• umfassende Governance-Regelungen; 

• Erweiterung der Haftung der Mitglieder des Volksbanken-Verbundes zu einer unbe-
schränkten Haftung; 

• unbestimmte Dauer der Vertragslaufzeit; bis zum Jahr 2025 (Mindestvertragsperiode), ist 
das Recht der Mitglieder, aus dem Volksbanken-Verbund durch Kündigung des Verbund-
vertrags auszutreten, im größtmöglichen Umfang ausgeschlossen; verbleibende, gesetz-
lich zwingende Kündigungsrechte der Mitglieder können nur unter Einhaltung einer zwei-
jährigen Kündigungsfrist zum Ende eines Kalenderjahres und nur mit Wirkung für das 
kündigende Mitglied (nicht jedoch für die anderen Vertragsparteien) ausgeübt werden;  
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• Einräumung einer weitergehenden Weisungskompetenz der Zentralorganisation gegen-
über den Mitgliedern des Volksbanken-Verbundes. 

Treuhandvertrag Leistungsfonds 

Zur Bedeckung der im Verbundvertrag vorgesehenen Maßnahmen der Zentralorganisa-
tion zur Abwendung einer bedrohlichen Verschlechterung der Vermögens-, Finanz- oder 
Ertragslage, einschließlich der Liquiditätssituation, des regulatorischen und ökonomi-
schen Kapitals, der Kreditausfälle oder von Klumpenrisiken, bei einem oder mehreren der 
Mitglieder des Volksbanken-Verbundes, schlossen die VOLKSBANK WIEN als Zentralor-
ganisation und die ihr zugeordneten Kreditinstitute den Treuhandvertrag Leistungsfonds 
auf unbestimmte Dauer ab, der am 01.07.2016 wirksam wurde. 

Der Leistungsfonds wird als von der Zentralorganisation als Treuhänderin gehaltenes 
zweckgebundenes Treuhandvermögen der Vertragsinstitute eingerichtet und nach Maß-
gabe dieses Vertrages dotiert. Dabei ist bis zum Jahr 2020 ein Zieldotationsbetrag auf 
Basis der durchschnittlichen Gesamtrisikoposition der Vertragsparteien vorgesehen, min-
destens aber ein Zieldotationsbetrag in Höhe von EUR 100 Mio, wobei die Erstdotation 
mindestens EUR 50 Mio zu betragen hatte. Die aktuelle Dotierung des Leistungsfonds 
beträgt EUR 70 Mio und wird bis 2020 schrittweise auf mindestens EUR 100 Mio anstei-
gen. Die VOLKSBANK WIEN als Zentralorganisation kalkuliert die Zieldotierung aufgrund 
der durchschnittlichen Gesamtrisikoposition der regionalen Volksbanken. 

Tritt nach dem Verbundvertrag der Fall ein, dass die Zentralorganisation zum Abruf von 
Beiträgen der Mitglieder berechtigt ist, so entnimmt sie diese zunächst dem Leistungs-
fonds. Die Mittel aus dem Leistungsfonds sind zum Erwerb von bilanzierungsfähigen Ver-
mögensgegenständen zu verwenden. Falls der Zentralorganisation aus dem Leistungs-
fonds im Einzelfall keine Mittel zur Verfügung stehen, so ruft die Zentralorganisation den 
bestehenden Fehlbetrag nach dem sich aus dem Verbundvertrag ergebenden Verhältnis 
als ad hoc Beiträge von den einzelnen Vertragsinstituten ab.  

Zusammenarbeitsvertrag 

Im Zuge der Restrukturierung des Volksbanken-Verbundes schlossen die Volksbank Ver-
triebs- und Marketing eG und die Mitglieder des Volksbanken-Verbundes einschließlich 
der Emittentin den Zusammenarbeitsvertrag auf unbestimmte Dauer, der am 01.07.2016 
wirksam wurde. Nach diesem Zusammenarbeitsvertrag ist die Volksbank Vertriebs- und 
Marketing eG befugt, für die Mitglieder des Volksbanken-Verbundes bindende Entschei-
dungen zur Hebung von Synergien im Volksbanken-Verbund und zur Herstellung der ge-
planten Zielstruktur des Volksbanken-Verbundes, bestehend aus bis zu acht regionalen 
Volksbanken (einschließlich der Emittentin) und bis zu drei Spezialkreditinstituten, bis 
Ende 2017 zu treffen.  

Der Zusammenarbeitsvertrag regelt jeweils soweit sie nicht in die Weisungskompetenz 
der Zentralorganisation nach dem Verbundvertrag fallen folgende Sachbereiche: 

• Verbundübergreifende Vertriebs- und Marketingmaßnahmen 

• Optimierung und Standardisierung von Betriebsprozessen 

• Verbundweite Serviceleistungen, insbesondere Festlegung von Transferpreisen 

• Verbund-Benchmarking 
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Die der Volksbank Vertriebs- und Marketing eG eingeräumte Kompetenz schließt die Be-
fugnis ein, Interessen einzelner oder mehrerer Mitglieder des Volksbanken-Verbundes be-
einträchtigende Beschlüsse zu fassen. Die vom Vorstand der Volksbank Vertriebs- und 
Marketing eG gefassten Beschlüsse sind für die Vertragsparteien bindend. 

Vereinbarung über die Tragung der Verbundkosten 

Für die Bildung des neuen Volksbanken-Verbundes schlossen die VOLKSBANK WIEN 
(als Zentralorganisation) und die ihr zugeordneten Kreditinstitute (einschließlich der Emit-
tentin) eine Vereinbarung zur Aufteilung jener im Bereich Zentralorganisation der 
VOLKSBANK WIEN anfallenden Kosten, die von den Mitgliedern des Volksbanken-Ver-
bundes gemeinschaftlich zu tragen sind. Diese Kosten umfassen ua Personaldienstleis-
tungen und Sachaufwand für Verbundmarketing, Verbundorganisation, Verbundeinkauf 
und Kosten jeglicher Aufsichtsbehörden. Die Aufteilung erfolgt nach einem in der Verein-
barung festgelegten Aufteilungsschlüssel. 

Restrukturierungsvereinbarung 2015 / Umsetzungsvereinbarung 

Die VOLKSBANK WIEN, die ÖVAG (nunmehr Immigon), die Volksbanken Holding eGen, 
der Bund und die FIMBAG Finanzmarktbeteiligung Aktiengesellschaft des Bundes 
("FIMBAG") schlossen am 30.06.2015 eine Restrukturierungsvereinbarung (die "Restruk-
turierungsvereinbarung 2015"). Die Restrukturierungsvereinbarung beinhaltet für den 
Volksbanken-Verbund im Wesentlichen folgende Punkte:  

• Die Verpflichtungen der Volksbanken Holding eGen zur (bereits erfolgten) Übertragung 
von 9,3% der Aktien der Immigon an die GPVAUBEOE Beteiligungen GmbH und zur 
Weiterleitung aller Beträge und Werte, die ihr auf die von ihr gehaltenen Immigon-Ak-
tien als Ausschüttung oder Anteil am Liquidationserlös zufließen, an den Bund solange 
und soweit die Summe der Kompensationen an den Bund EUR 250 Mio. nicht über-
steigt. 

• Die Verpflichtung der Mitglieder des Volksbanken-Verbundes, aus dem Konsolidie-
rungskreis des Volksbanken-Verbundes (mit bestimmten Ausnahmen) keinerlei Ge-
winnausschüttung oder dieser gleichzuhaltende Maßnahmen an Aktionäre/Genossen-
schafter oder Inhaber von Partizipationsscheinen vorzunehmen. 

• Die Vereinbarung der VOLKSBANK WIEN über ihre 100%-Tochtergesellschaft VB 
Rückzahlungsgesellschaft mbH zur (bereits erfolgten) Begebung des Bundes-Genuss-
rechts und die Vereinbarung der VOLKSBANK WIEN, keine Handlungen vorzunehmen 
und keine Rechtsgeschäfte abzuschließen, welche das Risiko des Bundes, aus dem 
Bundes-Genussrecht nicht bedient zu werden, erhöhen. 

• Ein Akquisitionsverbot (mit bestimmten Ausnahmen) für die Mitglieder des Volksban-
ken-Verbundes. 

Die Begründung dieser Verpflichtungen und Vereinbarungen innerhalb des Volksbanken-
Verbundes ist Gegenstand der Umsetzungsvereinbarung.   

Zur Schaffung einer transparenten Governance und Kapitalstruktur wurden 2017 auf Initi-
ative der EZB die Verwaltungsgenossenschaften fast gänzlich aus dem Volksbanken-Ver-
bund dekonsolidiert. Eine entsprechende vertragliche Anpassung der Restrukturierungs-
vereinbarung 2015 erfolgte durch den am 12.12.2017 abgeschlossenen Nachtrag zur 
Restrukturierungsvereinbarung und der im November 2017 abgeschlossenen Vereinba-
rung zur Umsetzungsvereinbarung. 

Rahmenvertrag betreffend Einstellung von Forderungen in den Deckungsstock 
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Die VOLKSBANK WIEN hat mit den Mitgliedern des Volksbanken-Verbundes Treuhand-
verträge hinsichtlich der Einstellung von Hypothekarforderungen dieser Kreditinstitute in 
den Deckungsstock der VOLKSBANK WIEN auf unbestimmte Zeit gemäß § 1 Abs 5 Z 2 
des Gesetzes betreffend fundierte Bankschuldverschreibungen abgeschlossen. Der Treu-
handvertrag kann von jeder Vertragspartei unter Einhaltung einer Frist von zehn Tagen 
zum Monatsletzten gekündigt werden. Für die auf Grundlage des Treuhandvertrages bis 
zum Kündigungszeitpunkt bereits in Deckung genommenen Forderungen, gelten die Best-
immungen des Treuhandvertrages jedoch weiterhin, bis die dazugehörigen fundierten 
Bankschuldverschreibungen der VOLKSBANK WIEN getilgt werden.  

Sollte die Treuhandschaft etwa durch Kündigung des Treuhandvertrages seitens des je-
weiligen zugeordneten Kreditinstituts beendet werden, bleiben die Zustimmung des jewei-
ligen zugeordneten Kreditinstituts zur Aufnahme der Forderungen in den Deckungsstock 
der VOLKSBANK WIEN und die Bestimmungen des Treuhandvertrages davon unberührt. 
Das jeweilige zugeordnete Kreditinstitut ist daher nicht berechtigt, die Übertragung der 
betreffenden Forderung zu verlangen, solange die Forderung in den Deckungsstock der 
VOLKSBANK WIEN eingestellt ist. 

Im Zuge der Abspaltung des Teilbetriebs Zentralorganisation- und Zentralinstitut-Funktio-
nen von der ÖVAG auf die VOLKSBANK WIEN, sind der Deckungsstock und die Rechts-
verhältnisse aus diesem Treuhandvertrag im Wege der Gesamtrechtsnachfolge gemäß §§ 
17 iVm 1 Abs 2 Z 2 SpaltG auf die VOLKSBANK WIEN übergegangen. 

5.16 EINSEHBARE DOKUMENTE 

Die Satzung der Emittentin und die geprüften Jahresabschlüsse 2017 und 2016 sind für 
zwölf Monate ab dem Tag der Billigung dieses Prospekts am Sitz der Emittentin, während 
der üblichen Geschäftszeiten, kostenlos verfügbar. 

Dieser Prospekt und etwaige Nachträge zum Prospekt sind für zwölf Monate ab dem Tag 
der Billigung dieses Prospekts am Sitz der Emittentin, während der üblichen Geschäfts-
zeiten und in elektronischer Form auf der Internetseite der Emittentin unter www .vbnoe.at, 
unter dem Pfad: "Börsen & Märkte/Anleihen/Basisprospekte" kostenlos verfügbar.  
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6. ANLEIHEBEDINGUNGEN 

6.1 ANLEIHEBEDINGUNGEN 

 Die nachfolgenden Muster-Anleihebedingungen der Schuldverschreibungen (die "Muster-
Anleihebedingungen") sind in 4 Ausgestaltungsvarianten (ie "Optionen" im Sinne von 
Artikel 22 (4) lit c der Prospektverordnung) aufgeführt: 

• Variante 1 umfasst Muster-Anleihebedingungen für Schuldverschreibungen mit fixem 
Zinssatz. 

• Variante 2 umfasst Muster-Anleihebedingungen für Nullkupon-Schuldverschreibun-
gen. 

• Variante 3 umfasst Muster-Anleihebedingungen für Schuldverschreibungen mit vari-
ablem Zinssatz; und 

• Variante 4 umfasst Muster-Anleihebedingungen für Schuldverschreibungen mit fixem 
und danach variablem Zinssatz. 

 Die Muster-Anleihebedingungen für jede Variante enthalten bestimmte weitere Optionen, 
die durch Instruktionen und Erklärungen in fetter, kursiver Schrift in eckigen Klammern 
innerhalb der Muster-Anleihebedingungen gekennzeichnet sind.  

 In den für eine Serie von Schuldverschreibungen maßgeblichen Endgültigen Bedingungen 
wird die Emittentin festlegen, welche der Varianten 1 bis 4 der Muster-Anleihebedingun-
gen (einschließlich der jeweils enthaltenen bestimmten weiteren Optionen) für diese Serie 
von Schuldverschreibungen zur Anwendung kommt, indem die entsprechende Option aus-
gewählt wird.  

 Soweit die Emittentin zum Zeitpunkt der Billigung des Prospektes keine Kenntnis von be-
stimmten Angaben hatte, die auf eine Serie von Schuldverschreibungen anwendbar sind, 
enthalten die Muster-Anleihebedingungen Platzhalter oder Leerstellen in eckigen Klam-
mern, die durch die Endgültigen Bedingungen vervollständigt werden.  

 Die nachfolgenden Muster-Anleihebedingungen sind gemeinsam mit dem Teil 1 der "End-
gültigen Bedingungen", die die Muster-Anleihebedingungen jeder Serie von Schuldver-
schreibungen ergänzen und konkretisieren, zu lesen. Die Muster-Anleihebedingungen und 
die Endgültigen Bedingungen bilden gegebenenfalls zusammen die "Anleihebedingun-
gen" der jeweiligen Serie von Schuldverschreibungen. Die Leerstellen in den auf die 
Schuldverschreibungen anwendbaren Bestimmungen dieser Muster-Anleihebedingungen 
gelten als durch die in den Endgültigen Bedingungen enthaltenen Angaben ausgefüllt, als 
ob die Leerstellen in den betreffenden Bestimmungen durch diese Angabe ausgefüllt wä-
ren, alternative oder wählbare Bestimmungen dieser Muster-Anleihebedingungen, die in 
den Endgültigen Bedingungen nicht ausgefüllt oder gelöscht oder als nicht anwendbar 
erklärt sind, gelten als aus diesen Muster-Anleihebedingungen gelöscht; sämtliche auf die 
Schuldverschreibungen nicht anwendbare Bestimmungen dieser Anleihebedingungen 
(einschließlich der Anweisungen, Anmerkungen und der Texte in eckigen Klammern) gel-
ten als aus diesen Anleihebedingungen gelöscht.  

 Kopien der Anleihebedingungen sind auf der Webseite der Emittentin unter www .vbnoe.at 
unter dem Pfad: "Börsen & Märkte/Anleihen/Volksbank Anleihen" oder kostenlos am Sitz 
der Emittentin während der üblichen Geschäftszeiten verfügbar. 
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6.1.1 Variante 1– Fixer Zinssatz 

§ 1 
(Währung. Form. Emissionsart. Stückelung. Verbriefung. Verwahrung) 

(1) Währung. Stückelung. Die Volksbank Niederösterreich AG (die "Emittentin") begibt gemäß den 
Bestimmungen dieser Anleihebedingungen (die "Anleihebedingungen") am (oder ab dem) [Da-
tum des (Erst-)Begebungstags einfügen] (der "Begebungstag") im Wege einer [Emissions-
art einfügen] Schuldverschreibungen (die "Schuldverschreibungen") in [festgelegte Währung 
einfügen] (die "festgelegte Währung") im Gesamtnennbetrag von [Gesamtnennbetrag einfü-
gen] (in Worten: [Gesamtnennbetrag in Worten einfügen]) [mit Auf- und Abstockungsmöglich-
keit] und mit einem Nennbetrag von je [Nennbetrag einfügen] (der "Nennbetrag"). 

(2) Form. Die Schuldverschreibungen lauten auf den Inhaber.  

(3) Sammelurkunde. Die Schuldverschreibungen sind in einer Sammelurkunde (die "Sammelur-
kunde") gemäß § 24 lit b Depotgesetz ohne Zinsscheine verbrieft. Die Sammelurkunde trägt die 
eigenhändigen oder faksimilierten Unterschriften von zwei vertretungsberechtigten Personen der 
Emittentin oder deren Bevollmächtigten und ist nach Wahl der Emittentin von der Hauptzahlstelle 
oder in deren Namen mit einer Kontrollunterschrift versehen. Einzelurkunden und Zinsscheine 
werden nicht ausgegeben. 

[Im Fall der Verwahrung bei der VOLKSBANK WIEN AG einfügen: 

(4) Verwahrung. Die Sammelurkunde wird von einem oder im Namen eines Clearing System ver-
wahrt, bis sämtliche Verbindlichkeiten der Emittentin aus den Schuldverschreibungen erfüllt sind. 
"Clearing System" meint den Wertpapiersammelverwahrer VOLKSBANK WIEN AG mit der Ge-
schäftsanschrift Kolingasse 14-16, 1090 Wien, Österreich sowie jeden Funktionsnachfolger. Der 
Anleihegläubiger ist bei Erwerb der Schuldverschreibungen verpflichtet, ein Depot bei der Emit-
tentin oder einem anderen Kreditinstitut im Volksbanken-Verbund zu eröffnen. Die Schuldver-
schreibungen können daher nicht auf ein Depot bei einem anderen Kreditinstitut außerhalb des 
Volksbanken-Verbundes übertragen werden. Dadurch ist die Übertragbarkeit der Schuldver-
schreibungen eingeschränkt.] 

[Im Fall der Verwahrung bei der OeKB einfügen: 

(4)  Verwahrung. Die Sammelurkunde wird von einem oder im Namen eines Clearing System ver-
wahrt, bis sämtliche Verbindlichkeiten der Emittentin aus den Schuldverschreibungen erfüllt sind. 
"Clearing System" meint die Wertpapiersammelbank der OeKB, die OeKB CSD GmbH – "CSD" 
mit der Geschäftsanschrift Strauchgasse 1-3, 1010 Wien, Österreich sowie jeden Funktionsnach-
folger.] 

(5) Anleihegläubiger. "Anleihegläubiger" bezeichnet jeden Inhaber von Miteigentumsanteilen 
oder anderen vergleichbaren Rechten an der Sammelurkunde, die in Übereinstimmung mit 
anwendbarem Recht, diesen Anleihebedingungen und den Bestimmungen des Clearing Sys-
tems auf einen neuen Anleihegläubiger übertragen werden können. 

 § 2 
(Rang) 

[Im Fall von nicht-nachrangigen und "ordinary senior" berücksichtigungsfähigen Schuldver-
schreibungen einfügen: 
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(1) Die Schuldverschreibungen begründen direkte, unbedingte, unbesicherte und nicht-nachrangige 
Verbindlichkeiten der Emittentin und haben den gleichen Rang untereinander und zumindest den 
gleichen Rang mit allen anderen unbesicherten und nicht-nachrangigen Verbindlichkeiten der 
Emittentin, ausgenommen solche, die aufgrund zwingender gesetzlicher Vorschriften einen hö-
heren Rang haben oder nachrangig sind.] 

[Im Fall von "senior non-preferred" berücksichtigungsfähigen Schuldverschreibungen einfü-
gen: 

(1) Die Schuldverschreibungen sollen Instrumente Berücksichtigungsfähiger Verbindlichkeiten (wie 
nachstehend definiert) darstellen. 

(2) Die Schuldverschreibungen begründen direkte, unbedingte, unbesicherte und nicht-nachrangige 
Verbindlichkeiten der Emittentin, die untereinander und mit allen anderen unbesicherten und 
nicht-nachrangigen Verbindlichkeiten der Emittentin gleichrangig sind, mit folgender Ausnahme: 

Als senior non-preferred Verbindlichkeiten der Emittentin sind Ansprüche auf den Kapitalbetrag 
der Schuldverschreibungen: 

(a) nachrangig gegenüber anderen unbesicherten und nicht-nachrangigen Verbindlichkei-
ten der Emittentin, die gemäß ihren Bedingungen nicht mit den Verbindlichkeiten der 
Emittentin aus den Schuldverschreibungen gleichrangig sind; oder 

(b) nachrangig gegenüber anderen unbesicherten und nicht-nachrangigen Verbindlichkei-
ten der Emittentin, sofern und insoweit solche unbesicherten und nicht-nachrangigen 
Verbindlichkeiten der Emittentin im regulären Insolvenzverfahren der Emittentin eine 
bevorrechtigte gesetzliche Behandlung genießen; 

jedoch in jedem Fall vorrangig gegenüber Tier 2 Instrumenten und gegenüber allen nachrangi-
gen Schuldtiteln der Emittentin, die im Rang vorrangig gegenüber Tier 2 Instrumenten sind. 

Wobei: 

"Instrumente Berücksichtigungsfähiger Verbindlichkeiten" bezeichnet alle (direkt begebe-
nen) Schuldtitel der Emittentin, die zu Instrumenten berücksichtigungsfähiger Verbindlichkeiten 
gemäß Artikel [72b] [anderen maßgeblichen Artikel einfügen] CRR und/oder § [131 Abs 3 
und 4] [andere maßgebliche Bestimmung einfügen] BaSAG zählen, die in dem Mindestbe-
trag an Eigenmitteln und berücksichtigungsfähigen Verbindlichkeiten (minimum requirement for 
own funds and eligible liabilities – MREL) gemäß BaSAG enthalten sind, einschließlich aller 
Schuldtitel, die aufgrund von Übergangsbestimmungen zu den Instrumenten berücksichtigungs-
fähiger Verbindlichkeiten der CRR und/oder des BaSAG zählen. 

"Tier 2 Instrumente" bezeichnet alle (direkt oder indirekt begebenen) Kapitalinstrumente der 
Emittentin, die zu Instrumenten des Ergänzungskapital (Tier 2) gemäß Artikel 63 CRR zählen, 
einschließlich aller Kapitalinstrumente, die aufgrund von CRR-Übergangsbestimmungen zu den 
Instrumenten des Ergänzungskapitals zählen. 

"BaSAG" bezeichnet das österreichische Sanierungs- und Abwicklungsgesetz in der jeweils 
geltenden oder ersetzten Fassung, und alle Bezugnahmen in diesen Emissionsbedingungen 
auf die maßgeblichen Bestimmungen im BaSAG umfassen Bezugnahmen auf alle geltenden 
gesetzlichen Bestimmungen, die diese Bestimmungen von Zeit zu Zeit ändern oder ersetzen. 

"CRR" bezeichnet die Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 26. Juni 2013 über Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen 
und zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 (Capital Requirements Regulation) in der 
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jeweils geltenden oder ersetzten Fassung, und alle Bezugnahmen in diesen Emissionsbedin-
gungen auf die maßgeblichen Artikel der CRR umfassen Bezugnahmen auf alle geltenden ge-
setzlichen Bestimmungen, die diese Artikel von Zeit zu Zeit ändern oder ersetzen. ] 

[Im Fall von nachrangigen Schuldverschreibungen einfügen: 

(1) Die Schuldverschreibungen sollen Tier 2 Instrumente (wie nachstehend definiert) darstellen. 

(2) Die Schuldverschreibungen begründen direkte, unbesicherte und nachrangige Verbindlichkei-
ten der Emittentin und haben den gleichen Rang untereinander und zumindest den gleichen 
Rang mit allen anderen nachrangigen Verbindlichkeiten der Emittentin, ausgenommen nach-
rangige Verbindlichkeiten, welche gemäß ihren Bedingungen als nachrangig gegenüber den 
Schuldverschreibungen bezeichnet werden. 

Im Falle der Insolvenz oder der Liquidation der Emittentin sind die Verbindlichkeiten der Emit-
tentin aus den Schuldverschreibungen: 

(a) nachrangig gegenüber allen gegenwärtigen oder zukünftigen nicht-nachrangigen Ver-
bindlichkeiten oder Instrumenten der Emittentin; 

(b) gleichrangig untereinander sowie gegenüber allen gegenwärtigen oder zukünftigen 
nachrangigen Verbindlichkeiten oder Instrumenten der Emittentin, die nicht nachrangig 
oder vorrangig gegenüber den Schuldverschreibungen sind oder diesen gegenüber als 
nachrangig oder vorrangig bezeichnet werden; und  

(c) vorrangig gegenüber den Ansprüchen von Aktionären, Inhabern von (anderen) Instru-
menten des harten Kernkapitals (Common Equity Tier 1) gemäß Artikel 28 CRR, Inha-
bern von Instrumenten des Partizipationskapitals gemäß § 23 Abs 4 und 5 BWG idF vor 
Inkrafttreten der CRR sowie Inhabern von Instrumenten des zusätzlichem Kernkapitals 
(Additional Tier 1) gemäß Artikel 52 CRR der Emittentin und allen anderen nachrangi-
gen Verbindlichkeiten der Emittentin, welche nachrangig gegenüber den Schuldver-
schreibungen sind oder diesen gegenüber als nachrangig bezeichnet werden. 

Wobei: 

"CRR" bezeichnet die Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 26. Juni 2013 über Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen 
und zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 (Capital Requirements Regulation) in der 
jeweils geltenden oder ersetzten Fassung, und alle Bezugnahmen in diesen Emissionsbedin-
gungen auf die maßgeblichen Artikel der CRR umfassen Bezugnahmen auf alle geltenden ge-
setzlichen Bestimmungen, die diese Artikel von Zeit zu Zeit ändern oder ersetzen. 

"Tier 2 Instrumente" bezeichnet alle (direkt oder indirekt begebenen) Kapitalinstrumente der 
Emittentin, die zu Instrumenten des Ergänzungskapital (Tier 2) gemäß Artikel 63 CRR zählen, 
einschließlich aller Kapitalinstrumente, die aufgrund von CRR-Übergangsbestimmungen zu den 
Instrumenten des Ergänzungskapitals zählen.] 

[Im Fall von berücksichtigungsfähigen und nachrangigen Schuldverschreibungen einfügen: 

([2/3]) Für die Rechte der Anleihegläubiger aus den Schuldverschreibungen darf diesen keine vertrag-
liche Sicherheit durch die Emittentin oder durch Dritte gestellt werden; eine solche Sicherheit 
wird auch zu keinem Zeitpunkt gestellt werden. Rückerstattungsansprüche der Anleihegläubiger 
dürfen nicht gegen Forderungen der Emittentin aufgerechnet werden. Nachträglich können we-
der der Rang gemäß diesem § 2 geändert noch die Laufzeit dieser Schuldverschreibungen ver-
kürzt werden.] 
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§ 3 
(Zinsen) 

[Falls die Schuldverschreibungen mit einem gleichbleibenden Zinssatz ausgestattet sind, einfü-
gen: 

(1) Zinssatz und Zinszahlungstage. Die Schuldverschreibungen werden bezogen auf ihren Nennbe-
trag ab dem [Verzinsungsbeginn einfügen] (der "Verzinsungsbeginn") (einschließlich) bis 
zum Verzinsungsende (wie nachstehend definiert) (einschließlich) [Frequenz einfügen] mit ei-
nem Zinssatz von [Zinssatz einfügen] % per annum (der "Zinssatz") verzinst. Die Zinsen sind 
nachträglich am [Zinszahlungstag einfügen] eines jeden Jahres zahlbar (jeweils ein "Zinszah-
lungstag"). Die erste Zinszahlung erfolgt am [ersten Zinszahlungstag einfügen].] 

[Falls die Schuldverschreibungen mit einem ansteigenden Zinssatz ausgestattet sind, einfügen: 

(1) Zinssatz und Zinszahlungstage. Die Schuldverschreibungen werden bezogen auf ihren Nennbe-
trag ab dem [Verzinsungsbeginn einfügen] (der "Verzinsungsbeginn") (einschließlich) bis 
zum Verzinsungsende (wie nachstehend definiert) (einschließlich) jährlich mit den nachstehen-
den Zinssätzen (jeweils ein "Zinssatz") verzinst: 

Zinssatz vom (einschließlich) bis (einschließlich) 

[Zinssätze einfügen: 

% per annum] 

[Daten einfügen] [Daten einfügen] 

 [weitere Zeilen einfügen]  

Die Zinsen sind nachträglich am [Zinszahlungstag einfügen] eines jeden Jahres (jeweils ein 
"Zinszahlungstag") zahlbar. Die erste Zinszahlung erfolgt am [ersten Zinszahlungstag einfü-
gen].] 

(2)  Zinsbetrag. Die Berechnungsstelle (wie in § 9 definiert) wird vor jedem Zinszahlungstag den auf 
jede Schuldverschreibung zahlbaren Zinsbetrag (der "Zinsbetrag") für die maßgebliche Zinspe-
riode (wie nachstehend definiert) berechnen. Der Zinsbetrag wird ermittelt, indem der Zinssatz 
und der Zinstagequotient auf den Nennbetrag angewendet werden, wobei der resultierende Be-
trag, falls die festgelegte Währung Euro ist, auf den nächsten 0,01 Euro auf- oder abgerundet 
wird, wobei 0,005 Euro aufgerundet werden, und, falls die festgelegte Währung nicht Euro ist, auf 
die kleinste Einheit der festgelegten Währung auf- oder abgerundet wird, wobei 0,5 solcher Ein-
heiten aufgerundet werden. 

(3)  Zinsperiode. Der Zeitraum ab dem Verzinsungsbeginn (einschließlich) bis zu dem Kalendertag 
(einschließlich), der dem ersten Zinszahlungstag vorangeht, sowie jeder folgende Zeitraum ab 
einem Zinszahlungstag (einschließlich) bis zu dem Kalendertag (einschließlich), der dem unmit-
telbar folgenden Zinszahlungstag vorangeht, wird als Zinsperiode (jeweils eine "Zinsperiode") 
bezeichnet. Die Zinsperioden werden [nicht] angepasst.  

(4)  Berechnung der Zinsen für Teile von Zeiträumen. Sofern Zinsen für einen Zeitraum von weniger 
als einem Jahr zu berechnen sind, erfolgt die Berechnung auf der Grundlage des Zinstagequoti-
enten (wie nachstehend definiert). 

"Zinstagequotient" bezeichnet im Hinblick auf die Berechnung des Zinsbetrages auf eine 
Schuldverschreibung für einen beliebigen Zeitraum (der "Zinsberechnungszeitraum"): 

[Im Fall von Actual/Actual (ICMA) einfügen: 
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"Actual/Actual (ICMA)" meint, falls der Zinsberechnungszeitraum gleich oder kürzer als die Zins-
periode ist, innerhalb welche er fällt, die tatsächliche Anzahl von Tagen im Zinsberechnungszeit-
raum, dividiert durch das Produkt von (A) der tatsächlichen Anzahl von Tagen in der jeweiligen 
Zinsperiode und (B) der Anzahl der Zinsperioden, die normalerweise in einem Jahr enden. 

Falls der Zinsberechnungszeitraum länger als eine Zinsperiode ist, die Summe aus (A) der tat-
sächlichen Anzahl von Tagen des Zinsberechnungszeitraums, der in die Zinsperiode fällt, in der 
er beginnt, geteilt durch das Produkt von (x) der tatsächlichen Anzahl von Tagen in dieser Zins-
periode und (y) der Anzahl von Zinsperioden, die normalerweise in einem Jahr enden, und (B) 
der tatsächlichen Anzahl von Tagen des Zinsberechnungszeitraums, der in die nächste Zinsperi-
ode fällt, geteilt durch das Produkt von (x) der tatsächlichen Anzahl von Tagen in dieser Zinspe-
riode und (y) der Anzahl von Zinsperioden, die normalerweise in einem Jahr enden.] 

[Im Fall von 30/360 einfügen: 

"30/360" meint die Anzahl von Tagen des Zinsberechnungszeitraums, dividiert durch 360, wobei 
die Anzahl der Tage auf der Grundlage eines Jahres von 360 mit zwölf Monaten zu 30 Tagen zu 
ermitteln ist (es sei denn, (A) der letzte Tag des Zinsberechnungszeitraumes fällt auf den 31. Tag 
eines Monats, während der erste Tag des Zinsberechnungszeitraumes weder auf den 30. noch 
auf den 31. Tag eines Monats fällt, wobei in diesem Fall der diesen Tag enthaltende Monat nicht 
als ein auf 30 Tage gekürzter Monat zu behandeln ist, oder (B) der letzte Tag des Zinsberech-
nungszeitraumes fällt auf den letzten Tag des Monats Februar, wobei in diesem Fall der Monat 
Februar nicht als ein auf 30 Tage verlängerter Monat zu behandeln ist).] 

[Im Fall von ACT/360 einfügen: 

"ACT/360" meint die tatsächliche Anzahl von Tagen des Zinsberechnungszeitraums, dividiert 
durch 360.] 

(5)  Auflaufende Zinsen. Der Zinslauf der Schuldverschreibungen endet mit Ablauf des Tages (das 
"Verzinsungsende"), der dem Tag vorangeht, an dem sie zur Rückzahlung fällig werden. Sollte 
die Emittentin die Schuldverschreibungen bei Fälligkeit nicht einlösen, endet die Verzinsung an 
dem Tag, der dem Tag der tatsächlichen Rückzahlung vorausgeht. 

(6)  Stückzinsen. Bei unterjährigen Käufen und/oder Verkäufen sind Stückzinsen [zahlbar/ zum jewei-
ligen Zinssatz zahlbar/nicht zahlbar]. 

§ 4 
(Rückzahlung) 

Rückzahlung bei Endfälligkeit. Die Schuldverschreibungen werden, soweit sie nicht zuvor bereits ganz 
oder teilweise zurückgezahlt oder zurückgekauft wurden und vorbehaltlich einer Anpassung in Überein-
stimmung mit den in § 6 (3) enthaltenen Bestimmungen, am [Endfälligkeitstag einfügen] (der "End-
fälligkeitstag") zu ihrem Rückzahlungsbetrag von [Rückzahlungskurs einfügen] des Nennbetrags 
(der "Rückzahlungsbetrag") zurückgezahlt. 

§ 5 
(Vorzeitige Rückzahlung) 

[Falls die Emittentin das Wahlrecht hat, Schuldverschreibungen vorzeitig zurückzuzahlen, ein-
fügen: 
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(1) Vorzeitige Rückzahlung der Schuldverschreibungen nach Wahl der Emittentin. Es steht der Emit-
tentin frei, die Schuldverschreibungen zu kündigen und an den nachfolgend angeführten Wahl-
rückzahlungstagen (Call) (jeweils ein "Wahlrückzahlungstag (Call)") vollständig oder teilweise 
zu den nachstehend angeführten Wahlrückzahlungsbeträgen (Call) (jeweils ein "Wahlrückzah-
lungsbetrag (Call)") zuzüglich aufgelaufener Zinsen vorzeitig zurückzuzahlen. 

Wahlrückzahlungstag(e) (Call) Wahlrückzahlungsbeträge (Call) 

[                   ] [                   ] 

[                   ] [                   ] 

 Die vorzeitige Rückzahlung ist den Anleihegläubigern mindestens [Kündigungsfrist (Call) ein-
fügen] Geschäftstage (wie in § 6 definiert) vor dem maßgeblichen Wahlrückzahlungstag (Call) 
gemäß § 11 mitzuteilen (wobei diese Erklärung den für die Rückzahlung der Schuldverschreibun-
gen festgelegten Wahlrückzahlungstag (Call) angeben muss).  

 Im Fall einer Teilrückzahlung von Schuldverschreibungen werden die zurückzuzahlenden Schuld-
verschreibungen spätestens 30 Tage vor dem zur Rückzahlung festgelegten Datum in Überein-
stimmung mit den Regeln und Verfahrensabläufen des jeweiligen Clearing Systems ausgewählt.] 

[Im Fall von nachrangigen Schuldverschreibungen einfügen: 

Eine solche vorzeitige Rückzahlung ist nur möglich, sofern der Zeitpunkt der Emission mindes-
tens fünf Jahre zurückliegt und die Voraussetzungen für eine vorzeitige Rückzahlung nach § 5 (4) 
erfüllt sind.] 

[im Fall von berücksichtigungsfähigen Schuldverschreibungen einfügen: 

Eine solche vorzeitige Rückzahlung ist nur möglich, sofern die Voraussetzungen nach § 5 (4) 
erfüllt sind.]] 

[Falls die Emittentin kein Wahlrecht auf vorzeitige Rückzahlung von nicht-nachrangigen Schuld-
verschreibungen hat, einfügen: 

(1) Keine vorzeitige Rückzahlung der Schuldverschreibungen nach Wahl der Emittentin. Eine vorzei-
tige Rückzahlung der Schuldverschreibungen nach Wahl der Emittentin ist ausgeschlossen.] 

[Falls die Emittentin kein Wahlrecht auf vorzeitige Rückzahlung von berücksichtigungsfähigen 
oder nachrangigen Schuldverschreibungen hat, einfügen: 

(1) Keine vorzeitige Rückzahlung der Schuldverschreibungen nach Wahl der Emittentin. Mit Aus-
nahme nach § 5 (3) der Anleihebedingungen ist die Emittentin nicht berechtigt, die Schuldver-
schreibungen vor ihrem Fälligkeitstag vorzeitig zurückzuzahlen.] 

[Falls die Anleihegläubiger das Wahlrecht haben, die vorzeitige Rückzahlung von nicht-nachran-
gigen oder berücksichtigungsfähigen Schuldverschreibungen zu verlangen, einfügen:  

(2) Vorzeitige Rückzahlung nach Wahl der Anleihegläubiger. Die Emittentin hat, sofern ein Anleihe-
gläubiger der Emittentin die entsprechende Absicht mindestens [Mindestkündigungsfrist (Put) 
einfügen] und höchstens [Höchstkündigungsfrist (Put) einfügen] Geschäftstage (wie in § 6 
definiert) im Voraus mitteilt, die maßgeblichen Schuldverschreibungen dieses Anleihegläubigers 
an einem der nachstehenden Wahlrückzahlungstage (Put) (jeweils ein "Wahlrückzahlungstag 
(Put)") zu ihrem maßgeblichen Wahlrückzahlungsbetrag (Put) wie nachstehend definiert (der 
"Wahlrückzahlungsbetrag (Put)") zuzüglich aufgelaufener Zinsen vorzeitig zurückzuzahlen.  

Wahlrückzahlungstage (Put) Wahlrückzahlungsbeträge (Put) 

[                   ] [                   ] 
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[                   ] [                   ] 

Um dieses Recht auszuüben, muss der Anleihegläubiger eine ordnungsgemäß ausgefüllte Aus-
übungserklärung in der bei der Zahlstelle und der Emittentin erhältlichen Form abgeben. Ein Wi-
derruf einer erfolgten Ausübung dieses Rechts ist nicht möglich.] 

[Falls die Anleihegläubiger kein Wahlrecht haben, die vorzeitige Rückzahlung von nicht-nach-
rangigen oder berücksichtigungsfähigen Schuldverschreibungen zu verlangen, sowie im Fall 
von nachrangigen Schuldverschreibungen, einfügen:  

(2) Keine vorzeitige Rückzahlung nach Wahl der Anleihegläubiger. Die Anleihegläubiger sind nicht 
berechtigt, die vorzeitige Rückzahlung der Schuldverschreibungen zu verlangen.] 

[Falls bei nicht-nachrangigen Schuldverschreibungen "Vorzeitige Rückzahlung bei Vorliegen ei-
ner Rechtsänderung, einer Absicherungs-Störung und/oder Gestiegenen Absicherungs-Kosten" 
anwendbar ist, einfügen: 

(3) Vorzeitige Rückzahlung bei Vorliegen einer Rechtsänderung, einer Absicherungs-Störung und/o-
der Gestiegenen Absicherungs-Kosten. Die Emittentin kann die Schuldverschreibungen jederzeit 
vor dem Endfälligkeitstag bei Vorliegen einer Rechtsänderung und/oder Absicherungs-Störung 
und/oder Gestiegenen Absicherungs-Kosten (wie jeweils nachstehend definiert) kündigen und zu 
ihrem vorzeitigen Rückzahlungsbetrag von [vorzeitigen Rückzahlungskurs einfügen] des 
Nennbetrags (der "Vorzeitige Rückzahlungsbetrag") zuzüglich aufgelaufener Zinsen vorzeitig 
zurückzahlen. Die Emittentin wird die Schuldverschreibungen vollständig (aber nicht nur teil-
weise) am zweiten Geschäftstag (wie in § 6 definiert) zurückzahlen, nach dem die Benachrichti-
gung der vorzeitigen Rückzahlung gemäß § 11 erfolgt ist, vorausgesetzt, dass dieser Tag nicht 
später als zwei Geschäftstage vor dem Endfälligkeitstag liegt (der "Vorzeitige Rückzahlungs-
tag") und wird den vorzeitigen Rückzahlungsbetrag im Hinblick auf die Schuldverschreibungen 
an die Anleihegläubiger zahlen oder eine entsprechende Zahlung veranlassen, im Einklang mit 
den maßgeblichen Steuergesetzen oder sonstigen gesetzlichen oder behördlichen Vorschriften 
und in Einklang mit und gemäß diesen Anleihebedingungen. Zahlungen von Steuern oder vorzei-
tigen Rückzahlungsgebühren sind von den Anleihegläubigern zu tragen und die Emittentin über-
nimmt keine Haftung hierfür. 

 Wobei: 

 "Rechtsänderung" bedeutet, dass (i) aufgrund des Inkrafttretens von Änderungen der Gesetze 
oder Verordnungen (einschließlich aber nicht beschränkt auf Steuergesetze) oder (ii) der Ände-
rungen der Auslegung von gerichtlichen oder behördlichen Entscheidungen, die für die entspre-
chenden Gesetze oder Verordnungen relevant sind (einschließlich der Aussagen der Steuerbe-
hörden), die Emittentin feststellt, dass die Kosten, die mit ihren Verpflichtungen aus den Schuld-
verschreibungen verbunden sind, wesentlich gestiegen sind (einschließlich aber nicht beschränkt 
auf Erhöhungen der Steuerverpflichtungen, der Senkung von steuerlichen Vorteilen oder anderen 
negativen Auswirkungen auf die steuerrechtliche Behandlung), falls solche Änderungen an oder 
nach dem Begebungstag wirksam werden; 

 "Absicherungs-Störung" bedeutet, dass die Emittentin unter Anwendung wirtschaftlich vernünf-
tiger Bemühungen nicht in der Lage ist, (i) Transaktionen abzuschließen, fortzuführen oder abzu-
wickeln bzw Vermögenswerte zu erwerben, auszutauschen, zu halten oder zu veräußern, welche 
die Emittentin zur Absicherung von Preisrisiken im Hinblick auf ihre Verpflichtungen aus den 
Schuldverschreibungen für notwendig erachtet, oder (ii) die Erlöse aus den Transaktionen bzw 
Vermögenswerten zu realisieren, zurückzugewinnen oder weiterzuleiten; und 

"Gestiegene Absicherungs-Kosten" bedeutet, dass die Emittentin im Vergleich zum Bege-
bungstag einen wesentlich höheren Betrag an Steuern, Abgaben, Aufwendungen und Gebühren 
(außer Maklergebühren) entrichten muss, um (i) Transaktionen abzuschließen, fortzuführen oder 
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abzuwickeln bzw Vermögenswerte zu erwerben, auszutauschen, zu halten oder zu veräußern, 
welche die Emittentin zur Absicherung von Preisrisiken im Hinblick auf ihre Verpflichtungen aus 
den Schuldverschreibungen für notwendig erachtet oder (ii) Erlöse aus diesen Transaktionen bzw 
Vermögenswerten zu realisieren, zurückzugewinnen oder weiterzuleiten, unter der Vorausset-
zung, dass Beträge, die sich nur erhöht haben, weil die Kreditwürdigkeit der Emittentin zurückge-
gangen ist, nicht als Gestiegene Absicherungs-Kosten angesehen werden.] 

[Im Fall von berücksichtigungsfähigen Schuldverschreibungen einfügen: 

(3) Vorzeitige Rückzahlung aus aufsichtsrechtlichen Gründen. Die Schuldverschreibungen können 
insgesamt, jedoch nicht teilweise, jederzeit nach Wahl der Emittentin mit einer Kündigungsfrist 
von nicht weniger als 30 Tagen und nicht mehr als 60 Tagen durch Mitteilung gemäß § 11 der 
Anleihebedingungen gegenüber den Anleihegläubigern gekündigt (wobei diese Kündigung unwi-
derruflich ist) und zu ihrem vorzeitigen Rückzahlungsbetrag von [vorzeitigen Rückzahlungs-
kurs einfügen] des Nennbetrags zuzüglich bis zum Rückzahlungstag (ausschließlich) aufgelau-
fener Zinsen (der "Vorzeitige Rückzahlungsbetrag") vorzeitig zurückgezahlt werden, wenn sich 
die aufsichtsrechtliche Einstufung der Schuldverschreibungen ändert, was wahrscheinlich zu ih-
rem gänzlichen oder teilweisen Ausschluss aus den für den Mindestbetrag an Eigenmitteln und 
berücksichtigungsfähigen Verbindlichkeiten (minimum requirement for own funds and eligible lia-
bilities – MREL) gemäß BaSAG anrechenbaren berücksichtigungsfähigen Verbindlichkeiten auf 
unlimitierter und nach oben uneingeschränkter Basis führen würde, und falls die Voraussetzun-
gen nach § 5 (4) erfüllt sind. 

(4) Voraussetzungen für eine vorzeitige Rückzahlung oder einen Rückkauf. 

Eine vorzeitige Rückzahlung nach diesem § 5 und ein Rückkauf nach § 13 (2) setzen voraus, 
dass die Emittentin zuvor die Erlaubnis der Zuständigen Behörde (wie nachstehend definiert) 
und/oder der Abwicklungsbehörde (wie nachstehend definiert) zur vorzeitigen Rückzahlung und 
zum Rückkauf in Übereinstimmung mit Artikel 77 ff CRR erhalten hat, sofern und insoweit eine 
solche vorherige Erlaubnis zu diesem Zeitpunkt erforderlich ist. 

Ungeachtet der oben stehenden Bedingungen wird die Emittentin, falls zum Zeitpunkt einer vor-
zeitigen Rückzahlung oder eines Rückkaufs die für die Emittentin geltenden anwendbaren Auf-
sichtsvorschriften die vorzeitige Rückzahlung oder den Rückkauf nur nach Einhaltung von einer 
oder mehreren alternativen oder zusätzlichen Voraussetzungen zu den oben angegebenen er-
laubt ist, diese (etwaigen) anderen und/oder, falls anwendbar, zusätzlichen Voraussetzungen er-
füllen. 

Klarstellend wird angemerkt, dass die Verweigerung der Erlaubnis durch die Zuständige Behörde 
und/oder die Abwicklungsbehörde keinen Verzug für irgendeinen Zweck darstellt. 

Wobei: 

"Abwicklungsbehörde" bezeichnet die Abwicklungsbehörde gemäß § 2 Z 18 und 18a iVm § 3 
Abs 1 und 1a BaSAG, die für eine Sanierung oder Abwicklung der Emittentin verantwortlich ist. 

"Zuständige Behörde" bezeichnet die zuständige Behörde gemäß Artikel 4 (1)(40) CRR, die 
für die Beaufsichtigung der Emittentin auf Einzelbasis und/oder konsolidierter Basis verant-
wortlich ist.] 

[Im Fall von nachrangigen Schuldverschreibungen einfügen: 

(3) Vorzeitige Rückzahlung aus steuerlichen oder aufsichtsrechtlichen Gründen. Die Schuldver-
schreibungen können insgesamt, jedoch nicht teilweise, nach Wahl der Emittentin jederzeit mit 
einer Kündigungsfrist von nicht weniger als 30 und nicht mehr als 60 Tagen durch Mitteilung 
gemäß § 11 der Anleihebedingungen gegenüber den Anleihegläubigern gekündigt (wobei diese 
Kündigung unwiderruflich ist) und zu ihrem vorzeitigen Rückzahlungsbetrag von [vorzeitigen 
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Rückzahlungskurs einfügen] des Nennbetrags zuzüglich bis zum Rückzahlungstag (aus-
schließlich) aufgelaufener Zinsen (der "Vorzeitige Rückzahlungsbetrag") an die Anleihegläubi-
ger zurückgezahlt werden: 

(a) aus aufsichtsrechtlichen Gründen, wenn sich die aufsichtsrechtliche Einstufung der 
Schuldverschreibungen ändert, was wahrscheinlich zu ihrem gänzlichen oder teil-
weisen Ausschluss aus den Eigenmitteln oder ihrer Neueinstufung als Eigenmittel 
geringerer Qualität führen würde; oder 

(b) aus steuerlichen Gründen, wenn sich die geltende steuerliche Behandlung der Schuld-
verschreibungen ändert; 

und die Voraussetzungen nach § 5 (4) erfüllt sind. 

(4) Voraussetzungen für eine vorzeitige Rückzahlung oder einen Rückkauf. Eine vorzeitige Rück-
zahlung nach diesem § 5 und ein Rückkauf nach § 13 (2) setzen voraus, dass: 

(a) der Emittentin zuvor die Erlaubnis der Zuständigen Behörde zur vorzeitigen Rückzah-
lung oder zum Rückkauf der Schuldverschreibungen in Übereinstimmung mit Arti-
kel 77 ff CRR erteilt wurde, wobei diese Erlaubnis unter anderem voraussetzen kann, 
dass: 

(i) die Emittentin vor oder gleichzeitig mit der vorzeitigen Rückzahlung die Schuld-
verschreibungen durch Eigenmittelinstrumente zumindest gleicher Qualität zu 
Bedingungen ersetzt, die im Hinblick auf die Ertragsmöglichkeiten der Emittentin 
nachhaltig sind; oder 

(ii) die Emittentin der Zuständigen Behörde hinreichend nachgewiesen hat, dass die 
Eigenmittel der Emittentin nach der vorzeitigen Rückzahlung die Anforderungen 
gemäß CRD IV und CRR um eine Spanne übertreffen, die die Zuständige Be-
hörde gegebenenfalls für erforderlich hält; und 

(b) im Fall einer vorzeitigen Rückzahlung vor fünf Jahren nach dem Zeitpunkt der Emission 
der Schuldverschreibungen: 

(i) aus aufsichtsrechtlichen Gründen nach § 5 (3) (a), die Zuständige Behörde es 
für ausreichend sicher hält, dass eine solche Änderung stattfindet; und die Emit-
tentin der Zuständigen Behörde hinreichend nachweist, dass zum Zeitpunkt der 
Emission der Schuldverschreibungen die aufsichtsrechtliche Neueinstufung für 
die Emittentin nicht vorherzusehen war; und 

(ii) aus steuerlichen Gründen nach § 5 (3) (b), die Emittentin der Zuständigen Be-
hörde hinreichend nachweist, dass eine solche Änderung wesentlich ist und zum 
Zeitpunkt der Emission der Schuldverschreibungen nicht vorherzusehen war. 

Klarstellend wird angemerkt, dass die Verweigerung der Erlaubnis durch die Zuständige Be-
hörde keinen Verzug für irgendeinen Zweck darstellt. 

Wobei: 

"CRD IV" bezeichnet die Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 26. Juni 2013 über den Zugang zur Tätigkeit von Kreditinstituten und die Beaufsichtigung 
von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen (Capital Requirements Directive IV), wie in Österreich 
umgesetzt und in der jeweils geltenden oder ersetzten Fassung, und alle Bezugnahmen in diesen 
Emissionsbedingungen auf die maßgeblichen Artikel der CRR umfassen Bezugnahmen auf alle 
geltenden gesetzlichen Bestimmungen, die diese Artikel von Zeit zu Zeit ändern oder ersetzen. 
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"Zuständige Behörde" bezeichnet die zuständige Behörde gemäß Artikel 4 (1)(40) CRR, die 
für die Beaufsichtigung der Emittentin auf Einzelbasis und/oder konsolidierter Basis verant-
wortlich ist.] 

§ 6 
(Zahlungen) 

(1) Währung. Zahlungen von Kapital und Zinsen auf die Schuldverschreibungen erfolgen in der fest-
gelegten Währung (siehe § 1 (1)).  

(2) Zahlungen. Die Zahlung von Kapital und Zinsen erfolgt, vorbehaltlich geltender steuerlicher und 
sonstiger gesetzlicher Vorschriften, über die Zahlstelle(n) zur Weiterleitung an die Clearing Sys-
teme oder nach deren Anweisung durch Gutschrift auf die jeweilige für den Anleihegläubiger de-
potführende Stelle. 

(3) Zahlungen an einem Geschäftstag. Fällt der Fälligkeitstag einer Zahlung in Bezug auf eine 
Schuldverschreibung auf einen Tag, der kein Geschäftstag (wie nachstehend definiert) ist, wird 
der Fälligkeitstag gemäß der Geschäftstag-Konvention (wie nachstehend definiert) verschoben. 
Sollte ein für die Zahlung von Kapital [im Fall von nicht-angepassten Zinsperioden einfügen: 
und Zinsen] vorgesehener Tag verschoben werden, haben Anleihegläubiger keinen Anspruch 
auf Zahlung vor dem angepassten Fälligkeitstag und sind nicht berechtigt, weitere Zinsen und 
sonstige Zahlungen aufgrund dieser Verschiebung zu verlangen. 

 "Record Date" ist der unmittelbar vor dem Fälligkeitstag einer Zahlung in Bezug auf eine Schuld-
verschreibung liegende Geschäftstag. 

[Falls die festgelegte Währung EUR ist, einfügen: 

 "Geschäftstag" ist jeder Tag (außer einem Samstag oder Sonntag), an dem (i) das Clearing 
System in Betrieb ist und (ii) das Trans-European Automated Real-Time Gross Settlement Ex-
press Transfer System 2 (TARGET2) oder dessen Nachfolger in Betrieb sind und Zahlungen in 
Euro abwickeln.] 

[Falls die festgelegte Währung nicht EUR ist, einfügen: 

"Geschäftstag" ist jeder Tag (außer einem Samstag oder Sonntag), an dem (i) jedes Clearing 
System in Betrieb ist und (ii) die Banken in [maßgebliche(s) Finanzzentrum(en) einfügen] (das 
"maßgebliches Finanzzentrum (oder –zentren)") für Geschäfte (einschließlich Devisenhan-
delsgeschäfte und Fremdwährungseinlagengeschäfte) in der festgelegten Währung geöffnet 
sind.]  

[Sofern Folgender-Geschäftstag-Konvention zur Anwendung kommt, einfügen: 

 Fällt ein im Sinne dieser Anleihebedingungen für eine Zahlung maßgeblicher Tag auf einen Tag, 
der kein Geschäftstag ist, wird der betreffende Tag auf den nächstfolgenden Geschäftstag ver-
schoben ("Folgender-Geschäftstag-Konvention").] 

[Sofern Modifizierter-Folgender-Geschäftstag-Konvention zur Anwendung kommt, einfügen: 

 Fällt ein im Sinne dieser Anleihebedingungen für eine Zahlung maßgeblicher Tag auf einen Tag, 
der kein Geschäftstag ist, wird der betreffende Tag auf den nächstfolgenden Geschäftstag ver-
schoben, es sei denn, jener würde dadurch in den nächsten Kalendermonat fallen; in diesem Fall 
wird der betreffende Tag auf den unmittelbar vorausgehenden Geschäftstag vorgezogen ("Modi-
fizierter-Folgender-Geschäftstag-Konvention").] 
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(4) Bezugnahmen. Bezugnahmen in diesen Anleihebedingungen auf das Kapital der Schuldver-
schreibungen schließen, soweit anwendbar, den Rückzahlungsbetrag der Schuldverschreibun-
gen, den Vorzeitigen Rückzahlungsbetrag der Schuldverschreibungen, den Wahlrückzahlungs-
betrag (Call), den Wahlrückzahlungsbetrag (Put) sowie sonstige auf oder in Bezug auf die Schuld-
verschreibungen fälligen Beträge mit ein.  

(5) Gerichtliche Hinterlegung. Die Emittentin ist berechtigt, beim zuständigen Gericht Kapitalbeträge 
zu hinterlegen, die von den Anleihegläubigern nicht innerhalb von zwölf Monaten nach dem maß-
geblichen Fälligkeitstag beansprucht worden sind, auch wenn die Anleihegläubiger sich nicht in 
Annahmeverzug befinden. Soweit eine solche Hinterlegung erfolgt, und auf das Recht der Rück-
nahme verzichtet wird, erlöschen die Ansprüche der Anleihegläubiger gegen die Emittentin. 

(6) Verzugszinsen. Wenn die Emittentin eine fällige Zahlung auf die Schuldverschreibungen aus ir-
gendeinem Grund nicht leistet, wird der ausstehende Betrag ab dem Tag der Fälligkeit (ein-
schließlich) bis zum Tag der vollständigen Zahlung (ausschließlich) mit Verzugszinsen in Höhe 
von zwei Prozentpunkten über dem Basiszinssatz verzinst. Dabei ist der Basiszinssatz, der am 
letzten Kalendertag eines Halbjahres gilt, für das nächste Halbjahr maßgebend. 

§ 7 
(Besteuerung) 

(1) Sämtliche Zahlungen von Kapital und Zinsen in Bezug auf die Schuldverschreibungen werden 
ohne Einbehalt oder Abzug von Steuern, Abgaben, Festsetzungen oder behördlichen Gebühren 
jedweder Art (die "Steuern") geleistet, die von der Republik Österreich oder einer ihrer Gebiets-
körperschaften oder Behörden mit der Befugnis zur Erhebung von Steuern auferlegt, erhoben, 
eingezogen, einbehalten oder festgesetzt werden, es sei denn, ein solcher Einbehalt oder Abzug 
ist oder wird in Zukunft gesetzlich vorgeschrieben. In diesem Fall wird die Emittentin die betref-
fenden Steuern einbehalten oder abziehen, und die einbehaltenen oder abgezogenen Beträge 
an die zuständigen Behörden zahlen. Die Emittentin ist nicht verpflichtet, wegen eines solchen 
Einbehalts oder Abzugs zusätzliche Beträge an Kapital und/oder Zinsen zu zahlen. 

(2) Steuerhinweis. Hinweise zur steuerlichen Behandlung der Inhaber der Schuldverschreibungen 
sind dem Basisprospekt über das Programm zur Begebung von Schuldverschreibungen vom 
02.08.2018 zu entnehmen, wobei für die Aktualität der Steueraussagen keine Haftung übernom-
men wird.  

§ 8 
(Verjährung) 

Ansprüche gegen die Emittentin auf Zahlungen hinsichtlich der Schuldverschreibungen verjähren, so-
fern diese nicht innerhalb von dreißig Jahren (im Falle des Kapitals) und innerhalb von drei Jahren (im 
Falle von Zinsen) geltend gemacht werden. 

§ 9 
(Beauftragte Stellen) 

(1) Hauptzahlstelle. Die VOLKSBANK WIEN AG, Kolingasse 14-16, 1090 Wien, Österreich handelt 
als Hauptzahlstelle in Bezug auf die Schuldverschreibungen (die "Hauptzahlstelle" und zusam-
men mit allfällig bestellten zusätzlichen Zahlstellen, jeweils eine "Zahlstelle").  
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[Falls weitere Zahlstellen ernannt werden, einfügen: 

 Die zusätzliche(n) Zahlstelle(n):  

 Zahlstelle(n): [Firmenwortlaut und Geschäftsanschrift der zusätzlichen Zahlstelle(n) einfü-
gen]] 

(2) Berechnungsstelle. Die [Firmenwortlaut und Geschäftsanschrift der Berechnungsstelle ein-
fügen] handelt als Berechnungsstelle für die Schuldverschreibungen (die "Berechnungsstelle"). 

(3) Ersetzung. Die Emittentin behält sich das Recht vor, die Ernennung der Hauptzahlstelle, allfälliger 
zusätzlicher Zahlstellen und der Berechnungsstelle jederzeit anders zu regeln oder zu beenden 
und eine andere Hauptzahlstelle oder zusätzliche oder andere Zahlstellen oder Berechnungsstel-
len zu ernennen. Sie wird sicherstellen, dass jederzeit (i) eine Hauptzahlstelle und eine Berech-
nungsstelle und (ii) eine Zahlstelle in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union, bestellt ist. Die 
Zahlstellen und die Berechnungsstelle behalten sich das Recht vor, jederzeit anstelle ihrer jeweils 
benannten Geschäftsstelle eine andere Geschäftsstelle in derselben Stadt oder demselben Land 
zu bestimmen, Mitteilungen hinsichtlich aller Veränderungen im Hinblick auf die Hauptzahlstelle, 
die Zahlstellen oder die Berechnungsstelle erfolgen unverzüglich durch die Emittentin gemäß 
§ 11. 

(4) Kein Auftrags- oder Treuhandverhältnis. Die Zahlstellen und die Berechnungsstelle handeln aus-
schließlich als Beauftragte der Emittentin und übernehmen keine Verpflichtungen gegenüber den 
Anleihegläubigern; es wird dadurch kein Auftrags- oder Treuhandverhältnis zwischen ihnen und 
den Anleihegläubigern begründet. Die Emittentin kann sich bei Ausübung ihrer Rechte gemäß 
diesen Anleihebedingungen der Zahlstellen und/oder der Berechnungsstelle bedienen. 

(5) Verbindlichkeit der Festsetzungen. Alle Bescheinigungen, Mitteilungen, Gutachten, Festsetzun-
gen, Berechnungen, Quotierungen und Entscheidungen, die von der Emittentin, einer Zahlstelle 
und/oder der Berechnungsstelle für die Zwecke dieser Anleihebedingungen gemacht, abgege-
ben, getroffen oder eingeholt werden, sind (sofern nicht ein offensichtlicher Irrtum vorliegt) für die 
Emittentin, die Zahlstelle(n) und die Anleihegläubiger bindend. 

(6) Haftungsausschluss. Weder die Zahlstelle(n), noch die Berechnungsstelle übernehmen eine Haf-
tung für irgendeinen Irrtum oder eine Unterlassung oder irgendeine darauf beruhende nachträg-
liche Korrektur in der Berechnung oder Veröffentlichung irgendeines Betrags oder einer Festle-
gung in Bezug auf die Schuldverschreibungen, außer im Falle von grober Fahrlässigkeit und Vor-
satz.  

§ 10 
(Schuldnerersetzung) 

(1) Ersetzung. Die Emittentin ist jederzeit berechtigt, ohne Zustimmung der Anleihegläubiger eine 
andere Gesellschaft, die direkt oder indirekt von der Emittentin kontrolliert wird, als neue Emitten-
tin für alle sich aus oder im Zusammenhang mit den Schuldverschreibungen ergebenden Ver-
pflichtungen mit schuldbefreiender Wirkung für die Emittentin an die Stelle der Emittentin zu set-
zen (die "Neue Emittentin"), sofern 

(a) die Neue Emittentin sämtliche Verpflichtungen der Emittentin aus oder im Zusammenhang 
mit den Schuldverschreibungen übernimmt; 

(b) die Emittentin, sofern eine Zustellung an die Neue Emittentin außerhalb der Republik Ös-
terreich erfolgen müsste, einen Zustellungsbevollmächtigten in der Republik Österreich be-
stellt; 
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(c)  die Neue Emittentin sämtliche für die Schuldnerersetzung und die Erfüllung der Verpflich-
tungen aus oder im Zusammenhang mit den Schuldverschreibungen erforderlichen Ge-
nehmigungen erhalten hat; 

(d)  die Emittentin unbedingt und unwiderruflich die Verpflichtungen der Neuen Emittentin aus 
den Schuldverschreibungen zu Bedingungen garantiert, die sicherstellen, dass jeder An-
leihegläubiger wirtschaftlich mindestens so gestellt wird, wie er ohne die Ersetzung stehen 
würde; und 

(e) die Neue Emittentin in der Lage ist, sämtliche zur Erfüllung der aufgrund der Schuldver-
schreibungen bestehenden Zahlungsverpflichtungen erforderlichen Beträge in der festge-
legten Währung an das Clearing System zu zahlen, und zwar ohne Abzug oder Einbehalt 
von Steuern oder sonstigen Abgaben jedweder Art, die von dem Land (oder den Ländern), 
in dem (in denen) die Neue Emittentin ihren Sitz oder Steuersitz hat, auferlegt, erhoben 
oder eingezogen werden. 

(2) Bezugnahmen.  

(a) Im Fall einer Schuldnerersetzung gemäß § 10 (1) gilt jede Bezugnahme in diesen Anlei-
hebedingungen auf die "Emittentin" als eine solche auf die "Neue Emittentin" und jede Be-
zugnahme auf die Republik Österreich als eine solche auf den Staat, in welchem die Neue 
Emittentin steuerlich ansässig ist. 

(b) In § 7 gilt, falls eine solche Bezugnahme aufgrund des vorhergehenden Absatzes fehlen 
würde, eine alternative Bezugnahme auf die Republik Österreich als aufgenommen (zu-
sätzlich zu der Bezugnahme nach Maßgabe des vorstehenden Satzes auf den Staat, in 
welchem die Neue Emittentin steuerlich ansässig ist). 

(3) Bekanntmachung und Wirksamwerden der Ersetzung. Die Ersetzung der Emittentin ist gemäß 
§ 11 mitzuteilen. Mit der Mitteilung über die Ersetzung wird die Ersetzung wirksam und die Emit-
tentin und im Fall einer wiederholten Anwendung dieses § 10 jede frühere neue Emittentin von 
ihren sämtlichen Verpflichtungen aus den Schuldverschreibungen frei (unbeschadet der Garantie 
gemäß § 10 (1) (d)). 

§ 11 
(Mitteilungen) 

(1) Mitteilungen. Die Schuldverschreibungen betreffende Mitteilungen, die zwingend in einer Tages-
zeitung in Österreich veröffentlicht werden müssen, werden im Amtsblatt zur Wiener Zeitung ver-
öffentlicht oder, falls diese ihr Erscheinen einstellt, in einer anderen Tageszeitung mit Verbreitung 
in ganz Österreich. Die Schuldverschreibungen betreffende Mitteilungen, die nicht zwingend in 
einer Tageszeitung veröffentlicht werden müssen, sind wirksam erfolgt, wenn diese auf der Web-
seite [Webseite einfügen] abgerufen werden können oder wenn sie den Anleihegläubigern direkt 
oder über die für sie maßgeblichen depotführenden Stellen zugeleitet werden. 

(2) Mitteilung an das Clearing System. Die Emittentin ist berechtigt, eine Zeitungsveröffentlichung 
nach § 11 (1) durch eine Mitteilung an das Clearing System (gemäß § 1 (4)) zur Weiterleitung an 
die Anleihegläubiger zu ersetzen. 
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§ 12 
(Unwirksamkeit. Änderungen) 

(1) Salvatorische Klausel. Sollten zu irgendeinem Zeitpunkt eine oder mehrere der Bestimmungen 
der Anleihebedingungen unwirksam, unrechtmäßig oder undurchsetzbar gemäß dem Recht ei-
nes Staates sein oder werden, dann sind diese Bestimmungen im Hinblick auf die betreffende 
Jurisdiktion nur im notwendigen Ausmaß unwirksam, ohne die Gültigkeit, Rechtmäßigkeit und 
Durchsetzbarkeit der verbleibenden Bestimmungen der Anleihebedingungen zu berühren oder 
zu verhindern.  

(2) Änderungen. Die Emittentin ist berechtigt, in diesen Anleihebedingungen ohne Zustimmung der 
Anleihegläubiger offensichtliche Schreib- oder Rechenfehler oder sonstige offensichtliche Irrtü-
mer zu berichtigen, widersprüchliche oder lückenhafte Bestimmungen zu ändern bzw zu ergän-
zen, wobei nur solche Änderungen bzw Ergänzungen zulässig sind, die unter Berücksichtigung 
der Interessen der Emittentin für die Anleihegläubiger zumutbar sind, dh deren finanzielle Situa-
tion nicht wesentlich verschlechtern. Eine Pflicht zur Bekanntmachung von Änderungen bzw Er-
gänzungen dieser Bedingungen besteht nicht, soweit die finanzielle Situation der Anleihegläubi-
ger nicht wesentlich verschlechtert wird. 

§ 13 
(Begebung weiterer Schuldverschreibungen und Ankauf) 

(1)  Begebung weiterer Schuldverschreibungen. Die Emittentin ist jederzeit berechtigt, ohne Zustim-
mung der Anleihegläubiger weitere Schuldverschreibungen mit den gleichen Bedingungen (ge-
gebenenfalls mit Ausnahme des Begebungstages, des Verzinsungsbeginns und/oder des Aus-
gabepreises) in der Weise zu begeben, dass sie mit den Schuldverschreibungen eine einheitliche 
Serie bilden. 

(2)  Rückkauf. Die Emittentin ist berechtigt, jederzeit Schuldverschreibungen im Markt oder anderwei-
tig zu jedem beliebigen Preis zu erwerben, sofern dies im Rahmen der gesetzlichen Anforderun-
gen zulässig ist. Die von der Emittentin erworbenen Schuldverschreibungen können nach Wahl 
der Emittentin von ihr gehalten, weiterverkauft oder bei der Zahlstelle zur Entwertung eingereicht 
werden. [Im Fall von berücksichtigungsfähigen und nachrangigen Schuldverschreibungen 
einfügen: Ein solcher Rückkauf ist nur unter Beachtung aller anwendbaren aufsichtsrechtlichen 
und sonstigen gesetzlichen Beschränkungen und unter der Voraussetzung, dass die Vorausset-
zungen nach § 5 (4) erfüllt sind, möglich.] 

§ 14 
(Anwendbares Recht. Erfüllungsort. Gerichtsstand) 

(1) Anwendbares Recht. Erfüllungsort. Form und Inhalt der Schuldverschreibungen sowie die ver-
traglichen und außervertraglichen Rechte und Pflichten der Anleihegläubiger und der Emittentin 
im Zusammenhang mit den Schuldverschreibungen bestimmen sich ausschließlich nach dem 
Recht der Republik Österreich unter Ausschluss seiner Regelungen des internationalen Privat-
rechts soweit diese die Anwendbarkeit fremden Rechts zur Folge hätten. Erfüllungsort ist St. Pöl-
ten, Republik Österreich.  

(2) Gerichtsstand. Nicht-ausschließlicher Gerichtsstand für alle sich aus den in diesen Anleihebedin-
gungen geregelten Rechtsverhältnissen ergebenden Rechtsstreitigkeiten mit der Emittentin ist, 
soweit gesetzlich zulässig, St. Pölten, Österreich. Die Gerichtsstandsvereinbarung beschränkt 
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nicht das Recht eines Anleihegläubigers, wenn und soweit durch anwendbare Gesetze an-
geordnet, Verfahren vor einem Verbrauchergerichtsstand anzustrengen. 
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6.1.2 Variante 2 – Nullkupon-Schuldverschreibungen 

§ 1 
(Währung. Form. Emissionsart. Stückelung. Verbriefung. Verwahrung) 

(1) Währung. Stückelung. Die Volksbank Niederösterreich AG (die "Emittentin") begibt gemäß den 
Bestimmungen dieser Anleihebedingungen (die "Anleihebedingungen") am (oder ab dem) [Da-
tum des (Erst-)Begebungstags einfügen] (der "Begebungstag") im Wege einer [Emissions-
art einfügen] Schuldverschreibungen (die "Schuldverschreibungen") in [festgelegte Währung 
einfügen] (die "festgelegte Währung") im Gesamtnennbetrag von [Gesamtnennbetrag einfü-
gen] (in Worten: [Gesamtnennbetrag in Worten einfügen]) [mit Auf- und Abstockungsmöglich-
keit] und mit einem Nennbetrag von je [Nennbetrag einfügen] (der "Nennbetrag"). 

(2)  Form. Die Schuldverschreibungen lauten auf den Inhaber.  

(3) Sammelurkunde. Die Schuldverschreibungen sind in einer Sammelurkunde (die "Sammelur-
kunde") gemäß § 24 lit b Depotgesetz verbrieft. Die Sammelurkunde trägt die eigenhändigen o-
der faksimilierten Unterschriften von zwei vertretungsberechtigten Personen der Emittentin oder 
deren Bevollmächtigten und ist nach Wahl der Emittentin von der Hauptzahlstelle oder in deren 
Namen mit einer Kontrollunterschrift versehen. Einzelurkunden und Zinsscheine werden nicht 
ausgegeben. 

[Im Fall der Verwahrung bei der VOLKSBANK WIEN AG einfügen: 

(4) Verwahrung. Die Sammelurkunde wird von einem oder im Namen eines Clearing System ver-
wahrt, bis sämtliche Verbindlichkeiten der Emittentin aus den Schuldverschreibungen erfüllt sind. 
"Clearing System" meint den Wertpapiersammelverwahrer VOLKSBANK WIEN AG mit der Ge-
schäftsanschrift, Kolingasse 14-16, 1090 Wien, Österreich sowie jeden Funktionsnachfolger. Der 
Anleihegläubiger ist bei Erwerb der Schuldverschreibungen verpflichtet, ein Depot bei der Emit-
tentin oder einem anderen Kreditinstitut im Volksbanken-Verbund zu eröffnen. Die Schuldver-
schreibungen können nicht auf ein Depot bei einem anderen Kreditinstitut außerhalb des Volks-
banken-Verbundes übertragen werden. Dadurch ist die Übertragbarkeit der Schuldverschreibun-
gen eingeschränkt.] 

[Im Fall der Verwahrung bei der OeKB einfügen: 

(4)  Verwahrung. Die Sammelurkunde wird von einem oder im Namen eines Clearing System ver-
wahrt, bis sämtliche Verbindlichkeiten der Emittentin aus den Schuldverschreibungen erfüllt sind. 
"Clearing System" meint die Wertpapiersammelbank der OeKB, die OeKB CSD GmbH- "CSD" 
mit der Geschäftsanschrift Strauchgasse 1-3, 1010 Wien, Österreich sowie jeden Funktionsnach-
folger.] 

(5) Anleihegläubiger. "Anleihegläubiger" bezeichnet jeden Inhaber von Miteigentumsanteilen 
oder anderen vergleichbaren Rechten an der Sammelurkunde, die in Übereinstimmung mit 
anwendbarem Recht, diesen Anleihebedingungen und den Bestimmungen des Clearing Sys-
tems auf einen neuen Anleihegläubiger übertragen werden können. 
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§ 2 
(Rang) 

[Im Fall von nicht-nachrangigen und "ordinary senior" berücksichtigungsfähigen Schuldver-
schreibungen einfügen: 

(1) Die Schuldverschreibungen begründen direkte, unbedingte, unbesicherte und nicht-nachrangige 
Verbindlichkeiten der Emittentin und haben den gleichen Rang untereinander und zumindest den 
gleichen Rang mit allen anderen unbesicherten und nicht-nachrangigen Verbindlichkeiten der Emit-
tentin, ausgenommen solche, die aufgrund zwingender gesetzlicher Vorschriften einen höheren 
Rang haben oder nachrangig sind.] 

[Im Fall von "senior non-preferred" berücksichtigungsfähigen Schuldverschreibungen einfü-
gen: 

(1) Die Schuldverschreibungen sollen Instrumente Berücksichtigungsfähiger Verbindlichkeiten (wie 
nachstehend definiert) darstellen. 

(2) Die Schuldverschreibungen begründen direkte, unbedingte, unbesicherte und nicht-nachrangige 
Verbindlichkeiten der Emittentin, die untereinander und mit allen anderen unbesicherten und nicht-
nachrangigen Verbindlichkeiten der Emittentin gleichrangig sind, mit folgender Ausnahme: 

Als senior non-preferred Verbindlichkeiten der Emittentin sind Ansprüche auf den Kapitalbetrag der 
Schuldverschreibungen: 

(a) nachrangig gegenüber anderen unbesicherten und nicht-nachrangigen Verbindlichkei-
ten der Emittentin, die gemäß ihren Bedingungen nicht mit den Verbindlichkeiten der 
Emittentin aus den Schuldverschreibungen gleichrangig sind; oder 

(b) nachrangig gegenüber anderen unbesicherten und nicht-nachrangigen Verbindlichkei-
ten der Emittentin, sofern und insoweit solche unbesicherten und nicht-nachrangigen 
Verbindlichkeiten der Emittentin im regulären Insolvenzverfahren der Emittentin eine 
bevorrechtigte gesetzliche Behandlung genießen; 

jedoch in jedem Fall vorrangig gegenüber Tier 2 Instrumenten und gegenüber allen nachrangigen 
Schuldtiteln der Emittentin, die im Rang vorrangig gegenüber Tier 2 Instrumenten sind. 

Wobei:  

"Instrumente Berücksichtigungsfähiger Verbindlichkeiten" bezeichnet alle (direkt begebenen) 
Schuldtitel der Emittentin, die zu Instrumenten berücksichtigungsfähiger Verbindlichkeiten gemäß 
Artikel [72b] [anderen maßgeblichen Artikel einfügen] CRR und/oder § [131 Abs 3 und 4] [an-
dere maßgebliche Bestimmung einfügen] BaSAG zählen, die in dem Mindestbetrag an Eigen-
mitteln und berücksichtigungsfähigen Verbindlichkeiten" (Minimum Requirement for Own Funds 
and Eligible Liabilities – MREL) gemäß BaSAG enthalten sind, einschließlich aller Schuldtitel, die 
aufgrund von Übergangsbestimmungen zu den Instrumenten berücksichtigungsfähiger Verbind-
lichkeiten der CRR und/oder des BaSAG zählen. 

"Tier 2 Instrumente" bezeichnet alle (direkt oder indirekt begebenen) Kapitalinstrumente der Emit-
tentin, die zu Instrumenten des Ergänzungskapital (Tier 2) gemäß Artikel 63 CRR zählen, ein-
schließlich aller Kapitalinstrumente, die aufgrund von CRR-Übergangsbestimmungen zu den In-
strumenten des Ergänzungskapitals zählen. 

"BaSAG" bezeichnet das österreichische Sanierungs- und Abwicklungsgesetz in der jeweils gel-
tenden oder ersetzten Fassung, und alle Bezugnahmen in diesen Emissionsbedingungen auf die 
maßgeblichen Bestimmungen im BaSAG umfassen Bezugnahmen auf alle geltenden gesetzlichen 
Bestimmungen, die diese Bestimmungen von Zeit zu Zeit ändern oder ersetzen. 
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"CRR" bezeichnet die Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 26.Juni 2013 über Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen und 
zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 (Capital Requirements Regulation) in der jeweils 
geltenden oder ersetzten Fassung, und alle Bezugnahmen in diesen Emissionsbedingungen auf 
die maßgeblichen Artikel der CRR umfassen Bezugnahmen auf alle geltenden gesetzlichen Best-
immungen, die diese Artikel von Zeit zu Zeit ändern oder ersetzen.] 

[Im Fall von nachrangigen Schuldverschreibungen einfügen: 

(1) Die Schuldverschreibungen sollen Tier 2 Instrumente (wie nachstehend definiert) darstellen. Die 
Schuldverschreibungen begründen direkte, unbesicherte und nachrangige Verbindlichkeiten der 
Emittentin und haben den gleichen Rang untereinander und zumindest den gleichen Rang mit allen 
anderen nachrangigen Verbindlichkeiten der Emittentin, ausgenommen nachrangige Verbindlich-
keiten, welche gemäß ihren Bedingungen als nachrangig gegenüber den Schuldverschreibungen 
bezeichnet werden.  
Im Falle der Insolvenz oder der Liquidation der Emittentin sind die Verbindlichkeiten der Emittentin 
aus den Schuldverschreibungen 

(a) nachrangig gegenüber allen gegenwärtigen oder zukünftigen nicht-nachrangigen Ver-
bindlichkeiten oder Instrumenten der Emittentin; 

(b) gleichrangig untereinander sowie gegenüber allen gegenwärtigen oder zukünftigen 
nachrangigen Verbindlichkeiten oder Instrumenten der Emittentin, die nicht nachrangig 
oder vorrangig gegenüber den Schuldverschreibungen sind oder diesen gegenüber als 
nachrangig oder vorrangig bezeichnet werden; und  

(c) vorrangig gegenüber den Ansprüchen von Aktionären, Inhabern von (anderen) Instru-
menten des harten Kernkapitals (Common Equity Tier 1) gemäß Artikel 28 CRR, Inha-
bern von Instrumenten des Partizipationskapitals gemäß § 23 Abs 4 und 5 BWG idF 
[vom 31.12.2013 / vor Inkrafttreten des BGBl I 2013/184 / der CRR] sowie Inhabern von 
Instrumenten des zusätzlichem Kernkapitals (Additional Tier 1) gemäß Artikel 52 CRR 
der Emittentin und allen anderen nachrangigen Verbindlichkeiten der Emittentin, welche 
nachrangig gegenüber den Schuldverschreibungen sind oder diesen gegenüber als 
nachrangig bezeichnet werden. 

Wobei:  

"CRR" bezeichnet die Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 26. Juni 2013 über Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen und 
zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 (Capital Requirements Regulation) in der jeweils 
geltenden oder ersetzten Fassung, und alle Bezugnahmen in diesen Emissionsbedingungen auf 
die maßgeblichen Artikel der CRR umfassen Bezugnahmen auf alle geltenden gesetzlichen Best-
immungen, die diese Artikel von Zeit zu Zeit ändern oder ersetzen.  

"Tier 2 Instrumente" bezeichnet alle (direkt oder indirekt begebenen) Kapitalinstrumente der 
Emittentin, die zu Instrumenten des Ergänzungskapital (Tier 2) gemäß Artikel 63 CRR zählen, 
einschließlich aller Kapitalinstrumente, die aufgrund von CRR-Übergangsbestimmungen zu den 
Instrumenten des Ergänzungskapitals zählen.] 

[Im Fall von berücksichtigungsfähigen und nachrangigen Schuldverschreibungen einfügen: 

([2/3]) Für die Rechte der Anleihegläubiger aus den Schuldverschreibungen darf diesen keine vertragli-
che Sicherheit durch die Emittentin oder durch Dritte gestellt werden; eine solche Sicherheit wird 
auch zu keinem Zeitpunkt gestellt werden. Rückerstattungsansprüche der Anleihegläubiger dür-
fen nicht gegen Forderungen der Emittentin aufgerechnet werden. Nachträglich können weder 
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der Rang gemäß diesem § 2 geändert noch die Laufzeit dieser Schuldverschreibungen verkürzt 
werden.] 

 § 3 
(Zinsen) 

Keine periodischen Zinszahlungen. Es erfolgen keine laufenden Zinszahlungen auf die Schuldverschrei-
bungen.  

§ 4 
(Rückzahlung) 

Rückzahlung bei Endfälligkeit. Die Schuldverschreibungen werden, soweit sie nicht zuvor bereits ganz 
oder teilweise zurückgezahlt oder zurückgekauft wurden und vorbehaltlich einer Anpassung in Überein-
stimmung mit den in § 6 (3) enthaltenen Bestimmungen, am [Endfälligkeitstag einfügen] (der "End-
fälligkeitstag") zu ihrem Rückzahlungsbetrag von [Rückzahlungskurs einfügen] des Nennbetrags 
(der "Rückzahlungsbetrag") zurückgezahlt. 

§ 5 
(Vorzeitige Rückzahlung) 

[Falls die Emittentin das Wahlrecht hat, Schuldverschreibungen vorzeitig zurückzuzahlen, ein-
fügen: 

(1) Vorzeitige Rückzahlung der Schuldverschreibungen nach Wahl der Emittentin. Es steht der Emit-
tentin frei, die Schuldverschreibungen zu kündigen und an den nachfolgend angeführten Wahl-
rückzahlungstagen (Call) (jeweils ein "Wahlrückzahlungstag (Call)") vollständig oder teilweise 
zu den nachstehend angeführten Wahlrückzahlungsbeträgen (Call) (jeweils ein "Wahlrückzah-
lungsbetrag (Call)") zuzüglich aufgelaufener Zinsen vorzeitig zurückzuzahlen. 

Wahlrückzahlungstag(e) (Call) Wahlrückzahlungsbeträge (Call) 

[                   ] [                   ] 

[                   ] [                   ] 

 Die vorzeitige Rückzahlung ist den Anleihegläubigern mindestens [Kündigungsfrist (Call) ein-
fügen] Geschäftstage (wie in § 6 definiert) vor dem maßgeblichen Wahlrückzahlungstag (Call) 
gemäß § 11 mitzuteilen (wobei diese Erklärung den für die Rückzahlung der Schuldverschreibun-
gen festgelegten Wahlrückzahlungstag (Call) angeben muss).  

 Im Fall einer Teilrückzahlung von Schuldverschreibungen werden die zurückzuzahlenden Schuld-
verschreibungen spätestens 30 Tage vor dem zur Rückzahlung festgelegten Datum in Überein-
stimmung mit den Regeln und Verfahrensabläufen des jeweiligen Clearing Systems ausgewählt.] 

[Im Fall von nachrangigen Schuldverschreibungen einfügen: 

Eine solche vorzeitige Rückzahlung ist nur möglich, sofern der Zeitpunkt der Emission mindes-
tens fünf Jahre zurückliegt und die Voraussetzungen nach § 5 (4) erfüllt sind.] 

[Im Fall von berücksichtigungsfähigen Schuldverschreibungen einfügen: 

Eine solche vorzeitige Rückzahlung ist nur möglich, sofern die Voraussetzungen nach § 5 (4) 
erfüllt sind.]] 
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[Falls die Emittentin kein Wahlrecht auf vorzeitige Rückzahlung von nicht-nachrangigen Schuld-
verschreibungen hat, einfügen: 

(1) Keine vorzeitige Rückzahlung der Schuldverschreibungen nach Wahl der Emittentin. Eine vorzei-
tige Rückzahlung der Schuldverschreibungen nach Wahl der Emittentin ist ausgeschlossen.] 

[Falls die Emittentin kein Wahlrecht auf vorzeitige Rückzahlung von berücksichtigungsfähigen 
oder nachrangigen Schuldverschreibungen hat, einfügen: 

(1) Keine vorzeitige Rückzahlung der Schuldverschreibungen nach Wahl der Emittentin. Mit Aus-
nahme nach § 5 (3) der Anleihebedingungen ist die Emittentin nicht berechtigt, die Schuldver-
schreibungen vor ihrem Fälligkeitstag vorzeitig zurückzuzahlen.] 

[Falls die Anleihegläubiger das Wahlrecht haben, die vorzeitige Rückzahlung von nicht-nachran-
gigen oder berücksichtigungsfähigen Schuldverschreibungen zu verlangen, einfügen:  

(2) Vorzeitige Rückzahlung nach Wahl der Anleihegläubiger. Die Emittentin hat, sofern ein Anleihe-
gläubiger der Emittentin die entsprechende Absicht mindestens [Mindestkündigungsfrist (Put) 
einfügen] und höchstens [Höchstkündigungsfrist (Put) einfügen] Geschäftstage (wie in § 6 
definiert) im Voraus mitteilt, die maßgeblichen Schuldverschreibungen dieses Anleihegläubigers 
an einem der nachstehenden Wahlrückzahlungstage (Put) (jeweils ein "Wahlrückzahlungstag 
(Put)") zu ihrem maßgeblichen Wahlrückzahlungsbetrag (Put) wie nachstehend definiert (der 
"Wahlrückzahlungsbetrag (Put)") zuzüglich aufgelaufener Zinsen vorzeitig zurückzuzahlen.  

Wahlrückzahlungstage (Put) Wahlrückzahlungsbeträge (Put) 

[                   ] [                   ] 

[                   ] [                   ] 

Um dieses Recht auszuüben, muss der Anleihegläubiger eine ordnungsgemäß ausgefüllte Aus-
übungserklärung in der bei der Zahlstelle und der Emittentin erhältlichen Form abgeben. Ein Wi-
derruf einer erfolgten Ausübung dieses Rechts ist nicht möglich.] 

[Falls die Anleihegläubiger kein Wahlrecht haben, die vorzeitige Rückzahlung von nicht-nach-
rangigen oder berücksichtigungsfähigen Schuldverschreibungen zu verlangen, sowie im Fall 
von nachrangigen Schuldverschreibungen, einfügen:  

(2) Keine vorzeitige Rückzahlung nach Wahl der Anleihegläubiger. Die Anleihegläubiger sind nicht 
berechtigt, die vorzeitige Rückzahlung der Schuldverschreibungen zu verlangen.] 

[Falls bei nicht-nachrangigen Schuldverschreibungen "Vorzeitige Rückzahlung bei Vorliegen ei-
ner Rechtsänderung, einer Absicherungs-Störung und/oder Gestiegenen Absicherungs-Kosten" 
anwendbar ist, einfügen: 

(3) Vorzeitige Rückzahlung bei Vorliegen einer Rechtsänderung, einer Absicherungs-Störung und/o-
der Gestiegenen Absicherungs-Kosten. Die Emittentin kann die Schuldverschreibungen jederzeit 
vor dem Endfälligkeitstag bei Vorliegen einer Rechtsänderung und/oder Absicherungs-Störung 
und/oder Gestiegenen Absicherungs-Kosten (wie jeweils nachstehend definiert) kündigen und zu 
ihrem vorzeitigen Rückzahlungsbetrag von [vorzeitigen Rückzahlungskurs einfügen] des 
Nennbetrags (der "Vorzeitige Rückzahlungsbetrag") zuzüglich aufgelaufener Zinsen vorzeitig 
zurückzahlen. Die Emittentin wird die Schuldverschreibungen vollständig (aber nicht nur teil-
weise) am zweiten Geschäftstag (wie in § 6 definiert) zurückzahlen, nach dem die Benachrichti-
gung der vorzeitigen Rückzahlung gemäß § 11 erfolgt ist, vorausgesetzt, dass dieser Tag nicht 
später als zwei Geschäftstage vor dem Endfälligkeitstag liegt (der "Vorzeitige Rückzahlungs-
tag") und wird den vorzeitigen Rückzahlungsbetrag im Hinblick auf die Schuldverschreibungen 
an die Anleihegläubiger zahlen oder eine entsprechende Zahlung veranlassen, im Einklang mit 
den maßgeblichen Steuergesetzen oder sonstigen gesetzlichen oder behördlichen Vorschriften 



 
 

143 

und in Einklang mit und gemäß diesen Anleihebedingungen. Zahlungen von Steuern oder vorzei-
tigen Rückzahlungsgebühren sind von den Anleihegläubigern zu tragen und die Emittentin über-
nimmt keine Haftung hierfür. 

 Wobei: 

 "Rechtsänderung" bedeutet, dass (i) aufgrund des Inkrafttretens von Änderungen der Gesetze 
oder Verordnungen (einschließlich aber nicht beschränkt auf Steuergesetze) oder (ii) der Ände-
rungen der Auslegung von gerichtlichen oder behördlichen Entscheidungen, die für die entspre-
chenden Gesetze oder Verordnungen relevant sind (einschließlich der Aussagen der Steuerbe-
hörden), die Emittentin feststellt, dass die Kosten, die mit ihren Verpflichtungen aus den Schuld-
verschreibungen verbunden sind, wesentlich gestiegen sind (einschließlich aber nicht beschränkt 
auf Erhöhungen der Steuerverpflichtungen, der Senkung von steuerlichen Vorteilen oder anderen 
negativen Auswirkungen auf die steuerrechtliche Behandlung), falls solche Änderungen an oder 
nach dem Begebungstag wirksam werden; 

 "Absicherungs-Störung" bedeutet, dass die Emittentin, unter Anwendung wirtschaftlich vernünf-
tiger Bemühungen nicht in der Lage ist, (i) Transaktionen abzuschließen, fortzuführen oder abzu-
wickeln bzw Vermögenswerte zu erwerben, auszutauschen, zu halten oder zu veräußern, welche 
die Emittentin zur Absicherung von Preisrisiken im Hinblick auf ihre Verpflichtungen aus den 
Schuldverschreibungen für notwendig erachtet, oder (ii) die Erlöse aus den Transaktionen bzw 
Vermögenswerten zu realisieren, zurückzugewinnen oder weiterzuleiten; und 

"Gestiegene Absicherungs-Kosten" bedeutet, dass die Emittentin im Vergleich zum Bege-
bungstag einen wesentlich höheren Betrag an Steuern, Abgaben, Aufwendungen und Gebühren 
(außer Maklergebühren) entrichten muss, um (i) Transaktionen abzuschließen, fortzuführen oder 
abzuwickeln bzw Vermögenswerte zu erwerben, auszutauschen, zu halten oder zu veräußern, 
welche die Emittentin zur Absicherung von Preisrisiken im Hinblick auf ihre Verpflichtungen aus 
den Schuldverschreibungen für notwendig erachtet oder (ii) Erlöse aus diesen Transaktionen bzw 
Vermögenswerten zu realisieren, zurückzugewinnen oder weiterzuleiten, unter der Vorausset-
zung, dass Beträge, die sich nur erhöht haben, weil die Kreditwürdigkeit der Emittentin zurückge-
gangen ist, nicht als Gestiegene Absicherungs-Kosten angesehen werden] 

Im Fall von berücksichtigungsfähigen Schuldverschreibungen einfügen: 

(3) Vorzeitige Rückzahlung aus aufsichtsrechtlichen Gründen. Die Schuldverschreibungen können 
insgesamt, jedoch nicht teilweise, jederzeit nach Wahl der Emittentin mit einer Kündigungsfrist 
von nicht weniger als 30 Tagen und nicht mehr als 60 Tagen durch Mitteilung gemäß § 11 der 
Anleihebedingungen gegenüber den Anleihegläubigern gekündigt (wobei diese Kündigung unwi-
derruflich ist) und zu ihrem vorzeitigen Rückzahlungsbetrag von [vorzeitigen Rückzahlungs-
kurs einfügen] des Nennbetrags zuzüglich bis zum Rückzahlungstag (ausschließlich) aufgelau-
fener Zinsen (der "Vorzeitige Rückzahlungsbetrag")vorzeitig zurückgezahlt werden, wenn sich 
die aufsichtsrechtliche Einstufung der Schuldverschreibungen ändert, was wahrscheinlich zu ih-
rem gänzlichen oder teilweisen Ausschluss aus den  für den Mindestbetrag an Eigenmitteln und 
berücksichtigungsfähigen Verbindlichkeiten" (Minimum Requirement for Own Funds and Eligible 
Liabilities – MREL) gemäß BaSAG anrechenbaren berücksichtigungsfähigen Verbindlichkeiten 
auf unlimitierter und nach oben uneingeschränkter Basis führen würde, und falls die Vorausset-
zungen nach § 5 (4) erfüllt sind. 

(4)  Voraussetzungen für eine vorzeitige Rückzahlung oder einen Rückkauf.  

Eine vorzeitige Rückzahlung nach diesem § 5 und ein Rückkauf nach § 13 (2) setzen voraus, 
dass die Emittentin zuvor die Erlaubnis der Zuständigen Behörde (wie nachstehend definiert) 
und/oder der Abwicklungsbehörde (wie nachstehend definiert) zur vorzeitigen Rückzahlung und 
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zum Rückkauf in Übereinstimmung mit Artikel 77 ff CRR erhalten hat, sofern und insoweit eine 
solche vorherige Erlaubnis zu diesem Zeitpunkt erforderlich ist. 

Ungeachtet der oben stehenden Bedingungen wird die Emittentin, falls zum Zeitpunkt einer vor-
zeitigen Rückzahlung oder eines Rückkaufs die für die Emittentin geltenden anwendbaren Auf-
sichtsvorschriften die vorzeitige Rückzahlung oder den Rückkauf nur nach Einhaltung von einer 
oder mehreren alternativen oder zusätzlichen Voraussetzungen zu den oben angegebenen er-
laubt ist, diese (etwaigen) anderen und/oder, falls anwendbar, zusätzlichen Voraussetzungen er-
füllen. 

Klarstellend wird angemerkt, dass die Verweigerung der Erlaubnis durch die Zuständige Behörde 
und/oder die Abwicklungsbehörde keinen Verzug für irgendeinen Zweck darstellt.  

Wobei:  

"Abwicklungsbehörde" bezeichnet die Abwicklungsbehörde gemäß § 2 Z 18 und 18a iVm § 3 
Abs 1 und 1a BaSAG, die für eine Sanierung oder Abwicklung der Emittentin verantwortlich ist.  

"Zuständige Behörde" bezeichnet die zuständige Behörde gemäß Artikel 4 Abs 1 (40) CRR, 
die für die Beaufsichtigung der Emittentin auf Einzelbasis und/oder konsolidierter Basis ver-
antwortlich ist.] 

[Im Fall von nachrangigen Schuldverschreibungen einfügen: 

(3) Vorzeitige Rückzahlung aus steuerlichen oder aufsichtsrechtlichen Gründen. Die Schuldver-
schreibungen können insgesamt, jedoch nicht teilweise, nach Wahl der Emittentin jederzeit mit 
einer Kündigungsfrist von nicht weniger als 30 und nicht mehr als 60 Tagen durch Mitteilung 
gemäß § 11 der Anleihebedingungen gegenüber den Anleihegläubigern gekündigt (wobei diese 
Kündigung unwiderruflich ist) und zu ihrem vorzeitigen Rückzahlungsbetrag von [vorzeitigen 
Rückzahlungskurs einfügen] des Nennbetrags zuzüglich bis zum Rückzahlungstag (aus-
schließlich) aufgelaufener Zinsen (der "Vorzeitige Rückzahlungsbetrag") an die Anleihegläu-
biger zurückgezahlt werden: 

(a) aus aufsichtsrechtlichen Gründen, wenn sich die aufsichtsrechtliche Einstufung der 
Schuldverschreibungen ändert, was wahrscheinlich zu ihrem gänzlichen oder teil-
weisen Ausschluss aus den Eigenmitteln oder ihrer Neueinstufung als Eigenmittel 
geringerer Qualität führen würde; oder 

(b) aus steuerlichen Gründen, wenn sich die geltende steuerliche Behandlung der Schuld-
verschreibungen ändert; 

und die Voraussetzungen nach § 5 (4) erfüllt sind. 

(4) Voraussetzungen für eine vorzeitige Rückzahlung oder einen Rückkauf. Eine vorzeitige Rück-
zahlung nach diesem § 5 und ein Rückkauf nach § 13 (2) setzen voraus, dass: 

(a) der Emittentin zuvor die Erlaubnis der Zuständigen Behörde zur vorzeitigen Rückzah-
lung oder zum Rückkauf der Schuldverschreibungen in Übereinstimmung mit Arti-
kel 77 ff CRR erteilt wurde, wobei diese Erlaubnis unter anderem voraussetzen kann, 
dass: 

(i) die Emittentin vor oder gleichzeitig mit der vorzeitigen Rückzahlung die 
Schuldverschreibungen durch Eigenmittelinstrumente zumindest gleicher 
Qualität zu Bedingungen ersetzt, die im Hinblick auf die Ertragsmöglichkeiten 
der Emittentin nachhaltig sind, oder 

(ii) die Emittentin der Zuständigen Behörde hinreichend nachgewiesen hat, dass die 
Eigenmittel der Emittentin nach der vorzeitigen Rückzahlung die Anforderungen 
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gemäß CRD IV und CRR um eine Spanne übertreffen, die die Zuständige Be-
hörde gegebenenfalls für erforderlich hält; und. 

(b) im Fall einer vorzeitigen Rückzahlung vor fünf Jahren nach dem Zeitpunkt der Emission 
der Schuldverschreibungen: 

(i) aus aufsichtsrechtlichen Gründen nach § 5 (3) (a), die Zuständige Behörde es 
für ausreichend sicher hält, dass eine solche Änderung stattfindet; und die Emit-
tentin der Zuständigen Behörde hinreichend nachweist, dass zum Zeitpunkt der 
Emission der Schuldverschreibungen die aufsichtsrechtliche Neueinstufung für 
die Emittentin nicht vorherzusehen war; und 

(ii) aus steuerlichen Gründen nach § 5 (3) (b), die Emittentin der Zuständigen Be-
hörde hinreichend nachweist, dass eine solche Änderung wesentlich ist und zum 
Zeitpunkt der Emission der Schuldverschreibungen nicht vorherzusehen war. 

Klarstellend wird angemerkt, dass die Verweigerung der Erlaubnis durch die Zuständige Be-
hörde keinen Verzug für irgendeinen Zweck darstellt. 

Wobei: 

"CRD IV" bezeichnet die Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
26. Juni 2013 über den Zugang zur Tätigkeit von Kreditinstituten und die Beaufsichtigung von 
Kreditinstituten und Wertpapierfirmen (Capital Requirements Directive IV), wie in Österreich 
umgesetzt und in der jeweils geltenden oder ersetzten Fassung, und alle Bezugnahmen in die-
sen Emissionsbedingungen auf die maßgeblichen Artikel der CRR umfassen Bezugnahmen 
auf alle geltenden gesetzlichen Bestimmungen, die diese Artikel von Zeit zu Zeit ändern oder 
ersetzen. 

"Zuständige Behörde" bezeichnet die zuständige Behörde gemäß Artikel 4 (1)(40) CRR, die 
für die Beaufsichtigung der Emittentin auf Einzelbasis und/oder konsolidierter Basis verant-
wortlich ist.] 

§ 6 
(Zahlungen) 

(1) Währung. Zahlungen von Kapital auf die Schuldverschreibungen erfolgen in der festgelegten 
Währung (siehe § 1 (1)).  

(2) Zahlungen. Die Zahlung von Kapital erfolgt, vorbehaltlich geltender steuerlicher und sonstiger 
gesetzlicher Vorschriften, über die Zahlstelle(n) zur Weiterleitung an die Clearing Systeme oder 
nach deren Anweisung durch Gutschrift auf die jeweilige für den Anleihegläubiger depotführende 
Stelle. 

(3) Zahlungen an einem Geschäftstag. Fällt der Fälligkeitstag einer Zahlung in Bezug auf eine 
Schuldverschreibung auf einen Tag, der kein Geschäftstag (wie nachstehend definiert) ist, wird 
der Fälligkeitstag gemäß der Geschäftstag-Konvention (wie nachstehend definiert) verschoben. 
Sollte ein für die Zahlung von Kapital vorgesehener Tag verschoben werden, haben Anleihegläu-
biger keinen Anspruch auf Zahlung vor dem angepassten Fälligkeitstag und sind nicht berechtigt, 
sonstige Zahlungen aufgrund dieser Verschiebung zu verlangen. 

"Record Date" ist der unmittelbar vor dem Fälligkeitstag einer Zahlung in Bezug auf eine Schuld-
verschreibung liegende Geschäftstag. 

[Falls die festgelegte Währung EUR ist, einfügen: 
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 "Geschäftstag" ist jeder Tag (außer einem Samstag oder Sonntag), an dem (i) das Clearing 
System in Betrieb ist und (ii) das Trans-European Automated Real-Time Gross Settlement Ex-
press Transfer System 2 (TARGET2) oder dessen Nachfolger in Betrieb sind und Zahlungen in 
Euro abwickeln.] 

[Falls die festgelegte Währung nicht EUR ist, einfügen: 

"Geschäftstag" ist jeder Tag (außer einem Samstag oder Sonntag), an dem (i) jedes Clearing 
System in Betrieb ist und (ii) die Banken in [maßgebliche(s) Finanzzentrum(en) einfügen] (das 
"maßgebliches Finanzzentrum (oder –zentren)") für Geschäfte (einschließlich Devisenhan-
delsgeschäfte und Fremdwährungseinlagengeschäfte) in der festgelegten Währung geöffnet 
sind.]  

[Sofern Folgender-Geschäftstag-Konvention zur Anwendung kommt, einfügen: 

 Fällt ein im Sinne dieser Anleihebedingungen für eine Zahlung maßgeblicher Tag auf einen Tag, 
der kein Geschäftstag ist, wird der betreffende Tag auf den nächstfolgenden Geschäftstag ver-
schoben ("Folgender-Geschäftstag-Konvention").] 

[Sofern Modifizierter-Folgender-Geschäftstag-Konvention zur Anwendung kommt, einfügen: 

 Fällt ein im Sinne dieser Anleihebedingungen für eine Zahlung maßgeblicher Tag auf einen Tag, 
der kein Geschäftstag ist, wird der betreffende Tag auf den nächstfolgenden Geschäftstag ver-
schoben, es sei denn, jener würde dadurch in den nächsten Kalendermonat fallen; in diesem Fall 
wird der betreffende Tag auf den unmittelbar vorausgehenden Geschäftstag vorgezogen ("Modi-
fizierter-Folgender-Geschäftstag-Konvention").] 

(4) Bezugnahmen. Bezugnahmen in diesen Anleihebedingungen auf das Kapital der Schuldver-
schreibungen schließen, soweit anwendbar, den Rückzahlungsbetrag der Schuldverschreibun-
gen, den Vorzeitigen Rückzahlungsbetrag der Schuldverschreibungen, den Wahlrückzahlungs-
betrag (Call), den Wahlrückzahlungsbetrag (Put) sowie sonstige auf oder in Bezug auf die Schuld-
verschreibungen fälligen Beträge mit ein.  

(5) Gerichtliche Hinterlegung. Die Emittentin ist berechtigt, beim zuständigen Gericht Kapitalbeträge 
zu hinterlegen, die von den Anleihegläubigern nicht innerhalb von zwölf Monaten nach dem maß-
geblichen Fälligkeitstag beansprucht worden sind, auch wenn die Anleihegläubiger sich nicht in 
Annahmeverzug befinden. Soweit eine solche Hinterlegung erfolgt, und auf das Recht der Rück-
nahme verzichtet wird, erlöschen die Ansprüche der Anleihegläubiger gegen die Emittentin. 

(6) Verzugszinsen. Wenn die Emittentin eine fällige Zahlung auf die Schuldverschreibungen aus ir-
gendeinem Grund nicht leistet, wird der ausstehende Betrag ab dem Tag der Fälligkeit (ein-
schließlich) bis zum Tag der vollständigen Zahlung (ausschließlich) mit Verzugszinsen in Höhe 
von zwei Prozentpunkten über dem Basiszinssatz verzinst. Dabei ist der Basiszinssatz, der am 
letzten Kalendertag eines Halbjahres gilt, für das nächste Halbjahr maßgebend. 

§ 7 
(Besteuerung) 

(1) Sämtliche Zahlungen von Kapital in Bezug auf die Schuldverschreibungen werden ohne Einbe-
halt oder Abzug von Steuern, Abgaben, Festsetzungen oder behördlichen Gebühren jedweder 
Art (die "Steuern") geleistet, die von der Republik Österreich oder einer ihrer Gebietskörperschaf-
ten oder Behörden mit der Befugnis zur Erhebung von Steuern auferlegt, erhoben, eingezogen, 
einbehalten oder festgesetzt werden, es sei denn, ein solcher Einbehalt oder Abzug ist oder wird 
in Zukunft gesetzlich vorgeschrieben. In diesem Fall wird die Emittentin die betreffenden Steuern 
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einbehalten oder abziehen, und die einbehaltenen oder abgezogenen Beträge an die zuständigen 
Behörden zahlen. Die Emittentin ist nicht verpflichtet, wegen eines solchen Einbehalts oder Ab-
zugs zusätzliche Beträge an Kapital zu zahlen. 

(2) Steuerhinweis. Hinweise zur steuerlichen Behandlung der Inhaber der Schuldverschreibungen 
sind dem Basisprospekt über das Programm zur Begebung von Schuldverschreibungen vom 
02.08.2018 zu entnehmen, wobei für die Aktualität der Steueraussagen keine Haftung übernom-
men wird.  

§ 8 
(Verjährung) 

Ansprüche gegen die Emittentin auf Zahlungen hinsichtlich der Schuldverschreibungen verjähren, so-
fern diese nicht innerhalb von dreißig Jahren geltend gemacht werden. 

§ 9 
(Beauftragte Stellen) 

(1) Hauptzahlstelle. Die VOLKSBANK WIEN AG, Kolingasse 14-16, 1090 Wien, Österreich handelt 
als Hauptzahlstelle in Bezug auf die Schuldverschreibungen (die "Hauptzahlstelle" und zusam-
men mit allfällig bestellten zusätzlichen Zahlstellen, jeweils eine "Zahlstelle").  

[Falls weitere Zahlstellen ernannt werden, einfügen: 

 Die zusätzliche(n) Zahlstelle(n):  

 Zahlstelle(n): [Firmenwortlaut und Geschäftsanschrift der zusätzlichen Zahlstelle(n) einfü-
gen]] 

(2) Berechnungsstelle. Die [Firmenwortlaut und Geschäftsanschrift der Berechnungsstelle ein-
fügen] handelt als Berechnungsstelle für die Schuldverschreibungen (die "Berechnungsstelle"). 

(3) Ersetzung. Die Emittentin behält sich das Recht vor, die Ernennung der Hauptzahlstelle, allfälliger 
zusätzlicher Zahlstellen und der Berechnungsstelle jederzeit anders zu regeln oder zu beenden 
und eine andere Hauptzahlstelle oder zusätzliche oder andere Zahlstellen oder Berechnungsstel-
len zu ernennen. Sie wird sicherstellen, dass jederzeit (i) eine Hauptzahlstelle und eine Berech-
nungsstelle und (ii) eine Zahlstelle in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union bestellt ist. Die 
Zahlstellen und die Berechnungsstelle behalten sich das Recht vor, jederzeit anstelle ihrer jeweils 
benannten Geschäftsstelle eine andere Geschäftsstelle in derselben Stadt oder demselben Land 
zu bestimmen, Mitteilungen hinsichtlich aller Veränderungen im Hinblick auf die Hauptzahlstelle, 
die Zahlstellen oder die Berechnungsstelle erfolgen unverzüglich durch die Emittentin gemäß 
§ 11. 

(4) Kein Auftrags- oder Treuhandverhältnis. Die Zahlstellen und die Berechnungsstelle handeln aus-
schließlich als Beauftragte der Emittentin und übernehmen keine Verpflichtungen gegenüber den 
Anleihegläubigern; es wird dadurch kein Auftrags- oder Treuhandverhältnis zwischen ihnen und 
den Anleihegläubigern begründet. Die Emittentin kann sich bei Ausübung ihrer Rechte gemäß 
diesen Anleihebedingungen der Zahlstellen und/oder der Berechnungsstelle bedienen. 

(5) Verbindlichkeit der Festsetzungen. Alle Bescheinigungen, Mitteilungen, Gutachten, Festsetzun-
gen, Berechnungen, Quotierungen und Entscheidungen, die von der Emittentin, einer Zahlstelle 
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und/oder der Berechnungsstelle für die Zwecke dieser Anleihebedingungen gemacht, abgege-
ben, getroffen oder eingeholt werden, sind (sofern nicht ein offensichtlicher Irrtum vorliegt) für die 
Emittentin, die Zahlstelle(n) und die Anleihegläubiger bindend. 

(6) Haftungsausschluss. Weder die Zahlstelle(n), noch die Berechnungsstelle übernehmen eine Haf-
tung für irgendeinen Irrtum oder eine Unterlassung oder irgendeine darauf beruhende nachträg-
liche Korrektur in der Berechnung oder Veröffentlichung irgendeines Betrags oder einer Festle-
gung in Bezug auf die Schuldverschreibungen, außer im Falle von grober Fahrlässigkeit und Vor-
satz.  

§ 10 
(Schuldnerersetzung) 

(1) Ersetzung. Die Emittentin ist jederzeit berechtigt, ohne Zustimmung der Anleihegläubiger eine 
andere Gesellschaft, die direkt oder indirekt von der Emittentin kontrolliert wird, als neue Emitten-
tin für alle sich aus oder im Zusammenhang mit den Schuldverschreibungen ergebenden Ver-
pflichtungen mit schuldbefreiender Wirkung für die Emittentin an die Stelle der Emittentin zu set-
zen (die "Neue Emittentin"), sofern 

(a) die Neue Emittentin sämtliche Verpflichtungen der Emittentin aus oder im Zusammenhang 
mit den Schuldverschreibungen übernimmt; 

(b) die Emittentin, sofern eine Zustellung an die Neue Emittentin außerhalb der Republik Ös-
terreich erfolgen müsste, einen Zustellungsbevollmächtigten in der Republik Österreich be-
stellt; 

(c)  die Neue Emittentin sämtliche für die Schuldnerersetzung und die Erfüllung der Verpflich-
tungen aus oder im Zusammenhang mit den Schuldverschreibungen erforderlichen Ge-
nehmigungen erhalten hat; 

(d)  die Emittentin unbedingt und unwiderruflich die Verpflichtungen der Neuen Emittentin aus 
den Schuldverschreibungen zu Bedingungen garantiert, die sicherstellen, dass jeder An-
leihegläubiger wirtschaftlich mindestens so gestellt wird, wie er ohne die Ersetzung stehen 
würde; und 

(e) die Neue Emittentin in der Lage ist, sämtliche zur Erfüllung der aufgrund der Schuldver-
schreibungen bestehenden Zahlungsverpflichtungen erforderlichen Beträge in der festge-
legten Währung an das Clearing System zu zahlen, und zwar ohne Abzug oder Einbehalt 
von Steuern oder sonstigen Abgaben jedweder Art, die von dem Land (oder den Ländern), 
in dem (in denen) die Neue Emittentin ihren Sitz oder Steuersitz hat, auferlegt, erhoben 
oder eingezogen werden. 

(2) Bezugnahmen.  

(a) Im Fall einer Schuldnerersetzung gemäß § 10 (1) gilt jede Bezugnahme in diesen Anlei-
hebedingungen auf die "Emittentin" als eine solche auf die "Neue Emittentin" und jede Be-
zugnahme auf die Republik Österreich als eine solche auf den Staat, in welchem die Neue 
Emittentin steuerlich ansässig ist. 

(b) In § 7 gilt, falls eine solche Bezugnahme aufgrund des vorhergehenden Absatzes fehlen 
würde, eine alternative Bezugnahme auf die Republik Österreich als aufgenommen (zu-
sätzlich zu der Bezugnahme nach Maßgabe des vorstehenden Satzes auf den Staat, in 
welchem die Neue Emittentin steuerlich ansässig ist). 
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(3) Bekanntmachung und Wirksamwerden der Ersetzung. Die Ersetzung der Emittentin ist gemäß 
§ 11 mitzuteilen. Mit der Mitteilung über die Ersetzung wird die Ersetzung wirksam und die Emit-
tentin und im Fall einer wiederholten Anwendung dieses § 10 jede frühere neue Emittentin von 
ihren sämtlichen Verpflichtungen aus den Schuldverschreibungen frei (unbeschadet der Garantie 
gemäß § 10 (1) (d)). 

§ 11 
(Mitteilungen) 

(1) Mitteilungen. Die Schuldverschreibungen betreffende Mitteilungen, die zwingend in einer Tages-
zeitung in Österreich veröffentlicht werden müssen, werden im Amtsblatt zur Wiener Zeitung ver-
öffentlicht oder, falls diese ihr Erscheinen einstellt, in einer anderen Tageszeitung mit Verbreitung 
in ganz Österreich. Die Schuldverschreibungen betreffende Mitteilungen, die nicht zwingend in 
einer Tageszeitung veröffentlicht werden müssen, sind wirksam erfolgt, wenn diese auf der Web-
seite [Webseite einfügen] abgerufen werden können oder wenn sie den Anleihegläubigern direkt 
oder über die für sie maßgeblichen depotführenden Stellen zugeleitet werden. 

(2) Mitteilung an das Clearing System. Die Emittentin ist berechtigt, eine Zeitungsveröffentlichung 
nach § 11 (1) durch eine Mitteilung an das Clearing System (gemäß § 1 (4)) zur Weiterleitung an 
die Anleihegläubiger zu ersetzen. 

§ 12 
(Unwirksamkeit. Änderungen) 

(1) Salvatorische Klausel. Sollten zu irgendeinem Zeitpunkt eine oder mehrere der Bestimmungen 
der Anleihebedingungen unwirksam, unrechtmäßig oder undurchsetzbar gemäß dem Recht ei-
nes Staates sein oder werden, dann sind diese Bestimmungen im Hinblick auf die betreffende 
Jurisdiktion nur im notwendigen Ausmaß unwirksam, ohne die Gültigkeit, Rechtmäßigkeit und 
Durchsetzbarkeit der verbleibenden Bestimmungen der Anleihebedingungen zu berühren oder 
zu verhindern.  

(2) Änderungen. Die Emittentin ist berechtigt, in diesen Anleihebedingungen ohne Zustimmung der 
Anleihegläubiger offensichtliche Schreib- oder Rechenfehler oder sonstige offensichtliche Irrtü-
mer zu berichtigen, widersprüchliche oder lückenhafte Bestimmungen zu ändern bzw zu ergän-
zen, wobei nur solche Änderungen bzw Ergänzungen zulässig sind, die unter Berücksichtigung 
der Interessen der Emittentin für die Anleihegläubiger zumutbar sind, dh deren finanzielle Situa-
tion nicht wesentlich verschlechtern. Eine Pflicht zur Bekanntmachung von Änderungen bzw Er-
gänzungen dieser Bedingungen besteht nicht, soweit die finanzielle Situation der Anleihegläubi-
ger nicht wesentlich verschlechtert wird.  

§ 13 
(Begebung weiterer Schuldverschreibungen und Ankauf) 

(1)  Begebung weiterer Schuldverschreibungen. Die Emittentin ist jederzeit berechtigt, ohne Zustim-
mung der Anleihegläubiger weitere Schuldverschreibungen mit den gleichen Bedingungen (ge-
gebenenfalls mit Ausnahme des Begebungstages und/oder des Ausgabepreises) in der Weise 
zu begeben, dass sie mit den Schuldverschreibungen eine einheitliche Serie bilden. 
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(2)  Rückkauf. Die Emittentin ist berechtigt, jederzeit Schuldverschreibungen im Markt oder anderwei-
tig zu jedem beliebigen Preis zu erwerben, sofern dies im Rahmen der gesetzlichen Anforderun-
gen zulässig ist. Die von der Emittentin erworbenen Schuldverschreibungen können nach Wahl 
der Emittentin von ihr gehalten, weiterverkauft oder bei der Zahlstelle zur Entwertung eingereicht 
werden. [Im Fall von berücksichtigungsfähigen und nachrangigen Schuldverschreibungen 
einfügen: Ein solcher Rückkauf ist nur unter Beachtung aller anwendbaren aufsichtsrechtlichen 
und sonstigen gesetzlichen Beschränkungen und unter der Voraussetzung, dass die Vorausset-
zungen nach § 5 (4) erfüllt sind, möglich.] 

§ 14 
(Anwendbares Recht. Erfüllungsort. Gerichtsstand) 

(1) Anwendbares Recht. Erfüllungsort. Form und Inhalt der Schuldverschreibungen sowie die ver-
traglichen und außervertraglichen Rechte und Pflichten der Anleihegläubiger und der Emittentin 
im Zusammenhang mit den Schuldverschreibungen bestimmen sich ausschließlich nach dem 
Recht der Republik Österreich unter Ausschluss seiner Regelungen des internationalen Privat-
rechts soweit diese die Anwendbarkeit fremden Rechts zur Folge hätten. Erfüllungsort ist St. Pöl-
ten, Republik Österreich.  

(2) Gerichtsstand. Nicht-ausschließlicher Gerichtsstand für alle sich aus den in diesen Anleihebedin-
gungen geregelten Rechtsverhältnissen ergebenden Rechtsstreitigkeiten mit der Emittentin ist, 
soweit gesetzlich zulässig, St. Pölten, Österreich. Die Gerichtsstandsvereinbarung beschränkt 
nicht das Recht eines Anleihegläubigers, wenn und soweit durch anwendbare Gesetze an-
geordnet, Verfahren vor einem Verbrauchergerichtsstand anzustrengen.  
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6.1.3 Variante 3 – Variabler Zinssatz 

§ 1 
(Währung. Form. Emissionsart. Stückelung. Verbriefung. Verwahrung) 

(1) Währung. Stückelung. Die Volksbank Niederösterreich AG (die "Emittentin") begibt gemäß den 
Bestimmungen dieser Anleihebedingungen (die "Anleihebedingungen") am (oder ab dem) [Da-
tum des (Erst-)Begebungstags einfügen] (der "Begebungstag") im Wege einer [Emissions-
art einfügen] Schuldverschreibungen (die "Schuldverschreibungen") in [festgelegte Währung 
einfügen] (die "festgelegte Währung") im Gesamtnennbetrag von [Gesamtnennbetrag einfü-
gen] (in Worten: [Gesamtnennbetrag in Worten einfügen]) [mit Auf- und Abstockungsmöglich-
keit] und mit einem Nennbetrag von je [Nennbetrag einfügen] (der "Nennbetrag"). 

(2)  Form. Die Schuldverschreibungen lauten auf den Inhaber.  

(3) Sammelurkunde. Die Schuldverschreibungen sind in einer Sammelurkunde (die "Sammelur-
kunde") gemäß § 24 lit b Depotgesetz ohne Zinsscheine verbrieft. Die Sammelurkunde trägt die 
eigenhändigen oder faksimilierten Unterschriften von zwei vertretungsberechtigten Personen der 
Emittentin oder deren Bevollmächtigten und ist nach Wahl der Emittentin von der Hauptzahlstelle 
oder in deren Namen mit einer Kontrollunterschrift versehen. Einzelurkunden und Zinsscheine 
werden nicht ausgegeben. 

[Im Fall der Verwahrung bei der VOLKSBANK WIEN AG einfügen: 

(4) Verwahrung. Die Sammelurkunde wird von einem oder im Namen eines Clearing System ver-
wahrt, bis sämtliche Verbindlichkeiten der Emittentin aus den Schuldverschreibungen erfüllt sind. 
"Clearing System" meint den Wertpapiersammelverwahrer VOLKSBANK WIEN AG mit der Ge-
schäftsanschrift Kolingasse 14-16, 1090 Wien, Österreich sowie jeden Funktionsnachfolger. Der 
Anleihegläubiger ist bei Erwerb der Schuldverschreibungen verpflichtet, ein Depot bei der Emit-
tentin oder einem anderen Kreditinstitut im Volksbanken-Verbund zu eröffnen. Die Schuldver-
schreibungen können nicht auf ein Depot bei einem anderen Kreditinstitut außerhalb des Volks-
banken-Verbundes übertragen werden. Dadurch ist die Übertragbarkeit der Schuldverschreibun-
gen eingeschränkt.] 

[Im Fall der Verwahrung bei der OeKB einfügen: 

(4)  Verwahrung. Die Sammelurkunde wird von einem oder im Namen eines Clearing System ver-
wahrt, bis sämtliche Verbindlichkeiten der Emittentin aus den Schuldverschreibungen erfüllt sind. 
"Clearing System" meint die Wertpapiersammelbank der OeKB, die OeKB CSD GmbH – "CSD" 
mit der Geschäftsanschrift Strauchgasse 1-3, 1010 Wien, Österreich sowie jeden Funktionsnach-
folger.] 

(5) Anleihegläubiger. "Anleihegläubiger" bezeichnet jeden Inhaber von Miteigentumsanteilen 
oder anderen vergleichbaren Rechten an der Sammelurkunde, die in Übereinstimmung mit 
anwendbarem Recht, diesen Anleihebedingungen und den Bestimmungen des Clearing Sys-
tems auf einen neuen Anleihegläubiger übertragen werden können.  
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§ 2 
(Rang) 

[Im Fall von nicht-nachrangigen und "ordinary senior" berücksichtigungsfähigen Schuldver-
schreibungen einfügen: 

(1) Die Schuldverschreibungen begründen direkte, unbedingte, unbesicherte und nicht-nachrangige 
Verbindlichkeiten der Emittentin und haben den gleichen Rang untereinander und zumindest den 
gleichen Rang mit allen anderen unbesicherten und nicht-nachrangigen Verbindlichkeiten der 
Emittentin, ausgenommen solche, die aufgrund zwingender gesetzlicher Vorschriften einen hö-
heren Rang haben oder nachrangig sind.] 

[Im Fall von "senior non-preferred" berücksichtigungsfähigen Schuldverschreibungen einfü-
gen: 
(1) Die Schuldverschreibungen sollen Instrumente Berücksichtigungsfähiger Verbindlichkeiten (wie 

nachstehend definiert) darstellen. 

(2) Die Schuldverschreibungen begründen direkte, unbedingte, unbesicherte und nicht-nachrangige 
Verbindlichkeiten der Emittentin, die untereinander und mit allen anderen unbesicherten und 
nicht-nachrangigen Verbindlichkeiten der Emittentin gleichrangig sind, mit folgender Ausnahme: 

Als senior non-preferred Verbindlichkeiten der Emittentin sind Ansprüche auf den Kapitalbetrag 
der Schuldverschreibungen: 

(a) nachrangig gegenüber anderen unbesicherten und nicht-nachrangigen Verbindlichkei-
ten der Emittentin, die gemäß ihren Bedingungen nicht mit den Verbindlichkeiten der 
Emittentin aus den Schuldverschreibungen gleichrangig sind; oder 

(b) nachrangig gegenüber anderen unbesicherten und nicht-nachrangigen Verbindlichkei-
ten der Emittentin, sofern und insoweit solche unbesicherten und nicht-nachrangigen 
Verbindlichkeiten der Emittentin im regulären Insolvenzverfahren der Emittentin eine 
bevorrechtigte gesetzliche Behandlung genießen; 

jedoch in jedem Fall vorrangig gegenüber Tier 2 Instrumenten und gegenüber allen nachrangigen 
Schuldtiteln der Emittentin, die im Rang vorrangig gegenüber Tier 2 Instrumenten sind. 

Wobei: 

"Instrumente Berücksichtigungsfähiger Verbindlichkeiten" bezeichnet alle (direkt begebe-
nen) Schuldtitel der Emittentin, die zu Instrumenten berücksichtigungsfähiger Verbindlichkeiten 
gemäß Artikel [72b] [anderen maßgeblichen Artikel einfügen] CRR und/oder § [131 Abs 3 und 
4] [andere maßgebliche Bestimmung einfügen] BaSAG zählen, die in dem Mindestbetrag an 
Eigenmitteln und berücksichtigungsfähigen Verbindlichkeiten" (Minimum Requirement for Own 
Funds and Eligible Liabilities – MREL) gemäß BaSAG enthalten sind, einschließlich aller Schuld-
titel, die aufgrund von Übergangsbestimmungen zu den Instrumenten berücksichtigungsfähiger 
Verbindlichkeiten der CRR und/oder des BaSAG zählen.  

"Tier 2 Instrumente" bezeichnet alle (direkt oder indirekt begebenen) Kapitalinstrumente der 
Emittentin, die zu Instrumenten des Ergänzungskapital (Tier 2) gemäß Artikel 63 CRR zählen, 
einschließlich aller Kapitalinstrumente, die aufgrund von CRR-Übergangsbestimmungen zu den 
Instrumenten des Ergänzungskapitals zählen.] 

"BaSAG" bezeichnet das österreichische Sanierungs- und Abwicklungsgesetz in der jeweils gel-
tenden oder ersetzten Fassung, und alle Bezugnahmen in diesen Emissionsbedingungen auf die 
maßgeblichen Bestimmungen im BaSAG umfassen Bezugnahmen auf alle geltenden gesetzli-
chen Bestimmungen, die diese Bestimmungen von Zeit zu Zeit ändern oder ersetzen. 
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"CRR" bezeichnet die Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 26. Juni 2013 über Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen und 
zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 (Capital Requirements Regulation) in der je-
weils geltenden oder ersetzten Fassung, und alle Bezugnahmen in diesen Emissionsbedingun-
gen auf die maßgeblichen Artikel der CRR umfassen Bezugnahmen auf alle geltenden gesetzli-
chen Bestimmungen, die diese Artikel von Zeit zu Zeit ändern oder ersetzen.] 

[Im Fall von nachrangigen Schuldverschreibungen einfügen: 

(1) Die Schuldverschreibungen sollen Tier 2 Instrumente (wie nachstehend definiert) darstellen. 

(2) Die Schuldverschreibungen begründen direkte, unbesicherte und nachrangige Verbindlichkeiten 
der Emittentin und haben den gleichen Rang untereinander und zumindest den gleichen Rang 
mit allen anderen nachrangigen Verbindlichkeiten der Emittentin, ausgenommen nachrangige 
Verbindlichkeiten, welche gemäß ihren Bedingungen als nachrangig gegenüber den Schuldver-
schreibungen bezeichnet werden. 

Im Falle der Insolvenz oder der Liquidation der Emittentin sind die Verbindlichkeiten der Emitten-
tin aus den Schuldverschreibungen: 

(a) nachrangig gegenüber allen gegenwärtigen oder zukünftigen nicht-nachrangigen Ver-
bindlichkeiten oder Instrumenten der Emittentin; 

(b) gleichrangig untereinander sowie gegenüber allen gegenwärtigen oder zukünftigen nach-
rangigen Verbindlichkeiten oder Instrumenten der Emittentin, die nicht nachrangig oder 
vorrangig gegenüber den Schuldverschreibungen sind oder diesen gegenüber als nach-
rangig oder vorrangig bezeichnet werden; und  

(c) vorrangig gegenüber den Ansprüchen von Aktionären, Inhabern von (anderen) Instru-
menten des harten Kernkapitals (Common Equity Tier 1) gemäß Artikel 28 CRR, Inha-
bern von Instrumenten des Partizipationskapitals gemäß § 23 Abs 4 und 5 BWG idF vor 
Inkrafttreten der CRR sowie Inhabern von Instrumenten des zusätzlichem Kernkapitals 
(Additional Tier 1) gemäß Artikel 52 CRR der Emittentin und allen anderen nachrangigen 
Verbindlichkeiten der Emittentin, welche nachrangig gegenüber den Schuldverschreibun-
gen sind oder diesen gegenüber als nachrangig bezeichnet werden. 

Wobei:  

"CRR" bezeichnet die Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 26. Juni 2013 über Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen und 
zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 (Capital Requirements Regulation) in der jeweils 
geltenden oder ersetzten Fassung, und alle Bezugnahmen in diesen Emissionsbedingungen auf 
die maßgeblichen Artikel der CRR umfassen Bezugnahmen auf alle geltenden gesetzlichen Best-
immungen, die diese Artikel von Zeit zu Zeit ändern oder ersetzen. 

"Tier 2 Instrumente" bezeichnet alle (direkt oder indirekt begebenen) Kapitalinstrumente der 
Emittentin, die zu Instrumenten des Ergänzungskapital (Tier 2) gemäß Artikel 63 CRR zählen, 
einschließlich aller Kapitalinstrumente, die aufgrund von CRR-Übergangsbestimmungen zu den 
Instrumenten des Ergänzungskapitals zählen.] 

[Im Fall von berücksichtigungsfähigen und nachrangigen Schuldverschreibungen einfügen: 

([2/3]) Für die Rechte der Anleihegläubiger aus den Schuldverschreibungen darf diesen keine vertragli-
che Sicherheit durch die Emittentin oder durch Dritte gestellt werden; eine solche Sicherheit wird 
auch zu keinem Zeitpunkt gestellt werden. Rückerstattungsansprüche der Anleihegläubiger dür-
fen nicht gegen Forderungen der Emittentin aufgerechnet werden. Nachträglich können weder 
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der Rang gemäß diesem § 2 geändert noch die Laufzeit dieser Schuldverschreibungen verkürzt 
werden.] 

 § 3 
(Zinsen) 

(1)  Zinszahlungstage. Die Schuldverschreibungen werden bezogen auf ihren Nennbetrag [Frequenz 
einfügen] ab dem [Verzinsungsbeginn einfügen] (der "Verzinsungsbeginn") (einschließlich) 
bis zum Verzinsungsende (wie nachstehend definiert) (einschließlich) verzinst. Die Zinsen sind 
nachträglich an jedem [Zinszahlungstag(e) einfügen] zahlbar (jeweils ein "Zinszahlungstag"). 
Die erste Zinszahlung erfolgt am [ersten Zinszahlungstag einfügen]. 

[Falls als Referenzsatz EURIBOR angegeben wurde, einfügen:  

(2) Variabler Zinssatz. Der Zinssatz (der "Zinssatz") für jede Zinsperiode (wie nachstehend definiert) 
entspricht [Partizipationsfaktor einfügen] % vom [Angebotssatz einfügen] (der "Referenz-
satz") per annum [plus/minus] [Zu-/Abschlag einfügen] per annum (die "Marge"), der auf der 
Bildschirmseite [Bildschirmseite einfügen] (die "Bildschirmseite") oder jeder Nachfolgeseite 
am Zinsfeststellungstag (wie in § 3 (3) definiert) vor [Beginn/Ende einfügen] der maßgeblichen 
Zinsperiode ab ca. 11.00 Uhr MEZ (die "festgelegte Zeit") angezeigt wird, wobei die Festlegung 
durch die Berechnungsstelle (wie in § 9 definiert) vorgenommen wird.] 

[Falls als Referenzsatz CMS angegeben wurde, einfügen:  

(2) Variabler Zinssatz. Der Zinssatz (der "Zinssatz") für jede Zinsperiode (wie nachstehend definiert) 
entspricht [Partizipationsfaktor einfügen] % vom [[Anzahl]-Jahres Swap-Satz einfügen] (der 
mittlere Swapsatz gegen den [●]-Monats Euribor, ausgedrückt als Prozentsatz per annum) (der 
"[Anzahl]-Jahres Swapsatz") (der "Referenzsatz") per annum der auf der Bildschirmseite [Bild-
schirmseite einfügen] (die "Bildschirmseite") oder jeder Nachfolgeseite am Zinsfeststellungs-
tag (wie in § 3 (3) definiert) vor [Beginn/Ende einfügen] der maßgeblichen Zinsperiode um ca. 
11.00 Uhr MEZ (die "festgelegte Zeit") angezeigt wird, wobei die Festlegung durch die Berech-
nungsstelle (wie in § 9 definiert) vorgenommen wird, [plus/minus] [Zu-/Abschlag einfügen] per 
annum (die "Marge").] 

Sollte der Referenzsatz zur festgelegten Zeit nicht auf der Bildschirmseite (wie je vorstehend 
definiert) erscheinen oder die Bildschirmseite nicht zur Verfügung stehen, wird die Berechnungs-
stelle von je einer Hauptgeschäftsstelle der vier Referenzbanken (wie nachstehend definiert) An-
gebotssätze (ausgedrückt als Prozentsatz per annum) für Einlagen in der festgelegten Währung 
mit einer Laufzeit, die der Laufzeit des Referenzsatzes entspricht, für die betreffende Zinsperiode 
etwa zur festgelegten Zeit am Zinsfeststellungstag anfordern.  

Falls zumindest zwei dieser Referenzbanken der Berechnungsstelle solche Angebotssätze nen-
nen, ist der Referenzsatz für die betreffende Zinsperiode das arithmetische Mittel (falls erforder-
lich, auf- oder abgerundet auf das nächste tausendstel Prozent, wobei ab 0,0005 aufzurunden 
ist) der genannten Angebotssätze. 

"Referenzbanken" bedeutet die Euro-Zone Hauptgeschäftsstellen von vier großen Referenzban-
ken (gemessen an deren Bilanzsumme), deren Angebotssätze im Euro-Zonen Interbankenmarkt 
zur Bestimmung des zuletzt auf der Bildschirmseite erschienenen Referenzsatzes verwendet 
wurden, die jeweils von der Berechnungsstelle ausgewählt werden.  

"Euro-Zone" bezeichnet das Gebiet derjenigen Mitgliedstaaten der Europäischen Union, die ge-
mäß dem Vertrag über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft (unterzeichnet in Rom am 
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25. März 1957), geändert durch den Vertrag über die Europäische Union (unterzeichnet in Maas-
tricht am 7. Februar 1992), den Amsterdamer Vertrag vom 2. Oktober 1997 und den Vertrag von 
Lissabon vom 13. Dezember 2007, in seiner jeweiligen Fassung, eine einheitliche Währung ein-
geführt haben oder jeweils eingeführt haben werden. 

Für den Fall, dass der Referenzsatz nicht gemäß den vorstehenden Bestimmungen ermittelt wer-
den kann, ist der Referenzsatz der Angebotssatz, bzw das arithmetische Mittel der Angebotss-
ätze, an dem letzten Tag vor dem Zinsfeststellungstag, an dem diese Angebotssätze angezeigt 
wurden. 

[Falls die Schuldverschreibungen mit einem Mindestzinssatz ausgestattet sind, einfügen:  

Mindestzinssatz. Wenn der gemäß den obigen Bestimmungen für eine Zinsperiode ermittelte 
Zinssatz niedriger ist als [Mindestzinssatz einfügen] % per annum (der "Mindestzinssatz"), so 
entspricht der Zinssatz für diese Zinsperiode dem Mindestzinssatz.] 

[Falls die Schuldverschreibungen mit einem Höchstzinssatz ausgestattet sind, einfügen:  

Höchstzinssatz. Wenn der gemäß den obigen Bestimmungen für eine Zinsperiode ermittelte Zins-
satz höher ist als [Höchstzinssatz einfügen] % per annum (der "Höchstzinssatz"), so entspricht 
der Zinssatz für diese Zinsperiode dem Höchstzinssatz.] 

(3)  Zinsfeststellungstag. Der "Zinsfeststellungstag" bezeichnet den [Anzahl einfügen] [Londoner] 
/ [Frankfurter] / [New-Yorker] / [TARGET]-Geschäftstag vor [Beginn/Ende einfügen] der maß-
geblichen Zinsperiode. ["[Londoner] / [Frankfurter] / [New-Yorker]-Geschäftstag" bezeichnet 
einen Tag (außer einem Samstag, Sonntag oder Feiertag), an dem Geschäftsbanken in [London] 
/ [Frankfurt] / [New-York] für Geschäfte (einschließlich Devisen- und Sortengeschäfte) geöffnet 
sind.] [Ein "TARGET-Geschäftstag" bezeichnet einen Tag, an dem das Trans-European Auto-
mated Real-Time Gross Settlement Express Transfer System (TARGET2) betriebsbereit ist.] 

(4)  Zinsbetrag. Die Berechnungsstelle (wie in § 9 definiert) wird vor jedem Zinszahlungstag den auf 
jede Schuldverschreibung zahlbaren Zinsbetrag (der "Zinsbetrag") für die maßgebliche Zinspe-
riode (wie nachstehend definiert) berechnen. Der Zinsbetrag wird ermittelt, indem der Zinssatz 
und der Zinstagequotient auf den Nennbetrag angewendet werden, wobei der resultierende Be-
trag, falls die festgelegte Währung Euro ist, auf den nächsten 0,01 Euro auf- oder abgerundet 
wird, wobei 0,005 Euro aufgerundet werden, und, falls die festgelegte Währung nicht Euro ist, auf 
die kleinste Einheit der festgelegten Währung auf- oder abgerundet wird, wobei 0,5 solcher Ein-
heiten aufgerundet werden. 

(5) Mitteilung von Zinssatz und Zinsbetrag. Die Berechnungsstelle wird veranlassen, dass den An-
leihegläubigern sobald als praktisch möglich nach jedem Feststellungstag der variable Zinssatz 
(soweit anwendbar) und der Zinsbetrag für die maßgebliche Zinsperiode sowie der maßgebliche 
Zinszahlungstag durch Mitteilung gemäß § 11 mitgeteilt werden. Im Fall einer Verlängerung oder 
Verkürzung der Zinsperiode können der mitgeteilte Zinsbetrag und Zinszahlungstag ohne Voran-
kündigung nachträglich angepasst (oder andere geeignete Anpassungsmaßnahmen getroffen) 
werden. Jede solche Anpassung wird umgehend allen Anleihegläubigern mitgeteilt. 

(6)  Zinsperiode. Der Zeitraum ab dem Verzinsungsbeginn (einschließlich) bis zu dem Kalendertag 
(einschließlich), der dem ersten Zinszahlungstag vorangeht, sowie jeder folgende Zeitraum ab 
einem Zinszahlungstag (einschließlich) bis zu dem Kalendertag (einschließlich), der dem unmit-
telbar folgenden Zinszahlungstag vorangeht, wird als Zinsperiode (jeweils eine "Zinsperiode") 
bezeichnet. Die Zinsperioden werden [nicht] angepasst. 

(7)  Berechnung der Zinsen für Teile von Zeiträumen. Sofern Zinsen für einen Zeitraum von weniger 
als einem Jahr zu berechnen sind, erfolgt die Berechnung auf der Grundlage des Zinstagequoti-
enten (wie nachstehend definiert). 
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 "Zinstagequotient" bezeichnet im Hinblick auf die Berechnung des Zinsbetrages auf eine 
Schuldverschreibung für einen beliebigen Zeitraum (der "Zinsberechnungszeitraum"): 

[Im Fall von Actual/Actual (ICMA)einfügen: 

"Actual/Actual (ICMA)" meint falls der Zinsberechnungszeitraum gleich oder kürzer als die Zins-
periode ist, innerhalb welche er fällt, die tatsächliche Anzahl von Tagen im Zinsberechnungszeit-
raum, dividiert durch das Produkt von: (A) der tatsächlichen Anzahl von Tagen in der jeweiligen 
Zinsperiode und (B) der Anzahl der Zinsperioden, die normalerweise in einem Jahr enden. 

Falls der Zinsberechnungszeitraum länger als eine Zinsperiode ist, die Summe aus (A) der tat-
sächlichen Anzahl von Tagen des Zinsberechnungszeitraums, der in die Zinsperiode fällt, in der 
er beginnt, geteilt durch das Produkt von (x) der tatsächlichen Anzahl von Tagen in dieser Zins-
periode und (y) der Anzahl von Zinsperioden, die normalerweise in einem Jahr enden, und (B) 
der tatsächlichen Anzahl von Tagen des Zinsberechnungszeitraums, der in die nächste Zinsperi-
ode fällt, geteilt durch das Produkt von (x) der tatsächlichen Anzahl von Tagen in dieser Zinspe-
riode und (y) der Anzahl von Zinsperioden, die normalerweise in einem Jahr enden.] 

[Im Fall von 30/360 einfügen: 

"30/360" meint die Anzahl von Tagen des Zinsberechnungszeitraums, dividiert durch 360, wobei 
die Anzahl der Tage auf der Grundlage eines Jahres von 360 mit zwölf Monaten zu 30 Tagen zu 
ermitteln ist (es sei denn, (A) der letzte Tag des Zinsberechnungszeitraumes fällt auf den 31. Tag 
eines Monats, während der erste Tag des Zinsberechnungszeitraumes weder auf den 30. noch 
auf den 31. Tag eines Monats fällt, wobei in diesem Fall der diesen Tag enthaltende Monat nicht 
als ein auf 30 Tage gekürzter Monat zu behandeln ist, oder (B) der letzte Tag des Zinsberech-
nungszeitraumes fällt auf den letzten Tag des Monats Februar, wobei in diesem Fall der Monat 
Februar nicht als ein auf 30 Tage verlängerter Monat zu behandeln ist).] 

[Im Fall von ACT/360 einfügen: 

"ACT/360" meint die tatsächliche Anzahl von Tagen des Zinsberechnungszeitraums, dividiert 
durch 360.] 

(8)  Auflaufende Zinsen. Der Zinslauf der Schuldverschreibungen endet mit Ablauf des Tages (das 
"Verzinsungsende"), der dem Tag vorangeht, an dem sie zur Rückzahlung fällig werden. Sollte 
die Emittentin die Schuldverschreibungen bei Fälligkeit nicht einlösen, endet die Verzinsung an 
dem Tag, der dem Tag der tatsächlichen Rückzahlung vorausgeht. 

(9)  Stückzinsen. Bei unterjährigen Käufen und/oder Verkäufen sind Stückzinsen [zahlbar] [mindes-
tens zum Mindestzinssatz zahlbar] [und] [höchstens zum Höchstzinssatz zahlbar] [nicht zahlbar]. 

§ 4 
(Rückzahlung) 

Rückzahlung bei Endfälligkeit. Die Schuldverschreibungen werden, soweit sie nicht zuvor bereits ganz 
oder teilweise zurückgezahlt oder zurückgekauft wurden und vorbehaltlich einer Anpassung in Überein-
stimmung mit den in § 6 (3) enthaltenen Bestimmungen, am [Endfälligkeitstag einfügen] (der "End-
fälligkeitstag") zu ihrem Rückzahlungsbetrag von [Rückzahlungskurs einfügen] des Nennbetrags 
(der "Rückzahlungsbetrag") zurückgezahlt. 
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§ 5 
(Vorzeitige Rückzahlung) 

[Falls die Emittentin das Wahlrecht hat, Schuldverschreibungen vorzeitig zurückzuzahlen, ein-
fügen: 

(1) Vorzeitige Rückzahlung der Schuldverschreibungen nach Wahl der Emittentin. Es steht der Emit-
tentin frei, die Schuldverschreibungen zu kündigen und an den nachfolgend angeführten Wahl-
rückzahlungstagen (Call) (jeweils ein "Wahlrückzahlungstag (Call)") vollständig oder teilweise 
zu den nachstehend angeführten Wahlrückzahlungsbeträgen (Call) (jeweils ein "Wahlrückzah-
lungsbetrag (Call)") zuzüglich aufgelaufener Zinsen vorzeitig zurückzuzahlen. 

Wahlrückzahlungstag(e) (Call) Wahlrückzahlungsbeträge (Call) 

[                   ] [                   ] 

[                   ] [                   ] 

 Die vorzeitige Rückzahlung ist den Anleihegläubigern mindestens [Kündigungsfrist (Call) ein-
fügen] Geschäftstage (wie in § 6 definiert) vor dem maßgeblichen Wahlrückzahlungstag (Call) 
gemäß § 11 mitzuteilen (wobei diese Erklärung den für die Rückzahlung der Schuldverschreibun-
gen festgelegten Wahlrückzahlungstag (Call) angeben muss).  

 Im Fall einer Teilrückzahlung von Schuldverschreibungen werden die zurückzuzahlenden Schuld-
verschreibungen spätestens 30 Tage vor dem zur Rückzahlung festgelegten Datum in Überein-
stimmung mit den Regeln und Verfahrensabläufen des jeweiligen Clearing Systems ausgewählt.] 

[Im Fall von nachrangigen Schuldverschreibungen einfügen: 

Eine solche vorzeitige Rückzahlung ist nur möglich, sofern der Zeitpunkt der Emission mindes-
tens fünf Jahre zurückliegt und die Voraussetzungen nach § 5 (4) erfüllt sind.] 

[Im Fall von berücksichtigungsfähigen Schuldverschreibungen einfügen: 

Eine solche vorzeitige Rückzahlung ist nur möglich, sofern die Voraussetzungen nach § 5 (4) 
erfüllt sind.]] 

[Falls die Emittentin kein Wahlrecht auf vorzeitige Rückzahlung von nicht-nachrangigen Schuld-
verschreibungen, einfügen: 

(1) Keine vorzeitige Rückzahlung der Schuldverschreibungen nach Wahl der Emittentin. Eine vorzei-
tige Rückzahlung der Schuldverschreibungen nach Wahl der Emittentin ist ausgeschlossen.] 

[Falls die Emittentin kein Wahlrecht auf vorzeitige Rückzahlung von berücksichtigungsfähigen 
oder nachrangigen Schuldverschreibungen hat, einfügen: 

(1) Keine vorzeitige Rückzahlung der Schuldverschreibungen nach Wahl der Emittentin. Mit Aus-
nahme nach § 5 (3) der Anleihebedingungen ist die Emittentin nicht berechtigt, die Schuldver-
schreibungen vor ihrem Fälligkeitstag vorzeitig zurückzuzahlen.] 

[Falls die Anleihegläubiger das Wahlrecht haben, die vorzeitige Rückzahlung von nicht-nachran-
gigen oder berücksichtigungsfähigen Schuldverschreibungen zu verlangen, einfügen:  

(2) Vorzeitige Rückzahlung nach Wahl der Anleihegläubiger. Die Emittentin hat, sofern ein Anleihe-
gläubiger der Emittentin die entsprechende Absicht mindestens [Mindestkündigungsfrist (Put) 
einfügen] und höchstens [Höchstkündigungsfrist (Put) einfügen] Geschäftstage (wie in § 6 
definiert) im Voraus mitteilt, die maßgeblichen Schuldverschreibungen dieses Anleihegläubigers 
an einem der nachstehenden Wahlrückzahlungstage (Put) (jeweils ein "Wahlrückzahlungstag 
(Put)") zu ihrem maßgeblichen Wahlrückzahlungsbetrag (Put) wie nachstehend definiert (der 
"Wahlrückzahlungsbetrag (Put)") zuzüglich aufgelaufener Zinsen vorzeitig zurückzuzahlen.  
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Wahlrückzahlungstage (Put) Wahlrückzahlungsbeträge (Put) 

[                   ] [                   ] 

[                   ] [                   ] 

Um dieses Recht auszuüben, muss der Anleihegläubiger eine ordnungsgemäß ausgefüllte Aus-
übungserklärung in der bei der Zahlstelle und der Emittentin erhältlichen Form abgeben. Ein Wi-
derruf einer erfolgten Ausübung dieses Rechts ist nicht möglich.] 

[Falls die Anleihegläubiger kein Wahlrecht haben, die vorzeitige Rückzahlung von nicht-nach-
rangigen oder berücksichtigungsfähigen Schuldverschreibungen zu verlangen, sowie im Fall 
von nachrangigen Schuldverschreibungen einfügen:  

(2) Keine vorzeitige Rückzahlung nach Wahl der Anleihegläubiger. Die Anleihegläubiger sind nicht 
berechtigt, die vorzeitige Rückzahlung der Schuldverschreibungen zu verlangen.] 

[Falls bei nicht-nachrangigen Schuldverschreibungen "Vorzeitige Rückzahlung bei Vorliegen ei-
ner Rechtsänderung, einer Absicherungs-Störung und/oder Gestiegenen Absicherungs-Kosten" 
anwendbar ist, einfügen: 

(3) Vorzeitige Rückzahlung bei Vorliegen einer Rechtsänderung, einer Absicherungs-Störung und/o-
der Gestiegenen Absicherungs-Kosten. Die Emittentin kann die Schuldverschreibungen jederzeit 
vor dem Endfälligkeitstag bei Vorliegen einer Rechtsänderung und/oder, Absicherungs-Störung 
und/oder Gestiegenen Absicherungs-Kosten (wie jeweils nachstehend definiert) kündigen und zu 
ihrem vorzeitigen Rückzahlungsbetrag von [vorzeitigen Rückzahlungskurs einfügen] des 
Nennbetrags (der "Vorzeitige Rückzahlungsbetrag") zuzüglich aufgelaufener Zinsen vorzeitig 
zurückzahlen. Die Emittentin wird die Schuldverschreibungen vollständig (aber nicht nur teil-
weise) am zweiten Geschäftstag (wie in § 6 definiert) zurückzahlen, nach dem die Benachrichti-
gung der vorzeitigen Rückzahlung gemäß § 11 erfolgt ist, vorausgesetzt, dass dieser Tag nicht 
später als zwei Geschäftstage vor dem Endfälligkeitstag liegt (der "Vorzeitige Rückzahlungs-
tag") und wird den vorzeitigen Rückzahlungsbetrag im Hinblick auf die Schuldverschreibungen 
an die Anleihegläubiger zahlen oder eine entsprechende Zahlung veranlassen, im Einklang mit 
den maßgeblichen Steuergesetzen oder sonstigen gesetzlichen oder behördlichen Vorschriften 
und in Einklang mit und gemäß diesen Anleihebedingungen. Zahlungen von Steuern oder vorzei-
tigen Rückzahlungsgebühren sind von den Anleihegläubigern zu tragen und die Emittentin über-
nimmt keine Haftung hierfür. 

 Wobei: 

 "Rechtsänderung" bedeutet, dass (i) aufgrund des Inkrafttretens von Änderungen der Gesetze 
oder Verordnungen (einschließlich aber nicht beschränkt auf Steuergesetze) oder (ii) der Ände-
rungen der Auslegung von gerichtlichen oder behördlichen Entscheidungen, die für die entspre-
chenden Gesetze oder Verordnungen relevant sind (einschließlich der Aussagen der Steuerbe-
hörden), die Emittentin feststellt, dass die Kosten, die mit ihren Verpflichtungen aus den Schuld-
verschreibungen verbunden sind, wesentlich gestiegen sind (einschließlich aber nicht beschränkt 
auf Erhöhungen der Steuerverpflichtungen, der Senkung von steuerlichen Vorteilen oder anderen 
negativen Auswirkungen auf die steuerrechtliche Behandlung), falls solche Änderungen an oder 
nach dem Begebungstag wirksam werden; 

 "Absicherungs-Störung" bedeutet, dass die Emittentin unter Anwendung wirtschaftlich vernünf-
tiger Bemühungen nicht in der Lage ist: (i) Transaktionen abzuschließen, fortzuführen oder abzu-
wickeln bzw Vermögenswerte zu erwerben, auszutauschen, zu halten oder zu veräußern, welche 
die Emittentin zur Absicherung von Preisrisiken im Hinblick auf ihre Verpflichtungen aus den 
Schuldverschreibungen für notwendig erachtet, oder (ii) die Erlöse aus den Transaktionen bzw 
Vermögenswerten zu realisieren, zurückzugewinnen oder weiterzuleiten; und 
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"Gestiegene Absicherungs-Kosten" bedeutet, dass die Emittentin im Vergleich zum Bege-
bungstag einen wesentlich höheren Betrag an Steuern, Abgaben, Aufwendungen und Gebühren 
(außer Maklergebühren) entrichten muss, um (i) Transaktionen abzuschließen, fortzuführen oder 
abzuwickeln bzw Vermögenswerte zu erwerben, auszutauschen, zu halten oder zu veräußern, 
welche die Emittentin zur Absicherung von Preisrisiken im Hinblick auf ihre Verpflichtungen aus 
den Schuldverschreibungen für notwendig erachtet oder (ii) Erlöse aus diesen Transaktionen bzw 
Vermögenswerten zu realisieren, zurückzugewinnen oder weiterzuleiten, unter der Vorausset-
zung, dass Beträge, die sich nur erhöht haben, weil die Kreditwürdigkeit der Emittentin zurückge-
gangen ist, nicht als Gestiegene Absicherungs-Kosten angesehen werden.] 

[Im Fall von berücksichtigungsfähigen Schuldverschreibungen einfügen: 

(3) Vorzeitige Rückzahlung aus aufsichtsrechtlichen Gründen. Die Schuldverschreibungen können 
insgesamt, jedoch nicht teilweise, jederzeit nach Wahl der Emittentin mit einer Kündigungsfrist 
von nicht weniger als 30 Tagen und nicht mehr als 60 Tagen durch Mitteilung gemäß § 11 der 
Anleihebedingungen gegenüber den Anleihegläubigern gekündigt (wobei diese Kündigung unwi-
derruflich ist) und zu ihrem vorzeitigen Rückzahlungsbetrag von [vorzeitigen Rückzahlungs-
kurs einfügen] des Nennbetrags zuzüglich bis zum Rückzahlungstag (ausschließlich) aufgelau-
fener Zinsen (der "Vorzeitige Rückzahlungsbetrag") vorzeitig zurückgezahlt werden, wenn sich 
die aufsichtsrechtliche Einstufung der Schuldverschreibungen ändert, was wahrscheinlich zu ih-
rem gänzlichen oder teilweisen Ausschluss aus den  für den Mindestbetrag an Eigenmitteln und 
berücksichtigungsfähigen Verbindlichkeiten" (Minimum Requirement for Own Funds and Eligible 
Liabilities – MREL) gemäß BaSAG anrechenbaren berücksichtigungsfähigen Verbindlichkeiten 
auf unlimitierter und nach oben uneingeschränkter Basis führen würde, und falls die Vorausset-
zungen nach § 5 (4) erfüllt sind. 

[4]  Voraussetzungen für eine vorzeitige Rückzahlung oder einen Rückkauf. 

Eine vorzeitige Rückzahlung nach diesem § 5 und ein Rückkauf nach § 13 (2) setzen voraus, 
dass die Emittentin zuvor die Erlaubnis der Zuständigen Behörde (wie nachstehend definiert) 
und/oder der Abwicklungsbehörde (wie nachstehend definiert) zur vorzeitigen Rückzahlung und 
zum Rückkauf in Übereinstimmung mit Artikel 77 ff CRR erhalten hat, sofern und insoweit eine 
solche vorherige Erlaubnis zu diesem Zeitpunkt erforderlich ist. 

Ungeachtet der oben stehenden Bedingungen wird die Emittentin, falls zum Zeitpunkt einer vor-
zeitigen Rückzahlung oder eines Rückkaufs die für die Emittentin geltenden anwendbaren Auf-
sichtsvorschriften die vorzeitige Rückzahlung oder den Rückkauf nur nach Einhaltung von einer 
oder mehreren alternativen oder zusätzlichen Voraussetzungen zu den oben angegebenen er-
laubt ist, diese (etwaigen) anderen und/oder, falls anwendbar, zusätzlichen Voraussetzungen er-
füllen. 

Klarstellend wird angemerkt, dass die Verweigerung der Erlaubnis durch die Zuständige Behörde 
und/oder die Abwicklungsbehörde keinen Verzug für irgendeinen Zweck darstellt. 

Wobei:  

"Abwicklungsbehörde" bezeichnet die Abwicklungsbehörde gemäß § 2 Z 18 und 18a iVm § 3 
Abs 1 und 1a BaSAG, die für eine Sanierung oder Abwicklung der Emittentin verantwortlich ist.  

"Zuständige Behörde" bezeichnet die zuständige Behörde gemäß Artikel 4 (1)(40) CRR, die 
für die Beaufsichtigung der Emittentin auf Einzelbasis und/oder konsolidierter Basis verant-
wortlich ist.] 

[Im Fall von nachrangigen Schuldverschreibungen einfügen: 

(3) Vorzeitige Rückzahlung aus steuerlichen oder aufsichtsrechtlichen Gründen. Die Schuldver-
schreibungen können insgesamt, jedoch nicht teilweise, nach Wahl der Emittentin jederzeit mit 
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einer Kündigungsfrist von nicht weniger als 30 und nicht mehr als 60 Tagen durch Mitteilung 
gemäß § 11 der Anleihebedingungen gegenüber den Anleihegläubigern gekündigt (wobei diese 
Kündigung unwiderruflich ist) und zu ihrem vorzeitigen Rückzahlungsbetrag von [vorzeitigen 
Rückzahlungskurs einfügen] des Nennbetrags zuzüglich bis zum Rückzahlungstag (aus-
schließlich) aufgelaufener Zinsen (der "Vorzeitige Rückzahlungsbetrag") an die Anleihegläubi-
ger zurückgezahlt werden: 

(a) aus aufsichtsrechtlichen Gründen, wenn sich die aufsichtsrechtliche Einstufung der 
Schuldverschreibungen ändert, was wahrscheinlich zu ihrem gänzlichen oder teil-
weisen Ausschluss aus den Eigenmitteln oder ihrer Neueinstufung als Eigenmittel 
geringerer Qualität führen würde; oder 

(b) aus steuerlichen Gründen, wenn sich die geltende steuerliche Behandlung der Schuld-
verschreibungen ändert; 

und die Voraussetzungen nach § 5 (4) erfüllt sind. 

(4) Voraussetzungen für eine vorzeitige Rückzahlung oder einen Rückkauf. Eine vorzeitige Rück-
zahlung nach diesem § 5 und ein Rückkauf nach § 13 (2) setzen voraus, dass: 

(a) der Emittentin zuvor die Erlaubnis der Zuständigen Behörde zur vorzeitigen Rückzahlung 
oder zum Rückkauf der Schuldverschreibungen in Übereinstimmung mit Artikel 77 ff 
CRR erteilt wurde, wobei diese Erlaubnis unter anderem voraussetzen kann, dass: 

(i) die Emittentin vor oder gleichzeitig mit der vorzeitigen Rückzahlung die Schuld-
verschreibungen durch Eigenmittelinstrumente zumindest gleicher Qualität zu 
Bedingungen ersetzt, die im Hinblick auf die Ertragsmöglichkeiten der Emittentin 
nachhaltig sind; oder 

(ii) die Emittentin der Zuständigen Behörde hinreichend nachgewiesen hat, dass die 
Eigenmittel der Emittentin nach der vorzeitigen Rückzahlung die Anforderungen 
gemäß CRD IV und CRR um eine Spanne übertreffen, die die Zuständige Behörde 
gegebenenfalls für erforderlich hält; und  

(b) im Fall einer vorzeitigen Rückzahlung vor fünf Jahren nach dem Zeitpunkt der Emission 
der Schuldverschreibungen: 

(i) aus aufsichtsrechtlichen Gründen nach § 5 (3) (a), die Zuständige Behörde es 
für ausreichend sicher hält, dass eine solche Änderung stattfindet; und die Emit-
tentin der Zuständigen Behörde hinreichend nachweist, dass zum Zeitpunkt der 
Emission der Schuldverschreibungen die aufsichtsrechtliche Neueinstufung für 
die Emittentin nicht vorherzusehen war; und 

(ii) aus steuerlichen Gründen nach § 5 (3) (b), die Emittentin der Zuständigen Be-
hörde hinreichend nachweist, dass eine solche Änderung wesentlich ist und zum 
Zeitpunkt der Emission der Schuldverschreibungen nicht vorherzusehen war. 

Klarstellend wird angemerkt, dass die Verweigerung der Erlaubnis durch die Zuständige Be-
hörde keinen Verzug für irgendeinen Zweck darstellt. 

Wobei: 

CRD IV" bezeichnet die Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
26. Juni 2013 über den Zugang zur Tätigkeit von Kreditinstituten und die Beaufsichtigung von 
Kreditinstituten und Wertpapierfirmen (Capital Requirements Directive IV), wie in Österreich 
umgesetzt und in der jeweils geltenden oder ersetzten Fassung, und alle Bezugnahmen in die-
sen Emissionsbedingungen auf die maßgeblichen Artikel der CRR umfassen Bezugnahmen 
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auf alle geltenden gesetzlichen Bestimmungen, die diese Artikel von Zeit zu Zeit ändern oder 
ersetzen. 

"Zuständige Behörde" bezeichnet die zuständige Behörde gemäß Artikel 4 (1)(40) CRR, die 
für die Beaufsichtigung der Emittentin auf Einzelbasis und/oder konsolidierter Basis verant-
wortlich ist.] 

§ 6 
(Zahlungen) 

(1) Währung. Zahlungen von Kapital und Zinsen auf die Schuldverschreibungen erfolgen in der fest-
gelegten Währung (siehe § 1 (1)).  

(2) Zahlungen. Die Zahlung von Kapital und Zinsen erfolgt, vorbehaltlich geltender steuerlicher und 
sonstiger gesetzlicher Vorschriften, über die Zahlstelle(n) zur Weiterleitung an die Clearing Sys-
teme oder nach deren Anweisung durch Gutschrift auf die jeweilige für den Anleihegläubiger de-
potführende Stelle. 

(3) Zahlungen an einem Geschäftstag. Fällt der Fälligkeitstag einer Zahlung in Bezug auf eine 
Schuldverschreibung auf einen Tag, der kein Geschäftstag (wie nachstehend definiert) ist, wird 
der Fälligkeitstag gemäß der Geschäftstag-Konvention (wie nachstehend definiert) verschoben. 
Sollte ein für die Zahlung von Kapital [im Fall von nicht-angepassten Zinsperioden einfügen: 
und Zinsen] vorgesehener Tag verschoben werden, haben Anleihegläubiger keinen Anspruch 
auf Zahlung vor dem angepassten Fälligkeitstag und sind nicht berechtigt, weitere Zinsen und 
sonstige Zahlungen aufgrund dieser Verschiebung zu verlangen. 

"Record Date" ist der unmittelbar vor dem Fälligkeitstag einer Zahlung in Bezug auf eine Schuld-
verschreibung liegende Geschäftstag. 

[Falls die festgelegte Währung EUR ist, einfügen: 

 "Geschäftstag" ist jeder Tag (außer einem Samstag oder Sonntag), an dem (i) das Clearing 
System in Betrieb ist und (ii) das Trans-European Automated Real-Time Gross Settlement Ex-
press Transfer System 2 (TARGET2) oder dessen Nachfolger in Betrieb sind und Zahlungen in 
Euro abwickeln.] 

[Falls die festgelegte Währung nicht EUR ist, einfügen: 

"Geschäftstag" ist jeder Tag (außer einem Samstag oder Sonntag), an dem (i) jedes Clearing 
System in Betrieb ist und (ii) die Banken in [maßgebliche(s) Finanzzentrum(en) einfügen] (das 
"maßgebliches Finanzzentrum (oder –zentren)") für Geschäfte (einschließlich Devisenhan-
delsgeschäfte und Fremdwährungseinlagengeschäfte) in der festgelegten Währung geöffnet 
sind.]  

 [Sofern Folgender-Geschäftstag-Konvention zur Anwendung kommt, einfügen: 

 Fällt ein im Sinne dieser Anleihebedingungen für eine Zahlung maßgeblicher Tag auf einen Tag, 
der kein Geschäftstag ist, wird der betreffende Tag auf den nächstfolgenden Geschäftstag ver-
schoben ("Folgender-Geschäftstag-Konvention").] 

[Sofern Modifizierter-Folgender-Geschäftstag-Konvention zur Anwendung kommt, einfügen: 

 Fällt ein im Sinne dieser Anleihebedingungen für eine Zahlung maßgeblicher Tag auf einen Tag, 
der kein Geschäftstag ist, wird der betreffende Tag auf den nächstfolgenden Geschäftstag ver-
schoben, es sei denn, jener würde dadurch in den nächsten Kalendermonat fallen; in diesem Fall 
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wird der betreffende Tag auf den unmittelbar vorausgehenden Geschäftstag vorgezogen ("Modi-
fizierter-Folgender-Geschäftstag-Konvention").] 

(4) Bezugnahmen. Bezugnahmen in diesen Anleihebedingungen auf das Kapital der Schuldver-
schreibungen schließen, soweit anwendbar, den Rückzahlungsbetrag der Schuldverschreibun-
gen, den Vorzeitigen Rückzahlungsbetrag der Schuldverschreibungen, den Wahlrückzahlungs-
betrag (Call), den Wahlrückzahlungsbetrag (Put), sowie jeden Aufschlag sowie sonstige auf oder 
in Bezug auf die Schuldverschreibungen fälligen Beträge mit ein.  

(5) Gerichtliche Hinterlegung. Die Emittentin ist berechtigt, beim zuständigen Gericht Kapitalbeträge 
zu hinterlegen, die von den Anleihegläubigern nicht innerhalb von zwölf Monaten nach dem maß-
geblichen Fälligkeitstag beansprucht worden sind, auch wenn die Anleihegläubiger sich nicht in 
Annahmeverzug befinden. Soweit eine solche Hinterlegung erfolgt, und auf das Recht der Rück-
nahme verzichtet wird, erlöschen die Ansprüche der Anleihegläubiger gegen die Emittentin. 

(6) Verzugszinsen. Wenn die Emittentin eine fällige Zahlung auf die Schuldverschreibungen aus ir-
gendeinem Grund nicht leistet, wird der ausstehende Betrag ab dem Tag der Fälligkeit (ein-
schließlich) bis zum Tag der vollständigen Zahlung (ausschließlich) mit Verzugszinsen in Höhe 
von zwei Prozentpunkten über dem Basiszinssatz verzinst. Dabei ist der Basiszinssatz, der am 
letzten Kalendertag eines Halbjahres gilt, für das nächste Halbjahr maßgebend. 

§ 7 
(Besteuerung) 

(1) Sämtliche Zahlungen von Kapital und Zinsen in Bezug auf die Schuldverschreibungen werden 
ohne Einbehalt oder Abzug von Steuern, Abgaben, Festsetzungen oder behördlichen Gebühren 
jedweder Art (die "Steuern") geleistet, die von der Republik Österreich oder einer ihrer Gebiets-
körperschaften oder Behörden mit der Befugnis zur Erhebung von Steuern auferlegt, erhoben, 
eingezogen, einbehalten oder festgesetzt werden, es sei denn, ein solcher Einbehalt oder Abzug 
ist oder wird in Zukunft gesetzlich vorgeschrieben. In diesem Fall wird die Emittentin die betref-
fenden Steuern einbehalten oder abziehen, und die einbehaltenen oder abgezogenen Beträge 
an die zuständigen Behörden zahlen. Die Emittentin ist nicht verpflichtet, wegen eines solchen 
Einbehalts oder Abzugs zusätzliche Beträge an Kapital und/oder Zinsen zu zahlen. 

(2) Steuerhinweis. Hinweise zur steuerlichen Behandlung der Inhaber der Schuldverschreibungen 
sind dem Basisprospekt über das Programm zur Begebung von Schuldverschreibungen vom 
02.08.2018 zu entnehmen, wobei für die Aktualität der Steueraussagen keine Haftung übernom-
men wird.  

§ 8 
(Verjährung) 

Ansprüche gegen die Emittentin auf Zahlungen hinsichtlich der Schuldverschreibungen verjäh-
ren, sofern diese nicht innerhalb von dreißig Jahren (im Falle des Kapitals) und innerhalb von drei 
Jahren (im Falle von Zinsen) geltend gemacht werden. 
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§ 9 
(Beauftragte Stellen) 

(1) Hauptzahlstelle. Die VOLKSBANK WIEN AG, Kolingasse 14-16, 1090 Wien, Österreich handelt 
als Hauptzahlstelle in Bezug auf die Schuldverschreibungen (die "Hauptzahlstelle" und zusam-
men mit allfällig bestellten zusätzlichen Zahlstellen, jeweils eine "Zahlstelle"). 

[Falls weitere Zahlstellen ernannt werden, einfügen: 

 Die zusätzliche(n) Zahlstelle(n):  

 Zahlstelle(n): [Firmenwortlaut und Geschäftsanschrift der zusätzlichen Zahlstelle(n) einfü-
gen]] 

(2) Berechnungsstelle. Die [Firmenwortlaut und Geschäftsanschrift der Berechnungsstelle ein-
fügen] handelt als Berechnungsstelle für die Schuldverschreibungen (die "Berechnungsstelle"). 

(3) Ersetzung. Die Emittentin behält sich das Recht vor, die Ernennung der Hauptzahlstelle, allfälliger 
zusätzlicher Zahlstellen und der Berechnungsstelle jederzeit anders zu regeln oder zu beenden 
und eine andere Hauptzahlstelle oder zusätzliche oder andere Zahlstellen oder Berechnungsstel-
len zu ernennen. Sie wird sicherstellen, dass jederzeit (i) eine Hauptzahlstelle und eine Berech-
nungsstelle und (ii) eine Zahlstelle in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union bestellt ist. Die 
Zahlstellen und die Berechnungsstelle behalten sich das Recht vor, jederzeit anstelle ihrer jeweils 
benannten Geschäftsstelle eine andere Geschäftsstelle in derselben Stadt oder demselben Land 
zu bestimmen, Mitteilungen hinsichtlich aller Veränderungen im Hinblick auf die Hauptzahlstelle, 
die Zahlstellen oder die Berechnungsstelle erfolgen unverzüglich durch die Emittentin gemäß 
§ 11. 

(4) Kein Auftrags- oder Treuhandverhältnis. Die Zahlstellen und die Berechnungsstelle handeln aus-
schließlich als Beauftragte der Emittentin und übernehmen keine Verpflichtungen gegenüber den 
Anleihegläubigern; es wird dadurch kein Auftrags- oder Treuhandverhältnis zwischen ihnen und 
den Anleihegläubigern begründet. Die Emittentin kann sich bei Ausübung ihrer Rechte gemäß 
diesen Anleihebedingungen der Zahlstellen und/oder der Berechnungsstelle bedienen. 

(5) Verbindlichkeit der Festsetzungen. Alle Bescheinigungen, Mitteilungen, Gutachten, Festsetzun-
gen, Berechnungen, Quotierungen und Entscheidungen, die von der Emittentin, einer Zahlstelle 
und/oder der Berechnungsstelle für die Zwecke dieser Anleihebedingungen gemacht, abgege-
ben, getroffen oder eingeholt werden, sind (sofern nicht ein offensichtlicher Irrtum vorliegt) für die 
Emittentin, die Zahlstelle(n) und die Anleihegläubiger bindend. 

(6) Haftungsausschluss. Weder die Zahlstelle(n), noch die Berechnungsstelle übernehmen eine Haf-
tung für irgendeinen Irrtum oder eine Unterlassung oder irgendeine darauf beruhende nachträg-
liche Korrektur in der Berechnung oder Veröffentlichung irgendeines Betrags oder einer Festle-
gung in Bezug auf die Schuldverschreibungen, außer im Falle von grober Fahrlässigkeit und Vor-
satz.  

§ 10 
(Schuldnerersetzung) 

(1) Ersetzung. Die Emittentin ist jederzeit berechtigt, ohne Zustimmung der Anleihegläubiger eine 
andere Gesellschaft, die direkt oder indirekt von der Emittentin kontrolliert wird, als neue Emitten-
tin für alle sich aus oder im Zusammenhang mit den Schuldverschreibungen ergebenden Ver-
pflichtungen mit schuldbefreiender Wirkung für die Emittentin an die Stelle der Emittentin zu set-
zen (die "Neue Emittentin"), sofern 
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(a) die Neue Emittentin sämtliche Verpflichtungen der Emittentin aus oder im Zusammenhang 
mit den Schuldverschreibungen übernimmt; 

(b) die Emittentin, sofern eine Zustellung an die Neue Emittentin außerhalb der Republik Ös-
terreich erfolgen müsste, einen Zustellungsbevollmächtigten in der Republik Österreich be-
stellt; 

(c)  die Neue Emittentin sämtliche für die Schuldnerersetzung und die Erfüllung der Verpflich-
tungen aus oder im Zusammenhang mit den Schuldverschreibungen erforderlichen Ge-
nehmigungen erhalten hat; 

(d)  die Emittentin unbedingt und unwiderruflich die Verpflichtungen der Neuen Emittentin aus 
den Schuldverschreibungen zu Bedingungen garantiert, die sicherstellen, dass jeder An-
leihegläubiger wirtschaftlich mindestens so gestellt wird, wie er ohne die Ersetzung stehen 
würde; und 

(e) die Neue Emittentin in der Lage ist, sämtliche zur Erfüllung der aufgrund der Schuldver-
schreibungen bestehenden Zahlungsverpflichtungen erforderlichen Beträge in der festge-
legten Währung an das Clearing System zu zahlen, und zwar ohne Abzug oder Einbehalt 
von Steuern oder sonstigen Abgaben jedweder Art, die von dem Land (oder den Ländern), 
in dem (in denen) die Neue Emittentin ihren Sitz oder Steuersitz hat, auferlegt, erhoben 
oder eingezogen werden. 

(2) Bezugnahmen.  

(a) Im Fall einer Schuldnerersetzung gemäß § 10 (1) gilt jede Bezugnahme in diesen Anlei-
hebedingungen auf die "Emittentin" als eine solche auf die "Neue Emittentin" und jede Be-
zugnahme auf die Republik Österreich als eine solche auf den Staat, in welchem die Neue 
Emittentin steuerlich ansässig ist. 

(b) In § 7 gilt, falls eine solche Bezugnahme aufgrund des vorhergehenden Absatzes fehlen 
würde, eine alternative Bezugnahme auf die Republik Österreich als aufgenommen (zu-
sätzlich zu der Bezugnahme nach Maßgabe des vorstehenden Satzes auf den Staat, in 
welchem die Neue Emittentin steuerlich ansässig ist). 

(3) Bekanntmachung und Wirksamwerden der Ersetzung. Die Ersetzung der Emittentin ist gemäß 
§ 11 mitzuteilen. Mit der Mitteilung über die Ersetzung wird die Ersetzung wirksam und die Emit-
tentin und im Fall einer wiederholten Anwendung dieses § 10 jede frühere neue Emittentin von 
ihren sämtlichen Verpflichtungen aus den Schuldverschreibungen frei (unbeschadet der Garantie 
gemäß § 10 (1) (d)). 

§ 11 
(Mitteilungen) 

(1) Mitteilungen. Die Schuldverschreibungen betreffende Mitteilungen, die zwingend in einer Tages-
zeitung in Österreich veröffentlicht werden müssen, werden im Amtsblatt zur Wiener Zeitung ver-
öffentlicht oder, falls diese ihr Erscheinen einstellt, in einer anderen Tageszeitung mit Verbreitung 
in ganz Österreich. Die Schuldverschreibungen betreffende Mitteilungen, die nicht zwingend in 
einer Tageszeitung veröffentlicht werden müssen, sind wirksam erfolgt, wenn diese auf der Web-
seite [Webseite einfügen] abgerufen werden können oder wenn sie den Anleihegläubigern direkt 
oder über die für sie maßgeblichen depotführenden Stellen zugeleitet werden. 

(2) Mitteilung an das Clearing System. Die Emittentin ist berechtigt, eine Zeitungsveröffentlichung 
nach § 11 (1) durch eine Mitteilung an das Clearing System (gemäß § 1 (4)) zur Weiterleitung an 
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die Anleihegläubiger zu ersetzen. 

§ 12 
(Unwirksamkeit. Änderungen) 

(1) Salvatorische Klausel. Sollten zu irgendeinem Zeitpunkt eine oder mehrere der Bestimmungen 
der Anleihebedingungen unwirksam, unrechtmäßig oder undurchsetzbar gemäß dem Recht ei-
nes Staates sein oder werden, dann sind diese Bestimmungen im Hinblick auf die betreffende 
Jurisdiktion nur im notwendigen Ausmaß unwirksam, ohne die Gültigkeit, Rechtmäßigkeit und 
Durchsetzbarkeit der verbleibenden Bestimmungen der Anleihebedingungen zu berühren oder 
zu verhindern.  

(2) Änderungen. Die Emittentin ist berechtigt, in diesen Anleihebedingungen ohne Zustimmung der 
Anleihegläubiger offensichtliche Schreib- oder Rechenfehler oder sonstige offensichtliche Irrtü-
mer zu berichtigen, widersprüchliche oder lückenhafte Bestimmungen zu ändern bzw zu ergän-
zen, wobei nur solche Änderungen bzw Ergänzungen zulässig sind, die unter Berücksichtigung 
der Interessen der Emittentin für die Anleihegläubiger zumutbar sind, dh deren finanzielle Situa-
tion nicht wesentlich verschlechtern. Eine Pflicht zur Bekanntmachung von Änderungen bzw Er-
gänzungen dieser Bedingungen besteht nicht, soweit die finanzielle Situation der Anleihegläubi-
ger nicht wesentlich verschlechtert wird. 

§ 13 
(Begebung weiterer Schuldverschreibungen und Ankauf) 

(1)  Begebung weiterer Schuldverschreibungen. Die Emittentin ist jederzeit berechtigt, ohne Zustim-
mung der Anleihegläubiger weitere Schuldverschreibungen mit den gleichen Bedingungen (ge-
gebenenfalls mit Ausnahme des Begebungstages, des Verzinsungsbeginns und/oder des Aus-
gabepreises) in der Weise zu begeben, dass sie mit den Schuldverschreibungen eine einheitli-
che Serie bilden. 

(2)  Rückkauf. Die Emittentin ist berechtigt, jederzeit Schuldverschreibungen im Markt oder anderwei-
tig zu jedem beliebigen Preis zu erwerben, sofern dies im Rahmen der gesetzlichen Anforderun-
gen zulässig ist. Die von der Emittentin erworbenen Schuldverschreibungen können nach Wahl 
der Emittentin von ihr gehalten, weiterverkauft oder bei der Zahlstelle zur Entwertung eingereicht 
werden. [Im Fall von berücksichtigungsfähigen und nachrangigen Schuldverschreibungen 
einfügen: Ein solcher Rückkauf ist nur unter Beachtung aller anwendbaren aufsichtsrechtlichen 
und sonstigen gesetzlichen Beschränkungen und unter der Voraussetzung, dass die Vorausset-
zungen nach § 5 (4) erfüllt sind, möglich.] 

§ 14 
(Anwendbares Recht. Erfüllungsort. Gerichtsstand) 

(1) Anwendbares Recht. Erfüllungsort. Form und Inhalt der Schuldverschreibungen sowie die ver-
traglichen und außervertraglichen Rechte und Pflichten der Anleihegläubiger und der Emittentin 
im Zusammenhang mit den Schuldverschreibungen bestimmen sich ausschließlich nach dem 
Recht der Republik Österreich unter Ausschluss seiner Regelungen des internationalen Privat-
rechts soweit diese die Anwendbarkeit fremden Rechts zur Folge hätten. Erfüllungsort ist St. Pöl-
ten, Republik Österreich.  
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(2) Gerichtsstand. Nicht-ausschließlicher Gerichtsstand für alle sich aus den in diesen Anleihebedin-
gungen geregelten Rechtsverhältnissen ergebenden Rechtsstreitigkeiten mit der Emittentin ist, 
soweit gesetzlich zulässig, St. Pölten, Österreich. Die Gerichtsstandsvereinbarung beschränkt 
nicht das Recht eines Anleihegläubigers, wenn und soweit durch anwendbare Gesetze an-
geordnet, Verfahren vor einem Verbrauchergerichtsstand anzustrengen.  
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6.1.4 Variante 4 – Fixer und danach variabler Zinssatz 

§ 1 
(Währung. Form. Emissionsart. Stückelung. Verbriefung. Verwahrung) 

(1) Währung. Stückelung. Die Volksbank Niederösterreich AG (die "Emittentin") begibt gemäß den 
Bestimmungen dieser Anleihebedingungen (die "Anleihebedingungen") am (oder ab dem) [Da-
tum des (Erst-)Begebungstags einfügen] (der "Begebungstag") im Wege einer [Emissions-
art einfügen] Schuldverschreibungen (die "Schuldverschreibungen") in [festgelegte Währung 
einfügen] (die "festgelegte Währung") im Gesamtnennbetrag von [Gesamtnennbetrag einfü-
gen] (in Worten: [Gesamtnennbetrag in Worten einfügen]) [mit Auf- und Abstockungsmöglich-
keit] und mit einem Nennbetrag von je [Nennbetrag einfügen] (der "Nennbetrag"). 

(2) Form. Die Schuldverschreibungen lauten auf den Inhaber.  

(3) Sammelurkunde. Die Schuldverschreibungen sind in einer Sammelurkunde (die "Sammelur-
kunde") gemäß § 24 lit b Depotgesetz ohne Zinsscheine verbrieft. Die Sammelurkunde trägt die 
eigenhändigen oder faksimilierten Unterschriften von zwei vertretungsberechtigten Personen der 
Emittentin oder deren Bevollmächtigten und ist nach Wahl der Emittentin von der Hauptzahlstelle 
oder in deren Namen mit einer Kontrollunterschrift versehen. Einzelurkunden und Zinsscheine 
werden nicht ausgegeben. 

[Im Fall der Verwahrung bei der VOLKSBANK WIEN AG einfügen: 

(4) Verwahrung. Die Sammelurkunde wird von einem oder im Namen eines Clearing System ver-
wahrt, bis sämtliche Verbindlichkeiten der Emittentin aus den Schuldverschreibungen erfüllt sind. 
"Clearing System" meint den Wertpapiersammelverwahrer VOLKSBANK WIEN AG mit der Ge-
schäftsanschrift Kolingasse 14-16, 1090 Wien, Österreich sowie jeden Funktionsnachfolger. Der 
Anleihegläubiger ist bei Erwerb der Schuldverschreibungen verpflichtet, ein Depot bei der Emit-
tentin oder einem anderen Kreditinstitut im Volksbanken-Verbund zu eröffnen. Die Schuldver-
schreibungen können nicht auf ein Depot bei einem anderen Kreditinstitut außerhalb des Volks-
banken-Verbundes übertragen werden. Dadurch ist die Übertragbarkeit der Schuldverschreibun-
gen eingeschränkt.] 

[Im Fall der Verwahrung bei der OeKB einfügen: 

(4)  Verwahrung. Die Sammelurkunde wird von einem oder im Namen eines Clearing System ver-
wahrt, bis sämtliche Verbindlichkeiten der Emittentin aus den Schuldverschreibungen erfüllt sind. 
"Clearing System" meint die Wertpapiersammelbank der OeKB, die OeKB CSD GmbH – "CSD" 
mit der Geschäftsanschrift Strauchgasse 1-3, 1010 Wien, Österreich sowie jeden Funktionsnach-
folger.] 

(5) Anleihegläubiger. "Anleihegläubiger" bezeichnet jeden Inhaber von Miteigentumsanteilen 
oder anderen vergleichbaren Rechten an der Sammelurkunde, die in Übereinstimmung mit 
anwendbarem Recht, diesen Anleihebedingungen und den Bestimmungen des Clearing Sys-
tems auf einen neuen Anleihegläubiger übertragen werden können.  
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§ 2 
(Rang) 

[Im Fall von nicht-nachrangigen und "ordinary senior" berücksichtigungsfähigen Schuldver-
schreibungen einfügen: 

(1) Die Schuldverschreibungen begründen direkte, unbedingte, unbesicherte und nicht-nachrangige 
Verbindlichkeiten der Emittentin und haben den gleichen Rang untereinander und zumindest den 
gleichen Rang mit allen anderen unbesicherten und nicht-nachrangigen Verbindlichkeiten der 
Emittentin, ausgenommen solche, die aufgrund zwingender gesetzlicher Vorschriften einen hö-
heren Rang haben oder nachrangig sind.] 

[Im Fall von "senior non-preferred" berücksichtigungsfähigen Schuldverschreibungen einfü-
gen: 
(1) Die Schuldverschreibungen sollen Instrumente Berücksichtigungsfähiger Verbindlichkeiten (wie 

nachstehend definiert) darstellen. 

(2) Die Schuldverschreibungen begründen direkte, unbedingte, unbesicherte und nicht-nachrangige 
Verbindlichkeiten der Emittentin, die untereinander und mit allen anderen unbesicherten und 
nicht-nachrangigen Verbindlichkeiten der Emittentin gleichrangig sind, mit folgender Ausnahme: 

Als senior non-preferred Verbindlichkeiten der Emittentin sind Ansprüche auf den Kapitalbetrag 
der Schuldverschreibungen: 

(a) nachrangig gegenüber anderen unbesicherten und nicht-nachrangigen Verbindlichkei-
ten der Emittentin, die gemäß ihren Bedingungen nicht mit den Verbindlichkeiten der 
Emittentin aus den Schuldverschreibungen gleichrangig sind; oder 

(b) nachrangig gegenüber anderen unbesicherten und nicht-nachrangigen Verbindlichkei-
ten der Emittentin, sofern und insoweit solche unbesicherten und nicht-nachrangigen 
Verbindlichkeiten der Emittentin im regulären Insolvenzverfahren der Emittentin eine 
bevorrechtigte gesetzliche Behandlung genießen; 

jedoch in jedem Fall vorrangig gegenüber Tier 2 Instrumenten und gegenüber allen nachrangigen 
Schuldtiteln der Emittentin, die im Rang vorrangig gegenüber Tier 2 Instrumenten sind. 

Wobei: 

"Instrumente Berücksichtigungsfähiger Verbindlichkeiten" bezeichnet alle (direkt begebe-
nen) Schuldtitel der Emittentin, die zu Instrumenten berücksichtigungsfähiger Verbindlichkeiten 
gemäß Artikel [72b] [anderen maßgeblichen Artikel einfügen] CRR und/oder § [131 Abs 3 und 
4] [andere maßgebliche Bestimmung einfügen] BaSAG zählen, die in dem Mindestbetrag an 
Eigenmitteln und berücksichtigungsfähigen Verbindlichkeiten" (Minimum Requirement for Own 
Funds and Eligible Liabilities – MREL) gemäß BaSAG enthalten sind, einschließlich aller Schuld-
titel, die aufgrund von Übergangsbestimmungen zu den Instrumenten berücksichtigungsfähiger 
Verbindlichkeiten der CRR und/oder des BaSAG zählen. 

"Tier 2 Instrumente" bezeichnet alle (direkt oder indirekt begebenen) Kapitalinstrumente der 
Emittentin, die zu Instrumenten des Ergänzungskapital (Tier 2) gemäß Artikel 63 CRR zählen, 
einschließlich aller Kapitalinstrumente, die aufgrund von CRR-Übergangsbestimmungen zu den 
Instrumenten des Ergänzungskapitals zählen.] 

"BaSAG" bezeichnet das österreichische Sanierungs- und Abwicklungsgesetz in der jeweils gel-
tenden oder ersetzten Fassung, und alle Bezugnahmen in diesen Emissionsbedingungen auf die 
maßgeblichen Bestimmungen im BaSAG umfassen Bezugnahmen auf alle geltenden gesetzli-
chen Bestimmungen, die diese Bestimmungen von Zeit zu Zeit ändern oder ersetzen. 
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"CRR" bezeichnet die Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 26. Juni 2013 über Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen und 
zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 (Capital Requirements Regulation) in der je-
weils geltenden oder ersetzten Fassung, und alle Bezugnahmen in diesen Emissionsbedingun-
gen auf die maßgeblichen Artikel der CRR umfassen Bezugnahmen auf alle geltenden gesetzli-
chen Bestimmungen, die diese Artikel von Zeit zu Zeit ändern oder ersetzen.] 

[Im Fall von nachrangigen Schuldverschreibungen einfügen: 

(1) Die Schuldverschreibungen sollen Tier 2 Instrumente (wie nachstehend definiert) darstellen. 

(2) Die Schuldverschreibungen begründen direkte, unbesicherte und nachrangige Verbindlichkeiten 
der Emittentin und haben den gleichen Rang untereinander und zumindest den gleichen Rang 
mit allen anderen nachrangigen Verbindlichkeiten der Emittentin, ausgenommen nachrangige 
Verbindlichkeiten, welche gemäß ihren Bedingungen als nachrangig gegenüber den Schuldver-
schreibungen bezeichnet werden. 

Im Falle der Insolvenz oder der Liquidation der Emittentin sind die Verbindlichkeiten der Emitten-
tin aus den Schuldverschreibungen: 

(a) nachrangig gegenüber allen gegenwärtigen oder zukünftigen nicht-nachrangigen Ver-
bindlichkeiten oder Instrumenten der Emittentin; 

(b) gleichrangig untereinander sowie gegenüber allen gegenwärtigen oder zukünftigen 
nachrangigen Verbindlichkeiten oder Instrumenten der Emittentin, die nicht nachrangig 
oder vorrangig gegenüber den Schuldverschreibungen sind oder diesen gegenüber als 
nachrangig oder vorrangig bezeichnet werden; und  

(c) vorrangig gegenüber den  Ansprüchen von Aktionären, Inhabern von (anderen) Instru-
menten des harten Kernkapitals (Common Equity Tier 1) gemäß Artikel 28 CRR, Inha-
bern von Instrumenten des Partizipationskapitals gemäß § 23 Abs 4 und 5 BWG idF vor 
Inkrafttreten der CRR sowie Inhabern von Instrumenten des zusätzlichem Kernkapitals 
(Additional Tier 1) gemäß Artikel 52 CRR der Emittentin und allen anderen nachrangi-
gen Verbindlichkeiten der Emittentin, welche nachrangig gegenüber den Schuldver-
schreibungen sind oder diesen gegenüber als nachrangig bezeichnet werden. 

Wobei:  

"CRR" bezeichnet die Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 26. Juni 2013 über Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen und 
zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 (Capital Requirements Regulation) in der jeweils 
geltenden oder ersetzten Fassung, und alle Bezugnahmen in diesen Emissionsbedingungen auf 
die maßgeblichen Artikel der CRR umfassen Bezugnahmen auf alle geltenden gesetzlichen Best-
immungen, die diese Artikel von Zeit zu Zeit ändern oder ersetzen. 

"Tier 2 Instrumente" bezeichnet alle (direkt oder indirekt begebenen) Kapitalinstrumente der 
Emittentin, die zu Instrumenten des Ergänzungskapital (Tier 2) gemäß Artikel 63 CRR zählen, 
einschließlich aller Kapitalinstrumente, die aufgrund von CRR-Übergangsbestimmungen zu den 
Instrumenten des Ergänzungskapitals zählen.] 

[Im Fall von berücksichtigungsfähigen und nachrangigen Schuldverschreibungen einfügen: 
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([2/3])  Für die Rechte der Anleihegläubiger aus den Schuldverschreibungen darf diesen keine vertrag-
liche Sicherheit durch die Emittentin oder durch Dritte gestellt werden; eine solche Sicherheit wird 
auch zu keinem Zeitpunkt gestellt werden. Rückerstattungsansprüche der Anleihegläubiger dür-
fen nicht gegen Forderungen der Emittentin aufgerechnet werden. Nachträglich können weder 
der Rang gemäß diesem § 2 geändert noch die Laufzeit dieser Schuldverschreibungen verkürzt 
werden.]  

 § 3 
(Zinsen) 

(1) Fixer Zinssatz und fixe Zinszahlungstage. Die Schuldverschreibungen werden bezogen auf ihren 
Nennbetrag ab dem [Verzinsungsbeginn einfügen] (der "Verzinsungsbeginn") (einschließlich) 
bis zum [Ende der Fixzinsperiode] (einschließlich) [Frequenz einfügen] mit einem fixen Zins-
satz von [fixen Zinssatz einfügen] % per annum (der "fixe Zinssatz") verzinst. Die Zinsen sind 
nachträglich am [fixen Zinszahlungstag einfügen] [eines jeden Jahres] zahlbar ([jeweils] ein 
"fixer Zinszahlungstag"). Die [erste] Zinszahlung erfolgt am [ersten fixen Zinszahlungstag 
einfügen]. 

(2) Variable Zinszahlungstage. Ab dem [letzter fixer Zinszahlungstag einfügen] (der "Variabel-
verzinsungsbeginn") (einschließlich) werden die Schuldverschreibungen bezogen auf ihren 
Nennbetrag [Frequenz einfügen] bis zu dem Endfälligkeitstag (gemäß § 4) vorangehenden Ka-
lendertag (einschließlich) mit dem variablen Zinssatz (wie nachstehend definiert) verzinst. Die 
variablen Zinsen sind nachträglich an jedem [variable Zinszahlungstag(e) einfügen] zahlbar 
([jeweils] ein "variabler Zinszahlungstag" und zusammen mit den fixen Zinszahlungstagen je-
weils ein "Zinszahlungstag"). Die erste variable Zinszahlung erfolgt am [ersten variablen Zins-
zahlungstag einfügen]. 

(3) Zinsperioden. Der Zeitraum ab dem Verzinsungsbeginn (einschließlich) bis zu dem Kalendertag 
(einschließlich), der dem ersten fixen Zinszahlungstag vorangeht, sowie jeden folgenden Zeit-
raum ab dem fixen Zinszahlungstag (einschließlich) bis zu dem Kalendertag (einschließlich), der 
dem unmittelbar folgenden letzten fixen Zinszahlungstag vorangeht wird als fixe Zinsperiode (die 
"fixe Zinsperiode") bezeichnet. Die fixen Zinsperioden werden [nicht] angepasst. Der Zeitraum 
vom Variabelverzinsungsbeginn bzw von jedem variablen Zinszahlungstag (einschließlich) bis zu 
dem Kalendertag (einschließlich), der dem nächsten variablen Zinszahlungstag vorangeht, wird 
als variable Zinsperiode (die "variable Zinsperiode" und die variable Zinsperioden zusammen 
mit den fixen Zinsperioden, die "Zinsperioden") bezeichnet. Die variablen Zinsperioden werden 
[nicht] angepasst.  

[Falls als Referenzsatz EURIBOR angegeben wurde, einfügen:  

(4) Variabler Zinssatz. Der variable Zinssatz (der "variable Zinssatz") für jede variable Zinsperiode 
entspricht [Partizipationsfaktor einfügen] % vom [Angebotssatz einfügen] (der "Referenz-
satz") per annum [plus/minus] [Zu-/Abschlag einfügen] per annum (die "Marge"), der auf der 
Bildschirmseite [Bildschirmseite einfügen] (die "Bildschirmseite") oder jeder Nachfolgeseite 
am Zinsfeststellungstag (wie in § 3 (5) definiert) vor [Beginn/Ende einfügen] der maßgeblichen 
Zinsperiode ab ca. 11.00 Uhr MEZ (die "festgelegte Zeit") angezeigt wird, wobei die Festlegung 
durch die Berechnungsstelle (wie in § 9 definiert) vorgenommen wird.]  

[Falls als Referenzsatz CMS angegeben wurde, einfügen:  

(4) Variabler Zinssatz. Der variable Zinssatz (der "variable Zinssatz") für jede variable Zinsperiode 
entspricht [Partizipationsfaktor einfügen] % vom [[Anzahl]-Jahres Swap-Satz einfügen] (der 
mittlere Swapsatz gegen den [●]-Monats Euribor, ausgedrückt als Prozentsatz per annum) (der 
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"[Anzahl]-Jahres Swapsatz") (der "Referenzsatz") per annum der auf der Bildschirmseite [Bild-
schirmseite einfügen] (die "Bildschirmseite") oder jeder Nachfolgeseite am Zinsfeststellungs-
tag (wie in § 3 (5) definiert) vor [Beginn/Ende einfügen] der maßgeblichen Zinsperiode um ca. 
11.00 Uhr MEZ (die "festgelegte Zeit") angezeigt wird, wobei die Festlegung durch die Berech-
nungsstelle (wie in § 9 definiert) vorgenommen wird, [plus/minus] [Zu-/Abschlag einfügen] per 
annum (die "Marge").]  

[Falls als Zinssatz entweder der Referenzsatz oder der Zinssatz der Vorperiode angegeben 
wurde, einfügen:  

(4) Variabler Zinssatz. Der variable Zinssatz (der "variable Zinssatz") für jede Zinsperiode entspricht 
entweder dem Zinssatz der Vorperiode oder dem [Angebotssatz einfügen] (der "Referenz-
satz") per annum [plus/minus] [Zu-/Abschlag einfügen] per annum (die "Marge"), der auf der 
Bildschirmseite [Bildschirmseite einfügen] (die "Bildschirmseite") oder jeder Nachfolgeseite 
am Zinsfeststellungstag (wie in § 3 (5) definiert) ab ca. 11.00 Uhr MEZ (die "festgelegte Zeit") 
angezeigt wird, wobei die Festlegung durch die Berechnungsstelle (wie in § 9 definiert) vorge-
nommen wird, und der am Zinsfeststellungstag höhere Wert maßgebend ist.] 

[Falls als Zinssatz das Ergebnis einer Berechnung zweier Zinssätze angegeben wurde, einfügen:  

(4) Variabler Zinssatz. Der variable Zinssatz (der "variable Zinssatz") für jede variable Zinsperiode 
wird gemäß folgender Formel unter Einbeziehung von zwei Referenzwerten (wie unten definiert) 
berechnet: [Partizipationsfaktor einfügen] multipliziert mit der Differenz aus Referenzsatz 1 und 
Referenzsatz 2. Der Referenzsatz 1 (der "Referenzsatz 1") entspricht dem [[Anzahl]-Jahres 
Swap-Satz einfügen] (der mittlere Swapsatz gegen den [●]-Monats Euribor, ausgedrückt als 
Prozentsatz per annum) (der "[Anzahl]-Jahres Swapsatz") per annum der auf der Bildschirm-
seite [Bildschirmseite einfügen] (die "Bildschirmseite") oder jeder Nachfolgeseite am Zins-
feststellungstag (wie in § 3 (5) definiert) vor [Beginn/Ende einfügen] der maßgeblichen Zinspe-
riode um ca. 11.00 Uhr MEZ (die "festgelegte Zeit") angezeigt wird, wobei die Festlegung durch 
die Berechnungsstelle (wie in § 9 definiert) vorgenommen wird. Der Referenzsatz 2 (der "Refe-
renzsatz 2") entspricht dem [[Anzahl]-Jahres Swap-Satz einfügen] (der mittlere Swapsatz ge-
gen den [●]-Monats Euribor, ausgedrückt als Prozentsatz per annum) (der "[Anzahl]-Jahres 
Swapsatz") per annum der auf der Bildschirmseite oder jeder Nachfolgeseite am Zinsfeststel-
lungstag (wie in § 3 (5) definiert) vor [Beginn/Ende einfügen] der maßgeblichen Zinsperiode um 
ca. 11.00 Uhr MEZ (die "festgelegte Zeit") angezeigt wird, wobei die Festlegung durch die Be-
rechnungsstelle (wie in § 9 definiert) vorgenommen wird.]  

[Falls ein Zielkupon zur Anwendung kommt, einfügen:  

(a) Zielkupon. Die Summe aller jährlichen Zinszahlungen beträgt maximal [Zahl einfügen] % des 
Nennbetrages (der "Zielkupon"). Die letzte Zinszahlung ist der Zielkupon minus der Summe aller 
vorher geleisteten Zinszahlungen.] 

Sollte der Referenzsatz zur festgelegten Zeit nicht auf der Bildschirmseite (wie je vorstehend 
definiert) erscheinen oder die Bildschirmseite nicht zur Verfügung stehen, wird die Berechnungs-
stelle von je einer Hauptgeschäftsstelle der vier Referenzbanken (wie nachstehend definiert) An-
gebotssätze (ausgedrückt als Prozentsatz per annum) für Einlagen in der festgelegten Währung 
mit einer Laufzeit, die der Laufzeit des Referenzsatzes entspricht, für die betreffende Zinsperiode 
etwa zur festgelegten Zeit am Zinsfeststellungstag anfordern.  

Falls zumindest zwei dieser Referenzbanken der Berechnungsstelle solche Angebotssätze nen-
nen, ist der Referenzsatz für die betreffende Zinsperiode das arithmetische Mittel (falls erforder-
lich, auf- oder abgerundet auf das nächste tausendstel Prozent, wobei ab 0,0005 aufzurunden 
ist) der genannten Angebotssätze. 
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"Referenzbanken" bedeutet die Euro-Zone Hauptgeschäftsstellen von vier großen Referenzban-
ken (gemessen an deren Bilanzsumme), deren Angebotssätze im Euro-Zonen Interbankenmarkt 
zur Bestimmung des zuletzt auf der Bildschirmseite erschienenen Referenzsatzes verwendet 
wurden, die jeweils von der Berechnungsstelle ausgewählt werden.  

"Euro-Zone" bezeichnet das Gebiet derjenigen Mitgliedstaaten der Europäischen Union, die ge-
mäß dem Vertrag über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft (unterzeichnet in Rom am 
25. März 1957), geändert durch den Vertrag über die Europäische Union (unterzeichnet in Maas-
tricht am 7. Februar 1992), den Amsterdamer Vertrag vom 2. Oktober 1997 und den Vertrag von 
Lissabon vom 13.Dezember 2007, in seiner jeweiligen Fassung, eine einheitliche Währung ein-
geführt haben oder jeweils eingeführt haben werden. 
Für den Fall, dass der Referenzsatz nicht gemäß den vorstehenden Bestimmungen ermittelt wer-
den kann, ist der Referenzsatz der Angebotssatz, bzw das arithmetische Mittel der Angebotss-
ätze, an dem letzten Tag vor dem Zinsfeststellungstag, an dem diese Angebotssätze angezeigt 
wurden. 

[Falls die Schuldverschreibungen mit einem Mindestzinssatz ausgestattet sind, einfügen:  

Mindestzinssatz. Wenn der gemäß den obigen Bestimmungen für eine Zinsperiode ermittelte 
Zinssatz niedriger ist als [Mindestzinssatz einfügen] % per annum (der "Mindestzinssatz"), so 
entspricht der Zinssatz für diese Zinsperiode dem Mindestzinssatz.] 

[Falls die Schuldverschreibungen mit einem Höchstzinssatz ausgestattet sind, einfügen:  

Höchstzinssatz. Wenn der gemäß den obigen Bestimmungen für eine Zinsperiode ermittelte Zins-
satz höher ist als [Höchstzinssatz einfügen] % per annum (der "Höchstzinssatz"), so entspricht 
der Zinssatz für diese Zinsperiode dem Höchstzinssatz.] 

(5) Zinsfeststellungstag. Der "Zinsfeststellungstag" bezeichnet den [Anzahl einfügen] [Londoner] 
/ [Frankfurter] / [New-Yorker] / [TARGET]-Geschäftstag vor [Beginn/Ende einfügen] der jewei-
ligen variablen Zinsperiode. ["[Londoner] / [Frankfurter] / [New-Yorker]-Geschäftstag" be-
zeichnet einen Tag (außer einem Samstag, Sonntag oder Feiertag), an dem Geschäftsbanken in 
[London] / [Frankfurt] / [New-York] für Geschäfte (einschließlich Devisen- und Sortengeschäfte) 
geöffnet sind.] [Ein "TARGET-Geschäftstag" bezeichnet einen Tag, an dem das Trans-Euro-
pean Automated Real-Time Gross Settlement Express Transfer System (TARGET2) betriebsbe-
reit ist.]  

(6) Zinsbetrag. Die Berechnungsstelle (wie in § 9 definiert) wird vor jedem Zinszahlungstag den auf 
jede Schuldverschreibung zahlbaren Zinsbetrag (der "Zinsbetrag") für die maßgebliche Zinspe-
riode (wie vorstehend definiert) berechnen. Der Zinsbetrag wird ermittelt, indem der (fixe bzw 
variable) Zinssatz und der Zinstagequotient auf den Nennbetrag angewendet werden, wobei der 
resultierende Betrag, falls die festgelegte Währung Euro ist, auf den nächsten 0,01 Euro auf- oder 
abgerundet wird, wobei 0,005 Euro aufgerundet werden, und, falls die festgelegte Währung nicht 
Euro ist, auf die kleinste Einheit der festgelegten Währung auf- oder abgerundet wird, wobei 0,5 
solcher Einheiten aufgerundet werden. 

(7) Mitteilung von Zinssatz und Zinsbetrag. Die Berechnungsstelle wird veranlassen, dass den An-
leihegläubigern sobald als praktisch möglich nach jedem Feststellungstag der variable Zinssatz 
(soweit anwendbar) und der Zinsbetrag für die maßgebliche Zinsperiode sowie der maßgebliche 
Zinszahlungstag durch Mitteilung gemäß § 11 mitgeteilt werden. Im Fall einer Verlängerung oder 
Verkürzung der Zinsperiode können der mitgeteilte Zinsbetrag und Zinszahlungstag ohne Voran-
kündigung nachträglich angepasst (oder andere geeignete Anpassungsmaßnahmen getroffen) 
werden. Jede solche Anpassung wird umgehend allen Anleihegläubigern mitgeteilt. 
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(8)  Berechnung der Zinsen für Teile von Zeiträumen. Sofern Zinsen für einen Zeitraum von weniger 
als einem Jahr zu berechnen sind, erfolgt die Berechnung auf der Grundlage des Zinstagequoti-
enten (wie nachstehend definiert). 

 "Zinstagequotient" bezeichnet im Hinblick auf die Berechnung des Zinsbetrages auf eine 
Schuldverschreibung für einen beliebigen Zeitraum einer Fixzinsperiode [Actual/Actual (ICMA)] 
[30/360] [ACT/360] und für einen beliebigen Zeitraum einer variablen Zinsperiode [Actual/Actual 
(ICMA)] [30/360] [ACT/360] (jeweils ein "Zinsberechnungszeitraum"): 

 Wobei:  

[Im Fall von Actual/Actual (ICMA) einfügen: 

"Actual/Actual (ICMA)" meint, falls der Zinsberechnungszeitraum gleich oder kürzer als die Zins-
periode ist, innerhalb welche er fällt, die tatsächliche Anzahl von Tagen im Zinsberechnungszeit-
raum, dividiert durch das Produkt (A) der tatsächlichen Anzahl von Tagen in der jeweiligen Zins-
periode und (B) der Anzahl der Zinsperioden, die normalerweise in einem Jahr enden. 

Falls der Zinsberechnungszeitraum länger als eine Zinsperiode ist, die Summe aus (A) der tat-
sächlichen Anzahl von Tagen des Zinsberechnungszeitraums, der in die Zinsperiode fällt, in der 
er beginnt, geteilt durch das Produkt von (x) der tatsächlichen Anzahl von Tagen in dieser Zins-
periode und (y) der Anzahl von Zinsperioden, die normalerweise in einem Jahr enden, und (B) 
der tatsächlichen Anzahl von Tagen des Zinsberechnungszeitraums, der in die nächste Zinsperi-
ode fällt, geteilt durch das Produkt von (x) der tatsächlichen Anzahl von Tagen in dieser Zinspe-
riode und (y) der Anzahl von Zinsperioden, die normalerweise in einem Jahr enden.] 

[Im Fall von 30/360 einfügen: 

"30/360" meint die Anzahl von Tagen des Zinsberechnungszeitraums, dividiert durch 360, wobei 
die Anzahl der Tage auf der Grundlage eines Jahres von 360 mit zwölf Monaten zu 30 Tagen zu 
ermitteln ist (es sei denn, (A) der letzte Tag des Zinsberechnungszeitraumes fällt auf den 31. Tag 
eines Monats, während der erste Tag des Zinsberechnungszeitraumes weder auf den 30. noch 
auf den 31. Tag eines Monats fällt, wobei in diesem Fall der diesen Tag enthaltende Monat nicht 
als ein auf 30 Tage gekürzter Monat zu behandeln ist, oder (B) der letzte Tag des Zinsberech-
nungszeitraumes fällt auf den letzten Tag des Monats Februar, wobei in diesem Fall der Monat 
Februar nicht als ein auf 30 Tage verlängerter Monat zu behandeln ist).] 

[Im Fall von ACT/360 einfügen: 

"ACT/360" meint die tatsächliche Anzahl von Tagen des Zinsberechnungszeitraums, dividiert 
durch 360.] 

(9) Auflaufende Zinsen. Der Zinslauf der Schuldverschreibungen endet mit Ablauf des Tages (das 
"Verzinsungsende"), der dem Tag vorangeht, an dem sie zur Rückzahlung fällig werden. Sollte 
die Emittentin die Schuldverschreibungen bei Fälligkeit nicht einlösen, endet die Verzinsung an 
dem Tag, der dem Tag der tatsächlichen Rückzahlung vorausgeht. 

(10)  Stückzinsen. Bei einer Fixzinsperiode sind bei unterjährigen Käufen und/oder Verkäufen Stück-
zinsen [zahlbar / nicht zahlbar.] Bei einer variablen Zinsperiode sind bei unterjährigen Käufen 
und/oder Verkäufen Stückzinsen [zahlbar / mindestens zum Mindestzinssatz zahlbar / [und] 
höchstens zum Höchstzinssatz zahlbar / nicht zahlbar]. 
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§ 4 
(Rückzahlung) 

Rückzahlung bei Endfälligkeit. Die Schuldverschreibungen werden, soweit sie nicht zuvor bereits ganz 
oder teilweise zurückgezahlt oder zurückgekauft wurden und vorbehaltlich einer Anpassung in Überein-
stimmung mit den in § 6 (3) enthaltenen Bestimmungen, am [Endfälligkeitstag einfügen] (der "End-
fälligkeitstag") [bei Zielkupon einfügen: oder am Zinszahlungstag an dem der Zielkupon erreicht 
wurde], zu ihrem Rückzahlungsbetrag von [Rückzahlungskurs einfügen] des Nennbetrags (der 
"Rückzahlungsbetrag") zurückgezahlt.  

§ 5 
(Vorzeitige Rückzahlung) 

[Falls die Emittentin das Wahlrecht hat, Schuldverschreibungen vorzeitig zurückzuzahlen, ein-
fügen: 

(1) Vorzeitige Rückzahlung der Schuldverschreibungen nach Wahl der Emittentin. Es steht der Emit-
tentin frei, die Schuldverschreibungen zu kündigen und an den nachfolgend angeführten Wahl-
rückzahlungstagen (Call) (jeweils ein "Wahlrückzahlungstag (Call)") vollständig oder teilweise 
zu den nachstehend angeführten Wahlrückzahlungsbeträgen (Call) (jeweils ein "Wahlrückzah-
lungsbetrag (Call)") zuzüglich aufgelaufener Zinsen vorzeitig zurückzuzahlen. 

Wahlrückzahlungstag(e) (Call) Wahlrückzahlungsbeträge (Call) 

[                   ] [                   ] 

[                   ] [                   ] 

 Die vorzeitige Rückzahlung ist den Anleihegläubigern mindestens [Kündigungsfrist (Call) ein-
fügen] Geschäftstage (wie in § 6 definiert) vor dem maßgeblichen Wahlrückzahlungstag (Call) 
gemäß § 11 mitzuteilen (wobei diese Erklärung den für die Rückzahlung der Schuldverschreibun-
gen festgelegten Wahlrückzahlungstag (Call) angeben muss).  

 Im Fall einer Teilrückzahlung von Schuldverschreibungen werden die zurückzuzahlenden Schuld-
verschreibungen spätestens 30 Tage vor dem zur Rückzahlung festgelegten Datum in Überein-
stimmung mit den Regeln und Verfahrensabläufen des jeweiligen Clearing Systems ausgewählt.] 

[Im Fall von nachrangigen Schuldverschreibungen einfügen: 

Eine solche vorzeitige Rückzahlung ist nur möglich, sofern der Zeitpunkt der Emission mindes-
tens fünf Jahre zurückliegt und die Voraussetzungen nach § 5 (4) erfüllt sind.] 

[im Fall von berücksichtigungsfähigen Schuldverschreibungen einfügen: 

Eine solche vorzeitige Rückzahlung ist nur möglich, sofern die Voraussetzungen nach § 5 (4) 
erfüllt sind.]] 

[Falls die Emittentin kein Wahlrecht auf vorzeitige Rückzahlung von nicht-nachrangigen Schuld-
verschreibungen hat, einfügen: 

(1) Keine vorzeitige Rückzahlung der Schuldverschreibungen nach Wahl der Emittentin. Eine vorzei-
tige Rückzahlung der Schuldverschreibungen nach Wahl der Emittentin ist ausgeschlossen.] 
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[Falls die Emittentin kein Wahlrecht auf vorzeitige Rückzahlung von berücksichtigungsfähigen 
oder nachrangigen Schuldverschreibungen hat, einfügen: 

(1) Keine vorzeitige Rückzahlung der Schuldverschreibungen nach Wahl der Emittentin. Mit Aus-
nahme nach § 5 (3) der Anleihebedingungen ist die Emittentin nicht berechtigt, die Schuldver-
schreibungen vor ihrem Fälligkeitstag vorzeitig zurückzuzahlen.] 

[Falls die Anleihegläubiger das Wahlrecht haben, die vorzeitige Rückzahlung von nicht-nachran-
gigen oder berücksichtigungsfähigen Schuldverschreibungen zu verlangen, einfügen:  

(2) Vorzeitige Rückzahlung nach Wahl der Anleihegläubiger. Die Emittentin hat, sofern ein Anleihe-
gläubiger der Emittentin die entsprechende Absicht mindestens [Mindestkündigungsfrist (Put) 
einfügen] und höchstens [Höchstkündigungsfrist (Put) einfügen] Geschäftstage (wie in § 6 
definiert) im Voraus mitteilt, die maßgeblichen Schuldverschreibungen dieses Anleihegläubigers 
an einem der nachstehenden Wahlrückzahlungstage (Put) (jeweils ein "Wahlrückzahlungstag 
(Put)") zu ihrem maßgeblichen Wahlrückzahlungsbetrag (Put) wie nachstehend definiert (der 
"Wahlrückzahlungsbetrag (Put)") zuzüglich aufgelaufener Zinsen vorzeitig zurückzuzahlen.  

Wahlrückzahlungstage (Put) Wahlrückzahlungsbeträge (Put) 

[                   ] [                   ] 

[                   ] [                   ] 

Um dieses Recht auszuüben, muss der Anleihegläubiger eine ordnungsgemäß ausgefüllte Aus-
übungserklärung in der bei der Zahlstelle und der Emittentin erhältlichen Form abgeben. Ein Wi-
derruf einer erfolgten Ausübung dieses Rechts ist nicht möglich.] 

[Falls die Anleihegläubiger kein Wahlrecht haben, die vorzeitige Rückzahlung von nicht-nach-
rangigen oder berücksichtigungsfähigen Schuldverschreibungen zu verlangen, sowie im Fall 
von nachrangigen Schuldverschreibungen, einfügen:  

(2) Keine vorzeitige Rückzahlung nach Wahl der Anleihegläubiger. Die Anleihegläubiger sind nicht 
berechtigt, die vorzeitige Rückzahlung der Schuldverschreibungen zu verlangen.] 

[Falls bei nicht-nachrangigen Schuldverschreibungen "Vorzeitige Rückzahlung bei Vorliegen ei-
ner Rechtsänderung, einer Absicherungs-Störung und/oder Gestiegenen Absicherungs-Kosten" 
anwendbar ist, einfügen: 

(3) Vorzeitige Rückzahlung bei Vorliegen einer Rechtsänderung, einer Absicherungs-Störung und/o-
der Gestiegenen Absicherungs-Kosten. Die Emittentin kann die Schuldverschreibungen jederzeit 
vor dem Endfälligkeitstag bei Vorliegen einer Rechtsänderung und/oder, Absicherungs-Störung 
und/oder Gestiegenen Absicherungs-Kosten (wie jeweils nachstehend definiert) kündigen und zu 
ihrem vorzeitigen Rückzahlungsbetrag von [vorzeitigen Rückzahlungskurs einfügen] des 
Nennbetrags (der "Vorzeitige Rückzahlungsbetrag") zuzüglich aufgelaufener Zinsen vorzeitig 
zurückzahlen. Die Emittentin wird die Schuldverschreibungen vollständig (aber nicht nur teil-
weise) am zweiten Geschäftstag (wie in § 6 definiert) zurückzahlen, nach dem die Benachrichti-
gung der vorzeitigen Rückzahlung gemäß § 11 erfolgt ist, vorausgesetzt, dass dieser Tag nicht 
später als zwei Geschäftstage vor dem Endfälligkeitstag liegt (der "Vorzeitige Rückzahlungs-
tag") und wird den vorzeitigen Rückzahlungsbetrag im Hinblick auf die Schuldverschreibungen 
an die Anleihegläubiger zahlen oder eine entsprechende Zahlung veranlassen, im Einklang mit 
den maßgeblichen Steuergesetzen oder sonstigen gesetzlichen oder behördlichen Vorschriften 
und in Einklang mit und gemäß diesen Anleihebedingungen. Zahlungen von Steuern oder vorzei-
tigen Rückzahlungsgebühren sind von den Anleihegläubigern zu tragen und die Emittentin über-
nimmt keine Haftung hierfür. 

 Wobei: 
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 "Rechtsänderung" bedeutet, dass (i) aufgrund des Inkrafttretens von Änderungen der Gesetze 
oder Verordnungen (einschließlich aber nicht beschränkt auf Steuergesetze) oder (ii) der Ände-
rungen der Auslegung von gerichtlichen oder behördlichen Entscheidungen, die für die entspre-
chenden Gesetze oder Verordnungen relevant sind (einschließlich der Aussagen der Steuerbe-
hörden), die Emittentin feststellt, dass die Kosten, die mit ihren Verpflichtungen aus den Schuld-
verschreibungen verbunden sind, wesentlich gestiegen sind (einschließlich aber nicht beschränkt 
auf Erhöhungen der Steuerverpflichtungen, der Senkung von steuerlichen Vorteilen oder anderen 
negativen Auswirkungen auf die steuerrechtliche Behandlung), falls solche Änderungen an oder 
nach dem Begebungstag wirksam werden; 

 "Absicherungs-Störung" bedeutet, dass die Emittentin, unter Anwendung wirtschaftlich vernünf-
tiger Bemühungen nicht in der Lage ist: (i) Transaktionen abzuschließen, fortzuführen oder abzu-
wickeln bzw Vermögenswerte zu erwerben, auszutauschen, zu halten oder zu veräußern, welche 
die Emittentin zur Absicherung von Preisrisiken im Hinblick auf ihre Verpflichtungen aus den 
Schuldverschreibungen für notwendig erachtet; oder (ii)  die Erlöse aus den Transaktionen bzw 
Vermögenswerten zu realisieren, zurückzugewinnen oder weiterzuleiten; und 

 "Gestiegene Absicherungs-Kosten" bedeutet, dass die Emittentin im Vergleich zum Bege-
bungstag einen wesentlich höheren Betrag an Steuern, Abgaben, Aufwendungen und Gebühren 
(außer Maklergebühren) entrichten muss, um (i) Transaktionen abzuschließen, fortzuführen oder 
abzuwickeln bzw Vermögenswerte zu erwerben, auszutauschen, zu halten oder zu veräußern, 
welche die Emittentin zur Absicherung von Preisrisiken im Hinblick auf ihre Verpflichtungen aus 
den Schuldverschreibungen für notwendig erachtet oder (ii) Erlöse aus diesen Transaktionen bzw 
Vermögenswerten zu realisieren, zurückzugewinnen oder weiterzuleiten, unter der Vorausset-
zung, dass Beträge, die sich nur erhöht haben, weil die Kreditwürdigkeit der Emittentin zurückge-
gangen ist, nicht als Gestiegene Absicherungs-Kosten angesehen werden.] 

[Im Fall von berücksichtigungsfähigen Schuldverschreibungen einfügen: 

(3) Vorzeitige Rückzahlung aus aufsichtsrechtlichen Gründen. Die Schuldverschreibungen können 
insgesamt, jedoch nicht teilweise, jederzeit nach Wahl der Emittentin mit einer Kündigungsfrist 
von nicht weniger als 30 Tagen und nicht mehr als 60 Tagen durch Mitteilung gemäß § 11 der 
Anleihebedingungen gegenüber den Anleihegläubigern gekündigt (wobei diese Kündigung unwi-
derruflich ist) und zu ihrem vorzeitigen Rückzahlungsbetrag von [vorzeitigen Rückzahlungs-
kurs einfügen] des Nennbetrags zuzüglich bis zum Rückzahlungstag (ausschließlich) aufgelau-
fener Zinsen (der "Vorzeitige Rückzahlungsbetrag")vorzeitig zurückgezahlt werden, wenn sich 
die aufsichtsrechtliche Einstufung der Schuldverschreibungen ändert, was wahrscheinlich zu ih-
rem gänzlichen oder teilweisen Ausschluss aus den für den Mindestbetrag an Eigenmitteln und 
berücksichtigungsfähigen Verbindlichkeiten" (Minimum Requirement for Own Funds and Eligible 
Liabilities – MREL) gemäß BaSAG anrechenbaren berücksichtigungsfähigen Verbindlichkeiten 
auf unlimitierter und nach oben uneingeschränkter Basis führen würde, und falls die Vorausset-
zungen nach § 5 (4) erfüllt sind. 

(4)  Voraussetzungen für eine vorzeitige Rückzahlung oder einen Rückkauf. 

Eine vorzeitige Rückzahlung nach diesem § 5 und ein Rückkauf nach § 13 (2) setzen voraus, 
dass die Emittentin zuvor die Erlaubnis der Zuständigen Behörde (wie nachstehend definiert) 
und/oder der Abwicklungsbehörde (wie nachstehend definiert) zur vorzeitigen Rückzahlung und 
zum Rückkauf in Übereinstimmung mit Artikel 77 ff CRR erhalten hat, sofern und insoweit eine 
solche vorherige Erlaubnis zu diesem Zeitpunkt erforderlich ist. 

Ungeachtet der oben stehenden Bedingungen wird die Emittentin, falls zum Zeitpunkt einer vor-
zeitigen Rückzahlung oder eines Rückkaufs die für die Emittentin geltenden anwendbaren Auf-
sichtsvorschriften die vorzeitige Rückzahlung oder den Rückkauf nur nach Einhaltung von einer 
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oder mehreren alternativen oder zusätzlichen Voraussetzungen zu den oben angegebenen er-
laubt ist, diese (etwaigen) anderen und/oder, falls anwendbar, zusätzlichen Voraussetzungen er-
füllen. 

Klarstellend wird angemerkt, dass die Verweigerung der Erlaubnis durch die Zuständige Behörde 
und/oder die Abwicklungsbehörde keinen Verzug für irgendeinen Zweck darstellt.  

Wobei:  

"Abwicklungsbehörde" bezeichnet die Abwicklungsbehörde gemäß § 2 Z 18 und 18a iVm § 3 
Abs 1 und 1a BaSAG, die für eine Sanierung oder Abwicklung der Emittentin verantwortlich ist.  

"Zuständige Behörde" bezeichnet die zuständige Behörde gemäß Artikel 4 (1)(40) CRR, die 
für die Beaufsichtigung der Emittentin auf Einzelbasis und/oder konsolidierter Basis verant-
wortlich ist.] 

[Im Fall von nachrangigen Schuldverschreibungen einfügen: 

(3) Vorzeitige Rückzahlung aus steuerlichen oder aufsichtsrechtlichen Gründen. Die Schuldver-
schreibungen können insgesamt, jedoch nicht teilweise, nach Wahl der Emittentin jederzeit mit 
einer Kündigungsfrist von nicht weniger als 30 und nicht mehr als 60 Tagen durch Mitteilung 
gemäß § 11 der Anleihebedingungen gegenüber den Anleihegläubigern gekündigt (wobei diese 
Kündigung unwiderruflich ist) und zu ihrem vorzeitigen Rückzahlungsbetrag von [vorzeitigen 
Rückzahlungskurs einfügen] des Nennbetrags zuzüglich bis zum Rückzahlungstag (aus-
schließlich) aufgelaufener Zinsen (der "Vorzeitige Rückzahlungsbetrag") an die Anleihegläubi-
ger zurückgezahlt werden: 

(a) aus aufsichtsrechtlichen Gründen, wenn sich die aufsichtsrechtliche Einstufung der 
Schuldverschreibungen ändert, was wahrscheinlich zu ihrem gänzlichen oder teilwei-
sen Ausschluss aus den Eigenmitteln oder ihrer Neueinstufung als Eigenmittel gerin-
gerer Qualität führen würde; oder 

(b) aus steuerlichen Gründen, wenn sich die geltende steuerliche Behandlung der Schuld-
verschreibungen ändert; 

und die Voraussetzungen nach § 5 (4) erfüllt sind. 

(4) Voraussetzungen für eine vorzeitige Rückzahlung oder einen Rückkauf. Eine vorzeitige Rück-
zahlung nach diesem § 5 und ein Rückkauf nach § 13 (2) setzen voraus, dass: 

(a) der Emittentin zuvor die Erlaubnis der Zuständigen Behörde zur vorzeitigen Rückzahlung 
oder zum Rückkauf der Schuldverschreibungen in Übereinstimmung mit Artikel 77 ff 
CRR erteilt wurde, wobei diese Erlaubnis unter anderem voraussetzen kann, dass: 

(i) die Emittentin vor oder gleichzeitig mit der vorzeitigen Rückzahlung die Schuld-
verschreibungen durch Eigenmittelinstrumente zumindest gleicher Qualität zu 
Bedingungen ersetzt, die im Hinblick auf die Ertragsmöglichkeiten der Emittentin 
nachhaltig sind, oder 

(ii) die Emittentin der Zuständigen Behörde hinreichend nachgewiesen hat, dass die 
Eigenmittel der Emittentin nach der vorzeitigen Rückzahlung die Anforderungen 
gemäß CRD IV und CRR um eine Spanne übertreffen, die die Zuständige Behörde 
gegebenenfalls für erforderlich hält; und 

(b) im Fall einer vorzeitigen Rückzahlung vor fünf Jahren nach dem Zeitpunkt der Emission 
der Schuldverschreibungen: 
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(i) aus aufsichtsrechtlichen Gründen nach § 5 (3) (a), die Zuständige Behörde es 
für ausreichend sicher hält, dass eine solche Änderung stattfindet; und die Emit-
tentin der Zuständigen Behörde hinreichend nachweist, dass zum Zeitpunkt der 
Emission der Schuldverschreibungen die aufsichtsrechtliche Neueinstufung für 
die Emittentin nicht vorherzusehen war; und 

(ii) aus steuerlichen Gründen nach § 5 (3) (b), die Emittentin der Zuständigen Be-
hörde hinreichend nachweist, dass eine solche Änderung wesentlich ist und zum 
Zeitpunkt der Emission der Schuldverschreibungen nicht vorherzusehen war. 

Klarstellend wird angemerkt, dass die Verweigerung der Erlaubnis durch die Zuständige Be-
hörde keinen Verzug für irgendeinen Zweck darstellt. 

Wobei: 

CRD IV" bezeichnet die Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
26. Juni 2013 über den Zugang zur Tätigkeit von Kreditinstituten und die Beaufsichtigung von 
Kreditinstituten und Wertpapierfirmen (Capital Requirements Directive IV), wie in Österreich 
umgesetzt und in der jeweils geltenden oder ersetzten Fassung , und alle Bezugnahmen in 
diesen Emissionsbedingungen auf die maßgeblichen Artikel der CRR umfassen Bezugnah-
men auf alle geltenden gesetzlichen Bestimmungen, die diese Artikel von Zeit zu Zeit ändern 
oder ersetzen. 

"Zuständige Behörde" bezeichnet die zuständige Behörde gemäß Artikel 4 (1)(40) CRR, die 
für die Beaufsichtigung der Emittentin auf Einzelbasis und/oder konsolidierter Basis verant-
wortlich ist.] 

§ 6 
(Zahlungen) 

(1) Währung. Zahlungen von Kapital und Zinsen auf die Schuldverschreibungen erfolgen in der fest-
gelegten Währung (siehe § 1 (1)).  

(2) Zahlungen. Die Zahlung von Kapital und Zinsen erfolgt, vorbehaltlich geltender steuerlicher und 
sonstiger gesetzlicher Vorschriften, über die Zahlstelle(n) zur Weiterleitung an die Clearing Sys-
teme oder nach deren Anweisung durch Gutschrift auf die jeweilige für den Anleihegläubiger de-
potführende Stelle. 

(3) Zahlungen an einem Geschäftstag. Fällt der Fälligkeitstag einer Zahlung in einer Fixzinsperiode 
in Bezug auf eine Schuldverschreibung auf einen Tag, der kein Geschäftstag (wie nachstehend 
definiert) ist, wird der Fälligkeitstag gemäß der Geschäftstag-Konvention (wie nachstehend defi-
niert) verschoben. Sollte ein für die Zahlung von Kapital [im Fall von nicht-angepassten Zins-
perioden einfügen: und Zinsen] vorgesehener Tag verschoben werden, haben Anleihegläubiger 
keinen Anspruch auf Zahlung vor dem angepassten Fälligkeitstag und sind nicht berechtigt, wei-
tere Zinsen und sonstige Zahlungen aufgrund dieser Verschiebung zu verlangen. 

Fällt der Fälligkeitstag einer Zahlung in einer variablen Zinsperiode in Bezug auf eine Schuldver-
schreibung auf einen Tag, der kein Geschäftstag (wie nachstehend definiert) ist, wird der Fällig-
keitstag gemäß der Geschäftstag-Konvention (wie nachstehend definiert) verschoben. Sollte ein 
für die Zahlung von Kapital [im Fall von nicht-angepassten Zinsperioden einfügen: und Zin-
sen] vorgesehener Tag verschoben werden, haben Anleihegläubiger keinen Anspruch auf Zah-
lung vor dem angepassten Fälligkeitstag und sind nicht berechtigt, weitere Zinsen und sonstige 
Zahlungen aufgrund dieser Verschiebung zu verlangen. 
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"Record Date" ist der unmittelbar vor dem Fälligkeitstag einer Zahlung in Bezug auf eine Schuld-
verschreibung liegende Geschäftstag. 

[Falls die festgelegte Währung EUR ist, einfügen: 

 "Geschäftstag" ist jeder Tag (außer einem Samstag oder Sonntag), an dem (i) das Clearing 
System in Betrieb ist und (ii) das Trans-European Automated Real-Time Gross Settlement Ex-
press Transfer System 2 (TARGET2) oder dessen Nachfolger in Betrieb sind und Zahlungen in 
Euro abwickeln.] 

[Falls die festgelegte Währung nicht EUR ist, einfügen: 

"Geschäftstag" ist jeder Tag (außer einem Samstag oder Sonntag), an dem (i) jedes Clearing 
System in Betrieb ist und (ii) die Banken in [maßgebliche(s) Finanzzentrum(en) einfügen] (das 
"maßgebliches Finanzzentrum (oder –zentren)") für Geschäfte (einschließlich Devisenhan-
delsgeschäfte und Fremdwährungseinlagengeschäfte) in der festgelegten Währung geöffnet 
sind.]  

[Sofern Folgender-Geschäftstag-Konvention zur Anwendung kommt, einfügen: 

 Fällt ein im Sinne dieser Anleihebedingungen für eine Zahlung maßgeblicher Tag [während einer 
Fixzinsperiode] [und] [während einer variablen Zinsperiode] auf einen Tag, der kein Geschäftstag 
ist, wird der betreffende Tag auf den nächstfolgenden Geschäftstag verschoben ("Folgender-
Geschäftstag-Konvention").] 

[Sofern Modifizierter-Folgender-Geschäftstag-Konvention zur Anwendung kommt, einfügen: 

 Fällt ein im Sinne dieser Anleihebedingungen für eine Zahlung maßgeblicher Tag [während einer 
Fixzinsperiode] [und] [während einer variablen Zinsperiode] auf einen Tag, der kein Geschäftstag 
ist, wird der betreffende Tag auf den nächstfolgenden Geschäftstag verschoben, es sei denn, 
jener würde dadurch in den nächsten Kalendermonat fallen; in diesem Fall wird der betreffende 
Tag auf den unmittelbar vorausgehenden Geschäftstag vorgezogen ("Modifizierter-Folgender-
Geschäftstag-Konvention").] 

(4) Bezugnahmen. Bezugnahmen in diesen Anleihebedingungen auf das Kapital der Schuldver-
schreibungen schließen, soweit anwendbar, den Rückzahlungsbetrag der Schuldverschreibun-
gen, den Vorzeitigen Rückzahlungsbetrag der Schuldverschreibungen, den Wahlrückzahlungs-
betrag (Call), den Wahlrückzahlungsbetrag (Put), sowie jeden Aufschlag sowie sonstige auf oder 
in Bezug auf die Schuldverschreibungen fälligen Beträge mit ein.  

(5) Gerichtliche Hinterlegung. Die Emittentin ist berechtigt, beim zuständigen Gericht Kapitalbeträge 
zu hinterlegen, die von den Anleihegläubigern nicht innerhalb von zwölf Monaten nach dem maß-
geblichen Fälligkeitstag beansprucht worden sind, auch wenn die Anleihegläubiger sich nicht in 
Annahmeverzug befinden. Soweit eine solche Hinterlegung erfolgt, und auf das Recht der Rück-
nahme verzichtet wird, erlöschen die Ansprüche der Anleihegläubiger gegen die Emittentin. 

(6) Verzugszinsen. Wenn die Emittentin eine fällige Zahlung auf die Schuldverschreibungen aus ir-
gendeinem Grund nicht leistet, wird der ausstehende Betrag ab dem Tag der Fälligkeit (ein-
schließlich) bis zum Tag der vollständigen Zahlung (ausschließlich) mit Verzugszinsen in Höhe 
von zwei Prozentpunkten über dem Basiszinssatz verzinst. Dabei ist der Basiszinssatz, der am 
letzten Kalendertag eines Halbjahres gilt, für das nächste Halbjahr maßgebend. 
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§ 7 
(Besteuerung) 

(1) Sämtliche Zahlungen von Kapital und Zinsen in Bezug auf die Schuldverschreibungen werden 
ohne Einbehalt oder Abzug von Steuern, Abgaben, Festsetzungen oder behördlichen Gebühren 
jedweder Art (die "Steuern") geleistet, die von der Republik Österreich oder einer ihrer Gebiets-
körperschaften oder Behörden mit der Befugnis zur Erhebung von Steuern auferlegt, erhoben, 
eingezogen, einbehalten oder festgesetzt werden, es sei denn, ein solcher Einbehalt oder Abzug 
ist oder wird in Zukunft gesetzlich vorgeschrieben. In diesem Fall wird die Emittentin die betref-
fenden Steuern einbehalten oder abziehen, und die einbehaltenen oder abgezogenen Beträge 
an die zuständigen Behörden zahlen. Die Emittentin ist nicht verpflichtet, wegen eines solchen 
Einbehalts oder Abzugs zusätzliche Beträge an Kapital und/oder Zinsen zu zahlen. 

(2) Steuerhinweis. Hinweise zur steuerlichen Behandlung der Inhaber der Schuldverschreibungen 
sind dem Basisprospekt über das Programm zur Begebung von Schuldverschreibungen vom 
02.08.2018 zu entnehmen, wobei für die Aktualität der Steueraussagen keine Haftung übernom-
men wird.  

§ 8 
(Verjährung) 

Ansprüche gegen die Emittentin auf Zahlungen hinsichtlich der Schuldverschreibungen verjäh-
ren, sofern diese nicht innerhalb von dreißig Jahren (im Falle des Kapitals) und innerhalb von drei 
Jahren (im Falle von Zinsen) geltend gemacht werden. 

§ 9 
(Beauftragte Stellen) 

(1) Hauptzahlstelle. Die VOLKSBANK WIEN AG, Kolingasse 14-16, 1090 Wien, Österreich handelt 
als Hauptzahlstelle in Bezug auf die Schuldverschreibungen (die "Hauptzahlstelle" und zusam-
men mit allfällig bestellten zusätzlichen Zahlstellen, jeweils eine "Zahlstelle"). 

[Falls weitere Zahlstellen ernannt werden, einfügen: 

 Die zusätzliche(n) Zahlstelle(n):  

 Zahlstelle(n): [Firmenwortlaut und Geschäftsanschrift der zusätzlichen Zahlstelle(n) einfü-
gen]] 

(2) Berechnungsstelle. Die [Firmenwortlaut und Geschäftsanschrift der Berechnungsstelle ein-
fügen] handelt als Berechnungsstelle für die Schuldverschreibungen (die "Berechnungsstelle"). 

(3) Ersetzung. Die Emittentin behält sich das Recht vor, die Ernennung der Hauptzahlstelle, allfälliger 
zusätzlicher Zahlstellen und der Berechnungsstelle jederzeit anders zu regeln oder zu beenden 
und eine andere Hauptzahlstelle oder zusätzliche oder andere Zahlstellen oder Berechnungsstel-
len zu ernennen. Sie wird sicherstellen, dass jederzeit (i) eine Hauptzahlstelle und eine Berech-
nungsstelle und (ii) eine Zahlstelle in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union bestellt ist. Die 
Zahlstellen und die Berechnungsstelle behalten sich das Recht vor, jederzeit anstelle ihrer jeweils 
benannten Geschäftsstelle eine andere Geschäftsstelle in derselben Stadt oder demselben Land 
zu bestimmen, Mitteilungen hinsichtlich aller Veränderungen im Hinblick auf die Hauptzahlstelle, 
die Zahlstellen oder die Berechnungsstelle erfolgen unverzüglich durch die Emittentin gemäß § 
11. 
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(4) Kein Auftrags- oder Treuhandverhältnis. Die Zahlstellen und die Berechnungsstelle handeln aus-
schließlich als Beauftragte der Emittentin und übernehmen keine Verpflichtungen gegenüber den 
Anleihegläubigern; es wird dadurch kein Auftrags- oder Treuhandverhältnis zwischen ihnen und 
den Anleihegläubigern begründet. Die Emittentin kann sich bei Ausübung ihrer Rechte gemäß 
diesen Anleihebedingungen der Zahlstellen und/oder der Berechnungsstelle bedienen. 

(5) Verbindlichkeit der Festsetzungen. Alle Bescheinigungen, Mitteilungen, Gutachten, Festsetzun-
gen, Berechnungen, Quotierungen und Entscheidungen, die von der Emittentin, einer Zahlstelle 
und/oder der Berechnungsstelle für die Zwecke dieser Anleihebedingungen gemacht, abgege-
ben, getroffen oder eingeholt werden, sind (sofern nicht ein offensichtlicher Irrtum vorliegt) für die 
Emittentin, die Zahlstelle(n) und die Anleihegläubiger bindend. 

(6) Haftungsausschluss. Weder die Zahlstelle(n), noch die Berechnungsstelle übernehmen eine Haf-
tung für irgendeinen Irrtum oder eine Unterlassung oder irgendeine darauf beruhende nachträg-
liche Korrektur in der Berechnung oder Veröffentlichung irgendeines Betrags oder einer Festle-
gung in Bezug auf die Schuldverschreibungen, außer im Falle von grober Fahrlässigkeit und Vor-
satz.  

§ 10 
(Schuldnerersetzung) 

(1) Ersetzung. Die Emittentin ist jederzeit berechtigt, ohne Zustimmung der Anleihegläubiger eine 
andere Gesellschaft, die direkt oder indirekt von der Emittentin kontrolliert wird, als neue Emitten-
tin für alle sich aus oder im Zusammenhang mit den Schuldverschreibungen ergebenden Ver-
pflichtungen mit schuldbefreiender Wirkung für die Emittentin an die Stelle der Emittentin zu set-
zen (die "Neue Emittentin"), sofern 

(a) die Neue Emittentin sämtliche Verpflichtungen der Emittentin aus oder im Zusammenhang 
mit den Schuldverschreibungen übernimmt; 

(b) die Emittentin, sofern eine Zustellung an die Neue Emittentin außerhalb der Republik Ös-
terreich erfolgen müsste, einen Zustellungsbevollmächtigten in der Republik Österreich be-
stellt; 

(c)  die Neue Emittentin sämtliche für die Schuldnerersetzung und die Erfüllung der Verpflich-
tungen aus oder im Zusammenhang mit den Schuldverschreibungen erforderlichen Ge-
nehmigungen erhalten hat; 

(d)  die Emittentin unbedingt und unwiderruflich die Verpflichtungen der Neuen Emittentin aus 
den Schuldverschreibungen zu Bedingungen garantiert, die sicherstellen, dass jeder An-
leihegläubiger wirtschaftlich mindestens so gestellt wird, wie er ohne die Ersetzung stehen 
würde; und 

(e) die Neue Emittentin in der Lage ist, sämtliche zur Erfüllung der aufgrund der Schuldver-
schreibungen bestehenden Zahlungsverpflichtungen erforderlichen Beträge in der festge-
legten Währung an das Clearing System zu zahlen, und zwar ohne Abzug oder Einbehalt 
von Steuern oder sonstigen Abgaben jedweder Art, die von dem Land (oder den Ländern), 
in dem (in denen) die Neue Emittentin ihren Sitz oder Steuersitz hat, auferlegt, erhoben 
oder eingezogen werden. 

(2) Bezugnahmen.  

(a) Im Fall einer Schuldnerersetzung gemäß § 10 (1) gilt jede Bezugnahme in diesen Anleihebedin-
gungen auf die "Emittentin" als eine solche auf die "Neue Emittentin" und jede Bezugnahme auf 
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die Republik Österreich als eine solche auf den Staat, in welchem die Neue Emittentin steuerlich 
ansässig ist. 

(b) In § 7 gilt, falls eine solche Bezugnahme aufgrund des vorhergehenden Absatzes fehlen würde, 
eine alternative Bezugnahme auf die Republik Österreich als aufgenommen (zusätzlich zu der 
Bezugnahme nach Maßgabe des vorstehenden Satzes auf den Staat, in welchem die Neue Emit-
tentin steuerlich ansässig ist). 

(3) Bekanntmachung und Wirksamwerden der Ersetzung. Die Ersetzung der Emittentin ist gemäß 
§ 11 mitzuteilen. Mit der Mitteilung über die Ersetzung wird die Ersetzung wirksam und die Emit-
tentin und im Fall einer wiederholten Anwendung dieses § 10 jede frühere neue Emittentin von 
ihren sämtlichen Verpflichtungen aus den Schuldverschreibungen frei (unbeschadet der Garantie 
gemäß § 10 (1) (d)).   

§ 11 
(Mitteilungen) 

(1) Mitteilungen. Die Schuldverschreibungen betreffende Mitteilungen, die zwingend in einer Tages-
zeitung in Österreich veröffentlicht werden müssen, werden im Amtsblatt zur Wiener Zeitung ver-
öffentlicht oder, falls diese ihr Erscheinen einstellt, in einer anderen Tageszeitung mit Verbreitung 
in ganz Österreich. Die Schuldverschreibungen betreffende Mitteilungen, die nicht zwingend in 
einer Tageszeitung veröffentlicht werden müssen, sind wirksam erfolgt, wenn diese auf der Web-
seite [Webseite einfügen] abgerufen werden können oder wenn sie den Anleihegläubigern direkt 
oder über die für sie maßgeblichen depotführenden Stellen zugeleitet werden. 

(2) Mitteilung an das Clearing System. Die Emittentin ist berechtigt, eine Zeitungsveröffentlichung 
nach § 11 (1) durch eine Mitteilung an das Clearing System (gemäß § 1 (4)) zur Weiterleitung an 
die Anleihegläubiger zu ersetzen. 

§ 12 
(Unwirksamkeit. Änderungen) 

(1) Salvatorische Klausel. Sollten zu irgendeinem Zeitpunkt eine oder mehrere der Bestimmungen 
der Anleihebedingungen unwirksam, unrechtmäßig oder undurchsetzbar gemäß dem Recht ei-
nes Staates sein oder werden, dann sind diese Bestimmungen im Hinblick auf die betreffende 
Jurisdiktion nur im notwendigen Ausmaß unwirksam, ohne die Gültigkeit, Rechtmäßigkeit und 
Durchsetzbarkeit der verbleibenden Bestimmungen der Anleihebedingungen zu berühren oder 
zu verhindern.  

(2) Änderungen. Die Emittentin ist berechtigt, in diesen Anleihebedingungen ohne Zustimmung der 
Anleihegläubiger offensichtliche Schreib- oder Rechenfehler oder sonstige offensichtliche Irrtü-
mer zu berichtigen, widersprüchliche oder lückenhafte Bestimmungen zu ändern bzw zu ergän-
zen, wobei nur solche Änderungen bzw Ergänzungen zulässig sind, die unter Berücksichtigung 
der Interessen der Emittentin für die Anleihegläubiger zumutbar sind, dh deren finanzielle Situa-
tion nicht wesentlich verschlechtern. Eine Pflicht zur Bekanntmachung von Änderungen bzw Er-
gänzungen dieser Bedingungen besteht nicht, soweit die finanzielle Situation der Anleihegläubi-
ger nicht wesentlich verschlechtert wird. 
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§ 13 
(Begebung weiterer Schuldverschreibungen und Ankauf) 

(1)  Begebung weiterer Schuldverschreibungen. Die Emittentin ist jederzeit berechtigt, ohne Zustim-
mung der Anleihegläubiger weitere Schuldverschreibungen mit den gleichen Bedingungen (ge-
gebenenfalls mit Ausnahme des Begebungstages, des Verzinsungsbeginns und/oder des Aus-
gabepreises) in der Weise zu begeben, dass sie mit den Schuldverschreibungen eine einheitliche 
Serie bilden. 

(2)  Rückkauf. Die Emittentin ist berechtigt, jederzeit Schuldverschreibungen im Markt oder anderwei-
tig zu jedem beliebigen Preis zu erwerben, sofern dies im Rahmen der gesetzlichen Anforderun-
gen zulässig ist. Die von der Emittentin erworbenen Schuldverschreibungen können nach Wahl 
der Emittentin von ihr gehalten, weiterverkauft oder bei der Zahlstelle zur Entwertung eingereicht 
werden. [Im Fall von berücksichtigungsfähigen und nachrangigen Schuldverschreibungen 
einfügen: Ein solcher Rückkauf ist nur unter Beachtung aller anwendbaren aufsichtsrechtlichen 
und sonstigen gesetzlichen Beschränkungen und unter der Voraussetzung, dass die Vorausset-
zungen nach § 5 (4) erfüllt sind, möglich.] 

§ 14 
(Anwendbares Recht. Erfüllungsort. Gerichtsstand) 

(1) Anwendbares Recht. Erfüllungsort. Form und Inhalt der Schuldverschreibungen sowie die ver-
traglichen und außervertraglichen Rechte und Pflichten der Anleihegläubiger und der Emittentin 
im Zusammenhang mit den Schuldverschreibungen bestimmen sich ausschließlich nach dem 
Recht der Republik Österreich unter Ausschluss seiner Regelungen des internationalen Privat-
rechts soweit diese die Anwendbarkeit fremden Rechts zur Folge hätten. Erfüllungsort ist St. Pöl-
ten, Republik Österreich.  

(2) Gerichtsstand. Nicht-ausschließlicher Gerichtsstand für alle sich aus den in diesen Anleihebedin-
gungen geregelten Rechtsverhältnissen ergebenden Rechtsstreitigkeiten mit der Emittentin ist, 
soweit gesetzlich zulässig, St. Pölten, Österreich. Die Gerichtsstandsvereinbarung beschränkt 
nicht das Recht eines Anleihegläubigers, wenn und soweit durch anwendbare Gesetze angeord-
net, Verfahren vor einem Verbrauchergerichtsstand anzustrengen.  
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6.2 MUSTER DER ENDGÜLTIGEN BEDINGUNGEN  

[Datum einfügen] 

Endgültige Bedingungen 

[der/des] 

[Emissionsbezeichnung einfügen] 

begeben unter dem 

Programm zur Begebung von Schuldverschreibungen 

vom 02.08.2018 

der 

Volksbank Niederösterreich AG 

Serie [] 

ISIN [] 

Der Erstemissionspreis beträgt zu Beginn der Angebotsfrist [] % des Nennbetrags [plus [] % Aus-
gabeaufschlag] und wird danach von der Emittentin laufend nach Marktgegebenheiten angepasst.  

Begebungstag: [] 

Endfälligkeitstag: [] 

EINLEITUNG 

Dieses Dokument enthält die Endgültigen Bedingungen (die "Endgültigen Bedingungen") einer Emis-
sion von Schuldverschreibungen (die "Schuldverschreibungen") der Volksbank Niederösterreich AG, 
die unter dem Programm zur Begebung von Schuldverschreibungen (das "Programm") begeben wird. 
Diese Endgültigen Bedingungen werden für den in Artikel 5 (4) der Richtlinie 2003/71/EG des Europäi-
schen Parlamentes und des Rates vom 4. November 2003 (geändert durch die Richtlinie 2010/73/EU 
des Europäischen Parlamentes und des Rates vom 24. November 2010) (die "Prospektrichtlinie") 
genannten Zweck bereitgestellt und sind gemeinsam mit dem Programm zur Begebung von Schuldver-
schreibungen vom 02.08.2018 (der "Prospekt") und etwaigen Nachträgen zu lesen. 

WARNUNG: Der Prospekt wird voraussichtlich bis zum 01.08.2019 gültig sein. Danach wird die 
Emittentin voraussichtlich einen neuen aktualisierten und von der Finanzmarktaufsichtsbehörde 
gebilligten Prospekt auf ihrer Webseite (www .vbnoe.at, unter dem Pfad: "Börsen & Märkte/An-
leihen/Basisprospekte") veröffentlichen und die Endgültigen Bedingungen sind für öffentliche 
Angebote ab diesem Zeitpunkt gemeinsam mit diesem neuen Prospekt zu lesen. 

Um sämtliche Angaben zu den Schuldverschreibungen zu erhalten, sind diese Endgültigen Bedingun-
gen, der Prospekt und etwaige Nachträge zusammen zu lesen. Der Prospekt und allfällige Nachträge 
sowie Dokumente, auf die allenfalls in diesen Endgültigen Bedingungen oder im Prospekt verwiesen 
wird, können bei jeder Zahlstelle und am Sitz der Emittentin während der üblichen Geschäftszeiten und 
in elektronischer Form auf der Internetseite der Emittentin unter www .vbnoe.at unter dem Pfad: 
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"Börsen & Märkte/Anleihen/Basisprospekte" eingesehen werden und Kopien dieser Dokumente und 
der Endgültigen Bedingungen sind bei diesen Stellen kostenlos erhältlich.  

MiFID II Produktüberwachung / Kleinanleger, professionelle Kunden und geeignete Gegenpar-
teien 

Zielmarkt: Ausschließlich für die Zwecke des Produktgenehmigungsverfahrens der Emittentin (die 
"Herstellerin") hat die Zielmarktbewertung in Bezug auf die Schuldverschreibungen zu dem Ergebnis 
geführt, dass: (i) der Zielmarkt für die Schuldverschreibungen geeignete Gegenparteien, professionelle 
Kunden und Kleinanleger (wie jeweils in der Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 15. Mai 2014 idgF (Markets in Financial Instruments Directive II – "MiFID II") definiert) 
sind; (ii) alle Kanäle für den Vertrieb der Schuldverschreibungen an geeignete Gegenparteien und pro-
fessionelle Kunden geeignet sind; und (iii) die folgenden Vertriebskanäle in Bezug auf die Schuldver-
schreibungen für Kleinanleger geeignet sind: [Beratungsgeschäft] [,][und] [beratungsfreie Geschäfte] 
[und reine Ausführungsgeschäfte] [, abhängig von den jeweils anwendbaren Eignungs- und Angemes-
senheitsverpflichtungen des Vertreibers (wie nachstehend definiert) gemäß MiFID II]. [Etwaige negative 
Zielmärkte berücksichtigen]. Jede Person, die die Schuldverschreibungen später anbietet, verkauft oder 
empfiehlt (ein "Vertreiber"), sollte die Zielmarktbewertung der Herstellerin berücksichtigen. Allerdings 
ist ein der MiFID II unterliegender Vertreiber für die Durchführung einer eigenen Zielmarktbewertung in 
Bezug auf die Schuldverschreibungen (entweder durch Übernahme oder weitergehende Spezifizierung 
der Zielmarktbewertung die Herstellerin]) und für die Festlegung der geeigneten Vertriebskanäle ver-
antwortlich [, abhängig von den jeweils anwendbaren Eignungs- und Angemessenheitsverpflichtungen 
des Vertreibers gemäß MiFID II]. 

Eine emissionsbezogene Zusammenfassung (die "Emissionsbezogene Zusammenfassung") der 
Schuldverschreibungen ist diesen Endgültigen Bedingungen als Anlage 1 beigefügt.  

[Die Anleihebedingungen sind diesen Endgültigen Bedingungen als Anlage 2 beigefügt.] 
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TEIL I 
ANLEIHEBEDINGUNGEN 

Dieser Teil 1 der Endgültigen Bedingungen ist in Verbindung mit den Muster-Anleihebedingungen für 
Schuldverschreibungen der Volksbank Niederösterreich AG in der [Variante 1 - Fixer Zinssatz] [Vari-
ante 2 – Nullkupon-Schuldverschreibungen] [Variante 3 - Variabler Zinssatz] [Variante 4 - Fixer und 
danach variabler Zinssatz] (die "Muster-Anleihebedingungen"), die im Prospekt abgedruckt sind, zu 
lesen. Begriffe, die im Teil 1 dieser Endgültigen Bedingungen nicht anders definiert sind, haben die 
gleiche Bedeutung, wie sie in den Muster-Anleihebedingungen festgelegt sind. 

Die Leerstellen und/oder Platzhalter in den auf die Schuldverschreibung anwendbaren Bestimmungen 
der Muster-Anleihebedingungen gelten als durch die in den Endgültigen Bedingungen enthaltenen An-
gaben ausgefüllt, als ob die Leerstellen in den betreffenden Bestimmungen der Muster-Anleihebedin-
gungen durch diese Angaben ausgefüllt wären. Sämtliche Bestimmungen der Muster-Anleihebedingun-
gen, die sich auf alternative oder wählbare Bestimmungen dieser Endgültigen Bedingungen beziehen, 
die weder angekreuzt oder die als nicht anwendbar erklärt werden, gelten hinsichtlich dieser Schuldver-
schreibungen als aus den Muster-Anleihebedingungen gelöscht. Die gemäß den vorstehenden Regeln 
vervollständigten Muster-Anleihebedingungen stellen die Anleihebedingungen der Schuldverschreibun-
gen dar (die "Bedingungen"). 
 

§ 1 Währung. Form. Emissionsart. Stücke-
lung. Verbriefung. Verwahrung 

 

 (Erst-) Begebungstag [] 

 Emissionsart  Daueremission  

 Einmalemission 

 Festgelegte Währung []  

 Gesamtnennbetrag  [][mit Auf- und Abstockungsmöglichkeit]  

 Nennbetrag [] 

 Clearing System  Wertpapiersammelbank (OeKB CSD 
GmbH)  
 1011 Wien, Strauchgasse 3 

 Wertpapiersammelverwahrer 
 (VOLKSBANK WIEN AG) 
 1090 Wien, Kolingasse 14-16 

§ 2 Rang  

 

 Nicht-nachrangig / senior 

 Ordinary senior 

 Senior non-preferred 

 Nachrangig 

§ 3 Zinsen  

 Fixer Zinssatz (Variante 1) [Falls nicht anwendbar, Unterabsätze strei-
chen.] 
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 Gleichbleibender Zinssatz  [Falls nicht anwendbar, Unterabsätze strei-
chen.] 

 Verzinsungsbeginn [] 

 Frequenz  monatlich 

 quartalsweise 

 halbjährlich 

 jährlich 

 Zinssatz []  

 Ansteigender Zinssatz  

 

[Falls nicht anwendbar, Unterabsätze strei-
chen.] 

 Verzinsungsbeginn [] 

 Zinssatz vom (einschließlich) bis (einschließlich) 

[Zinssätze einfügen:  
% per annum] 

[Daten einfügen] [Daten einfügen] 

 [weitere Zeilen einfügen] 

 

 

 

 Zinszahlungstag []  

 Erster Zinszahlungstag []  

 Zinstagequotient  Actual/Actual (ICMA) 

 30/360 

 ACT/360 

 Zinsperioden  nicht angepasst 

 angepasst  

 Nullkupon (Variante 2)  

 Variable Verzinsung (Variante 3) [Falls nicht anwendbar, Unterabsätze strei-
chen.] 

 Frequenz  monatlich 

 quartalsweise 

 halbjährlich 

 jährlich 

 Verzinsungsbeginn []  

 Zinszahlungstag(e) []  

 Erster Zinszahlungstag []  

 EURIBOR [Falls nicht anwendbar, Unterabsätze strei-
chen.] 

 Referenzsatz [ein/drei/sechs/zwölf]-Monats Euribor 



 
 

188 

 Partizipationsfaktor [] 

 Marge  plus 

 minus 

[] 

 Bildschirmseite [] 

 CMS  
(Constant-Maturity-Swap) 

[Falls nicht anwendbar, Unterabsätze strei-
chen.] 

 Jahres Swap-Satz [ein/zwei/fünf/zehn/zwanzig/dreißig]-Jahres 
Swap-Satz 

Der mittlere Swapsatz gegen den [drei/sechs]-
Monats Euribor 

 Partizipationsfaktor [] 

 Marge  plus 

 minus 

[] 

 Bildschirmseite [] 

 Mindestzinssatz [[] % per annum]] [Nicht anwendbar] 

 Höchstzinssatz [[] % per annum]] [Nicht anwendbar] 

 Zinsfeststellungstag [Anzahl einfügen] [Londoner] [Frankfurter] 
[New-Yorker] / [TARGET]-Geschäftstag vor 
[Beginn/Ende] der jeweiligen Zinsperiode 

 Zinsperioden  nicht angepasst 

 angepasst  

 Zinstagequotient  Actual/Actual (ICMA) 

 30/360 

 ACT/360 

 Fixer und danach variabler Zinssatz (Vari-
ante 4) 

[Falls nicht anwendbar, Unterabsätze strei-
chen.] 

 Verzinsungsbeginn [] 

 Ende der Fixzinsperiode [] 

 Frequenz  monatlich 

 quartalsweise 

 halbjährlich 

 jährlich 

 Fixer Zinssatz [] 

 Fixer Zinszahlungstag [][eines jeden Jahres] 

 [Erster] fixer Zinszahlungstag [] 
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 Letzter fixer Zinszahlungstag [] 

 Frequenz  monatlich 

 quartalsweise 

 halbjährlich 

 jährlich 

 Variable Zinszahlungstag(e) []  

 Erster variabler Zinszahlungstag []  

 Fixe Zinsperioden  nicht angepasst 

 angepasst  

 Variable Zinsperioden  nicht angepasst 

 angepasst  

 Referenzsatz für variablen Zinssatz:  [Falls nicht anwendbar, Unterabsätze strei-
chen.] 

 EURIBOR  

 Referenzsatz [ein/drei/sechs/zwölf]-Monats Euribor  

 Partizipationsfaktor [] 

 Marge  plus 

 minus 

[] 

 Bildschirmseite [] 

 CMS  
(Constant-Maturity-Swap) 

[Falls nicht anwendbar, Unterabsätze strei-
chen.] 

 Jahres-Swap-Satz [ein/zwei/fünf/zehn/zwanzig/dreißig]-Jahres 
Swap-Satz 

Der mittlere Swapsatz gegen den [drei/sechs]-
Monats Euribor 

 Partizipationsfaktor [] 

 Marge  plus 

 minus 

[] 

 Bildschirmseite [] 

 Referenzsatz oder Zinssatz der  
Vorperiode  

[Falls nicht anwendbar, Unterabsätze strei-
chen.] 

 Referenzsatz [drei/sechs/neun/zwölf]-Monats Euribor  

 Marge  plus 

 minus 

[] 
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 Bildschirmseite [] 

 Ergebnis einer Berechnung zweier Zinss-
ätze  

[Falls nicht anwendbar, Unterabsätze strei-
chen.] 

 Partizipationsfaktor [] 

 Referenzsatz 1 [ein/zwei/fünf/zehn/zwanzig/dreißig]-Jahres 
CMS 

Der mittlere Swapsatz gegen den [drei/sechs]-
Monats Euribor 

 Referenzsatz 2 [ein/zwei/fünf/zehn/zwanzig/dreißig]-Jahres 
CMS 

Der mittlere Swapsatz gegen den [drei/sechs]-
Monats Euribor 

 Bildschirmseite [] 

 Zielkupon  [Falls nicht anwendbar, Unterabsätze strei-
chen.] 

 Höhe des Zielkupon [] %  

 Mindestzinssatz [[] % per annum] [Nicht anwendbar] 

 Höchstzinssatz [[] % per annum] [Nicht anwendbar] 

 Zinsfeststellungstag [Anzahl einfügen] [Londoner] [Frankfurter] 
[New-Yorker] / [TARGET]-Geschäftstag vor 
[Beginn/Ende] der jeweiligen Zinsperiode 

 Zinstagequotient für Fixzinsperioden  Actual/Actual (ICMA) 

 30/360 

 ACT/360 

 Zinstagequotient für variable Zinsperioden  Actual/Actual (ICMA) 

 30/360 

 ACT/360 

 Bestimmungen über Stückzinsen [Nicht anwendbare Optionen streichen] 

   bei unterjährigen Käufen/Verkäufen sind 
Stückzinsen [in der Fixzinsperiode] [und] [in 
der variablen Zinsperiode] [nicht] zahlbar  

 bei unterjährigen Käufen / Verkäufen sind 
Stückzinsen [in der variablen Zinsperiode] 
[mindestens zum Mindestzinssatz] [und] 
[höchstens zum Höchstzinssatz] zahlbar 

 bei unterjährigen Käufen / Verkäufen sind 
Stückzinsen zum jeweiligen Zinssatz zahl-
bar 

 

§ 4 Rückzahlung  
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 Endfälligkeitstag []  

 Rückzahlungskurs [] 

§ 5  Vorzeitige Rückzahlung  

 Vorzeitige Rückzahlung nach Wahl der 
Emittentin 

[Falls nicht anwendbar, Unterabsätze strei-
chen.] 

 Wahlrückzahlungstag(e) (Call) Wahlrückzahlungsbeträge (Call) 

[                   ] [                   ] 

[                   ] [                   ] 
 

 Kündigungsfrist (Call) []  

 Keine vorzeitige Rückzahlung nach Wahl 
der Emittentin 

 

 Vorzeitige Rückzahlung nach Wahl der 
Anleihegläubiger 

[Falls nicht anwendbar, Unterabsätze strei-
chen.] 

 Mindestkündigungsfrist (Put) [] 

 Höchstkündigungsfrist (Put) [] 

 Wahlrückzahlungstage (Put) Wahlrückzahlungsbeträge (Put) 

[                   ] [                   ] 

[                   ] [                   ] 
 

 Keine vorzeitige Rückzahlung nach Wahl 
der Anleihegläubiger 

 

 Vorzeitige Rückzahlung bei Vorliegen ei-
ner Rechtsänderung, einer Absicherungs-
Störung und/oder Gestiegenen Absiche-
rungs-Kosten 

[Falls nicht anwendbar, Unterabsätze strei-
chen.] 

 Vorzeitiger Rückzahlungskurs [] [Nicht anwendbar] 

 Vorzeitige Rückzahlung aus aufsichts-
rechtlichen Gründen (im Fall von berück-
sichtigungsfähigen Schuldverschreibun-
gen) 

[Falls nicht anwendbar, Unterabsätze strei-
chen.] 

 Vorzeitiger Rückzahlungskurs [] [Nicht anwendbar] 

 Vorzeitige Rückzahlung aus aufsichts-
rechtlichen oder steuerlichen Gründen (im 
Fall von nachrangigen Schuldverschrei-
bungen) 

[Falls nicht anwendbar, Unterabsätze strei-
chen.] 

 Vorzeitiger Rückzahlungskurs  [] [Nicht anwendbar] 

§ 6 Zahlungen  

 Zahlungen  Nicht angepasste Zinsperioden 

 Angepasste Zinsperioden  

 Nicht anwendbar, siehe Variante 4 
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 Zahlungen bei einer Fixzinsperiode 

(Variante 4) 

[Falls nicht anwendbar, Unterabsätze strei-
chen.] 

 Nicht angepasste Zinsperioden 

 Angepasste Zinsperioden 

 Zahlungen bei einer variablen Zinsperiode 

(Variante 4) 

[Falls nicht anwendbar, Unterabsätze strei-
chen.] 

 Nicht angepasste Zinsperioden 

 Angepasste Zinsperioden 

 Geschäftstag [Falls die festgelegte Währung EUR ist, diese 
und die folgende Zeile löschen] 

 Maßgebliche Finanzzentren [] 

 Geschäftstagkonvention  Folgender-Geschäftstag-Konvention 

 Modifizierte-Folgender-Geschäftstag-
 Konvention 

 Nicht anwendbar 

 Geschäftstagkonvention bei einer Fix-
zinsperiode 

(Variante 4) 

[Falls nicht anwendbar, Unterabsätze strei-
chen.] 

 Folgender-Geschäftstag-Konvention 

 Modifizierte-Folgender-Geschäftstag-
 Konvention 

 Geschäftstagkonvention bei einer variab-
len Zinsperiode 

(Variante 4) 

[Falls nicht anwendbar, Unterabsätze strei-
chen.] 

 Folgender-Geschäftstag-Konvention 

 Modifizierte-Folgender-Geschäftstag-
 Konvention 

§ 9 Beauftragte Stellen  

 Weitere Zahlstellen  []  

 Berechnungsstelle   [] 

 

§ 11 Mitteilungen  

 Webseite [] 
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TEIL II  
ZUSÄTZLICHE ANGABEN ZU DEN SCHULDVERSCHREIBUNGEN UND DEM ANGEBOT 

Konditionen des Angebots 

 Bedingungen, denen das Angebot unter-
liegt 

[Keine] [Einzelheiten angeben][Öffentliches 
Angebot in [•]. Die Einladung zur Angebotser-
teilung gegenüber Ersterwerbern erfolgt durch 
die Emittentin. Die Anbotstellung zur Zeich-
nung der Schuldverschreibungen hat durch die 
Anleger zu erfolgen. Interessierte Investoren, 
die die Zeichnung der Schuldverschreibungen 
in [•] beabsichtigen, können ab dem Beginn 
der Angebotsfrist ein Angebot zur Zeichnung 
der Schuldverschreibungen bei der jeweiligen 
depotführenden Bank in [•], das heißt bei [der 
Emittentin oder einem anderen Kreditinstitut im 
Volksbanken-Verbund] [jener Bank in [•], bei 
der die interessierten Investoren ihr Wertpa-
pierdepot haben], abgeben. Die Emittentin be-
hält sich die (gänzliche oder teilweise) An-
nahme der Zeichnungsangebote vor.] 

 Regelungen und Angabe des Zeitpunkts 
für die öffentliche Bekanntmachung des 
Angebotsbetrags. 

[][Nicht anwendbar][Da es sich bei dieser 
Emission um eine Daueremission handelt, wird 
der endgültige Angebotsbetrag nicht veröffent-
licht.] 

 Angebotsfrist [][Ab dem [] bis längstens zum Tag vor dem 
Endfälligkeitstag, wobei sich die Emittentin 
eine vorzeitige Schließung des Angebots ohne 
Angabe von Gründen vorbehält.] 

 Beschreibung des Antragsverfahrens [][Zeichnungsanträge werden bei der Emit-
tentin [und] [allen österreichischen Volksban-
ken (Mitglieder des Volksbanken-Verbundes)] 
[und gegebenenfalls weiteren [•] Kreditinstitu-
ten] entgegengenommen.] 

 Angebotsfrist, während der die spätere 
Weiterveräußerung oder endgültige Plat-
zierung der Schuldverschreibungen durch 
Finanzintermediäre erfolgen kann 

[] 

 Beschreibung der Möglichkeit zur Redu-
zierung der Zeichnungen und der Art und 
Weise der Erstattung des zu viel gezahl-
ten Betrags an die Zeichner 

[Einzelheiten angeben] [Eine Reduzierung der 
Zeichnungen ist grundsätzlich nicht vorgese-
hen. Der Emittentin steht aber das Recht zur 
Verkürzung der Zeichnungen in ihrem freien 
Ermessen zu; falls die Emittentin von diesem 
Recht Gebrauch macht, werden von den Anle-
gern zu viel bezahlte Beträge über ihre Depot-
bank rückerstattet werden.] 
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 Methode und Fristen für die Bedienung 
der Schuldverschreibungen und ihre Lie-
ferung 

[Lieferung gegen Zahlung innerhalb marktübli-
cher Fristen] [Einzelheiten angeben] 

 Modalitäten und Termin für die Veröffent-
lichung der Ergebnisse des Angebots  

[Einzelheiten einfügen] [Die Ergebnisse des 
Angebots werden am Endfälligkeitstag auf der 
Webseite der Emittentin veröffentlicht.] 

 Mindestzeichnungshöhe [] [Nicht anwendbar] [Das Angebot sieht 
keine Mindestzeichnungshöhe vor, aufgrund 
des Nennbetrags der Schuldverschreibungen 
von [] ergibt sich aber eine Mindestinvestition 
in dieser Höhe.] 

 Höchstzeichnungshöhe [] [Nicht anwendbar]  

 Verteilungs- und Zuteilungsplan 

 Verfahren zur Meldung des den Zeich-
nern zugeteilten Betrags und Angabe, ob 
eine Aufnahme des Handels vor dem 
Meldeverfahren möglich ist 

[][Zeichner werden über ihre Depotbank über 
die Anzahl, der ihnen zugeteilten Stücke infor-
miert.] 

 
Preisfestsetzung 

 Kosten, die speziell dem Zeichner oder 
Käufer über die banküblichen Spesen in 
Rechnung gestellt werden. 

[] [Nicht anwendbar] 

 Steuern, die speziell dem Zeichner oder 
Käufer in Rechnung gestellt werden. 

[] [Nicht anwendbar] 

 Platzierung und Übernahme (Underwriting) 

 Koordinatoren des Angebots (und sofern 
der Emittentin oder Bieter bekannt, Name 
und Anschrift derjenigen, die das Angebot 
in den verschiedenen Staaten platzieren) 

[] 

 Vertriebsmethode 

Name und Anschrift der Institute, die sich 
fest zur Übernahme einer Emission ver-
pflichtet haben, sowie Name und Anschrift 
der Institute, die die Emission ohne ver-
bindliche Zusage oder zur Verkaufsver-
mittlung platzieren samt Kontingenten. 

[] 

 Datum des Übernahmevertrages [] 

 Provisionen 

 Management – und Übernahmeprovision [] 

 Verkaufsprovision [] 
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 Andere [] 

 

 [Falls EURIBOR nicht zur Anwendung kommt, gesamten Abschnitt streichen: 

Weitere Angaben zum Referenzsatz EURIBOR 

 [Bezeichnung einfügen] [Beschreibung des Referenzsatzes EURIBOR 
einfügen] 

  [Hinweis darauf, wo Informationen über die 
vergangene und künftige Entwicklung des Re-
ferenzsatzes EURIBOR und dessen Volatilität 
erhältlich sind, einfügen.] ] 

 

 [Falls CMS nicht zur Anwendung kommt, gesamten Abschnitt streichen: 

Weitere Angaben zum Referenzsatz CMS 

 [Bezeichnung einfügen] [Beschreibung des Referenzsatzes CMS ein-
fügen] 

  [Hinweis darauf, wo Informationen über die 
vergangene und künftige Entwicklung des Re-
ferenzsatzes CMS und dessen Volatilität er-
hältlich sind, einfügen.] ] 

 Weitere Angaben 

 Gründe für das Angebot und Verwendung 
des Emissionserlöses 

 

 Geschätzter Nettobetrag der Erträge [][Da die Schuldverschreibungen im Wege ei-
ner Daueremission mit Aufstockungsmöglich-
keit begeben werden, ist der Nettobetrag der 
Erträge ungewiss und kann nicht angegeben 
werden.] 

 Geschätzte Gesamtkosten der Emission [] 

 Rendite [][, die Emissionsrendite wurde am Bege-
bungstag auf Basis des Erstemissionsprei-
ses berechnet und ist keine Indikation für 
eine Rendite in der Zukunft.] [Nicht anwend-
bar][Aufgrund der variablen Verzinsung, kann 
die Rendite nicht angegeben werden.] 

 Interessen und Interessenkonflikte  [][Nicht anwendbar] [An dem Angebot sind 
keine Personen außer der Emittentin maßgeb-
lich beteiligt.] 

 Beschlüsse, Ermächtigungen und Geneh-
migungen, aufgrund derer die Schuldver-
schreibungen begeben werden 

[]  

 Es gelten die im Prospekt wiedergegebe-
nen Verkaufsbeschränkungen 

 Nicht anwendbar 
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 Anwendbar 

 Zusätzliche Verkaufsbeschränkungen 
(einfügen) 

[] 

 Rating der Schuldverschreibungen  Für die Schuldverschreibungen ist kein Ra-
ting vorgesehen   

 [] [Angabe des Ratings und vollständiger 
Name der juristischen Person, die das Ra-
ting abgegeben hat] 

 [Zielmarkt gemäß Richtlinie 2014/65/EU 
über Märkte für Finanzinstrumente (MiFID 
II) 

[] 

 [Angaben gemäß Benchmark Verord-
nung: 

 

 (i) Referenzzins[satz][sätze]:  [] 

 (ii) Name[n] [des Administrators] [der Ad-
ministratoren]: 

[] 

 (iii) Eintragung im öffentlichen Register 
der European Securities and Markets Au-
thority (ESMA) gemäß der Benchmark 
Verordnung: 

Zum Datum dieser Endgültigen Bedingun-
gen [ist][sind] [Name(n) des Administra-
tors/der Administratoren einfügen] im öf-
fentlichen Register [nicht] genannt [und 
[Name(n) des Administrators/der Admi-
nistratoren einfügen] im öffentlichen Re-
gister nicht genannt]. 

[Falls einer oder mehrere Administrato-
ren nicht im öffentlichen Register einge-
tragen sind, einfügen: Soweit der Emitten-
tin bekannt, ist die Erlangung einer Zulas-
sung oder Registrierung (oder, bei einem 
Sitz außerhalb der Europäischen Union, An-
erkennung, Übernahme oder Gleichstel-
lung) durch [Name(n) des Administra-
tors/der Administratoren einfügen] der-
zeit nicht erforderlich, weil [Name(n) des 
Administrators/der Administratoren ein-
fügen] unter die Übergangsbestimmungen 
in Artikel 51 der Benchmark Verordnung 
[fällt][fallen].] 

 

   

 Verantwortlichkeit 

Die Emittentin übernimmt die Verantwortung für die in diesen Endgültigen Bedingungen ent-
haltenen Informationen wie im Prospekt bestimmt. Hinsichtlich der hierin enthaltenen und als 
solche gekennzeichneten Informationen von Seiten Dritter gilt Folgendes: (i) Die Emittentin 
bestätigt, dass diese Informationen zutreffend wiedergegeben worden sind und – soweit es 
der Emittentin bekannt ist und sie aus den von diesen Dritten zur Verfügung gestellten Infor-
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mationen ableiten konnte – keine Fakten ausgelassen wurden, deren Fehlen die reprodu-
zierten Informationen unzutreffend oder irreführend gestalten würden; (ii) die Emittentin hat 
diese Informationen nicht selbständig überprüft und übernimmt keine Verantwortung für ihre 
Richtigkeit. 

Volksbank Niederösterreich AG 

Durch:  

 

 

______________________________           _______________________________ 
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ANLAGE 1 
Emissionsbezogene Zusammenfassung 

[Emissionsbezogene Zusammenfassung einfügen] 

  
 
 



 
 

199 

ANLAGE 2 
 

Anleihebedingungen  
[Anleihebedingungen einfügen]  

 
 
 

 

 

 

 

 
  



 
 

200 

7.  BESTEUERUNG 

Die Zusammenfassung der Besteuerungskonsequenzen in der jeweiligen Rechtsordnung er-
hebt keinen Anspruch auf eine vollständige Beschreibung aller möglichen steuerlichen As-
pekte und behandelt auch nicht spezifische Situationen, die für einzelne potenzielle Anleger 
von Bedeutung sein könnten. Sie beruht auf der nationalen Gesetzeslage und Rechtspre-
chung sowie der veröffentlichten Finanzverwaltungspraxis, den derzeit gültigen Erlässen der 
nationalen Steuerbehörden sowie deren jeweiliger Auslegung durch die nationalen Gerichte, 
wobei sämtliche dieser Grundlagen jederzeitigen Abänderungen unterworfen sein können. 
Derartige Änderungen können auch rückwirkend wirksam werden und sich daher negativ auf 
die beschriebenen steuerlichen Folgen auswirken. Es wird daher empfohlen, dass potenzielle 
Käufer der Schuldverschreibungen bezüglich der steuerlichen Folgen des Kaufs, Besitzes und 
Verkaufs ihre Rechts- und Steuerberatung konsultieren. Steuerliche Risiken im Zusammen-
hang mit den Schuldverschreibungen trägt der Käufer der Schuldverschreibungen. 

Ist die Emittentin depotführende Stelle, übernimmt die Emittentin die Verantwortung für die 
Einbehaltung der Steuern an der Quelle. Wird die Auszahlung über eine andere auszuzah-
lende Stelle in Österreich abgewickelt, übernimmt diese Stelle die Verantwortung für die Ein-
behaltung von Steuern an der Quelle.  

7.1 BESTEUERUNG IN ÖSTERREICH 

7.1.1 Allgemein 

Dieser Abschnitt zur Besteuerung enthält eine kurze Zusammenfassung des Verständnis-
ses der Emittentin betreffend einige wichtige Grundsätze, die im Zusammenhang mit dem 
Erwerb, dem Halten und der Veräußerung der Schuldverschreibungen in der Republik Ös-
terreich bedeutsam sind. Die Zusammenfassung erhebt nicht den Anspruch, sämtliche 
steuerliche Überlegungen vollständig wiederzugeben. Sie basiert auf den derzeit gültigen 
österreichischen Steuergesetzen, der bisher ergangenen höchstrichterlichen Rechtspre-
chung sowie den Richtlinien der Finanzverwaltung und deren jeweiliger Auslegung, die 
alle Änderungen unterliegen können. Solche Änderungen können auch rückwirkend ein-
geführt werden und die beschriebenen steuerlichen Folgen nachteilig beeinflussen. Die 
folgenden Ausführungen sind allgemeiner Natur und können die persönliche Situation des 
Anleihegläubigers nicht berücksichtigen. Die Ausführungen stellen keinesfalls rechtliche 
oder steuerliche Beratung dar. Potentiellen Käufern der Schuldverschreibungen wird emp-
fohlen, wegen der steuerlichen Folgen des Erwerbs, des Haltens sowie der Veräußerung 
der Schuldverschreibungen ihre rechtlichen und steuerlichen Berater zu konsultieren.  

Die nachfolgende Darstellung beschränkt sich auf Schuldverschreibungen, die nach dem 
Billigungsdatum dieses Prospekts entgeltlich erworben werden. Die Zusammenfassung 
der steuerlichen Aspekte bezieht sich auf Anleihegläubiger, bei denen es sich aus öster-
reichischer Sicht um eine Kapitalgesellschaft oder eigennützige Privatstiftung, die ihrer 
Offenlegungsverpflichtung nach § 13 Abs 6 Körperschaftsteuergesetz (KStG) nachgekom-
men ist, oder eine natürliche Person, welche die Schuldverschreibungen im Privat- oder 
Betriebsvermögen erwirbt, handelt.  
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7.1.2 Ertragsteuerliche Konsequenzen für in Österreich unbeschränkt steuerpflichtige 
Anleihegläubiger 

7.1.2.1 Natürliche Personen (Privatvermögen) 

Bei unbeschränkt steuerpflichtigen natürlichen Personen, die die Schuldverschreibungen 
im Privatvermögen halten, sind alle Einkünfte aus den Schuldverschreibungen als Ein-
künfte aus Kapitalvermögen nach § 27 Abs 1 Einkommensteuergesetzes (EStG) steuer-
pflichtig. Konkret sind die Bestimmungen über die Einkünfte aus der Überlassung des Ka-
pitals (§ 27 Abs 2 EStG) sowie über Einkünfte aus realisierten Wertsteigerungen des Ka-
pitalvermögens (§ 27 Abs 3 EStG) anzuwenden. 

Einkünfte aus Kapitalvermögen nach § 27 Abs 2 EStG (zB laufende Zinsen) sowie reali-
sierte Wertsteigerungen des Kapitalvermögens nach § 27 Abs 3 EStG (zB Gewinne oder 
Verluste aus der Veräußerung der Schuldverschreibungen) unterliegen grundsätzlich dem 
besonderen Steuersatz von 27,5%, sofern die Schuldverschreibungen in rechtlicher und 
tatsächlicher Hinsicht einem unbestimmten Personenkreis zum Erwerb angeboten werden 
(§ 27a Abs 1 Z 2 EStG). Bei Inlandsverwahrung hat die depotführende (auszahlende) 
Stelle die Kapitalertragsteuer (KESt) von 27,5% abzuziehen (§ 93 Abs 1 EStG); mit der 
Einbehaltung der KESt ist die Endbesteuerungswirkung für einkommensteuerliche Zwe-
cke verbunden (§§ 27a Abs 1 und 97 Abs 1 EStG). Bei Auslandsverwahrung sind sämtli-
che Einkünfte aus den Schuldverschreibungen im Rahmen der persönlichen Einkommen-
steuererklärung anzugeben; darauf ist der besondere Steuersatz von 27,5% anzuwenden. 
Fehlt ein öffentliches Angebot in rechtlicher oder tatsächlicher Hinsicht unterliegen die 
Einkünfte dem progressiven Steuersatz von bis zu 55% (§ 33 Abs 1 EStG). Der Kapitaler-
tragsteuerabzug hat diesfalls zu unterbleiben.  

Entsteht bei Rückzahlung oder Veräußerung der Schuldverschreibungen ein Verlust, kann 
dieser grundsätzlich mit anderen Einkünften aus Kapitalvermögen verrechnet werden. Die 
Verrechnung hat im Rahmen der persönlichen Einkommensteuererklärung und vorbehalt-
lich der Verlustausgleichsbeschränkungen des § 27 Abs 8 EStG zu erfolgen (§ 97 Abs 2 
EStG). Bei Inlandsverwahrung der Schuldverschreibungen hat – beim Vorliegen des öf-
fentlichen Angebotes in rechtlicher und tatsächlicher Hinsicht – die depotführende (aus-
zahlende) Stelle den Verlustausgleich betreffend Einkünfte aus Schuldverschreibungen 
vorzunehmen (§ 93 Abs 6 EStG).  

Gemäß § 27a Abs 5 EStG kann der Anleihegläubiger die Option auf die Besteuerung nach 
dem Normalsteuersatz des § 33 Abs 1 EStG ausüben (Option zur Regelbesteuerung), so-
fern er – unter Beachtung des Normalsteuersatzes – zu einem niedrigeren als dem linea-
ren Steuersatz von 27,5% besteuert wird. Gegebenenfalls sind Einkünfte aus den Schuld-
verschreibungen – zusammen mit sämtlichen anderen in- und ausländischen sondersteu-
ersatzpflichtigen Kapitalerträgen – im Rahmen der Steuererklärung anzugeben. Die allen-
falls einbehaltene KESt wird auf die zu erhebende Einkommensteuer angerechnet und mit 
dem übersteigenden Betrag dem Anleihegläubiger zurückerstattet. 

Der steuerpflichtige Betrag entspricht bei Einkünften aus der Überlassung des Kapitals 
nach § 27 Abs 2 EStG dem Bruttobetrag der Zinszahlungen (§ 27a Abs 3 Z 1 EStG). Als 
Einkünfte aus realisierten Wertsteigerungen des Kapitalvermögens nach § 27 Abs 3 EStG 
ist grundsätzlich die Differenz zwischen dem (ungekürzten) Veräußerungserlös und den 
Anschaffungskosten, jeweils einschließlich der Stückzinsen, zugrunde zu legen (§ 27a 
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Abs 3 Z 2 EStG). Der Veräußerungserlös und die Anschaffungskosten sind in Euro umzu-
rechnen. Die Ermittlung der steuerlichen Anschaffungskosten richtet sich nach dem Er-
werbszeitpunkt (EStR 2000 Rz 6106). Beim Erwerb der Schuldverschreibungen ab der 
Angebotsfrist ist als Anschaffungskosten der Re-Offer-Preis (Erstemissionspreis abzüg-
lich der Vertriebsprovision) oder der niedrigere Kaufpreis anzusetzen. Beim Erwerb am 
Sekundärmarkt ist der tatsächliche Kaufkurs der Schuldverschreibungen maßgebend. Bei 
auf Fremdwährung lautenden Schuldverschreibungen hat eine Umrechnung im Anschaf-
fungszeitpunkt und im Veräußerungszeitpunkt in EUR zu erfolgen. Die Fremdwährungs-
komponente stellt einen Teil des Veräußerungsgewinnes bzw -verlustes dar.  

Nebenkosten der Anschaffung oder Veräußerung (zB Transaktionsspesen) oder sonstige 
im Zusammenhang mit dem Halten der Schuldverschreibungen angefallene Werbungs-
kosten sind nicht abzugsfähig (§ 20 Abs 2 EStG), sofern die Schuldverschreibungen im 
Rahmen eines öffentlichen Angebots in rechtlicher und tatsächlicher Hinsicht begeben 
werden.  

7.1.2.2 Natürliche Personen (Betriebsvermögen) 

Die vorstehenden Grundsätze für natürliche Personen, welche die Schuldverschreibungen 
im Privatvermögen halten, gelten für – im Betriebsvermögen natürlicher Personen gehal-
tene – Schuldverschreibungen sinngemäß, jedoch unter Beachtung folgender Besonder-
heiten: Die Einkünfte gelten als betriebliche Einkünfte. Gewinne und Verluste unterliegen 
– beim Vorliegen eines öffentlichen Angebotes in rechtlicher und tatsächlicher Hinsicht – 
als Einkünfte aus realisierten Wertsteigerungen nach § 27 Abs 3 EStG dem besonderen 
Steuersatz von 27,5% und – im Rahmen der Veranlagung – der Endbesteuerung (§ 97 
Abs 1 EStG). Betriebsausgaben im Zusammenhang mit dem Erwerb, der Veräußerung 
oder des Haltens der Schuldverschreibungen dürfen im Rahmen der Veranlagung in ein-
geschränktem Ausmaß berücksichtigt werden (§ 6 Z 2 lit c EStG). Eine Verlustverrech-
nung durch die depotführende Stelle ist grundsätzlich ausgeschlossen und hat im Rahmen 
der jährlichen Veranlagung zu erfolgen. 

7.1.2.3 Privatstiftungen (Privatvermögen) 

Die vorstehenden Grundsätze für natürliche Personen, welche die Schuldverschreibungen 
im Privatvermögen halten, gelten für (eigennützige, dh nicht gemeinnützige) Privatstiftun-
gen sinngemäß, jedoch unter Beachtung folgender Besonderheiten: Statt der KESt bzw 
des besonderen Steuersatzes von 27,5% ist – beim Vorliegen eines öffentlichen Angebo-
tes in rechtlicher und tatsächlicher Hinsicht – das Regime der Zwischenbesteuerung mit 
dem Körperschaftsteuersatz von 25% anzuwenden (§§ 13 Abs 3 und 22 Abs 2 KStG). Die 
Zwischenbesteuerung unterbleibt insoweit als im Veranlagungszeitraum Zuwendungen an 
Begünstigte erfolgten, davon die KESt einbehalten wurde und zugleich keine Entlastung 
der KESt aufgrund von Doppelbesteuerungsabkommen gegeben war. Ansonsten ist der 
Körperschaftsteuersatz von 25% anzuwenden. Bei Inlandsverwahrung der Schuldver-
schreibungen findet die Befreiung von der KESt nach § 94 Z 12 EStG Anwendung. Die 
Option nach § 27a Abs 5 EStG ist nicht anwendbar.  



 
 

203 

7.1.2.4 Kapitalgesellschaften und Privatstiftungen (Betriebsvermögen) 

Einkünfte aus den Schuldverschreibungen unterliegen als Einkünfte aus Gewerbebetrieb 
dem Körperschaftsteuersatz von 25%. Bei Privatstiftungen und bei Kapitalgesellschaften 
kann die Befreiung von der Kapitalertragsteuer nach § 94 Z 5 EStG zur Anwendung kom-
men. Allfällige Substanzgewinne und -verluste werden im Rahmen der betrieblichen Ein-
künfte erfasst. Es ist der Körperschaftsteuersatz von 25% anzuwenden.  

7.1.3 Ertragsteuerliche Konsequenzen für in Österreich beschränkt steuerpflichtige An-
leihegläubiger 

Erträge aus den Schuldverschreibungen unterliegen als Einkünfte aus Gewerbebetrieb 
der beschränkten Steuerpflicht, sofern die Schuldverschreibungen zum inländischen Be-
triebsvermögen oder dem land- und forstwirtschaftlichen Vermögen gehören.  

Ansonsten unterliegen Zinszahlungen der beschränkten Steuerpflicht nach § 98 Abs 1 Z 
5 EStG, sofern davon KESt einzubehalten ist. Kapitalertragsteuerpflichtig sind Zinszah-
lungen durch das Kreditinstitut, das an den Anleihegläubiger Kapitalerträge im Zeitpunkt 
der Fälligkeit und anteilige Kapitalerträge anlässlich der Veräußerung des Wertpapiers 
auszahlt, oder durch die Emittentin, sofern sie an den Anleihegläubiger solche Kapitaler-
träge auszahlt.  

Ausgenommen sind Zinszahlungen an juristische Personen oder natürliche Personen, die 
in einem Staat ansässig sind, mit dem ein automatischer Informationsaustausch erfolgt 
und eine Ansässigkeitsbescheinigung dieses Staates vorgelegt wird. Abhängig von der 
Ansässigkeit des Anleihegläubigers bzw des anwendbaren Doppelbesteuerungsabkom-
mens kann die Kapitalertragsteuer dem Anleihegläubiger sonst zur Gänze oder im abkom-
menskonformen Ausmaß zurückerstattet werden. 

7.1.4 Erbschafts- und Schenkungssteuer  

In Österreich wird keine Erbschafts- oder Schenkungssteuer erhoben. Die unentgeltliche 
Übertragung der Schuldverschreibungen unter Lebenden unterliegt jedoch grundsätzlich 
der Meldeverpflichtung nach § 121a der Bundesabgabenordnung. Bei einer unentgeltli-
chen Übertragung der Schuldverschreibungen auf eine österreichische Privatstiftung oder 
eine damit vergleichbare Vermögensmasse fällt Stiftungseingangssteuer an. Grundsätz-
lich beträgt der Stiftungseingangssteuersatz 2,5%. Dieser erhöht sich auf 25 %, sofern ua 
mit dem Ansässigkeitsstaat der Stiftung oder einer vergleichbaren Vermögensmasse 
keine umfassende Amts- und Vollstreckungshilfe besteht. In bestimmten Fällen sind Zu-
wendungen unter Lebenden oder von Todes wegen von der Stiftungseingangssteuer aus-
genommen. 

7.1.5 Andere Steuern 

Der Erwerb, das Halten oder die Veräußerung der Schuldverschreibungen unterliegt kei-
nen anderen Verkehrssteuern (einschließlich der Gesellschaftsteuer). 
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7.2 AUTOMATISCHER INFORMATIONSAUSTAUSCH 

Im Zusammenhang mit Schuldverschreibungen erhaltene Zahlungen fallen grundsätzlich 
in den Anwendungsbereich des automatischen Informationsaustauschs ("AIA"), der die 
Richtlinie 2003/48/EG des Rates im Bereich der Besteuerung von Zinserträgen (Zinsbe-
steuerungsrichtlinie) abgelöst hat. Dem AIA liegt der von der OECD entwickelte und von 
der EU durch Änderung der EU-Amtshilferichtlinie übernommene gemeinsame Meldestan-
dard für den automatischen Austausch von Informationen über Finanzkonten (Common 
Reporting Standard, CRS) zugrunde. Dabei tauschen Staaten, die sich zu dessen Anwen-
dung verpflichtet haben, steuererhebliche Informationen über Finanzkonten von Steuer-
pflichtigen, die in einem anderen teilnehmenden Staat als deren Ansässigkeitsstaat unter-
halten werden, untereinander aus. Alle Mitgliedstaaten der EU gelten als teilnehmende 
Staaten im Sinne des AIA. Die Zinszahlungen sowie Veräußerungserlöse und Rückzah-
lungsbeträge aus den Schuldverschreibungen unterliegen grundsätzlich dem automati-
schen Informationsaustausch. 

7.3 FINANZTRANSAKTIONSSTEUER 

Dem Richtlinienvorschlag der Europäischen Kommission zur Umsetzung der verstärkten 
Zusammenarbeit im Bereich der Finanztransaktionssteuer vom 14.02.2013 folgend, sollte 
in elf teilnehmenden Mitgliedstaaten (Belgien, Deutschland, Estland, Frankreich, Grie-
chenland, Italien, Portugal, Österreich, Slowakei, Slowenien und Spanien) eine Finanz-
transaktionssteuer eingeführt werden. Am 05.05.2014 wurde von nunmehr nur noch zehn 
teilnehmenden Mitgliedstaaten – Slowenien hat die Erklärung nicht unterzeichnet – eine 
gemeinsame Erklärung zur verstärkten Zusammenarbeit im Bereich der Finanztransakti-
onssteuer veröffentlicht. Estland ist im Dezember 2015 sogar gänzlich aus dem Projekt 
ausgestiegen. Die gemeinsame Erklärung sah eine schrittweise Umsetzung der Finanz-
transaktionssteuer ursprünglich beginnend mit Januar 2014 in den teilnehmenden Mit-
gliedstaaten vor. Aufgrund diverser zwischenstaatlicher Unstimmigkeiten erfolgte bislang 
allerdings noch keine Umsetzung der Finanztransaktionssteuer und es ist auch in naher 
Zukunft nicht mit einer Umsetzung zu rechnen.  

Die Finanztransaktionssteuer soll grundsätzlich alle Finanztransaktionen an den organi-
sierten Märkten sowie den außerbörslichen Handel entsprechend dem Ansässigkeitsprin-
zip bzw dem Emissionsprinzip umfassen. Voraussetzung ist daher die Ansässigkeit einer 
Transaktionspartei (Ansässigkeitsprinzip) oder die Emission des Finanzproduktes (Emis-
sionsprinzip) in einem der teilnehmenden Mitgliedstaaten. Bemessungsgrundlage ist der 
Kauf- oder Marktpreis bzw der Nominalbetrag der im Zuge der Transaktion geschuldeten 
Gegenleistung. Der anzuwendende Mindeststeuersatz soll 0,1% betragen. Alle an der Fi-
nanztransaktion beteiligten – natürlichen und juristischen – Parteien haften gesamtschuld-
nerisch für die Entrichtung der Finanztransaktionssteuer. Die Verwirklichung eines steu-
erwirksamen Tatbestandes und somit das Entstehen des Steueranspruchs müssen für alle 
Transaktionsparteien einzeln geprüft werden.  

Die Ausgestaltung der Finanztransaktionssteuer in sachlicher und zeitlicher Hinsicht ist 
weitgehend unklar, da bis dato keine Einigung zwischen den teilnehmenden Mitgliedstaa-
ten erzielt werden konnte. Vor diesem Hintergrund können die steuerlichen Konsequenzen 
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aus dem Verkauf, Kauf oder Tausch der Schuldverschreibungen in dieser Hinsicht nicht 
abschließend beurteilt werden. 
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8.  ZEICHNUNG UND VERKAUF 

8.1 VERKAUFSBESCHRÄNKUNGEN  

Dieser Prospekt darf in keinem Land außerhalb Österreichs veröffentlicht werden, in dem 
Vorschriften über die Registrierung, Zulassung oder sonstige Vorschriften im Hinblick auf 
ein Angebot von Wertpapieren entgegenstehen können. Insbesondere darf der Prospekt 
nicht in die Vereinigten Staaten von Amerika verbracht werden. 

Die unter diesem Prospekt begebenen Schuldverschreibungen der Emittentin werden 
nicht nach den Vorschriften des U.S. Securities Act 1933 registriert und unterliegen als 
Inhaberpapiere bestimmten Vorschriften des U.S. Steuerrechtes. Abgesehen von be-
stimmten Ausnahmen, die im U.S. Steuerrecht festgelegt werden, dürfen die Schuldver-
schreibungen weder innerhalb der Vereinigten Staaten von Amerika noch an U.S. Perso-
nen (wie in den maßgebenden Vorschriften definiert) angeboten, verkauft oder geliefert 
werden. 

Öffentliche Angebote von Schuldverschreibungen werden in Österreich erfolgen. In allen 
anderen EWR Staaten, in welchen eine Umsetzung der EU-Prospekt-Richtlinie erfolgt ist, 
ist ein öffentliches Angebot nicht zulässig, ausgenommen es handelt sich um ein Angebot, 
das keine Pflicht zur Veröffentlichung eines Prospekts auslöst. 

Unter einem "öffentlichen Angebot" der Schuldverschreibungen in einem EWR-
Mitgliedstaat ist eine Mitteilung an das Publikum in jeder Form und auf jede Art und Weise 
zu verstehen, die ausreichende Informationen über die Angebotsbedingungen enthält, um 
die Anleger in die Lage zu versetzen, sich für den Kauf oder die Zeichnung der Schuld-
verschreibungen zu entscheiden, wobei auch allenfalls in einem Mitgliedstaat geltende 
abweichende Definitionen eines "öffentlichen Angebots" zusätzlich Anwendung finden. 
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GLOSSAR UND ABKÜRZUNGSVERZEICHNIS 

Zur leichteren Lesbarkeit finden sich nachstehend bestimmte Abkürzungen und Definitionen, die in 
diesem Prospekt verwendet werden. Die Leser dieses Prospekts sollten immer die vollständige 
Beschreibung eines in diesem Prospekt enthaltenen Ausdrucks verwenden. 

"30/360" meint im Hinblick auf die Berechnung des Zinsbetrages auf eine Schuld-
verschreibung die Anzahl von Tagen des Zinsberechnungszeitraums, divi-
diert durch 360, wobei die Anzahl der Tage auf der Grundlage eines Jahres 
von 360 mit zwölf Monaten zu 30 Tagen zu ermitteln ist (es sei denn, (A) 
der letzte Tag des Zinsberechnungszeitraumes fällt auf den 31. Tag eines 
Monats, während der erste Tag des Zinsberechnungszeitraumes weder auf 
den 30. noch auf den 31. Tag eines Monats fällt, wobei in diesem Fall der 
diesen Tag enthaltende Monat nicht als ein auf 30 Tage gekürzter Monat 
zu behandeln ist, oder (B) der letzte Tag des Zinsberechnungszeitraumes 
fällt auf den letzten Tag des Monats Februar, wobei in diesem Fall der Mo-
nat Februar nicht als ein auf 30 Tage verlängerter Monat zu behandeln ist). 

"Absicherungs-Stö-
rung" 

meint Absicherungsstörung wie in § 5 der Muster-Anleihebedingungen 
definiert. 

"ACT/360" meint im Hinblick auf die Berechnung des Zinsbetrages auf eine Schuld-
verschreibung die tatsächliche Anzahl von Tagen des Zinsberechnungs-
zeitraums, dividiert durch 360. 

"Actual/Actual 
(ICMA)" 

meint im Hinblick auf die Berechnung des Zinsbetrages auf eine Schuld-
verschreibung falls der Zinsberechnungszeitraum gleich oder kürzer als 
die Zinsperiode ist, innerhalb welche er fällt, die tatsächliche Anzahl von 
Tagen im Zinsberechnungszeitraum, dividiert durch das Produkt (A) der 
tatsächlichen Anzahl von Tagen in der jeweiligen Zinsperiode und (B) 
der Anzahl der Zinsperioden, die normalerweise in einem Jahr enden. 

"AIA" meint Automatischer Informationsaustausch. 

"Altemissionen" meint die Emissionen, die unter dem "Prospekt 2017" begeben wurden 

"Amortisationsbetrag" meint den vorgesehenen Rückzahlungsbetrag der Schuldverschreibung 
am Endfälligkeitstag, abgezinst mit einem jährlichen Satz in Höhe eines 
Satzes, der einem Amortisationsbetrag in Höhe des Ausgabepreises der 
Schuldverschreibungen entspräche, würden diese am Begebungstag auf 
ihren Emissionspreis abgezinst, auf Basis einer jährlichen Verzinsung be-
reits aufgelaufener Zinsen. 

"Anleihebedingun-
gen" 

meint die Muster-Anleihebedingungen gemeinsam mit den Endgültigen 
Bedingungen im Sinne von Artikel 26 (5) der Prospektverordnung. 

"Anleihegläubiger" meint die Inhaber von Schuldverschreibungen. 

"AT 1" meint zusätzliches Kernkapital (Additional Tier 1 capital) gemäß Art 52 
CRR. 

"Ausgabeaufschlag" meint einen Aufschlag auf den Emissionspreis, der Provisionen oder 
sonstige im Zusammenhang mit der Begebung und Absicherung der 
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Schuldverschreibungen entstehende Nebenkosten der Emittentin abde-
cken soll. 

"BaSAG" meint das Bundesgesetz über die Sanierung und Abwicklung von Ban-
ken. 

"Basel III" meint das Maßnahmenpaket des BCBS zur Novellierung der auf Kredit-
institute anwendbaren Eigenmittel- und Liquiditätsvorschriften. 

"Basisprospekt" siehe "Prospekt". 

"BCBS" meint den Basler Ausschuss für Bankenaufsicht (Basel Committee on Ban-
king Supervision). 

"Begebungstag" meint den Tag, an dem die Emittentin gemäß den Bestimmungen der Mus-
ter-Anleihebedingungen Schuldverschreibungen begibt (wie in § 1 (1) der 
Muster-Anleihebedingungen definiert).  

"Bildschirmseite" meint die jeweilige Bildschirmseite, auf der ein maßgeblicher Zinssatz 
angezeigt wird. 

"Berechnungsstelle" meint die Berechnungsstelle für die Schuldverschreibungen (wie in § 
9 (2) der Anleihebedingungen definiert). 

"BRRD" meint die Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. 
Mai 2014 zur Festlegung eines Rahmens für die Sanierung und Abwick-
lung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen und zur Änderung der 
Richtlinie 82/891/EWG des Rates, der Richtlinien 2001/24/EG, 
2002/47/EG, 2004/25/EG, 2005/56/EG, 2007/36/EG, 2011/35/EU, 
2012/30/EU und 2013/36/EU sowie der Verordnungen (EU) Nr 1093/2010 
und (EU) Nr 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates (Bank 
Recovery and Resolution Directive). 

"BWG" meint das Bankwesengesetz. 

"CET 1" meint hartes Kernkapital (Common Equity Tier 1 capital) gemäß Artikel 
26 CRR. 

"Clearing System" meint das Clearing System wie in § 1 (4) der Anleihebedingungen defi-
niert. 

"CRD IV" meint die Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 26. Juni 2013 über den Zugang zur Tätigkeit von Kreditinsti-
tuten und die Beaufsichtigung von Kreditinstituten und Wertpapierfir-
men, zur Änderung der Richtlinie 2002/87/EG und zur Aufhebung der 
Richtlinien 2006/48/EG und 2006/49/EG (Capital Requirements Direc-
tive IV). 

"CRR" meint die Verordnung (EU) Nr 575/2013 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 26. Juni 2013 über Aufsichtsanforderungen an Kre-
ditinstitute und Wertpapierfirmen und zur Änderung der Verordnung 
(EU) Nr 648/2012 (Capital Requirements Regulation). 

"CSD" meint die Wertpapiersammelbank der OeKB CSD GmbH. 
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"Eigenmittel" meint das aufsichtsrechtlich erforderliche Kapital der Emittentin. 

"Emissionsbezogene 
Zusammenfassung" 

meint die Anlage 1 der Endgültigen Bedingungen. 

"Emittentin" meint die Volksbank Niederösterreich AG. 

"Endfälligkeitstag" meint den Tag, an dem die Schuldverschreibungen zu ihrem Rückzah-
lungsbetrag zurückgezahlt werden. 

"Endgültige Bedin-
gungen" 

meint die Endgültigen Bedingungen einer Serie von Schuldverschrei-
bungen im Sinne von Artikel 26 (5) der Prospektverordnung. 

"EU" meint die Europäische Union. 

"EU-QuStG" meint das EU-Quellensteuergesetz. 

"EURIBOR" ist die Abkürzung für "Euro Interbank Offered Rate", ein im Rahmen der 
Europäischen Wirtschafts- und Währungsunion in Kraft getretenes Sys-
tem der Referenzzinssätze im Euromarkt. 

"Eurozone" meint das Gebiet derjenigen Mitgliedstaaten der Europäischen Union, die 
gemäß dem Vertrag über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft 
(unterzeichnet in Rom am 25. März 1957), geändert durch den Vertrag über 
die Europäische Union (unterzeichnet in Maastricht am 7. Februar 1992), 
den Amsterdamer Vertrag vom 2. Oktober 1997 und den Vertrag von Lis-
sabon vom 13.Dezember 2007, in seiner jeweiligen Fassung, eine einheit-
liche Währung eingeführt haben oder jeweils eingeführt haben werden. 

"festgelegte Währung" meint die Währung, in der die Schuldverschreibungen von der Emittentin 
am Begebungstag begeben werden (wie in § 1 (1) der Muster-Anleihe-
bedingen definiert). 

"festgelegte Zeit" meint den Zeitpunkt, zu dem der Zinssatz auf der jeweiligen Bildschirm-
seite angezeigt wird. 

"Finanzintermediäre" meint alle Kreditinstitute, die im Sinne der Richtlinie 2013/36/EU in ei-
nem EWR-Mitgliedstaat zugelassen sind, ihren Sitz in dem betreffenden 
Mitgliedstaat haben und die zum Emissionsgeschäft oder zum Vertrieb 
von Schuldverschreibungen berechtigt sind. 

"Fitch" meint Fitch Ratings.  

"fixe Zinsperiode" meint den Zeitraum ab dem Verzinsungsbeginn (einschließlich) bis zu dem 
Kalendertag (einschließlich), der dem ersten fixen Zinszahlungstag voran-
geht, sowie jeden folgenden Zeitraum ab dem fixen Zinszahlungstag (ein-
schließlich) bis zu dem Kalendertag (einschließlich), der dem unmittelbar 
folgenden letzten fixen Zinszahlungstag vorangeht. 

"fixer Zinssatz" meint den fixen Zinssatz wie ggf. in den Anleihebedingungen definiert. 

"fixer Zinszahlungs-
tag" 

meint den Tag eines jeden Jahres, an dem die fixen Zinsen zahlbar sind. 

"FMA" meint die österreichische Finanzmarktaufsichtsbehörde 
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"FTS" meint eine Finanztransaktionssteuer, basierend auf einem Vorschlag der 
Europäischen Kommission für eine "Richtlinie des Rates über die Um-
setzung einer Verstärkten Zusammenarbeit im Bereich der Finanztrans-
aktionssteuer". 

"Geschäftstag" meint einen Geschäftstag wie in § 6 der Anleihebedingungen definiert. 

"Gestiegene Absiche-
rungs-Kosten" 

meint, dass die Emittentin im Vergleich zum Begebungstag einen wesent-
lich höheren Betrag an Steuern, Abgaben, Aufwendungen und Gebühren 
(außer Maklergebühren) entrichten muss, um Transaktionen abzuschlie-
ßen, fortzuführen oder abzuwickeln bzw Vermögenswerte zu erwerben, 
auszutauschen, zu halten oder zu veräußern, welche die Emittentin zur Ab-
sicherung von Preisrisiken im Hinblick auf ihre Verpflichtungen aus den 
Schuldverschreibungen für notwendig erachtet. 

"GuV" meint Gewinn- und Verlustrechnung. 

"Haftungsverbund" meint, dass die Zentralorganisation auf Basis des Verbundvertrages und 
des Treuhandvertrages Leistungsfonds Leistungen zB in Form von kurz- 
und mittelfristigen Liquiditätshilfen, Garantien und sonstigen Haftungen, 
nachrangigen Darlehen, Einlösungen fremder Forderungen und Zufuhr 
von Eigenkapital erbringen kann. 

"Herabschreibungs- 
und Umwandlungs-
befugnisse" 

meint die Herabschreibungs- und Umwandlungsbefugnisse gemäß der 
BRRD bzw dem BaSAG. 

"Höchstzinssatz" meint der für eine bestimmte Zinsperiode festgelegte, höchste anwendbare 
Zinssatz. 

"Hauptzahlstelle" meint die Hauptzahlstelle wie in § 9 (1) der Anleihebedingungen defi-
niert. 

"ICE Swap Rate" meint die veröffentlichten Swap-Sätze. ICE Swap Rate ist ein Bild-
schirmservice, welches die durchschnittlichen Swap Sätze für die drei 
Hauptwährungen (Euro, britisches Pfund und US Dollar) für ausge-
wählte Laufzeiten auf täglicher Basis veröffentlicht. 

"ISIN" meint die International Securities Identification Number. 

"KESt" meint die Kapitalertragsteuer. 

"KMG" meint das Kapitalmarktgesetz. 

"Kuratorengesetz" meint das Gesetz vom 24. April 1874 betreffend die gemeinsame Ver-
tretung der Rechte der Besitzer von auf Inhaber lautenden oder durch 
Indossament übertragbaren Teilschuldverschreibungen und die bücher-
liche Behandlung der für solche Teilschuldverschreibungen eingeräum-
ten Hypothekarrechte, RGBl. Nr 49/1874. 

"Liquiditätsverbund" meint, dass die zugeordneten Kreditinstitute des Volksbanken-Verbun-
des verpflichtet sind, ihre Liquidität nach Maßgabe der generellen Wei-
sungen der VOLKSBANK WIEN in ihrer Funktion als Zentralorganisation 
bei der VOLKSBANK WIEN zu veranlagen sowie die Möglichkeit der 
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VOLKSBANK WIEN, bei Eintritt eines Liquiditäts-Verbundnotfalls auf 
alle Aktiva der zugeordneten Kreditinstitute zugreifen zu können, um 
den Notfall zu beheben.  

"Marge" meint einen Zu- oder Abschlag per annum innerhalb einer bestimmten Zins-
periode. 

"Marktzinsniveau" meint Zinssätze auf den Geld- und Kapitalmärkten für vergleichbare 
Schuldverschreibungen. 

"Mindestzinssatz" meint den für eine bestimmte Zinsperiode festgelegten, niedrigsten an-
wendbaren Zinssatz. 

"Mitglieder des 
Volksbanken-Verbun-
des" 

meint die VOLKSBANK WIEN als Zentralorganisation und die ihr zuge-
ordneten Kreditinstitute. 

"Muster-Anleihebe-
dingungen" 

meint die Bedingungen für die verschiedenen, in vier unterschiedlichen 
Varianten unter diesem Programm begebenen, Kategorien von Schuld-
verschreibungen. 

"Nennbetrag" meint den Nennbetrag wie in § 1 (1) der Anleihebedingungen definiert 
und setzt sich aus der festgelegten Währung und der gewünschten Stü-
ckelung zusammen. 

"Neue Emittentin" meint eine andere Gesellschaft, die direkt oder indirekt von der Emittentin 
kontrolliert wird und als neue Emittentin für alle sich aus oder im Zusam-
menhang mit den Schuldverschreibungen ergebenden Verpflichtungen mit 
schuldbefreiender Wirkung für die Emittentin an die Stelle der Emittentin 
tritt. 

"Option" meint jede der 4 Ausgestaltungsvarianten (ie "Optionen" im Sinne von 
Artikel 22 (4) lit c der Prospektverordnung), in denen die Muster-Anlei-
hebedingungen der Schuldverschreibungen ausgeführt sind, nämlich 
Variante 1, die die Muster-Anleihebedingungen für Schuldverschreibun-
gen mit fixem Zinssatz umfasst, Variante 2, die die Muster-Anleihebe-
dingungen für Nullkupon-Schuldverschreibungen umfasst, Variante 3, 
die die Muster-Anleihebedingungen für Schuldverschreibungen mit vari-
ablem Zinssatz umfasst und Variante 4, die die Muster-Anleihebedin-
gungen für Schuldverschreibungen mit fixem und danach variablem 
Zinssatz umfasst und ab Seite 122 dieses Prospekts angeführt sind. 

"ÖGV" meint den Österreichischen Genossenschaftsverband (Schulze-Delitz-
sch). 

"ÖVAG" meint die Österreichische Volksbanken-Aktiengesellschaft. 

"Panelbanken" meint die Gruppe von Banken, aus deren geltenden Zinssätzen der 
EURIBOR berechnet wird. 

"Programm" meint das Programm zur Begebung von Schuldverschreibungen als auf 
den Inhaber lautende nicht-nachrangige, ordinary-senior, senior non-
preferred und nachrangige Schuldverschreibungen in Prozentnotiz. 
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"Prospekt 2017" meint das Programm zur Begebung von Schuldverschreibungen vom 
23.05.2017. 

"Prospekt" meint das Programm zur Begebung von Schuldverschreibungen. 

"Prospektrichtlinie" meint die Richtlinie 2003/71/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 4. November 2003 betreffend den Prospekt, der beim öffent-
lichen Angebot von Wertpapieren oder bei deren Zulassung zum Handel 
zu veröffentlichen ist, und zur Änderung der Richtlinie 2001/34/EG. 

"Prospektverord-
nung" 

meint die Verordnung (EG) Nr 809/2004 der Kommission vom 29. April 
2004 zur Umsetzung der Richtlinie 2003/71/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates betreffend die in Prospekten enthaltenen Angaben 
sowie die Aufmachung, die Aufnahme von Angaben in Form eines Verwei-
ses und die Veröffentlichung solcher Prospekte sowie die Verbreitung von 
Werbung. 

"Rechtsänderung" meint, dass (i) aufgrund des Inkrafttretens von Änderungen der Gesetze 
oder Verordnungen oder (ii) der Änderungen der Auslegung von gerichtli-
chen oder behördlichen Entscheidungen, die für die entsprechenden Ge-
setze oder Verordnungen relevant sind, die Emittentin feststellt, dass die 
Kosten, die mit ihren Verpflichtungen aus den Schuldverschreibungen ver-
bunden sind, wesentlich gestiegen sind, falls solche Änderungen an oder 
nach dem Begebungstag wirksam werden. 

"Referenzbanken" meint die Euro-Zone Hauptgeschäftsstellen von vier großen Banken im 
Euro-Zonen Interbankenmarkt, die jeweils von der Berechnungsstelle aus-
gewählt werden. 

"Referenzsatz" meint den für eine Zinsperiode maßgeblichen Zinssatz, der je nach Op-
tion für eine Variante auf der jeweiligen Bildschirmseite angezeigt wird. 

"Risikofaktoren" meint Risiken, die eine Anlage in die Schuldverschreibungen beinhaltet 
(siehe Abschnitt zu Risikofaktoren). 

"Rückzahlungsbetrag" meint den Betrag, zu dem die Schuldverschreibungen am Endfälligkeits-
tag zurückgezahlt werden. 

"Sammelurkunde" meint eine Sammelurkunde gemäß § 24 lit b Depotgesetz, durch die 
Schuldverschreibungen verbrieft sind. 

"Schwellenwert" Die VOLKSBANK WIEN setzte für den Volksbanken-Verbund Frühwarnin-
dikatoren gemäß dem Gruppensanierungsplan fest. Die Schwellenwerte 
werden dabei als "rote" und "gelbe" Schwellenwerte bezeichnet, wobei der 
rote Schwellenwert die gesetzlichen regulatorischen Mindestquoten reprä-
sentiert und der gelbe Schwellenwert intern festgelegten Quoten entspricht, 
die höher angesetzt sind als der rote Schwellenwert und als Puffer fungie-
ren. 

"Schuldverschrei-
bung" 

meint die unter diesem Programm begebenen Schuldverschreibungen. 

"Securities Act" meint den United States Securities Act of 1933. 
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"Serie" meint eine Serie von Schuldverschreibungen. 

"Spread" meint den Renditeabstand bestimmter Finanzanlagen zu als risikolos 
geltenden Anlagen. 

"SRB" meint die zentrale europäische Abwicklungsbehörde, den Ausschuss für 
die einheitliche Abwicklung mit Sitz in Brüssel (Single Resolution Board). 

"SRF" meint den einheitlichen Abwicklungsfonds (Single Resolution Fund). 

"SSM" meint den einheitlichen Aufsichtsmechanismus (Single Supervisory Me-
chanism). 

"SRM" meint den einheitlichen Abwicklungsmechanismus (Single Resolution Me-
chanism). 

"start:bausparkasse" meint die start:bausparkasse AG 

"Steuern" meint Steuern, Abgaben, Festsetzungen oder behördlichen Gebühren jed-
weder Art. 

"TARGET2" meint das Trans-European Automated Real-Time Gross Settlement Ex-
press Transfer System. 

"TARGET-
Geschäftstag" 

meint einen Tag, an dem das TARGET2 System betriebsbereit ist. 

"Teilnehmende Mit-
gliedstaaten" 

meint zehn EU-Mitgliedstaaten, nämlich Österreich, Belgien, Estland, 
Frankreich, Deutschland, Griechenland, Italien, Portugal, die Slowakei 
und Spanien, in welchen der Vorschlag der Europäischen Kommission 
für eine "Richtlinie des Rates über die Umsetzung einer Verstärkten Zu-
sammenarbeit im Bereich der Finanztransaktionssteuer", vorsieht eine 
Finanztransaktionssteuer auf bestimmte Finanztransaktionen einzuhe-
ben. 

"Tier 1" meint Kernkapital gemäß Art 25 CRR. 

"Tier 2" meint Ergänzungskapital gemäß Art 63 CRR. 

"UGB" meint das Unternehmensgesetzbuch. 

"Variante" meint eine der vier im Hinblick auf ihre Verzinsung unterschiedliche Aus-
gestaltungsmöglichkeiten der Schuldverschreibungen. 

"Verbundvertrag" meint den zwischen der VOLKSBANK WIEN (als Zentralorganisation), den 
zugeordneten Kreditinstituten zur Bildung eines Kreditinstitute-Verbundes 
gemäß § 30a BWG akkordierten und im Jahr 2016 abgeschlossenen Ver-
trag, der am 01.07.2016 wirksam wurde. 

"Verzinsungsbeginn" meint den Zeitpunkt, ab dem die Schuldverschreibungen bezogen auf ih-
ren Nennbetrag bis zum Verzinsungsende verzinst werden. 

"Verzinsungsende" meint den Zeitpunkt, zu dem der Zinslauf der Schuldverschreibungen 
endet. 



 
 

215 

"Volksbanken-Sek-
tor" 

meint alle dem Volksbanken-Sektor des ÖGV zugeteilten Kreditinstitute, 
wobei die Mitglieder des Volksbanken-Sektors nicht mit den Mitgliedern des 
Volksbanken-Verbundes übereinstimmen müssen. 

"Volksbanken-Ver-
bund" 

meint den auf Basis des Verbundvertrages, abgeschlossen zwischen der 
VOLKSBANK WIEN als Zentralorganisation und den zugeordneten Kre-
ditinstituten, gebildeten Kreditinstitute-Verbund gemäß § 30a BWG. 

"VOLKSBANK WIEN" meint die VOLKSBANK WIEN AG. 

"Vorzeitiger Rückzah-
lungsbetrag" 

meint den Vorzeitigen Rückzahlungsbetrag wie in § 5 (3) der Anleihebe-
dingungen definiert. 

"Wahlrückzahlungsbe-
trag (Call) 

meint den Wahlrückzahlungsbetrag (Call) wie ggf. in § 5 (1) der Anlei-
hebedingungen definiert. 

"Wahlrückzahlungsbe-
trag (Put)" 

meint den Wahlrückzahlungsbetrag (Put) wie ggf. in § 5 (2) der Anlei-
hebedingungen definiert. 

"Wahlrückzahlungstag 
(Call)" 

meint den Wahlrückzahlungstag wie ggf. in § 5 (1) der Anleihebedingun-
gen definiert. 

"Wahlrückzahlungstag  

(Put)" 

meint den Wahlrückzahlungstag wie ggf. in § 5 (2) der Anleihebedingun-
gen definiert. 

"Wesentliche Ver-
träge" 

meint die in Kapitel 5.15 angeführten von der Emittentin abgeschlosse-
nen Verträge. 

"Zahlstelle" meint die Zahlstelle wie in § 9 (1) der Anleihebedingungen definiert. 

"Zielkupon" meint die Summe aller maximalen jährlichen Zinszahlungen. 

"Zinsberechnungs-
zeitraum" 

meint einen beliebigen Zeitraum im Hinblick auf die Berechnung des 
Zinsbetrages auf eine Schuldverschreibung. 

"Zinsfeststellungstag" meint einen bestimmten Geschäftstag vor Beginn oder Ende der maßgeb-
lichen Zinsperiode. 

"Zinsperiode" meint den Zeitraum ab dem Verzinsungsbeginn (einschließlich) bis zu dem 
Kalendertag (einschließlich), der dem ersten Zinszahlungstag vorangeht, 
sowie jeder folgende Zeitraum ab einem Zinszahlungstag (einschließlich) 
bis zu dem Kalendertag (einschließlich), der dem unmittelbar folgenden 
Zinszahlungstag vorangeht. 

"Zinstagequotient" meint im Hinblick auf die Berechnung des Zinsbetrages auf eine Schuld-
verschreibung für einen Zinsberechnungszeitraum das Verhältnis einer 
bestimmten Anzahl von Tagen im Zinsberechnungszeitraum zur Anzahl 
der Tage der Zinsperiode. 

"Zinssatz" meint den jeweiligen Zinssatz in Prozent per annum mit dem die jewei-
lige Serie von Schuldverschreibungen verzinst ist. 

"Zinszahlungstag" meint den Tag, an dem die Zinsen nachträglich zahlbar sind. 

"zugeordnete Kreditin-
stitute" 

meint jene Kreditinstitute eines Kreditinstitute-Verbundes gemäß § 30a 
BWG mit Sitz im Inland, die der Zentralorganisation ständig zugeordnet 
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 sind; im Fall des Volksbanken-Verbundes sind dies zum Zeitpunkt der 
Prospektbilligung folgende Kreditinstitute, dh die regionalen Volksbanken 
sowie ein Spezialkreditinstitut: 

1. Volksbank Kärnten eG 

2. Volksbank Niederösterreich AG 

3. Volksbank Oberösterreich AG 

4. Volksbank Steiermark AG 

5. Volksbank Salzburg eG 

6. Volksbank Tirol AG 

7. VOLKSBANK VORARLBERG e. Gen. 

8. Österreichische Ärzte- und Apothekerbank AG (Spezialkreditinsti-
tut) 

"Zuständige Behörde" meint die Europäische Zentralbank oder eine Nachfolgebehörde der Eu-
ropäischen Zentralbank oder jede andere zuständige Behörde, die für die 
Bankenaufsicht für Zwecke der Kapitalanforderungen der Emittentin 
verantwortlich ist. 

"zukunftsgerichtete 
Aussagen" 

meint die in diesem Prospekt enthaltenen zukunftsgerichteten Aussa-
gen, die nicht historische Tatsachen sind. 
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EMITTENTIN 
Volksbank Niederösterreich AG 

Brunngasse 10 
3100 St. Pölten 

Österreich 
 

HAUPTZAHLSTELLE 
VOLKSBANK WIEN AG 

Kolingasse 14-16 
1090 Wien 
Österreich  

 
ABSCHLUSSPRÜFER 

Österreichischer Genossenschaftsverband (Schulze-Delitzsch) 
Löwelstraße 14 

1013 Wien 
Österreich 
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37.418 

16.924 

16.924 

370.214 

3.925 374.139 

2.429.661 

3.835 

30.560 34.395 

22.570 
24.207 

17.127 
3.257 

21 
50.263 

40.194 

11.935 

172 
10.120  

Volksbank Niederösterreich AG BILANZ ZUM 31. DEZEMBER 2017 

Kontrollsumme 824992,472999 

AKTIVA Vorjahr in T€ 

1. Kassenbestand, Guthaben bei Zentralnotenbanken 

und Postgiroämtern 35.982.033,38 
2. Schuldtitel öffentlicher Stellen und Wechsel, 

die zur Refinanzierung bei der 

Zentralnotenbank zugelassen sind: 

a) Schuldtitel öffentlicher Stellen und ähnliche Wertpapiere 17.740.842,12 

b) zur Refinanzierung bei Zentralnotenbanken 

zugelassene Wechsel 17.740.842,12 

3. Forderungen an Kreditinstitute 

a) täglich fällig 389.783.261,61 

b) sonstige Forderungen 4.983.605,88 394.766.867,49 

4. Forderungen an Kunden 2.597.980.765,57 

5. Schuldverschreibungen und andere 

festverzinsliche Wertpapiere 

a) von öffentlichen Emittenten 3.019.120,82 

b) von anderen Emittenten 31.423.991,00 34.443.111,82 

darunter: 

eigene Schuldverschreibungen 

6. Aktien und andere nicht festverzinsliche Wertpapiere 23.478.116,90 
7. Beteiligungen 39.671.387,05 

darunter: 

an Kreditinstituten 21.456.639,56 
8. Anteile an verbundenen Unternehmen 2.644.819,95 

darunter: 

an Kreditinstituten 
9. Immaterielle Vermögensgegenstände 

des Anlagevermögens 15.814,00 
10. Sachanlagen 47.490.616,82 

darunter: 
Grundstücke und Bauten, die vom 

Kreditinstitut im Rahmen seiner eigenen 

Tätigkeit genutzt werden 36.263.224,12 
11. Anteile an einer herrschenden oder 

an mit Mehrheit beteiligten Gesellschaft 

darunter: 

Nennwert 

12. Sonstige Vermögensgegenstände 8.728.718,37 
13. Gezeichnetes Kapital, das eingefordert, 

aber noch nicht eingezahlt ist 

14. Rechnungsabgrenzungsposten 128.679,59 
15. Aktive latente Steuern 7.486.519,00 

SUMME DER AKTIVA 3.210.558.292,06 3.015.089  

Posten unter der Bilanz 
1. Auslandsaktiva 37.308.431,97 

 

35.545 
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12.563.951,00 
8.013.986,00 

16.686.349,76 37.264.286,76 
35.900.000,00 

26.176.825,51 

84.501.246,31 
9.917,22 

27.132.490;59 

84.511.163,53 

97.449,00 

 

12.834 

13.177 
11.432 

548 
15.341 

12.834 
10.333 

763 

40.499 
22.320 

26.623 

1.182.494.518,55 

102.349.495,96 

9.143.000,00 9.143.000,00 
7.954.442,17 

831.990,20 

  

BILANZ ZUM 31. DEZEMBER 2017 
Kontrollsumme 824992,472999 

PASSIVA Vorjahr in T€ 

1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 
a) täglich fällig 
b) mit vereinbarter Laufzeit oder Kündigungsfrist 

2. Verbindlichkeiten gegenüber Kunden 
a) Spareinlagen 

aarunrer: 

aa) täglich fällig  
bb)  mit vereinbarter Laufzeit 

oder Kündigungsfrist 
b) Sonstige Verbindlichkeiten 

aarunrer: 
aa) täglich fällig  
bb)  mit vereinbarter Laufzeit 

oder Kündigungsfrist 
3. Verbriefte Verbindlichkeiten 

a) begebene Schuldverschreibungen 
b) andere verbriefte Verbindlichkeiten 

4. Sonstige Verbindlichkeiten 
5. Rechnungsabgrenzungsposten 
6. Rückstellungen 

a) Rückstellungen für Abfertigungen 
b) Rückstellungen für Pensionen 
c) Steuerrückstellungen 
d) sonstige 

6a. Fonds für allgemeine Bankrisiken 
7. Ergänzungskapital gemäß Teil 2 Titel 1 Kapitel 4 der 

Verordnung (EU) Nr. 575/2013 
8. Zusätzliches Kernkapital gemäß Teil 2 Titel 1 Kapitel 3 der 

Verordnung (EU) Nr. 575/2013 
darunter: Pflichtwandelschuld- 
verschreibungen gemäß § 26 BWG 

8b. Instrumente ohne Stimmrechte gemäß § 26a BWG 
9. Gezeichnetes Kapital 

10. Kapitalrücklagen 
a) gebundene 
b) nicht gebundene 

11. Gewinnrücklagen 
a) gesetzliche Rücklage 
b) satzungsmäßige Rücklagen 
c) andere Rücklagen 

12. Haftrücklage gemäß § 57 Abs. 5 BWG 
13. Bilanzgewinn 

SUMME DER PASSIVA 

1.190 
155.355 156.545 

1.577.170 

474.378 

1.102.792 
1.002.581 2.579.752 

978.299 

24.282 

11.468.890,70 11.566.339,70 
42.191.290,95 

762.862,34 

3.210.558.292,06 

27.132 

84.501 
5 84.506 

97 

11.230 11.328 
42.191 

257 

3.015.089  

32.518.116,68 
85.199.893,38 117.718.010,06 

1.524.561.575,74 

655.309.619,38 

869.251.956,36 
1.284.844.014,51 2.809.405.590,25 

Posten unter der Bilanz 
1. Eventualverbindlichkeiten 

darunter: 
Akzepte und Indossamentverbindlichkeiten 

a) aus weitergegebenen Wechseln 

Verbindlichkeiten aus Bürgschaften und 
b) Haftung aus der Bestellung von Sicherheiten 

627.776.062,05 

627.776.062,05 596.806 

596.806 

2. Kreditrisiken 396.920.622,12 
darunter: Verbindlichkeiten aus 
Pensionsgeschäften 

3. Verbindlichkeiten aus Treuhandgeschäften 3.322.285,79 
Anrechenbare Eigenmittel gemäIS Teil 2 der Verordnung (EU) 4. 
Nr. 575/2013 209.969.932,44 

darunter: Ergänzungskapital gemäß Teil 2 Titel I 
Kapitel 4 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 13.803.615,42 

5.  Eigenmittelanforderungen gemäß Art. 92 der Verordnung (EU) 
Nr. 575/2013 

359.592 

3.322 

215.019 

20.398 

darunter: 
Eigenmittelanforderungen gemäß Art. 92 Abs. I  lit  

a der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 
(harte Kernkapitalquote in %) 

Eigenmittelanforderungen gemäß Art. 92 Abs. I  lit  
b der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 
(Kernkapitalquote in %) 

Eigenmittelanforderungen gemäß Art. 92 Abs. 1  lit  
c der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 
(Gesamtkapitalquote in %) 

6. Auslandspassiva 65.290.445,87 20.941 
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Volksbank Niederösterreich AG GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG 2017 

Kontrollsumme 824992,472999 

€ € € Vorjahr in T€ 

1. Zinsen und ähnliche Erträge 
darunter: 

62.610.576,25 63.608 

aus festverzinslichen Wertpapieren 1.470.814,47 1.608 
2. Zinsen und ähnliche Aufwendungen -9.057.207,98 -11.653 

I. NETTOZINSERTRAG 53.553.368,27 51.955 

3. Erträge aus Wertpapieren und Beteiligungen 
a) Erträge aus Aktien, anderen Anteilsrechten und 

nicht festverzinslichen Wertpapieren 335.282,39 475 
b) Erträge aus Beteiligungen 8.700,00 8 
c) Erträge aus Anteilen an verbundenen Unternehmen 158.750,00 502.732,39 181 665 

4. Provisionserträge 36.005.013,60 33.000 
5. Provisionsaufwendungen -2.429.758,67 -2.803 
6. Erträge / Aufwendungen aus Finanzgeschäften , 
7. Sonstige betriebliche Erträge 2.558.937,98 5.361  

II.  BETRIEBSERTRÄGE 90.190.293,57 88.178 
8. Allgemeine Verwaltungsaufwendungen 

a) Personalaufwand -39.304.388,66 
darunter: 

-44.349 

aa) Löhne und Gehälter -27.854.439,97 
bb)  Aufwand für gesetzlich vorgeschriebene soziale 

-30.954  

Abgaben und vom Entgelt abhängige 
Abgaben und Pflichtbeiträge -8.159.441,81 -8.494  

cc)  sonstiger Sozialaufwand -401.919,14 
dd) Aufwendungen für Altersversorgung 

und Unterstützung -4.592.397,05 
ee) Dotierung der 

-410 

-1.744 

Pensionsrückstellung 3.418.256,00 362 
757 Aufwendungen für Abfertigungen und 

Leistungen an betriebliche 
Mitarbeitervorsorgekassen -1.714.446,69 -3.107 

b) sonstige Verwaltungsaufwendungen (Sachaufwand) -27.180.350,76 -66.484.739,42 -28.200 -72.549 
9. Wertberichtigungen auf die in den Aktivposten 9 

und 10 enthaltenen Vermögensgegenstände -4.176.692,53 -5.194 
10. Sonstige betriebliche Aufwendungen -4.791.650,68 -3.018  

Ill.  BETRIEBSAUFWENDUNGEN -75.453.082,63 -80.762 

IV. BETRIEBSERGEBNIS 14.737.210,94 7.415 

11.+12. Saldo aus Wertberichtigungen auf Forderungen und Zuführungen zu 
Rückstellungen für Eventualverbindlichkeiten sowie Erträge aus der 
Auflösung von Wertberichtigungen auf Forderungen und 
aus Rückstellungen für Eventualverbindlichkeiten -9.172.048,52 -4.811 

13.+14. Saldo aus Wertberichtigungen auf Wertpapiere, die wie 
Finanzanlagen bewertet sind, sowie auf Beteiligungen 
und Anteilen an verbundenen Unternehmen sowie 
Erträge aus Wertberichtigungen auf Wertpapiere, 
die wie Finanzanlagen bewertet sind, sowie auf 
Beteiligungen 12.331.568,50 -2.044 

V. ERGEBNIS DER GEWÖHNLICHEN GESCHÄFTSTÄTIGKEIT 17.896.730,92 559 
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Vorstand: 

Dir.  Dr.  Mag. Rainer Kuhnle r. Mag. Helmut Emminger 

Dir. g. Reinhard Diem 

Kontrollsumme 824992,472999 

€ € € Vorjahr in T€ 

15. Außerordentliche Erträge 
darunter: 

--,-- 

Entnahmen aus dem Fonds 
für allgemeine Bankrisiken 

16. Außerordentliche Aufwendungen 
darunter: 

-13.580.000,00 -4.343 

Zuweisungen zum Fonds 
für allgemeine Bankrisiken -13.580.000,00 

17. Außerordentliches Ergebnis -13.580.000,00 -4.343 
(Zwischensumme aus Posten 15 und 16) 

18. Steuern vom Einkommen und Ertrag -3.224.825,85 9.034 

19. Sonstige Steuern, soweit nicht in Posten 18 auszuweisen -329.042,73 -1.567  

VI.  JAHRESÜBERSCHUSS 762.862,34 3.682 

Rücklagenbewegung Dotierung (-) Auflösung (+) Dotierung (-) Auflösung (+) 

a) gebundene Kapitalrücklagen --,-- 

b) nicht gebundene Kapitalrücklagen --,-- 

c) gesetzliche Gewinnrücklage --,-- 

--,-- -- -- 

-- 

d) satzungsmäßige Gewinnrücklagen --,-- --,-- -- 

e) andere Gewinnrücklagen 

f) Haftrücklage gemäß 

§ 57 Abs. 5 BWG --,-- 

-3.425 

20. Rücklagenbewegung --,-- --,-- -3.425 -3.425  

VII.  JAHRESGEWINN 762.862,34 257 

21. Gewinnvortrag --,--  -- 

VIII.  BILANZGEWINN 762.862,34 257 

St. Pölten, am 13. März 2018 

Volksbank Niederösterreich AG 
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Volksbank Niederösterreich AG 

ANHANG zum JAHRESABSCHLUSS 2017 

Die Vergleichswerte des Vorjahres wurden auf volle Tausend Euro gerundet und sind im Anhang in 
Klammern angemerkt, in der Summenbildung sind daher Rundungsdifferenzen nicht auszuschließen. 

1. Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 

Die Aufstellung des Jahresabschlusses 2017 erfolgte nach den Bestimmungen des Bankwesengesetzes und 
des Unternehmensgesetzbuches. Bei der Bewertung der Vermögensgegenstände und Schulden wurde der 
Grundsatz der Einzelbewertung beachtet und eine Fortführung des Unternehmens unterstellt. 

Der Jahresabschluss wurde unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und der 
Generalnorm aufgestellt, die die Vermittlung eines möglichst getreuen Bildes der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage des Unternehmens fordern. 

Dem Vorsichtsprinzip wurde unter Berücksichtigung der Besonderheiten des Bankgeschäftes Rechnung 
getragen. 

Die Form der Gliederung der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung ist gegenüber dem Vorjahr 
unverändert. 

Vermögenswerte und Verbindlichkeiten in ausländischen Währungen wurden mit dem entsprechenden 
Mittelkurs bewertet. 

Vermögenswerte und Verbindlichkeiten, die durch Devisentermingeschäfte oder sonstige 
Sicherungsgeschäfte gedeckt waren, wurden unter Berücksichtigung dieser Geschäfte bewertet. 

Nach Abschluss des Geschäftsjahres sind keine Vorgänge von besonderer Bedeutung eingetreten, die auf 
den vorliegenden Jahresabschluss wesentliche Auswirkungen haben. 

2. Erläuterungen zum Volksbankenverbund 

Die Volksbank ist als zugeordnetes Kreditinstitut Teil des Kreditinstitute-Verbundes (Haftungs- und 
Liquiditätsverbund) mit der VOLKSBANK WIEN AG als Zentralorganisation iSd § 30a BWG. 

Der Verbund dient sowohl dem geregelten Transfer von Liquidität zwischen den Mitgliedern 
(Liquiditätsverbund) als auch der Erbringung sonstiger Leistungen zwischen den Mitgliedern 
(Haftungsverbund), verbunden mit Weisungsrechten der Zentralorganisation. Damit ist auch eine indirekte 
Absicherung der Gläubiger aller Mitglieder gegeben. Direkte Forderungsrechte Dritter gegen die 
Vertragsparteien werden durch den Vertrag nicht begründet. Die Zentralorganisation ist verpflichtet, die 
Liquiditätsversorgung der zugeordneten Kreditinstitute sowie die Einhaltung der regulatorischen 
Eigenmittelerfordernisse durch den Verbund sicherzustellen. 

Die aufsichtsrechtlichen Bestimmungen der Teile 2 bis 8 der Verordnung (EU) Nr.575/2013 sind vom 
Kreditinstitute-Verbund auf konsolidierter Basis einzuhalten. 

Die internationale Ratingagentur für Bankratings - FitchRatings - hat am 3. März 2017 für den Volksbanken 
Verbund und die Volksbanken das Langfrist-Rating mit  „BBB-"  festgesetzt. 

Die Restrukturierungsvereinbarung 2015 zwischen der Republik Österreich und dem Volksbankensektor, die 
durch eine Umsetzungsvereinbarung zwischen der VOLKSBANK WIEN AG und den Primärbanken ergänzt 
wurde, regelt eine Genussrechtsemission durch die Tochtergesellschaft VB Rückzahlungsgesellschaft mbH 
(RZG) der VOLKSBANK WIEN AG in Höhe von insgesamt € 300.000.000,00 (Bundes-Genussrecht). 

Die Abschichtung des Genussrechtes hat bis zum Jahr 2023 zu erfolgen und wurde von den Aktionären der 
VOLKSBANK WIEN AG mit Aktien (25 % +1 Stimme am Aktienkapital) an der VOLKSBANK WIEN AG 
besichert. Sollte die Abschichtung des Bundes-Genussrechtes nicht plangemäß erfolgen, ist der Bund 
berechtigt, über diese Aktien ohne weitere Gegenleistung frei zu verfügen und weitere 8 % Aktien an der 
VOLKSBANK WIEN AG von den Primärbanken und weiteren Aktionären einzufordern. Insgesamt könnten 
bei Nichteinhaltung des Rückzahlungsplanes bis zu 33 % der Aktien an der VOLKSBANK WIEN AG in das 
wirtschaftliche Eigentum des Bundes übergehen. 

Die VOLKSBANK WIEN AG hat gemäß der Verträge bis 30. November eines jeden Jahres den 
Primärbanken einen Vorschlag für den von der RZG im folgenden Kalenderjahr auf das Bundesgenussrecht 
auszuschüttenden Gesamtbetrag und für den Gesamtbetrag der hierfür erforderlichen Beiträge der 
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Primärbanken (Großmutterzuschüsse der Primärbanken und direkter Zuschuss der VOLKSBANK WIEN AG) 
zu erstatten. 

Im Geschäftsjahr wurde ein Großmutterzuschuss an die VB Rückzahlungsgesellschaft m.b.H. in Höhe von € 
40.741,79 geleistet. 

Solange nicht hinsichtlich der zu leistenden Zahlungen auf das Bundes-Genussrecht Terminverlust 
eingetreten ist, verbleibt das wirtschaftliche Eigentum an den VOLKSBANK WIEN AG Aktien bei den 
Primärbanken. 

Im Geschäftsjahr erfolgte eine Erhöhung der Beteiligung an der Volksbank Wien AG im Zuge einer 
Kapitalerhöhung und Übernahme von Aktien um € 2.743.047,48 

Die Volksbank bilanziert 59.708 Aktien an der VOLKSBANK WIEN AG mit einem Buchwert von € 
19.535.285,84. Als dingliche Sicherheit wurden 14.526 Aktien zugunsten der Republik Österreich gesperrt. 
Die auf die übertragenen Aktien entfallenden Dividenden werden an den Bund weitergeleitet und auf die 
Genussrechtsabschichtung angerechnet. Darüber hinaus hat die Volksbank Niederösterreich AG im Falle 
des Terminverlustes weitere 4.777 Aktien an die Republik Österreich zu übertragen. 

Für die Abschichtung des Bundes-Genussrechtes besteht eine Rückstellung in Höhe von € 5.692.887,01. 

Die indirekte Beteiligung an der VOLKSBANK WIEN AG über die VB Wien Beteiligung eG wird mit einem 
Buchwert von € 6.893.668,45 bilanziert. Die Übertragung der Aktien der VOLKSBANK WIEN AG obliegt der 
VB Wien Beteiligung eG. 

3. Erläuterungen zur Bilanz und zur Gewinn- und Verlustrechnung  

Der Ansatz von Beteiligungen, Anteilen an verbundenen Unternehmen und sonstigen Anteilsrechten erfolgte 
zu Anschaffungskosten unter Beachtung des gemilderten Niederstwertprinzips. 

Für alle wesentlichen Beteiligungen erfolgt jährlich eine Beurteilung des Wertansatzes. Bei Auftreten 
negativer Entwicklungen bei einer Gesellschaft wird diese Beurteilung auch anlassbezogen durchgeführt. 
Der Wert einer Beteiligung wird dabei auf Basis der Planungszahlen der Beteiligung mittels der  Discounted-
Cash-Flow-  Methode bzw.  Discounted-Earnings-Methode ermittelt und dem aktuellen Buchwert 
gegenübergestellt. Der Diskontierungszinssatz wird auf Basis aktueller Vergleichsdaten festgelegt. Sollten 
keine ausreichenden Informationen für eine  Discounted-Cash-Flow  Bewertung verfügbar sein, werden auch 
andere Verfahren zur Überprüfung der Wertansätze herangezogen. 

Auf Basis der vorliegenden Unternehmensbewertung und unter Berücksichtigung der AFRAC-
Stellungnahme Grundsatzfragen der unternehmensrechtlichen Bilanzierung von Finanzanlage- und 
Finanzumlaufvermögen wurde bei den wesentlichen Beteiligungen an Kreditinstituten eine Aufwertung bis zu 
den Anschaffungskosten in Höhe von € 1.895.885,12 vorgenommen. 

Der Ansatz der in anderen Aktivposten enthaltenen Wertpapiere des Anlagevermögens erfolgte zum 
gemilderten Niederstwertprinzip. 

Vom Wahlrecht der zeitanteiligen Abschreibung gemäß § 56 Abs. 2 BWG wurde Gebrauch gemacht. 

Der Unterschiedsbetrag bei festverzinslichen Wertpapieren des Anlagevermögens zwischen den 
Anschaffungskosten und den niedrigeren Rückzahlungsbeträgen, der gemäß § 56 Abs. 2 BWG zeitanteilig 
abgeschrieben wird, beträgt € 1.030.353,50 (1.064 *FE). 

Forderungen an Kreditinstitute, Forderungen an Kunden und sonstige Forderungen wurden, soweit sie dem 
Umlaufvermögen gewidmet sind, zum strengen Niederstwertprinzip bewertet. 

Die Ermittlung der Risikovorsorgen erfolgte in Übereinstimmung mit den internationalen 
Rechnungslegungsstandards bei Vorliegen von objektiven Hinweisen auf eine Wertminderung anhand einer 
Einzelfallprüfung ab einem Metakundenobligo von 250 T€ (Signifikanzgrenze) mittels der  Discounted-Cash-
Flow-Methode (Einzelrisikovorsorge). Dabei wird auf Grundlage des ursprünglichen Effektivzinssatzes der 
Forderung der Barwert der zukünftig erwarteten Cash-Flows  errechnet. Dieser ist abhängig von der 
Einschätzung der aktuellen und künftigen wirtschaftlichen Situation des Kunden, der Einschätzung der Höhe 
der Verwertungserlöse von Kreditsicherheiten und dem zeitlichen Zufluss der daraus resultierenden 
Zahlungsströme. 

Ausgefallene Engagements, die der Einzelfallprüfung unterliegen, werden automatisiert zur Ermittlung der 
Wertberichtigung zur Bearbeitung bereitgestellt. Die Wertberichtigung für ausgefallenen Engagements 
unterhalb der Signifikanzgrenze von 250 T€ wird pauschal in einem automatisierten Verfahren anhand des 
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Blankoexposures, des Blanko-LGD (Verlustausfallsquote) und der  PD  (Ausfallswahrscheinlichkeit) festgelegt 
und für den besicherten Teil ebenfalls ein Sicherheiten-LGD berücksichtigt, wodurch auch für voll besicherte 
Obligi eine Risikovorsorge dotiert wird. 

Weiters wird auch eine Portfoliorisikovorsorge gebildet. Die Berechnung der  Portfolio-Vorsorgen erfolgt 
analog der pauschalen Berechnung, wobei zusätzlich der  LIP-Faktor (tatsächlicher noch nicht zur Kenntnis 
gelangter Ausfall zum Betrachtungszeitpunkt) berücksichtigt wird. 

Die verwendeten Methoden und Parameter werden regelmäßig verbundweit von der Zentralorganisation 
einer Validierung unterzogen, um die geschätzten und tatsächlichen Ausfälle und Verluste anzunähern. 

Der Ansatz der Wertpapiere des Umlaufvermögens erfolgte zum strengen Niederstwertprinzip. 

ZUM BÖRSEHANDEL ZUGELASSENE WERTPAPIERE NACH § 64 ABS. 1 Z 10 BWG: 

31.12.2017 Vorjahr 
Börsenotierte Wertpapiere 

in € in T€ 
Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche Wertpapiere 33.917.551,95 33.866 

ZUM BÖRSEHANDEL ZUGELASSENE WERTPAPIERE - ART DER BEWERTUNG (§ 64 ABS. 1 Z 11 BWG): 
Die Zuordnung zum Anlage- oder Umlaufvermögen richtet sich im jeweiligen Einzelfall nach der Entscheidung der 
zuständigen Gremien. 

31.12.2017 Vorjahr 
Anlagevermögen 

in € in T€ 
Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche Wertpapiere 33.917.551,95 33.866 

Es wird kein Wertpapierhandelsbuch geführt. 

Beziehungen zu verbundenen Unternehmen 

Die Anteile an verbundenen Unternehmen gemäß § 189a Z 8 UGB setzen sich wie folgt zusammen 
(Angaben in Euro): 

Firmenname / Sitz 
Anteil am 
Kapital in 

°A 
Geschäftsjahr 

Eigenkapital 
des letzten 

Geschäftsjahres 

Ergebnis des 
letzten 

Geschäftsjahres 
TVB Bauträger Gesellschaft m.b.H., 
Tulin  

100 2016 100.421,12 -17.177,17  

IMMO-CONTRACT St. Pölten 
Maklergesellschaft m.b.H., St. 
Pölten 

95 2016 159.114,47 24.983,92 

REALCONSTANT 
Liegenschaftsverwertungs-
Ges.m.b.H., St. Pölten 

99,9 2016 1.643.096,84 99.247,85 

Cetium Immobilien GmbH, St. Pölten 100 2016 -40.796,66 -47.054,96 

VB - REAL Volksbank Krems-Zwettl 
lmmoblilien- und 
Vermögenstreuhandgesellschaft 
m.b.H., Krems  

100 2016 824.630,14 93.521,08 

Resort  Errichtungs- und 
Betriebsges.m.b.H., 
Heidenreichstein 

99,76 2016 -340.124,78 -16.602,80 

Nordfinanz Vermögensberatung 
GmbH, Heidenreichstein 

94 2016 150.044,19 19.839,25 

Die Beteiligungen gemäß § 189a Z 2 UGB setzen sich wie folgt zusammen (Angaben in Euro): 
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Vorjahr 
in 1€ 

31.12.2017 
in €  

Forderungen an Kreditinstitute 391.919.633,59 371.544  

Vorjahr 
in TE 

31.12.2017 
in €  

Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 117.718.010,06 156.546  

Vorjahr 
in TE 

31.12.2017 
in €  

6.579  Forderungen an Kunden 5.845.315,00 

Vorjahr 
in TE 

31.12.2017 
in €  

934 Verbindlichkeiten gegenüber Kunden 696.418,53 

Firmenname / Sitz 
Anteil am 
Kapital in 

% 
Geschäftsjahr 

Eigenkapital 
des letzten 

Geschäftsjahres 

Ergebnis des 
letzten 

Geschäftsjahres 
VB Wien Beteiligung eG, Wien 28,32 2016 37.390.298,87 -268.722,11 
GHH Gewerbe- und Handelspark 
Errichtungsgesellschaft mbH, 
Hollabrunn 

24 2016 113.378,51 9.078,34 

Die Veröffentlichung des Verbundabschlusses der VOLKSBANK WIEN AG mit Sitz in Wien erfolgt in der 
Wiener Zeitung. 

Mit Einführung des § 30a BWG wurden die Ausnahmebestimmungen gemäß § 30 Abs. 4 Z 3 BWG für 
Kreditinstitutsgruppen erweitert. Als Mitglied des Kreditinstitute-Verbundes entfällt daher für die Volksbank 
die Verpflichtung, einen Konzernabschluss gemäß § 59 BWG aufzustellen. 

Die VOLKSBANK WIEN AG hat als Zentralorganisation einen Verbundabschluss gemäß § 59a BWG 
aufzustellen. 

Verbriefte und unverbriefte Forderungen an Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht: 

Verbriefte und unverbriefte Verbindlichkeiten gegenüber Unternehmen, mit denen ein Beteiligungs-
verhältnis besteht: 

Verbriefte und unverbriefte Forderungen an verbundene Unternehmen: 

Verbriefte und unverbriefte Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen: 

Die Buchwerte bebauter und unbebauter Grundstücke betrugen zum Bilanzstichtag € 3.919.493,58 (4.277 
TE). 

Immaterielle Vermögensgegenstände und Sachanlagen werden zu Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
bewertet, vermindert um planmäßige Abschreibungen. Die planmäßigen Abschreibungen werden linear 
vorgenommen. Die Abschreibungsdauer beträgt für Gebäude zwischen 25 und 67 Jahren, für die Betriebs-
und Geschäftsausstattung zwischen 3 und 20 Jahren und für die immateriellen Vermögensgegenstände 
zwischen 3 und 5 Jahren. 

Zum 31. Dezember 2017 besteht eine Pauschalwertberichtigung zu den Forderungen an Kunden in Höhe 
von € 13.230.687,35. 

Die Pauschalwertberichtigungen werden für die Risikoklassen 1-4 nach I FRS- 
Portfoliowertberichtigungskriterien unter Beachtung von Artikel 160 ff CRR gebildet. 

In der Position sonstige Vermögensgegenstände sind Erträge in Höhe von € 3.285.320,84 (5.071 T€), die 
sich insbesondere aus Depotgebühren und ZO-Gutschriften zusammensetzen, enthalten, die erst nach dem 
Bilanzstichtag zahlungswirksam werden. 

Zum 31. Dezember 2017 wurden aktive latente Steuern gemäß § 198 Abs. 9 UGB ausgewiesen, die mit den 
aktuell gültigen Körperschaftsteuersatz von 25% berechnet wurden. 

Bei der Berechnung der latenten Steuern wurden die steuerlichen Verlustvorträge berücksichtigt. 
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Aufgrund der aus der Unternehmensplanung abgeleiteten Steuerplanungsrechnung liegt ein ausreichendes 
zukünftig zu versteuerndes Ergebnis vor. 

Die latenten Steuern resultieren aus temporären Differenzen zwischen den unternehmensrechtlichen und 
steuerrechtlichen Wertansätzen in folgenden Bilanzposten: 

Forderungen an Kunden 

Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche Wertpapiere 

Sachanlagen 

Beteiligungen 

Rückstellungen für Abfertigungen 

Rückstellungen für Pensionen 

Sonstige Rückstellungen 

Die Entwicklung der latenten Steuern stellt sich wie folgt dar: 

Stand 1.1.2017 10.120.682,00 
Auflösung 2.634.163,00 
Stand 31.12.2017 7.486.519,00 

Die erfolgswirksame Veränderung der latenten Steuern beträgt im Geschäftsjahr 2017 € 2.634.163,00 
(10.121 TE) und wird im Posten Steuern vom Einkommen und Ertrag ausgewiesen. 
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Anlagenspiegel (§ 226 Abs. 1 UGB in Verbindung mit § 43 Abs. 1 BWG): 

Anschaffungskosten Stand 1.1. 
Zugänge 

im GJ 

Zugänge 
durch 

Umgründung 
Abgänge 

im GJ 

Um- 
buchung 

im GJ Stand 31.12. 
2.a) Schuldtitel öffentlicher Stellen und ähnliche Wertpapiere 16.845.679,50 3.627.249,70 0,00 2.011.400,00 -749.167,50 17.712.361,70 
4. Forderungen an Kunden (Wertpapiere) 579.740,00 0,00 0,00 579.740,00 0,00 0,00 
5. Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche Wertpapiere 34.699.485,00 1.206.156,00 0,00 1.943.500,00 749.167,50 34.711.308,50 
6. Aktien und andere nicht festverzinsliche Wertpapiere 23.771.080,42 552.040,43 0,00 0,00 0,00 24.323.120,85 
7. Beteiligungen 182.914.248,46 2.784.789,27 0,00 0,00 0,00 185.699.037,73 
8. Anteile an verbundenen Unternehmen 3.392.463,21 45.000,00 0,00 0,00 0,00 3.437.463,21 
9. Immaterielle Vermögensgegenstände des Anlagevermögens 1.406.224,06 5.000,00 0,00 0,00 0,00 1.411.224,06 

10. Sachanlagen 119.986.269,54 3.225.982,68 0,00 7.406.186,13 0,00 115.806.066,09 
12. Sonstige Vermögensgegenstände 4.803,95 0,00 0,00 630,00 0,00 4.173,95 
Gesamtsumme 383.599.994,14 11.446.218,08 0,00 11.941.456,13 0,00 383.104.756,09 

kumulierte Abschreibung Stand 1.1. 
Zugänge 

im GJ 
Abgänge 

im GJ 
Umbuchung 

im GJ Stand 31.12. 

2.a) Schuldtitel öffentlicher Stellen und ähnliche Wertpapiere 311.446,90 21.784,76 18.700,00 -273,81 314.257,85 
4. Forderungen an Kunden (Wertpapiere) 5.740,00 0,00 5.740,00 0,00 0,00 
5. Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche Wertpapiere 833.170,53 103.812,21 143.500,00 273,81 793.756,55 
6. Aktien und andere nicht festverzinsliche Wertpapiere 1.200.601,86 108.771,04 464.368,95 0,00 845.003,95 
7. Beteiligungen 158.706.884,69 70.941,79 12.750.175,80 0,00 146.027.650,68 
8. Anteile an verbundenen Unternehmen 134.999,00 657.644,26 0,00 0,00 792.643,26 
9. Immaterielle Vermögensgegenstände des Anlagevermögens 1.384.487,06 10.923,00 0,00 0,00 1.395.410,06 

10. Sachanlagen 69.723.076,58 4.165.769,53 5.573.396,84 0,00 68.315.449,27 
Gesamtsumme 232.300.406,62 5.139.646,59 18.955.881,59 0,00 218.484.171,62 
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Buchwert Buchwert VJ 
Zuschre i- 
bungen 

Abschrei- 
bungen 

la ufendes GJ Stand 31.12. 
2.a) Schuldtitel öffentlicher Stellen und ähnliche Wertpapiere 16.534.232,60 0,00 21.784,76 17.398.103,85 

4. Forderungen an Kunden (Wertpapiere) 574.000,00 0,00 0,00 0,00 

5. Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche Wertpapiere 33.866.314,47 0,00 103.812,21 33.917.551,95 

6. Aktien und andere nicht festverzinsliche Wertpapiere 22.570.478,56 464.368,95 108.771,04 23.478.116,90 

7. Beteiligungen 24.207.363,77 12350.175,80 70.941,79 39.671.387,05 

8. Anteile an verbundenen Unternehmen 3.257.464,21 0,00 657.644,26 2.644.819,95 

9. Immaterielle Vermögensgegenstände des Anlage\iermögens 21.737,00 0,00 10.923,00 15.814,00 

10. Sachanlagen 50.263.192,96 0,00 4.165.769,53 47.490.616,82 

12. Sonstige Vermögensgegenstände 4.803,95 0,00 0,00 4.173,95 

Gesamtsum  me  151.299.587,52 13.214.544,75 5.139.646,59 164.620.584,47 
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Vorjahr 
in T€ 

31.12.2017 
in €  

Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche Wertpapiere 501.335,38 501  

In den Aktivposten sind folgende Vermögensgegenstände nachrangiger Art enthalten: 

Verbindlichkeiten wurden mit dem Erfüllungsbetrag angesetzt. 

Die Mündelgeldspareinlagen betragen zum Bilanzstichtag € 13.310.184,29 (12.949 TE). Der dafür 
gewidmete Deckungsstock besteht aus mündelsicheren Wertpapieren und beläuft sich auf € 15.658.668,32 
(16.643 TE). 

In der Position sonstige Verbindlichkeiten sind Aufwendungen in Höhe von € 2.779.316,48 (5.444 TE) 
enthalten, die erst nach dem Bilanzstichtag wirksam werden. 

Rückstellungen für Pensionsverpflichtungen wurden nach versicherungsmathematischen Grundsätzen nach 
dem Teilwertverfahren auf Basis eines Rechnungszinssatzes von 2,91 % unter Zugrundelegung der 
Berechnungstafeln von Pagler-Pagler sowie unter Einbeziehung einer Valorisierung in Höhe von 3 % 
berechnet. 

Es wird dabei von einem Pensionsantrittsalter bei Männern von 65 Jahren ausgegangen und bei Frauen wird 
die stufenweise Anhebung des Pensionsantrittsalters von 60 Jahren auf 65 Jahre ab den 
Geburtenjahrgängen 1963 berücksichtigt. Beim verwendeten Rechnungszinssatz handelt es sich um einen 
7-Jahres Durchschnittszinssatz, der von der Deutschen Bundesbank nach Maßgabe einer 
Rechtsverordnung ermittelt und monatlich bekannt gegeben wird. 

Die Änderungen der Rückstellungen für Pensionen sind im Posten 'Dotierung der Pensionsrückstellung' 
ausgewiesen. Ein Teil der Anspruchsberechtigten hat im Jahr 2017 das Angebot einer Abfindung ihrer 
Ansprüche angenommen. 

Der Pensionsaufwand für Zusagen, für die ausschließlich Beiträge zu leisten sind, beträgt im Geschäftsjahr 
€ 708.320,55 (712 -M. 

Die steuerlich zulässige Rückstellung beträgt € 5.316.510,00 (7.911 TE); der versteuerte Teil der 
Pensionsrückstellung beträgt € 2.697.476,00 (3.521 TE). 

Die Abfertigungsrückstellungen werden nach versicherungsmathematischen Grundsätzen auf Basis eines 
Rechnungszinssatzes von 2,91 % nach dem Teilwertverfahren unter Einbeziehung einer Valorisierung von 
3 % berechnet. 

Beim verwendeten Rechnungszinssatz handelt es sich um einen 7-Jahres Durchschnittszinssatz, der von 
der Deutschen Bundesbank nach Maßgabe einer Rechtsverordnung ermittelt und monatlich bekannt 
gegeben wird. 

Die Veränderungen der Rückstellungen für Anwartschaften auf Abfertigungen sind im Posten 
„Aufwendungen für Abfertigungen und Leistungen an betriebliche Mitarbeitervorsorgekassen" ausgewiesen. 

Die Rückstellung für Jubiläumsgelder wird nach versicherungsmathematischen Grundsätzen auf Basis eines 
Rechnungszinssatzes von 2,91 % sowie unter Beibeziehung einer Valorisierung in Höhe von 3 % ermittelt. 

Beim verwendeten Rechnungszinssatz handelt es sich um einen 7-Jahres Durchschnittszinssatz, der von 
der Deutschen Bundesbank nach Maßgabe einer Rechtsverordnung ermittelt und monatlich bekannt 
gegeben wird. 

Die Veränderungen der Rückstellungen für Jubiläumsgelder sind im Posten Löhne und Gehälter in Höhe von 
€ 16.296,00 (273 TE) enthalten. 

In den sonstigen Rückstellungen wurden unter Beachtung des Vorsichtsprinzips alle im Zeitpunkt der 
Bilanzerstellung erkennbaren Risiken sowie der Höhe und dem Grunde nach ungewisse Verbindlichkeiten 
mit den Beträgen berücksichtigt, die den Grundsätzen ordnungsgemäßer Buchführung entsprechen. 

Die sonstigen Rückstellungen umfassen vor allem nicht konsumierte Urlaube, Dienstfreistellungen, 
Vorsorgen für Eventualverbindlichkeiten, EDV-Aufwand, Abschichtung des Bundes-Genussrechtes, 
Dividendenauszahlung an Bund und VB Rückzahlungsgesellschaft mbH, Negativzinsen, drohende Verluste 
aus Filialschliessungen und Tochtergesellschaften sowie Prüfungs- und Prozessaufwand. 

Im Geschäftsjahr wurden für nachrangige Verbindlichkeiten Aufwendungen in Höhe von € 501.588,14 (636 
TE) geleistet. 
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Das Grundkapital zum 31. Dezember 2017 betrug € 27.202.646,09 (27.203 TE) und ist in 3.741.767 
Stückaktien zerlegt. Hievon befinden sich € 70.155,20 bzw. 9.650 Stück im Eigenbestand. 

Eigenmittel 
31.12.2017 Vorjahr 

Kernkapital (T1) 
Hartes Kernkapital (CETI) 
Eingezahlte Kapitalinstrumente 27.132.490,59 27.132 
Rücklagen 138.268.794,18 138.027 
Fonds für allgemeine Bankrisken 35.900.000,00 22.320 
Abzüge  on  Positionen in Instrumenten des harten Kernkapitals 10.877.081,00 29 
Bestandsgeschütze Kapitalinstrumente des harten Kernkapitals 5.143.757,09 6.173 
Summe hartes Kernkapital (CETI) 195.567.960,86 193.623 

Zusätzliches Kernkapital (AT1) 
Zusätzliches Kernkapital 0,00 0 
Abzüge  on  Positionen in Instrumenten des zusätzlichen Kemkapitals 0,00 0 
Bestandsgeschütze Kapitalinstrumente des zusätzlichen Kernkapitals 0,00 0 
Summe Zusätzliches Kernkapital (A TI) 0,00 0 
Summe Kernkapital (T1) 195.567.960,86 193.623 

Ergänzungskapital (T2) 
Ergänzungskapital 14.007.615,42 20.588 
Abzüge  on  Positionen in Instrumenten des Ergänzungskapitals 204.000,00 189 
Bestandsgeschützte Kapitalinstrumente des Ergänzungskapitals 598.356,16 998 
Summe Ergänzungskapital (T2) 14.401.971,58 2/.397 

Anrechenbare Eigenmittel gemäß Teil 2 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 209.969.932,44 215.020 

Die Gesamtkapitalrentabilität beträgt 0,02 % (0,12 %). 

In der Position Eventualverbindlichkeiten unter dem Bilanzstrich sind  Covered  Bond,  Credit  Claims in Höhe 
von € 407.050.567,79 (373.287 -FE) bemerkenswert. 

In den Aktivposten sind auf Fremdwährung lautende Aktiva im Gesamtbetrag von € 172.447.805,57 
(228.202 TE) enthalten, der Gesamtbetrag der auf Fremdwährung lautenden Passiva beträgt € 
88.983.601,49 (145.533 TE). 

Zum Bilanzstichtag bestanden folgende Termingeschäfte (Volumen): 

31.12.2017 
in € 

Volumen 

31.12.2017 
in € 

Marktwert 

Vorjahr 
in T€ 

Volumen 

Vorjahr 
in T€ 

Marktwert 
Zinsswaps 3.365.709,00 -197.898,35 3.543 -273 

Zinstermingeschäfte 3.307.937,20 0,00 4.328 0 

Devisentermingeschäfte 3.294.559,18 0,00 7.167 0 

Währungsswaps 85.497.668,33 203.273,20 83.807 -186 

Die Berechnung des beizulegenden Zeitwertes (Marktwertes) bei den derivativen Finanzinstrumenten 
erfolgte nach der  "marked  to  model"  - Methode unter Zugrundelegung der zum Bilanzstichtag aktuellen EZB 
Währungskurse, soweit es sich um Geschäfte in Fremdwährung handelt, sowie den aktuellen Zinskurven für 
Zinsinstrumente und Volatilitätskurven für Optionsgeschäfte. 

Die abgeschlossenen Zinsswaps dienen zur Absicherung des Zinsänderungsrisikos. Diese Zinsswaps 
wirken sich mit einem Betrag von € 280.463,11 positiv auf das Zinsergebnis aus. 

Die Buchwerte der Optionsprämien sind in folgenden Bilanzpositionen enthalten: 

31.12.2017 
in € 

Vorjahr 
in T€ 

2.5. Passive Rechnungsabgrenzungen 45.923,83 52 

Gesamtsumme 45.923,83 52 
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Nicht täglich fällige Forderungen und Guthaben: 

31.12.2017 in € Vorjahr in T€ 
bis drei Monate 97.214.408,39 84.490 
mehr als drei Monate bis ein Jahr 272.501.698,47 236.860 
mehr als 1 Jahr bis 5 Jahre 856.823.543,33 810.443 
mehr als 5 Jahre 1.296.724.480,92 1.219.128 

Nicht täglich fällige Verpflichtungen: 

31.12.2017 in € Vorjahr in 1€ 
bis drei Monate 266.782.077,06 190.863 
mehr als drei Monate bis ein Jahr 416.431.736,21 558.980 
mehr als 1 Jahr bis 5 Jahre 326.127.261,51 462.461 
mehr als 5 Jahre 47.460.270,92 70.127 

Im auf den Bilanzstichtag folgenden Geschäftsjahr werden Forderungen aus Schuldverschreibungen und 
anderen festverzinslichen Wertpapieren in Höhe von € 1.200.000,00 (4.375 TE) fällig. 

Von den vom Kreditinstitut selbst begebenen Schuldverschreibungen stehen im nächsten Geschäftsjahr € 
11.270.000,00 (4.476 TE) zur Tilgung an. 

Der Gesamtbetrag der Sicherungsgegenstände zur Sicherstellung von unter den Passivposten bzw. 
Passivposten unter dem Bilanzstrich ausgewiesenen Verpflichtungen stellt sich wie folgt dar: 

Vermögensgegenstände als Sicherheit 31.12.2017 in € Vorjahr in T€ 
Forderungen an Kunden 407.050.567,79 373.287 
Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche Wertpapiere 5.521.227,74 4.521 
Beteiligungen und Anteile an verbundenen Unternehmen 6.511.761,95 5.052 
Summe der Sicherheiten 419.083.557,48 382.860 

Besicherte Verbindlichkeiten unter Position 31.12.2017 in € Vorjahr in TE 
Eventualverbindlichkeiten 419.083.557,48 382.860 
Summe der Sicherstellungen 419.083.557,48 382.860 

Verpflichtungen aus Leasingverträgen: 

31.12.2017 in € Vorjahr in TE 
für das folgende Geschäftsjahr 27.037,08 49 
für die folgenden fünf Geschäftsjahre 135.185,40 243 

Verpflichtungen aus Mietverträgen: 

31.12.2017 in € Vorjahr in TE 
für das folgende Geschäftsjahr 1.264.508,54 1.273 
für die folgenden fünf Geschäftsjahre 6.163.226,70 5.812 

Zum 31. Dezember 2017 bestanden Besserungsscheinverpflichtungen in Höhe von € 66.474.098,62. Die 
Rückzahlungsverpflichtung orientiert sich insbesondere an der Mitgliedschaft zum Österreichischen 
Genossenschaftsverband. 

In der Position Aufwendungen für Abfertigungen und Leistungen an betriebliche Mitarbeitervorsorgekassen 
sind Aufwendungen für Abfertigungen in Höhe von € 1.541.895,47 (2.931 TE) enthalten. 

Die folgenden Aufwendungen für den Abschlussprüfer 
setzen sich wie folgt zusammen: 

im Geschäftsjahr 
in € 

Vorjahr 
in TE 

Aufwendungen für die Prüfung des Jahresabschlusses 479.632,80 296 
Aufwendungen für andere Bestätigungsleistungen 19.780,00 12 

Von den sonstigen betrieblichen Aufwendungen entfallen € 2.096.040,89 auf die Rückzahlung von 
Negativzinsen aus Vorjahren. 
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Vorstand und leitende Angestellte 
203  706.830,50 

Sonstige Arbeitnehmer 
2.181.757,24 4.287 

im Geschäftsjahr 

Aufwand für Abfertigungen und 
Pensionen in € 

im Vorjahr 

Aufwand für Abfertigungen und 
Pensionen in T€ 

Folgende Gewinnverteilung soll den Gremien zur Beschlussfassung vorgelegt werden, vorbehaltlich, dass 
die bestehenden Auflagen für die Dividendenzahlung erfüllt werden: 

Dividenden auf Partizipationskapital € 103.411,47, Zuweisung des Restbetrages € 659.450,87 an die freie 
Gewin nrücklage. 

3. Angaben über Organe und Arbeitnehmer 

Während des Geschäftsjahres waren durchschnittlich 476,77 (524) Angestellte und 25,98 (28) Arbeiter 
beschäftigt. 

Kredite an Vorstand und Aufsichtsrat 

Vorstand 
in € 

im Geschäftsjahr 
Aufsichtsrat 

in € 
Vorstand 

in T€ 

im Vorjahr 
Aufsichtsrat 

in T€ 
Gewährte Kredite 445.567,13 374.478,23 1 137  
Kredittilgungen 232.409,10 192.079,04 22 296 

Die Bedingungen betreffend Konditionen, Laufzeit und Besicherung sind marktkonform. 

Aufwand für Abfertigung und Pensionen 

Die Gesamtbezüge der im Geschäftsjahr tätigen Geschäftsleiter beliefen sich auf € 769.034,76 (985 TE). An 
ehemalige Geschäftsleiter und deren Hinterbliebene wurden € 2.482.047,18 (456 TE) ausbezahlt. 

Die Gesamtbezüge der im Geschäftsjahr tätigen Mitglieder des Aufsichtsrates beliefen sich auf € 173.250,00 
(143 TE). 

Vorstand: 

Dir. Mag.  Dr.  Rainer Kuhnle (Vorsitzender) 

Dir. Mag. Helmut Emminger (Vorsitzender-Stellvertreter) 

Dir. Mag. Reinhard  Diem  

Aufsichtsrat: 

Komm.Rat Dipl.IT Ing. Walter Obelacker (Vorsitzender ab 23.3.2017, bis 22.3.2017 1. Vorsitzender-
Stellvertreter)  

Dr.  Erich Abpurg (1. Vorsitzender-Stellvertreter ab 23.3.2017, bis 22.3.2017 3. Vorsitzender-Stellvertreter) 

Dipl. Ök. Claudia Unterberger (2. Vorsitzender-Stellvertreter) 

Mag. Ulf Elser (3. Vorsitzender-Stellvertreter ab 23.3.2017, bis 22.3.2017 Vorsitzender)  

Dr.  Jochen Auer 

Mag. Andreas Chocholka 

Mag. Heribert Donnerbauer 

Bgm. Karl Gerstl 

Ing. Herbert Gugerell  

Dr.  Reinhilde Kindt  

Dr.  Doris Prachner  

KR  Dir. Ing. Johann  Sunk  
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Mag. Pharm. Wolfgang  Wittig  

Vom Betriebsrat delegiert: 

Anika Gasselhuber 

Thomas Hofbauer 

Wolfgang Kausl 

Brigitte Pirschl 

Ing. Herbert Stangl 

Günther Weitzenböck 

Johannes Zimola  MBA  
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St. Pölten, am 13. März 2018 

Volksbank Niederösterreich AG 

Vorstand: 

Dir.  Dr.  Mag. Rainer Kuhnle 
, 

Dir. Mag. Helniut Emminger 

Dir. Mag. Reinhard  Diem  
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Lagebericht 2017 

Erläuterung zu den Geschäfts- und Rahmenbedingungen 

Die Weltwirtschaft setzt ihren Aufschwung fort. Das VVeltwirtschaftswachstum wird 
2017 laut den rezenten Prognosen des IWF (Anfang Oktober), der Europäischen Kom-
mission (Anfang November) und der OECD (Ende November) rund 3 1/2  % betragen. 
Für die U.S.A. und den Euroraum wird mit einer robusten Zunahme der Wirtschafts-
leistung von jeweils 2 1/4 % in den Jahren 2017 und 2018 gerechnet. Der gefestigten 
konjunkturellen Entwicklung stehen primär politische Unsicherheiten entgegen. Hierzu 
zählen neben geopolitischen Risiken die Entscheidungen hinsichtlich der geplanten 
Steuerreform und der zukünftigen Ausrichtung der Handelspolitik auf Seiten der U.S.A. 
In Europa bestehen einerseits Unsicherheiten im Zusammenhang mit der Regierungs-
bildung in Deutschland sowie der kommenden Parlamentswahl in Italien und anderer-
seits weiterhin große Unwägbarkeiten im Zusammenhang mit den Brexit-Verhandlun-
gen. 

Die österreichische Wirtschaft befindet sich derzeit in einer Phase außergewöhnlich 
starken Wachstums. Das Wirtschaftswachstum wird im Jahr 2017 real 3,1 % betragen. 
Im Jahr 2018 wird das Wachstum mit 2,8 % ebenfalls sehr stark ausfallen. Die Arbeits-
losenquote wird von 6,0 % im Jahr 2016 bis auf 5,0 c1/0 im Jahr 2020 sinken. Die Lage 
am Arbeitsmarkt verbessert sich vor dem Hintergrund der starken Konjunktur deutlich. 
Es ist nicht nur ein großer Zuwachs an Beschäftigungsverhältnissen zu verzeichnen, 
auch die Zahl der Vollzeitstellen und die Anzahl der geleisteten Arbeitsstunden haben 
deutlich zugenommen. Die Inflationsrate fällt 2017 mit 2,2 % mehr als doppelt so hoch 
aus wie im Jahr 2016. 

Nach einer Zunahme der realen Exporte um 5,6 % im Jahr 2017 wird ein gradueller 
Rückgang des Wachstums bis auf 4,0 % im Jahr 2020 erwartet. 

Die Inlandsnachfrage entwickelt sich derzeit sehr stark und ist eine zentrale Konjunk-
turstütze. Eine tragende Rolle spielen dabei die Investitionen. 

Auch vorn privaten Konsum gehen über den gesamten Prognosezeitraum wichtige Im-
pulse für die heimische Konjunktur aus. Im Jahr 2017 wird die private Konsumnach-
frage trotz steigender Inflation real um 1,5 % zunehmen. 

Der gesamtstaatliche Budgetsaldo wird sich im Jahr 2017 — nach einer vorübergehen-
den Verschlechterung auf —1,6 % des BIP im Vorjahr — auf — 0,8 )̀/0 des BIP verbes-
sern. 
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Seit dem Jahr 2016 entwickelt sich die Schuldenquote wieder rückläufig. Bis 2020 wird 
sie kontinuierlich auf etwa 70 % des BIP zurückgehen. Der Rückgang wird neben dem 
starken Wachstum und den niedrigen Zinsen auch von der Verwertung von Vermö-
genswerten der verstaatlichten Banken begünstigt. 

Auf der Grundlage der regelmäßigen wirtschaftlichen und monetären Analyse hat der 
EZB-Rat am 26. Oktober 2017 beschlossen, den Zinssatz für die Hauptrefinanzie-
rungsgeschäfte sowie die Zinssätze für die Spitzenrefinanzierungsfazilität und die Ein-
lagefazilität unverändert bei 0,00 %, 0,25 % bzw. -0,40 % zu belassen. Der EZB-Rat 
geht weiterhin davon aus, dass die EZB-Leitzinsen für längere Zeit und weit über den 
Zeithorizont des Nettoerwerbs von Vermögenswerten hinaus auf ihrem aktuellen Ni-
veau bleiben werden. 

Das Kreditwachstum privater Haushalte lag in Österreich im September 2017 bei 
3,1 % und damit weiterhin über dem Euroraum-Durchschnitt von 2,7 %. Wohnbaukre-
dite dominierten dabei mit einer Jahreswachstumsrate von 4,3 % das Kreditwachstum, 
aber auch Konsum- und sonstige Kredite leisteten einen positiven Beitrag zur Entwick-
lung des aushaftenden Kreditvolumens privater Haushalte. 

Die Kredite an nicht-finanzielle Unternehmen erhöhten sich im September 2017 im 
Vergleich zum Vorjahr um 3,8 %. 

Am 11. Oktober 2017 veröffentlichte die Europäische Kommission ihre Mitteilung zur 
Vollendung der Bankenunion. Aufbauend auf den bereits erzielten Fortschritten wird 
ein ehrgeiziger Fahrplan aufgezeigt, wie eine Einigung über alle noch ausstehenden 
Elemente der Bankenunion verwirklicht werden könnte. 

Die Kommission ruft das Europäische Parlament und die Mitgliedstaaten des Rates 
auf, ihre Vorschläge zur Verringerung der Risiken und zur weiteren Stärkung der Wi-
derstandsfähigkeit der Banken in der EU so rasch wie möglich anzunehmen. Die Kom-
mission hatte dieses umfassende Reformpaket am 23. November 2016 vorgelegt. Das 
Paket umfasst Änderungen der Eigenkapitalverordnung  (Capital Requirements  Regu-
lation/CRR) und Eigenkapitalrichtlinie  (Capital Requirements  Directive/CRD), der 
Richtlinie über die Sanierung und Abwicklung von Kreditinstituten (Banking  Recovery 
and  Resolution Directive/BRRD) und der Verordnung über den einheitlichen Abwick-
lungsmechanismus (Single Resolution Mechanism/SRM). 

Um die Schaffung eines einheitlichen europäischen Einlagensicherungssystems 
(EDIS) und Fortschritte bei den laufenden Verhandlungen zu erleichtern, schlägt die 
Kommission jetzt mögliche Schritte in Bezug auf die Phasen und den Zeitplan des 
EDIS vor. 
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Um den wirtschaftlichen Herausforderungen in einem sich ändernden Marktumfeld ei-
nerseits und den steigenden regulatorischen Erfordernissen andererseits noch besser 
gerecht zu werden, haben die Primärinstitute des österreichischen Volksbankensek-
tors durch Abschluss des Verbundvertrags einen Kreditinstitute-Verbund gemäß § 30a 
BWG gebildet. 

Die Volksbank ist als zugeordnetes Kreditinstitut Teil des Kreditinstitute-Verbundes 
(Haftungs- und Liquiditätsverbund) mit der VOLKSBANK WIEN AG als Zentralorgani-
sation iSd § 30a BWG. 

Der Verbund dient sowohl dem geregelten Transfer von Liquidität zwischen den Mit-
gliedern (Liquiditätsverbund) als auch der Erbringung sonstiger Leistungen zwischen 
den Mitgliedern (Haftungsverbund), verbunden mit Weisungsrechten der Zentralorga-
nisation. Damit ist eine indirekte Absicherung der Gläubiger aller Mitglieder gegeben. 
Direkte Forderungsrechte Dritter gegen die Vertragsparteien werden durch den Ver-
trag nicht begründet. Die Zentralorganisation ist verpflichtet, die Liquiditätsversorgung 
der zugeordneten Kreditinstitute sowie die Einhaltung der regulatorischen Eigenmit-
telerfordernisse durch den Verbund sicherzustellen. 

Die aufsichtsrechtlichen Bestimmungen der Teile 2 bis 8 der Verordnung (EU) 
Nr. 575/2013 sind vom Kreditinstitute-Verbund auf konsolidierter Basis einzuhalten. 

Der Kreditinstitute-Verbund ruht auf 3 Säulen: 

• dem Haftungsverbund (§ 30a Abs. 1 Z 2 BWG), 
• dem Liquiditätsverbund (§ 30a Abs. 10 BWG) und 
• den Generellen und Individuellen Weisungen (§ 30a Abs. 10 BWG). 

Die internationale Ratingagentur für Bankratings — FitchRatings — hat am 19. Februar 
2018 für den Volksbanken Verbund und die Volksbanken das Langfrist-Rating mit  
„BBB"  festgesetzt. 

Die Volksbank Einlagensicherung eG (VEG) ist als Sicherungseinrichtung des Fach-
verbandes der Volksbanken für die Einlagensicherung und die Anlegerentschädigung 
zuständig. 
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Analyse des Geschäftsverlaufes, einschließlich des Geschäftsergebnisses und 
der Lage des Unternehmens 

Die für 2017 beabsichtigte Einbringung der Waldviertler Volksbank Horn 
reg.Gen.m.b.H. in die Volksbank Niederösterreich AG wurde mit Beschluss der Haupt-
versammlung der Volksbank Niederösterreich AG zwar bewilligt, kam jedoch auf 
Grund eines ablehnenden Beschlusses der Generalversammlung der Waldviertler 
Volksbank Horn reg.Gen.m.b.H. vom 21. März 2017 nicht zustande. 

Die Volksbank Niederösterreich AG ist eine selbständige regionale Bank. 

Das geographische Einzugsgebiet erstreckt sich vom Stadtrand Wiens (Filiale Langen-
zersdorr) bis nach Oberösterreich in den Raum Enns-Steyr. 

In ihrem Einzugsgebiet versteht sich die Bank vor allem als Finanzierungspartner der 
Klein- und Mittelbetriebe sowie der Privatkunden. 

Die Geschäftsbereiche der Volksbank umfassen das Kredit-, Einlagen- und Wertpa-
pierdepotgeschäft. Das Wertpapiergeschäft wurde im Jahr 2017 weiter forciert. 

Leistungsfähigkeit, Rentabilität und eine solide Eigenmittelausstattung nehmen in der 
Geschäftspolitik einen hohen Stellenwert ein. 

Die allgemeine wirtschaftliche Lage in Österreich gab die Rahmenbedingungen für die 
Unternehmen der Region vor. Die gute wirtschaftliche Situation der Region wirkte sich 
positiv auf das Geschäftsjahr 2017 aus. 

Im Sinne der Strategie der „Kundenpartnerschaft" ist es ein wesentliches Ziel der 
Volksbank, ihr Produktportfolio und ihre Vertriebsorganisation nach den aktuellen Kun-
denbedürfnissen auszurichten sowie Kosten und Erträge zu optimieren, um ihre Leis-
tungsfähigkeit als Regionalbank, ihre Rentabilität und Eigenmittelausstattung weiter zu 
verbessern. 

Mit Investitionen in moderne Technologie hat die Volksbank die Kostenbelastungen in 
einem wirtschaftlich vertretbaren Rahmen gehalten. Gleichzeitig profitieren Mitglieder 
und Kunden von einem funktionsfähigen Netz an Geschäftsstellen und Arbeitsplätzen. 

Als gesetzlicher Revisionsverband hat der Österreichische Genossenschaftsverband 
(Schulze-Delitzsch) den gesetzlichen Auftrag, den Jahresabschluss inklusive Lagebe-
richt und die Gebarung der Volksbank zu prüfen. 
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Finanzielle Leistungsindikatoren - Erläuterungen und Analyse 

Kennzahlen 2017 
T€ 

2016 
T€ 

Veränderung 
T€ 

. in % 

Bilanzsumme 3.210.558 3.015.089 195.469 6,5 
Spareinlagen 1.524.562 1.577.171 -52.609 -3,3 
Geschäftsvolumen 6.044.305 5.619.055 425.250 7,6 
Ausleihungsgrad I 170,4 154,1 
Ausleihungsgrad  II  92,2 93,7 
Nettozinsertrag 53.553 51.955 1.598 3,1 
Zinsspanne 1,67 1,72 
Provisionssaldo 33.575 30.197 3.378 11,2 
Provisionsspanne 1,05 1,00 
Betriebserträge 90.190 88.178 2.012 2,3 
Betriebsertragsspanne 2,81 2,92 
Betriebsaufwendungen 75.453 80.762 -5.309 -6,6 
Betriebsaufwandsspanne 2,35 2,68 
EGT 17.897 560 17.337 3.095,9 
EGT-Spanne 0,56 0,02  
Cost-Income-Ratio 83,70 91,60 
Kernkapital 195.568 193.623 1.945 1,0 
anrechenbare Eigenmittel 209.970 215.020 -5.050 -2,4 
Kernkapitalquote 11,92 12,32 
Eigenmittelquote 12,80 13,68 

Die Bilanzsumme erhöhte sich im Vergleich zu 2016 um 6,48 % oder 195.469 T€ und 
betrug zum 31. Dezember 2017 3.210.558 TE. 

Im Einlagengeschäft konnten insgesamt Zuwächse von 8,90 ()/0 oder 229.653 1€ und 
betrug zum 31. Dezember 2017 2.809.406 TE. Die Spareinlagen waren jedoch rück-
läufig. 

Die Kreditvergabe war weiterhin auf ein qualitatives Wachstum (ausreichende Besi-
cherung und gute Kundenbonität) ausgerichtet. Das Kreditvolumen konnte gegenüber 
dem Vorjahr um 6,93 % auf 2.597.981 TE gesteigert werden. 

Durch die weitgehend gleichförmige Entwicklung der Ausleihungen und Einlagen 
konnten der Ausleihungsgrad I und  II  auf hohem Niveau gehalten werden. 

Das Geschäftsvolumen, das sich aus den Ausleihungen an Kunden, Einlagen von 
Kunden, verbrieften Verbindlichkeiten und Eventualverbindlichkeiten zusammensetzt, 
ist gegenüber dem Vorjahr um 7,6 % gestiegen. 
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Das im Berichtsjahr niedrige Zinsniveau dämpfte — trotz zufriedenstellender Zuwächse 
bei den Ausleihungen — die Entwicklung des Nettozinsertrages. 

Das Dienstleistungsgeschäft war insbesondere von Zuwächsen bei den Provisionen 
aus dem Kredit- und Wertpapiergeschäft geprägt. Der Provisionssaldo konnte im Ver-
bundvergleich auf zufriedenstellendem Niveau gehalten werden. 

Bei den Betriebsaufwendungen konnten durch die in den Vorjahren eingeleiteten effi-
zienzsteigernden Maßnahmen erste positive Ergebnisse erzielt werden. 

Die von der Volksbank mit zu tragenden Aufwendungen für Umstrukturierungen und 
Stabilisierungsmaßnahmen im Volksbanken-Verbund, belasten weiterhin in erhebli-
chem Ausmaß die Gesamtertragslage. 

Der Kosten-Ertragskoeffizient (Verhältnis der Betriebsaufwendungen zu den Betriebs-
erträgen) konnte gegenüber dem Vorjahr von 91,6 % auf 83,7 % verbessert werden. 

Nach Bildung von Vorsorgen im Kreditbereich und Wertzuschreibungen bei Beteiligun-
gen konnte ein EGT von 17.897 TE, d.s. 0,6 % der Bilanzsumme, ausgewiesen wer-
den. 

Die Eigenmittel betrugen zum 31. Dezember 2017 209.970  -re  Auf das Kernkapital 
entfielen 93,1 %. 

Die gesetzlichen Liquiditätsvorschriften wurden im Berichtszeitraum jederzeit ausrei-
chend erfüllt. 

Nicht finanzielle Leistungsindikatoren 

Die Zahl der Mitarbeiter hat sich gegenüber dem Vorjahr um 59 Mitarbeiter auf 518 
(451,03 FTE) verringert. Neuaufnahmen erfolgten überwiegend auf Grund der Pensi-
onierung von Mitarbeitern. 

Die Volksbank berücksichtigt in den Ausbildungsplänen individuelle Karriere- und Le-
bensplanungen. Im Jahr 2017 waren 206 Mitarbeiter insgesamt an 604 Tagen in Aus-
und Weiterbildung, welche überwiegend von der Volksbanken Akademie durchgeführt 
wurden. Die Ausbildung erfolgte verstärkt in den Bereichen Verkauf-, Fach- und Füh-
rungskompetenz. 

Auf die fachliche Aus- und Weiterbildung der Mitarbeiter wird auch weiterhin großer 
Wert gelegt, um unseren Kunden ein hohes Beratungsniveau bieten zu können. Die 
Kundenberatung erfolgt nicht nur in den Bankräumlichkeiten, sondern auch im Rah-
men der Außendiensttätigkeit der Mitarbeiter direkt bei den Kunden. 
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Neben der fachlichen Kompetenz der Mitarbeiter stellt auch die soziale Kompetenz der 
Mitarbeiter einen wichtigen Teil der Kundenbeziehung dar. Dies wird durch die hohe 
Kundenzufriedenheit bestätigt. 

Unsere Bestrebungen zur Stärkung der Kundenpartnerschaft auf Basis verbesserter 
Beratung und Betreuung unserer Kunden manifestierten sich 2017 in einer Vielzahl 
von Marketingaktionen wie z.B. produktbezogene Verkaufsaktionen in den Bereichen 
Wohnbau und Leasing sowie der Organisation diverser Kundenveranstaltungen. 

Auf Basis der kollektivvertraglichen Regelung besteht für Mitarbeiter eine beitragsori-
entierte Pensionskassenregelung. 

Zur Optimierung der (Arbeits-)Zeit im Interesse der Kunden verfügt die Volksbank über 
ein flexibles Gleitzeitmodell. 

Risikobericht 

Im Volksbanken-Verbund ist ein Risikomanagementsystenn eingerichtet, das alle we-
sentlichen bankgeschäftlichen und bankbetrieblichen Risiken umfasst und limitiert. Die 
VOLKSBANK WIEN AG übt dabei als Zentralorganisation (ZO)  gem.  § 30a BWG des 
Volksbanken-Verbundes wesentliche Risikosteuerungsfunktionen aus und ist für die 
Einhaltung von regulatorischen Vorgaben verantwortlich. Die ZO hat zur Erfüllung ihrer 
Steuerungs-, Kontroll- und Risikomanagementprozessfunktion Generelle Weisungen 
(GW) gegenüber den zugeordneten Kreditinstituten erlassen. Die „GW  Risk  Appetite  
Framework",  die „GW Verbund-Risikostrategie", die „GW ICAAP" und „GW ILAAP" und 
die dazugehörigen Verbundhandbücher, Methodendokumente und Muster-Arbeits-
richtlinien regeln verbundweit verbindlich und einheitlich das Risikomanagennentrah-
menwerk im KI-Verbund. 

Mit der Definition der Verbund-Risikostrategie werden zumindest jährlich der Risiko-
appetit (RAS) und die Risikotoleranz festgelegt. Abgeleitet aus der Verbund-Risi-
kostrategie definiert die Volksbank ihre eigene, dem jeweiligen Geschäftsmodell an-
gepasste Risikostrategie. Die Risikostrategie wird zumindest jährlich auf ihre Aktualität 
und ihre Angemessenheit hin geprüft und an die aktuellen Rahmenbedingungen an-
gepasst. 
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ICAAP und ILAAP 

Der ICAAP- und der ILAAP-Prozess im KI-Verbund unterstützen den ZO-Vorstand 
bzw. den Vorstand der Volksbank bei der Risikobeurteilung, bei der Erstellung ent-
sprechender Risikostrategien sowie bei der Festlegung der Risikolimite. Sie bieten 
eine umfassende und gemeinsame Sicht auf die Risikomessung- und -steuerung. Die 
aus dem Geschäftsmodell resultierenden geschäftlichen Aktivitäten erfordern die Fä-
higkeit, Risiken angemessen zu identifizieren, quantifizieren, aggregieren und zu steu-
ern sowie mit angemessenem Kapital zu hinterlegen bzw. eine angemessene Liquidi-
tätsausstattung sicherzustellen. 

Die Bestimmung der Wesentlichkeit der bankgeschäftlichen und bankbetrieblichen Ri-
siken wird jährlich im Rahmen der verbundweiten Risikoinventur durchgeführt. Die Ri-
sikoinventur bildet die Grundlage für die Risikotragfähigkeitsrechnung (RTFR) und da-
mit in weiterer Folge für die Limitierung und Risikosteuerung. 

Die Risikotragfähigkeitsrechnung der Volksbank, welche die quantifizierten Risiken 
den verfügbaren Deckungsmassen gegenüberstellt, wird quartalsweise erstellt. Die Ri-
sikoquantifizierung erfolgt sowohl regulatorisch als auch ökonomisch. In der ökonomi-
schen Sichtweise wird zwischen der  Going Concern  Sicht und der  Gone Concern  Sicht 
(Liquidationssicht) unterschieden. 

Insbesondere die folgenden Risiken inklusive deren Subrisiken werden im Volksban-
ken-Verbund als wesentlich eingestuft: 

- Kreditrisiken 
- Marktrisiken 
- Liquiditätsrisiken 
- Operationelle Risiken 
- Weitere finanzielle und nicht-finanzielle Risiken (wie z.B. Business  Risk  / Ertragsri-

siko, Eigenkapitalrisiko,  Compliance  Risiko, Reputationsrisiko, strategisches Risiko,  
IT-Risiko) 

Innerhalb der Liquiditätsrisiken wird zwischen Fundingverteuerungsrisiko und Zah-
lungsunfähigkeitsrisiko unterschieden. Das Fundingverteuerungsrisiko wird im Rah-
men des ICAAP mit Kapital unterlegt. Das Zahlungsunfähigkeitsrisiko wird im Rahmen 
des ILAAP berücksichtigt. Hierbei dient als relevante Steuerungsgröße ein Liquiditäts-
puffer aus hoch liquiden Vermögenswerten, der laufend vorzuhalten ist, um zusätzli-
che, stressinduzierte Liquiditätsunterdeckungen jederzeit abdecken zu können. 

Die Volksbank als Mitglied im KI-Verbund orientiert sich bei der Steuerung ihrer Risi-
ken an den risikopolitischen Leitlinien der ZO. Neben dem in der Verbund-Risikostra-
tegie gültigen Gesanntbankrisikolimit sowie den strategischen und operativen Risiko-
kennzahlen (RAS Kennzahlen) bekommt die Volksbank mindestens einmal jährlich 
von der ZO institutsspezifische Einzelrisikoartenlimite und ein institutsspezifisches Ge-
samtbankrisikolimit zugeteilt. 
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Die Überwachung der Risikostrategie, das  Reporting  der RAS-Indikatoren und die Ein-
haltung der Limite erfolgt durch die Risikocontrolling-Funktion. Für Überschreitung von  
Trigger  bzw. Limiten bei RAS-Indikatoren wurden Eskalations- und Maßnahmendefi-
nitionsprozesse definiert, die in der GVV Verbund-Risikostrategie und in den lokalen 
Risikostrategien der Volksbank festgehalten wurden. 

Kreditrisiko 

Die Volksbank beschränkt ihre Kreditvergaben im Wesentlichen auf ihr regionales Um-
feld. 

Die Ziele der Steuerung der Risiken der wesentlichen Geschäftsaktivitäten der Volks-
bank aus dem Kreditgeschäft sowie die Maßnahmen zur Erreichung dieser Ziele sind 
in einer mit der Geschäftsstrategie konsistenten Risikostrategie enthalten. 

Die für das Ausfallsrisiko eines Kreditgeschäfts bedeutsamen qualitativen und quanti-
tativen Aspekte werden sowohl bei Kreditgewährung als auch der laufenden Überwa-
chung einer angemessenen Risikoanalyse unterzogen, wobei die Intensität dieser Tä-
tigkeit von Art, Umfang, Komplexität und Risikogehalt des Engagements abhängt. 

Die Volksbank setzt zur Steuerung und Beurteilung der Kreditrisiken im Kundenkredit-
geschäft auf ihr  Portfolio  angepasste interne Ratingverfahren ein. Ergebnis der Rating-
verfahren ist die Bestimmung der Ausfallswahrscheinlichkeit  (PD)  eines Kunden. Sie 
dienen damit der Quantifizierung des erwarteten Verlustes bzw. Wertberichtigungsbe-
darfs auf Portfolioebene. 

Darüber hinaus werden die Ergebnisse der Kreditratings für die betriebliche Pou-
voirordnung, die Ausgestaltung des Früherkennungssystems und des Problemkredit-
managements  sowie die Konditionengestaltung herangezogen. 

Ferner fließen die erwartete Verlustquote bei Kreditausfall eines Kunden  (Loss Given  
Default LGD) und der Faktor für den offenen Teil des Gesamtrahmens  (Credit Conver-
sion Factor  - CCF) als wesentliche quantitative Kreditrisikoparameter in die Steuerung 
der Volksbank ein. 

Die eingesetzten Ratingverfahren sowie quantitativen Kreditrisikoparanneter werden 
regelmäßig durch die ZO kalibriert, weiterentwickelt und auf ihre Angemessenheit 
überprüft. 

Für die Risikobemessung des Gesamtportfolios dienen, abgeleitet aus den Risikopa-
rametern, der erwartete und unerwartete Verlust (Expeted  Loss  und  Unexpected 
Loss).  Der  Unexpected Loss  wird mittels eines  Merton-Modells bestimmt. Die Auswir-
kungen von makroökonomischen Einflussfaktoren auf die Kreditrisiken werden über 
ein separates Modell berücksichtigt. 
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Über die wesentlichen strukturellen Merkmale des Kreditgeschäfts wird ein monatli-
cher Risikobericht erstellt und der Geschäftsleitung zur Verfügung gestellt. 

Daneben wird die Gesanntrisikoposition als Summe des Kreditrisikos mit den anderen 
wesentlichen Risikoarten gebildet und im Rahmen der Risikotragfähigkeitsrechnung 
der Risikodeckungsmasse gegenübergestellt. Die Risikotragfähigkeitsrechnung wird 
quartalsweise den Geschäftsleitern berichtet. 

Fremdwährungs- und Tilgungsträgerkredite unterliegen einer besonderen Beobach-
tung. Für Fremdwährungs- und Tilgungsträgerkredite berechnet die ZO regelmäßig 
das spezifische Risiko aus diesen Krediten im Hinblick auf Wechselkurs-, Zinssatz-
und Sicherheiten-Veränderungen. Diese Berechnung zeigt die Auswirkungen der ge-
nannten Faktoren auf den Einzelkredit, das Blanko-Risiko als auch — komprimiert — die 
Auswirkung auf Gesamtportfolioebene auf. Bei Tilgungsträgerkrediten erfolgt darüber 
hinaus eine laufende Überwachung der Entwicklung der Tilgungsträger. 

Marktrisiko 

Zum Marktrisiko zählen das Zinsänderungsrisiko im Bankbuch und das  Credit Spread  
Risiko des A-Depots. Die Volksbank führt kein Handelsbuch. Dieses wird im KI-Ver-
bund zentral in der ZO geführt. Das FX-Risiko ist von untergeordneter Bedeutung. 

Das Zinsänderungsrisiko umfasst sämtliche zinstragenden Geschäfte, sowohl bilanzi-
elle als auch außerbilanzielle. Es entsteht aus den unterschiedlichen Zinsbindungen 
der Forderungen und der Verbindlichkeiten. Die natürliche Zinsrisikoposition der Volks-
bank entsteht überwiegend durch variables indexgebundenes Kreditgeschäft und Kun-
deneinlagen ohne Zinsbindung. 

Gesteuert wird die Zinsposition durch das ALCO (Asset-Liability-Comitee)in Abstim-
mung mit dem  Treasury  der ZO im Rahmen der Risikolimite, welche durch das Risi-
kocontrolling der ZO festgelegt werden. ALCO Unterlagen und Vorschläge erarbeitet  
Treasury  in Abstimmung mit Risikocontrolling. Bei einer Überschreitung der  Trigger  
oder Limite werden gemeinsam mit der ZO Gegenmaßnahmen erarbeitet und im 
ALCO zum Beschluss eingebracht. Die Risikomessung und -Limitierung erfolgt haupt-
sächlich durch den OeNB Zinsrisikokoeffizienten und den PVBP  (Present Value  of a 
Basis  Point).  Flankierend dazu wird zusätzlich der Zins-Gap  (Nettoposition der Aktiv-
und Passivvolumen pro Laufzeitband) limitiert. Zusätzlich wird im Rahmen des ICAAP 
ein Zins-VaR  (Value at Risk)  und eine Zinsergebnissimulation für ungünstige Szena-
rien berechnet und limitiert. Die Ermittlung des Zinsrisikos ist im Rahmen der Aufga-
benverteilung im Volksbanken-Verbund der ZO überantwortet. Ein Zinsrisikoreport 
wird der Volksbank von der ZO zur Verfügung gestellt. 
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Das  Credit Spread  Risiko ergibt sich aus sämtlichen Positionen des A-Depots. Das A-
Depot wird hauptsächlich als Liquiditätspuffer und im Rahmen der zentralen Liquidi-
tätssteuerung für den KI-Verbund zum überwiegenden Teil in der ZO gehalten. Es be-
steht hauptsächlich aus Anleihen des öffentlichen Sektors europäischer Staaten mit 
guter Bonität und aus  Covered  Bonds. Darüber hinaus bestehen nur geringe Positio-
nen in der Volksbank, welche ebenfalls die Vorgaben der ZO über die Risikostreuung 
und das Veranlagungsuniversum berücksichtigen. 

Liquiditätsrisiko 

Die wichtigste Refinanzierungsquelle besteht in Kundeneinlagen, welche sich in der 
Vergangenheit als stabiles  Funding  erwiesen haben. Naturgemäß entsteht daraus der 
überwiegende Teil des Liquiditätsrisikos. Am Kapitalmarkt besteht zusätzlich die Mög-
lichkeit der Refinanzierung durch unbesicherte Anleihen. Das Liquiditätsrisiko daraus 
ist aber von untergeordneter Rolle. 

Die ZO übernimmt das zentrale Liquiditätsmanagement für den KI-Verbund und führt 
dabei auch den Liquiditätsausgleich innerhalb des Verbundes durch. Über sie deckt 
die Volksbank ihren Liquiditätsbedarf ab und bei ihr legt die Volksbank Überschussli-
quidität an. Die ZO führt auch den zentralen Deckungsstock über den sie  Covered  
Bond Emissionen begeben kann. Diese stellen eine zeitnahe und aktuell günstige 
Möglichkeit dar, im Bedarfsfall zusätzliche Liquidität aufzunehmen. 

Die Ermittlung des Liquiditätsrisikos ist im Rahmen der Aufgabenverteilung im Volks-
banken-Verbund der ZO überantwortet. Ein Liquiditätsrisikoreport wird der Volksbank 
von der ZO zur Verfügung gestellt. 

Die Liquiditätskosten werden vom operativen Liquiditätsmanagement der ZO den Ge-
schäftsaktivitäten im Verbund zugeordnet und in Form von Transferpreisen verrechnet. 

Operationelles Risiko 

Die Volksbank definiert das Operationelle Risiko (OpRisk) als die Gefahr von Verlusten 
infolge der Unangemessenheit oder des Versagens von internen Verfahren (Prozes-
sen), Menschen, Systemen oder von externen Ereignissen sowie die damit in Verbin-
dung stehenden Rechtsrisiken. Die Themen  Reputations-,  Verhaltens-, Modell-,  IT-
und Sicherheitsrisiko sind mit dem Operationellen Risiko eng verbunden und werden 
aktiv mitberücksichtigt, wobei es Schnittstellen zu anderen Einheiten im Unternehmen 
gibt, die mit diesen Risiken verbundene Aufgaben wahrnehmen. 
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Das OpRisk-Framework stellt gemeinsam mit dem Internen Kontrollsystem die einzel-
nen untereinander in Zusammenhang stehenden Komponenten dar, die im KI-Verbund 
zur Identifikation, Messung, Überwachung und Steuerung des Operationellen Risikos 
implementiert sind. Das für das Management Operationeller Risiken verantwortliche 
Linienmanagement wird durch den ORIKS (Operationelles Risiko und Internes Kon-
trollsystem)-Ansprechpartner in der ZO und das ORIKS-Team unterstützt. Als oberstes 
Ziel für den gesamten OpRisk-Managementprozess wird die Optimierung von Prozes-
sen zur Verringerung der Eintrittswahrscheinlichkeit und/oder der Auswirkung operati-
oneller Schäden festgeschrieben. 

Die Dokumentation operationeller Ereignisse ist ein wesentliches Element, um aus der 
Vergangenheit zu lernen und qualitätsgesichert eine zukunftsgerichtete Risikoein-
schätzung durchführen zu können. 

Die Angemessenheit der Risiko-Steuerungs- und Überwachungsmaßnahmen sowie 
weiterer risikominimierender Maßnahmen wird unter Berücksichtigung des Risikopo-
tenzials laufend, zumindest jedoch jährlich bewertet. 

Weiters können exemplarisch als wesentliche Maßnahmen zur Risikosteuerung Be-
wusstseinsbildungsrnaßnahmen/ Schulungen, die angemessene Trennung von Ver-
antwortlichkeiten, die Beachtung des 4-Augenprinzips und das in den Geschäftspro-
zessen integrierte interne Kontrollsystem (IKS) angeführt werden. Verbundweit ein-
heitliche IKS-Kontrollen definieren einen vorgegebenen Mindeststandard und ermög-
lichen eine Vergleichbarkeit der Kontrollsituation im Verbund. Die jährliche Überprü-
fung auf ein etwaiges Anpassungserfordernis stellt dabei sicher, dass auch geänderte 
Rahmenbedingungen im IKS berücksichtigt sind. 

Operationelle (Rest-) Risiken, die als Ergebnis der jährlichen Risikoanalyse nicht ver-
mieden, vermindert, versichert oder durch andere Maßnahmen transferiert werden, 
müssen formal und nachweislich durch die Geschäftsleitung akzeptiert werden (durch 
Kenntnisnahme des Ergebnisses der Risikoanalyse durch die Geschäftsleitung). Die 
Effizienz des operationellen Risikomanagements wird durch periodische und unabhän-
gige Revisionsprüfungen bestätigt. 

Aktuelle Entwicklungen  

Mit dem Beschluss der EZB vom 19. Dezember 2017 wurde der VOLKSBANK WIEN 
AG als Zentralorganisation des Volksbanken-Verbundes das Ergebnis des aufsichtli-
chen Überprüfungs- und Bewertungsprozesses  (Supervisory  Review  and  Evaluation  
Process  — SREP) mit Stichtag 31. Dezember 2016 übermittelt. Im gegenständlichen 
Beschluss wird die VOLKSBANK WIEN AG als Zentralorganisation des Volksbanken-
Verbundes über die Höhe der einzuhaltenden Kapitalanforderung und Kapitalempfeh-
lung informiert. Des Weiteren werden die Ergebnisse des aufsichtsrechtlichen Über-
prüfungs- und Bewertungsprozesses (SREP) erörtert. 
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Bericht über den Bestand sowie den Erwerb und die Veräußerung eigener 
Anteile 

Der Bestand an eigenen Aktien zum Bilanzstichtag beträgt 9.650 Stück, das sind 
0,26 % vom Grundkapital. 

Der Bestand an eigenen Partizipationsscheinen zum Bilanzstichtag beträgt 100 Stück 
Partizipationsscheine, das sind 0,67 % vom emittierten Volumen. 

Im Jahr 2017 wurden weder An- noch Verkäufe von eigenen Aktien/Partizipations-
scheinen ins Eigendepot durchgeführt. 

Prognosebericht 

Die Volksbanken werden im Sinne ihrer Kunden noch enger zusammenarbeiten und 
ihre Effizienz steigern. 

Die Umgestaltung des Volksbanken-Verbundes zielt darauf ab, das Erfolgsmodell der 
regional verankerten eigenständigen Genossenschaftsbanken den aktuellen Erforder-
nissen anzupassen. 

Um eine selbstbestimmte Zukunft für den Volksbanken-Verbund zu sichern, werden 
nach wie vor im Rahmen der strategischen Planung der Volksbank folgende Ziele be-
rücksichtigt: 

• Verbesserung der Ertragskraft 
• Kostenreduktion 
• Stärkung des Eigenkapitals (insbesondere aus Innenfinanzierung) 
• Optimierung der risikogewichteten Aktiva (RVVA) 

Die Planung für das Jahr 2018 orientiert sich klar an diesen Zielen. Die geänderte 
Vertriebsstruktur, modernste Technologie und bestens geschultes Personal sind be-
reits geschaffene Grundvoraussetzungen zur Erreichung der Ziele. 

Dem Primärmittelaufkomnnen wird nach wie vor verstärktes Augenmerk geschenkt. 

Trotz der Erwartung weiterhin geringer Zinsspannen wird die Ertragskraft im Jahr 2018 
auf Grund einer weiteren Optimierung des Aufwandsbereiches über jener der vergan-
genen Jahre liegen. Die Dienstleistungserträge haben bereits ein zufrieden stellendes 
Niveau erreicht, sollen aber weiter ausgebaut werden. Das dafür notwendige Produkt-
und Dienstleistungsangebot wird ständig den Kundenerfordernissen angepasst. 
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Die 2016 und 2017 ergriffenen Maßnahmen zur Effizienzsteigerung werden auch 2018 
fortgeführt, um durch Optimierung des Ressourceneinsatzes einen zusätzlichen Bei-
trag zur Verbesserung der Gesamtertragslage und damit eine weitere Steigerung des 
Betriebsergebnisses sicherzustellen. 

Die Neustrukturierung des Filialnetzes wird 2018, verbunden mit entsprechenden 
Adaptierungs- und Umbaumaßnahmen bei einzelnen Geschäftsstellen, planmäßig 
fortgesetzt. 

Zielsetzung des Umbauprogrammes ist es, durch Implementierung des Konzeptes der 
betreuten Selbstbedienung die automatisierte Abwicklung von Bankdienstleistungen 
weiter zu forcieren und dadurch Zeitressourcen für eine qualifizierte Beratung unserer 
Kunden zu schaffen. 

Eine marktgerechte Konditionenpolitik und unsere starken Geschäftszweige Leasing-
und Wertpapiergeschäft sollen zur Erreichung dieses Zieles verstärkt beitragen. Kon-
tinuierliche Betreuung und Beratungsqualität werden dabei in den Vordergrund ge-
stellt. 

Eine sorgfältige und ausgewogene Risikopolitik auf Basis der erarbeiteten Kreditstra-
tegie wird im nächsten Geschäftsjahr dazu beitragen, dass die weiter verbesserte Er-
tragskraft auch zu einer Stärkung der Eigenmittelausstattung führt. 

Bei konsequenter Umsetzung der geplanten Maßnahmen und unter der Vorausset-
zung, dass keine außerordentlichen oder derzeit nicht vorhersehbaren Ereignisse zu 
einer Beeinträchtigung der Ertragskraft führen, gehen wir davon aus, dass die gemein-
sam erarbeiteten Ziele erreicht werden. Eine weiterhin erfolgreiche Entwicklung der 
Volksbank ist damit zu erwarten. 

Forschungs- und Entwicklungsbericht 

Im Bereich Forschung und Entwicklung wurden keine Aktivitäten gesetzt. 

Zweigstellenbericht 

Es bestehen keine Zweigstellen. 
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St. Pölten, am 13. März 2018 

Volksbank Niederösterreich AG 

Vorstand: 

Dir. Dr.Mag. Rainer Kuhnle  Dir. Mag.Helmut Emminger 

Dir.Mag. Reinhard Diem 
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Volksbank Niederösterreich AG BILANZ ZUM 31. DEZEMBER 2016 

Kontrollsumme 3342158,264836 

Vorjahr in T€ AKTIVA € € € 

1. Kassenbestand, Guthaben bei Zentralnotenbanken 
und Postgiroämtern 

2. Schuldtitel öffentlicher Stellen und Wechsel, 
die zur Refinanzierung bei der 
Zentralnotenbank zugelassen sind: 
a) Schuldtitel öffentlicher Stellen und ähnliche Wertpapiere 
b) zur Refinanzierung bei Zentralnotenbanken 

zugelassene Wechsel 
3. Forderungen an Kreditinstitute 

a) täglich fällig 
b) sonstige Forderungen 

4. Forderungen an Kunden 
5. Schuldverschreibungen und andere 

festverzinsliche Wertpapiere 
a) von öffentlichen Emittenten 
b) von anderen Emittenten 

darunter: 
eigene Schuldverschreibungen 

6. Aktien und andere nicht festverzinsliche Wertpapiere 
7. Beteiligungen 

darunter: 
an Kreditinstituten 17.127.706,96 

8. Anteile an verbundenen Unternehmen 
darunter: 
an Kreditinstituten 

9. Immaterielle Vermögensgegenstände 
des Anlagevermögens 

10. Sachanlagen 
darunter: 
Grundstücke und Bauten, die vom 
Kreditinstitut im Rahmen seiner eigenen 
Tätigkeit genutzt werden 40.194.447,08 

11. Anteile an einer herrschenden oder 
an mit Mehrheit beteiligten Gesellschaft 

darunter: 
Nennwert 

12. Sonstige Vermögensgegenstände 
13. Gezeichnetes Kapital, das eingefordert, 

aber noch nicht eingezahlt ist 
14. Rechnungsabgrenzungsposten 
15. Aktive latente Steuern 

SUMME DER AKTIVA 

370.214.141,59 
3.925.107,71 374.139.249,30 

2.429.661.837,64 

3.835.095,78 
30.560.648,96 

16.924.577,09 

11.935.965,73 

172.450,01 
10.120.682,00 

3.015.089.168,03 

37.418.425,02 

34.395.744,74 

22.570.478,56 
24.207.363,77 

3.257.464,21 

21.737,00 
50.263.192,96 

16.924.577,09 

31.684 

11.632 

28.416 

12.818 

12.818 

276.742 
4.048 280.790 

1.850.814 

1.005 
16.346 17.352 

14.605 
17.291 

3.251 

35 
41.383 

6.060 

160 

2.272.980  

Posten unter der Bilanz 
1. Auslandsaktiva 35.545.358,44 

 

17.386 
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BILANZ ZUM 31. DEZEMBER 2016 
Kontrollsumme 3342158,264836 

Vorjahr in T€ 

1.190.113,82 59 
155.355.454,20 156.545.568,02 227.230 227.289 

1.577.170.970,04 1.188.307 

353.611 

834.695 
1.002.581.796,44 2.579.752.766,48 646.294 1.834.602 

629.888 

16.406 

12.834.207,41 12.834.207,41 18.301 18.301 
10.333.648,51 7.418 

763.178,02 518 

13.177.203,00 8.748 
11.432.242,00 10.913 

548.141,46 690 
15.341.479,54 40.499.066,00 8.063 28.415 

22.320.000,00 22.320 

26.623.825,51 18.700 

27.132.490,59 19.923 

84.501.246,31 55.160 
5.563,69 84.506.810,00 55.160 

97.449,00 97 

11.230.995,02 11.328.444,02 6.559 6.657 
42.191.290,95 32.705 

257.872,52 967  

3.015.089.168,03 2.272.980  

596.806.339,47 460.194 

460.194 
359.592.736,52 243.000 

3.322.285,79 2.167 

215.019.710,92 153.500 

9.648 

20.941.015,61 14.462 

474.378.447,83 

1.102.792.522,21 

978.299.095,60 

24.282.700,84  

Kapitel 4 der 

PASSIVA 
1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 

a) täglich fällig 
b) mit vereinbarter Laufzeit oder Kündigungsfrist 

2. Verbindlichkeiten gegenüber Kunden 
a) Spareinlagen 

darunter: 
aa) täglich fällig  
bb)  mit vereinbarter Laufzeit 

oder Kündigungsfrist 
Sonstige Verbindlichkeiten 
darunter: 
aa) täglich fällig  
bb)  mit vereinbarter Laufzeit 

oder Kündigungsfrist 
3. Verbriefte Verbindlichkeiten 

a) begebene Schuldverschreibungen 
b) andere verbriefte Verbindlichkeiten 

4. Sonstige Verbindlichkeiten 
5. Rechnungsabgrenzungsposten 
6. Rückstellungen 

a) Rückstellungen für Abfertigungen 
b) Rückstellungen für Pensionen 
c) Steuerrückstellungen 
d) sonstige 

6a. Fonds für allgemeine Bankrisiken 
7. Ergänzungskapital gemäß Teil 2 Titel 1 

Verordnung (EU) Nr. 575/2013 
8. Zusätzliches Kernkapital gemäß Teil 2 Titel 1 Kapitel 3 der 

Verordnung (EU) Nr. 575/2013 
8a. Pflichtwandelschuldverschreibungen gemäß § 26 BWG 
8b. Instrumente ohne Stimmrechte gemäß § 26a BWG 

9. Gezeichnetes Kapital 
10. Kapitalrücklagen 

a) gebundene 
b) nicht gebundene 

11. Gewinnrücklagen 
a) gesetzliche Rücklage 
b) satzungsmäßige Rücklagen 
c) andere Rücklagen 

12. Haftrücklage gemäß § 57 Abs. 5 BWG 
13. Bilanzgewinn 

SUMME DER PASSIVA 

Posten unter der Bilanz 
1. Eventualverbindlichkeiten 

darunter: 
Akzepte und Indossamentverbindlichkeiten 

a) aus weitergegebenen Wechseln 
Haftung aus der Bestellung von 

b) Sicherheiten 596.806.339,47 
2. Kreditrisiken 

darunter: Verbindlichkeiten aus 
Pensionsgeschäften 

3. Verbindlichkeiten aus Treuhandgeschäften 
4. Anrechenbare Eigenmittel gemäß Teil 2 der Verordnung (EU) 

Nr. 575/2013 
darunter: Ergänzungskapital gemäß Teil 2 Titel 1 

Kapitel 4 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 20.398.814,69 
5. Eigenmittelanforderungen gemäß Art. 92 der Verordnung (EU) 

Nr. 575/2013 
darunter: 

Eigenmittelanforderungen gemäß Art. 92 Abs. 1  
lit  a der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 
(harte Kernkapitalquote in %) 

Eigenmittelanforderungen gemäß Art. 92 Abs. 1  
lit  b der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 
(Kernkapitalquote in %) 

Eigenmittelanforderungen gemäß Art. 92 Abs. 1  
lit  c der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 
(Gesamtkapitalquote in %) 

6. Auslandspassiva 

b) 
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Volksbank Niederösterreich AG GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG 2016 

Kontrollsumme 3342158,264836 

€ € € Vorjahr in T€ 

1. Zinsen und ähnliche Erträge 
darunter: 

63.608.267,58 52.326 

aus festverzinslichen Wertpapieren 1.608.833,60 1.687 
2. Zinsen und ähnliche Aufwendungen -11.653.145,14 -12.183 

I. NETTOZINSERTRAG 51.955.122,44 40.143 

3. Erträge aus Wertpapieren und Beteiligungen 
a) Erträge aus Aktien, anderen Anteilsrechten und 

nicht festverzinslichen Wertpapieren 475.520,36 413 
b) Erträge aus Beteiligungen 8.704,80 6 
c) Erträge aus Anteilen an verbundenen Unternehmen 181.089,25 665.314,41 65 484 

4. Provisionserträge 33.000.525,51 23.426 
5. Provisionsaufwendungen -2.803.806,28 -1.980 
6. Erträge ! Aufwendungen aus Finanzgeschäften --,-- -- 
7. Sonstige betriebliche Erträge 5.361.291,28 2.379  

II.  BETRIEBSERTRÄGE 88.178.447,36 64.453 
8. Allgemeine Verwaltungsaufwendungen 

a) Personalaufwand -44.349.260,29 
darunter: 

-35.948 

aa) Löhne und Gehälter -30.954.854,02 
bb)  Aufwand für gesetzlich vorgeschriebene soziale 

-24.584  

Abgaben und vom Entgelt abhängige 
Abgaben und Pflichtbeiträge -8.494.215,01 -6.632  

cc)  sonstiger Sozialaufwand -410.830,74 
dd) Aufwendungen für Altersversorgung 

und Unterstützung -1.744.495,55 
ee) Dotierung der 

-334 

-1.538 

Pensionsrückstellung 362.236,00 
ff) Aufwendungen für Abfertigungen und 

-64 

Leistungen an betriebliche 
Mitarbeitervorsorgekassen -3.107.100,97 -2.792 

b) sonstige Verwaltungsaufwendungen (Sachaufwand) -28.200.032,56 -72.549.292,85 -20.568 -56.516 
9. Wertberichtigungen auf die in den Aktivposten 9 

und 10 enthaltenen Vermögensgegenstände -5.194.438,17 -3.205 
10. Sonstige betriebliche Aufwendungen -3.018.782,11 -13.465  

Ill.  BETRIEBSAUFWENDUNGEN -80.762.513,13 -73.188 

IV. BETRIEBSERGEBNIS 7.415.934,23 -8.735 

11.+12. Saldo aus Wertberichtigungen auf Forderungen und Zuführungen zu 
Rückstellungen für Eventualverbindlichkeiten sowie Erträge aus der 
Auflösung von Wertberichtigungen auf Forderungen und 
aus Rückstellungen für Eventualverbindlichkeiten -4.811.424,84 6.210 

13.+14. Saldo aus Wertberichtigungen auf Wertpapiere, die wie 
Finanzanlagen bewertet sind, sowie auf Beteiligungen 
und Anteilen an verbundenen Unternehmen sowie 
Erträge aus Wertberichtigungen auf Wertpapiere, 
die wie Finanzanlagen bewertet sind, sowie auf 
Beteiligungen -2.044.513,75 2.668 

V. ERGEBNIS DER GEWÖHNLICHEN GESCHÄFTSTÄTIGKEIT 559.995,64 143 
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Kontrollsumme 3342158,264836 

€ € € Vorjahr in T€ 

15. Außerordentliche Erträge 
darunter: 

--,-- 680 

Entnahmen aus dem Fonds 
für allgemeine Bankrisiken --,-- 680 

16. Außerordentliche Aufwendungen 
darunter: 

-4.343.887,01 -480 

Zuweisungen zum Fonds 
für allgemeine Bankrisiken --,-- -- 

17. Außerordentliches Ergebnis -4.343.887,01 200 
(Zwischensumme aus Posten 15 und 16) 

18. Steuern vom Einkommen und Ertrag 
darunter: 

9.034.375,15 -27 

Ertrag aus latenten Steuern 10.120.682,00 -- 
19. Sonstige Steuern, soweit nicht in Posten 18 auszuweisen -1.567.611,26 -179  

VI.  JAHRESÜBERSCHUSS 3.682.872,52 136 
Rücklagenbewegung Dotierung (-) Auflösung (+) Dotierung (-) Auflösung (+) 
a) gebundene Kapitalrücklagen --,-- --,-- -- -- 
b) nicht gebundene Kapitalrücklagen --,-- --,-- -- -- 
c) gesetzliche Gewinnrücklage --,-- --,-- -- -- 
d) satzungsmäßige Gewinnrücklagen --,-- --,-- -- -- 
e) andere Gewinnrücklagen 
f) Haftrücklage gemäß 

§ 57 Abs. 5 BWG 

-3.425.000,00 

--,-- 

--,-- 

--,-- 

-49 232 

-- -- 
20. Rücklagenbewegung -3.425.000,00 --,-- -3.425.000,00 -49 232 182  

VII.  JAHRESGEWINN 257.872,52 319 
21. Gewinnvortrag --,-- 647  

VIII.  BILANZGEWINN 257.872,52 967 

St. Pölten, am 20. Februar 2017 

Volksbank Niederösterreich AG 

Vorstand: 

Dir.  Dr.  Mag. Rainer Kuhnle 

Dir.  Mad Reinhard Diem 
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Volksbank Niederösterreich AG 

ANHANG zum JAHRESABSCHLUSS 2016 

Die Vergleichswerte des Vorjahres wurden auf volle Tausend Euro gerundet und sind im Anhang in 
Klammern angemerkt, in der Summenbildung sind daher Rundungsdifferenzen nicht auszuschließen. 

1. Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 

Die Aufstellung des Jahresabschlusses 2016 erfolgte nach den Bestimmungen des Bankwesengesetzes und 
des Unternehmensgesetzbuches. Bei der Bewertung der Vermögensgegenstände und Schulden wurde der 
Grundsatz der Einzelbewertung beachtet und eine Fortführung des Unternehmens unterstellt. 

Der Jahresabschluss wurde unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und der 
Generalnorm aufgestellt, die die Vermittlung eines möglichst getreuen Bildes der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage des Unternehmens fordern. 

Dem Vorsichtsprinzip wurde unter Berücksichtigung der Besonderheiten des Bankgeschäftes Rechnung 
getragen. 

Bei der Ermittlung von Einzel- und Pauschalwertberichtigungen für Kundenforderungen erfolgte 2016 eine 
Anpassung an das Rechnungslegungsänderungsgesetz 2014. Diese Änderung führte zu einer Auflösung 
von Einzelwertberichtigungen am 1.1.2016 für nicht notleidende Kredite in Höhe von € 9.979.000,00, für 
notleidende Kredite mit einem Gesamtobligo größer 350 T€ wurden Einzelwertberichtigungen auf Basis 
einer  discounted cash-flow  Methode gebildet, für die restlichen notleidenden Kredite wurde eine 
Pauschalwertberichtigung auf Basis von statistisch ermittelten Erfahrungswerten aus der Vergangenheit 
gebildet. Zusätzlich wurde im Geschäftsjahr 2016 erstmals auch eine Portfoliowertberichtigung in Höhe von 
€ 10.811.125,33 dotiert. 

Die Form der Gliederung der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung wurde auf Grund des 
Rechnungslegungsänderungsgesetzes 2014 angepasst. 

Die Vorjahreswerte sind nicht vergleichbar, da die Bankbetriebe der VOLKSBANK OBERES WALDVIERTEL 
registrierte Genossenschaft mit beschränkter Haftung, Volksbank ötscherland eG, Volksbank Enns - St. 
Valentin eG in die Volksbank Niederösterreich AG eingebracht wurden. 

Die Vorjahreswerte wurden, soweit diese auf die Änderungen der Formblattbilanz auf Grund des 
Rechnungslegungsänderungsgesetzes 2014 zurückzuführen sind, angepasst. 

Vermögenswerte und Verbindlichkeiten in ausländischen Währungen wurden mit dem entsprechenden 
Mittelkurs bewertet. 

Vermögenswerte und Verbindlichkeiten, die durch Devisentermingeschäfte oder sonstige 
Sicherungsgeschäfte gedeckt waren, wurden unter Berücksichtigung dieser Geschäfte bewertet. 

Nach Abschluss des Geschäftsjahres sind keine Vorgänge von besonderer Bedeutung eingetreten, die auf 
den vorliegenden Jahresabschluss wesentliche Auswirkungen haben. 

2. Erläuterungen zur Bilanz und zur Gewinn- und Verlustrechnung  

Die Volksbank ist als zugeordnetes Kreditinstitut Teil des Kreditinstitute-Verbundes (Haftungs- und 
Liquiditätsverbund) mit der VOLKSBANK WIEN AG als Zentralorganisation iSd § 30a BWG. 

Der ursprünglich von der EZB bis 30. Juni 2016 befristet bewilligte Kreditinstitute-Verbund wurde mit 
Bescheid vom 29. Juni 2016 auf Grundlage des neuen Verbundvertrages unbefristet bewilligt. 

Der Verbund dient sowohl dem geregelten Transfer von Liquidität zwischen den Mitgliedern 
(Liquiditätsverbund) als auch der Erbringung sonstiger Leistungen zwischen den Mitgliedern 
(Haftungsverbund), verbunden mit Weisungsrechten der Zentralorganisation. Damit ist auch eine indirekte 
Absicherung der Gläubiger aller Mitglieder gegeben. Direkte Forderungsrechte Dritter gegen die 
Vertragsparteien werden durch den Vertrag nicht begründet. Die Zentralorganisation ist verpflichtet, die 
Liquiditätsversorgung der zugeordneten Kreditinstitute sowie die Einhaltung der regulatorischen 
Eigenmittelerfordernisse durch den Verbund sicherzustellen. 

Die aufsichtsrechtlichen Bestimmungen der Teile 2 bis 8 der Verordnung (EU) Nr.575/2013 sind vom 
Kreditinstitute-Verbund auf konsolidierter Basis einzuhalten. 
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Die internationale Ratingagentur für Bankratings - FitchRatings - hat am 13. Oktober 2016 für den 
Volksbanken Verbund und die Volksbanken das Langfrist-Rating mit  „BB+"  bestätigt. 

Die Restrukturierungsvereinbarung 2015 zwischen der Republik Österreich und dem Volksbankensektor, die 
durch eine Umsetzungsvereinbarung zwischen der VOLKSBANK WIEN AG und den Primärbanken ergänzt 
wurde, regelt eine Genussrechtsemission durch die Tochtergesellschaft VB Rückzahlungsgesellschaft mbH 
(RZG) der VOLKSBANK WIEN AG in Höhe von insgesamt € 300.000.000,00 (Bundes-Genussrecht). 

Die Abschichtung des Genussrechtes hat bis zum Jahr 2023 zu erfolgen und wurde von den Aktionären der 
VOLKSBANK WIEN AG mit Aktien (25 % +1 Stimme am Aktienkapital) an der VOLKSBANK WIEN AG 
besichert. Sollte die Abschichtung des Bundes-Genussrechtes nicht plangemäß erfolgen, ist der Bund 
berechtigt, über diese Aktien ohne weitere Gegenleistung frei zu verfügen und weitere 8 % Aktien an der 
VOLKSBANK WIEN AG von den Primärbanken und weiteren Aktionären einzufordern. Insgesamt könnten 
bei Nichteinhaltung des Rückzahlungsplanes bis zu 33 % der Aktien an der VOLKSBANK WIEN AG in das 
wirtschaftliche Eigentum des Bundes übergehen. 

Die VOLKSBANK WIEN AG hat gemäß der Verträge bis 30. November eines jeden Jahres den 
Primärbanken einen Vorschlag für den von der RZG im folgenden Kalenderjahr auf das Bundesgenussrecht 
auszuschüttenden Gesamtbetrag und für den Gesamtbetrag der hierfür erforderlichen Beiträge der 
Primärbanken (Großmutterzuschüsse der Primärbanken und direkter Zuschuss der VOLKSBANK WIEN AG) 
zu erstatten. Die Volksbank Niederösterreich AG wird gemäß ihrem Anteil am Volksbanken-Verbund 
(Bilanzsumme UGB/BWG) belastet. 

Solange nicht hinsichtlich der zu leistenden Zahlungen auf das Bundes-Genussrecht Terminverlust 
eingetreten ist, verbleibt das wirtschaftliche Eigentum an den VOLKSBANK WIEN AG - Aktien bei den 
Primärbanken. 

Die Volksbank bilanziert 50.702 Aktien an der VOLKSBANK WIEN AG mit einem Buchwert von € 
15.155.334,82. Als dingliche Sicherheit wurden 12.287 Aktien zugunsten der Republik Österreich gesperrt. 
Die auf die übertragenen Aktien entfallenden Dividenden werden an den Bund weitergeleitet und auf die 
Genussrechtsabschichtung angerechnet. Darüber hinaus hat die Volksbank Niederösterreich AG im Falle 
des Terminverlustes weitere 4.056 Aktien an die Republik Österreich zu übertragen. 

Für die Abschichtung des Bundes-Genussrechtes besteht eine Rückstellung in Höhe von € 5.692.887,01. 

Die indirekte Beteiligung an der VOLKSBANK WIEN AG über die VB Wien Beteiligung eG wird mit einem 
Buchwert von € 6.893.668,45 bilanziert. Die Übertragung der Aktien der VOLKSBANK WIEN AG obliegt der 
VB Wien Beteiligung eG. 

Der Ansatz von Beteiligungen, Anteilen an verbundenen Unternehmen und sonstigen Anteilsrechten erfolgte 
zu Anschaffungskosten unter Beachtung des gemilderten Niederstwertprinzips. 

Der Ansatz der in anderen Aktivposten enthaltenen Wertpapiere des Anlagevermögens erfolgte zum 
gemilderten Niederstwertprinzip. 

Vom Wahlrecht der zeitanteiligen Abschreibung gemäß § 56 Abs. 2 BWG wurde Gebrauch gemacht. 

Bei Wertpapieren mit einem Buchwert von € 500.000,00 wurden außerplanmäßige Abschreibungen in Höhe 
von € 4.150,00 nach § 204 Abs. 2 UGB nicht vorgenommen, da davon auszugehen ist, dass die 
Wertminderung nicht von Dauer ist. Die Wertminderung ist voraussichtlich deshalb nicht von Dauer, da der 
Kursrückgang zinsinduziert ist bzw. keine Verschlechterung der Bonität des Emittenten anzunehmen ist. 

Der Unterschiedsbetrag bei festverzinslichen Wertpapieren des Anlagevermögens zwischen den 
Anschaffungskosten und den niedrigeren Rückzahlungsbeträgen, der gemäß § 56 Abs. 2 BWG zeitanteilig 
abgeschrieben wird, beträgt € 1.063.910,00 (925 TE). 

Forderungen an Kreditinstitute, Forderungen an Kunden und sonstige Forderungen wurden, soweit sie dem 
Umlaufvermögen gewidmet sind, zum strengen Niederstwertprinzip unter Anwendung von § 57 Abs. 1 BWG 
bewertet. 

ZUM BÖRSEHANDEL ZUGELASSENE WERTPAPIERE NACH § 64 ABS. 1 Z 10 BWG: 

31.12.2016 Vorjahr 
Börsenotierte Wertpapiere in € in T€ 
Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche Wertpapiere 33.866.314,47 16.990 
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ZUM BÖRSEHANDEL ZUGELASSENE WERTPAPIERE - ART DER BEWERTUNG (§ 64 ABS. 1 Z 11 BWG): 
Die Zuordnung zum Anlage- oder Umlaufermögen richtet sich im jeweiligen Einzelfall nach der Entscheidung der 
zuständigen Gremien. 

31.12.2016 Vorjahr 
Anlagevermögen in € in T€ 
Schulderschreibungen und andere festverzinsliche Wertpapiere 33.866.314,47 16.990 

Es wird kein Wertpapierhandelsbuch geführt. 

Beziehungen zu verbundenen Unternehmen 

Die Anteile an verbundenen Unternehmen gemäß § 189a Z 8 UGB setzen sich wie folgt zusammen 
(Angaben in Euro): 

Firmenname / Sitz 
Anteil am 
Kapital in 

% 
Geschäftsjahr 

Eigenkapital 
des letzten 

Geschäftsjahres 

Ergebnis des 
letzten 

Geschäftsjahres 
"TVB Bauträger Gesellschaft m.b.H., 
Tulin  

100 2016 100.421,12 -17.177,17  

IMMO-CONTRACT St. Pölten 
Maklergesellschaft m.b.H., St. 
Pölten 

75 2015 158.466,05 16.787,91 

REALCONSTANT 
Liegenschaftsverwertungs-
Ges.m.b.H., St. Pölten 

99,9 2016 1.643.096,84 99.247,85 

Cetium Immobilien GmbH, St. Pölten 100 2016 -40.796,66 -47.054,96 

VB - REAL Volksbank Krems-Zwettl 
Immobilien- und 
Vermögenstreuhandgesellschaft 
m.b.H., Krems  

100 2015 775.534,85 43.267,27 

Resort  Errichtungs- und 
Betriebsges.m.b.H., 
Heidenreichstein 

99,76 2016 -340.124,78 -16.602,80 

Nordfinanz Vermögensberatung 
GmbH, Heidenreichstein 

94 2016 150.044,19 19.839,25 

Mit folgenden Unternehmen besteht ein Gewinnabführungs- und Verlustübernahmevertrag: 

- Nordfinanz Vermögensberatung GmbH 

Mit folgenden Unternehmen besteht eine Gruppenbesteuerung: 

- Nordfinanz Vermögensberatung GmbH 

Die Beteiligungen gemäß § 189a Z 2 UGB setzen sich wie folgt zusammen (Angaben in Euro): 

Firmenname / Sitz 
Anteil am 
Kapital in 

% 
Geschäftsjahr 

Eigenkapital 
des letzten 

Geschäftsjahres 

Ergebnis des 
letzten 

Geschäftsjahres 
VB Wien Beteiligung eG, Wien 28,32 2015 37.880.748,71 -367.397,93 

GHH Gewerbe- und Handelspark 
Errichtungsgesellschaft mbH, 
Hollabrunn 

24 2015 104.300,17 69.300,17 
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31.12.2016 
in €  

Vorjahr 
in TE 

Forderungen an Kreditinstitute 371.544.490,45 278.169  

31.12.2016 
in €  

Vorjahr 
in TE 

Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 156.545.568,02 203.682  

31.12.2016 
in €  

Vorjahr 
in TE 

1.704  6.578.789,80 Forderungen an Kunden 

31.12.2016 
in €  

Vorjahr 
in TE 

3.342 934.056,31 Verbindlichkeiten gegenüber Kunden 

Die Offenlegung des Verbundabschlusses der VOLKSBANK WIEN AG mit Sitz in Wien erfolgt beim 
Handelsgericht Wien. 

Mit Einführung des § 30a BWG wurden die Ausnahmebestimmungen gemäß § 30 Abs. 4 Z 3 BWG für 
Kreditinstitutsgruppen erweitert. Als Mitglied des Kreditinstitute-Verbundes entfällt daher für die Volksbank 
die Verpflichtung, einen Konzernabschluss gemäß § 59 BWG aufzustellen. 

Die VOLKSBANK WIEN AG hat als Zentralorganisation einen Verbundabschluss gemäß § 59a BWG 
aufzustellen. 

Verbriefte und unverbriefte Forderungen an Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht: 

Verbriefte und unverbriefte Verbindlichkeiten gegenüber Unternehmen, mit denen ein Beteiligungs-
verhältnis besteht: 

Verbriefte und unverbriefte Forderungen an verbundene Unternehmen: 

Verbriefte und unverbriefte Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen: 

Die Buchwerte bebauter und unbebauter Grundstücke betrugen zum Bilanzstichtag € 4.277.061,64 (3.330 
1-€). 

Immaterielle Vermögensgegenstände und Sachanlagen werden zu Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
bewertet, vermindert um planmäßige Abschreibungen. Die planmäßigen Abschreibungen werden linear 
vorgenommen. Die Abschreibungsdauer beträgt für Gebäude zwischen 25 und 67 Jahren, für die Betriebs-
und Geschäftsausstattung zwischen 3 und 20 Jahren und für die immateriellen Vermögensgegenstände 
zwischen 3 und 5 Jahren. 

Zum 31.12.2016 besteht eine Pauschalwertberichtigung zu den Forderungen an Kunden in Höhe von € 
10.809.310,16. 

Die Pauschalwertberichtigungen werden für die Risikoklassen 1-4 nach IFRS- 
Portfoliowertberichtigungskriterien unter Beachtung von Artikel 160 ff CRR gebildet. 

In der Position sonstige Vermögensgegenstände sind Erträge in Höhe von € 5.071.294,63 enthalten, die erst 
nach dem Bilanzstichtag wirksam werden. 

Zum 31.12.2016 wurden aktive latente Steuern gemäß § 198 Abs. 9 UGB ausgewiesen, die mit den aktuell 
gültigen Körperschaftsteuersatz von 25 % berechnet wurden. 

Aufgrund der aus der Unternehmensplanung abgeleiteten Steuerplanungsrechnung liegt ein ausreichendes 
zukünftig zu versteuerndes Ergebnis vor. 
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Umgründung Zuweisung 10.120.682,00 
Stand 31.12.2016 10.120.682,00 

Die latenten Steuern ergeben sich aus der Differenz zwischen den unternehmensrechtlichen und 
steuerrechtlichen Wertansätzen in folgenden Bilanzpostionen: 

- Wertpapieren 

- Forderungen an Kunden 

- Beteiligungen 

- Sachanlagen 

- Rückstellungen für Abfertigungen 

- Rückstellungen für Pensionen 

- sonstige Rückstellungen 

Die Entwicklung der latenten Steuern stellt sich wie folgt dar: 
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Anlagenspiegel (§ 226 Abs. 1 UGB in Verbindung mit §43 Abs. 1 BWG): 

Anschaffungskosten Stand 1.1. 
Zugänge 

im GJ 

Zugänge 
durch 

Umgründung 
Abgänge 

im GJ 

Um- 
buchung 

im GJ Stand 31.12. 
2.a) Schuldtitel öffentlicher Stellen und ähnliche Wertpapiere 12.676.332,50 0,00 7.010.503,95 2.841.156,95 0,00 16.845.679,50 
4. Forderungen an Kunden (Wertpapiere) 74.740,00 0,00 505.000,00 0,00 0,00 579.740,00 
5. Schuld\erschreibungen und andere festverzinsliche Wertpapiere 17.288.860,50 0,00 20.750.335,00 3.339.710,50 0,00 34.699.485,00 
6. Aktien und andere nicht festerzinsliche Wertpapiere 15.528.203,43 903.671,16 7.339.205,83 0,00 0,00 23.771.080,42 
7. Beteiligungen 136.979.070,98 3.518.077,09 42.922.100,39 505.000,00 0,00 182.914.248,46 
8. Anteile an verbundenen Unternehmen 3.251.459,02 0,00 150.004,19 9.000,00 0,00 3.392.463,21 
9. Immaterielle Vermögensgegenstände des Anlagevermögens 1.183.925,75 0,00 222.298,31 0,00 0,00 1.406.224,06 

10. Sachanlagen 92.798.820,28 5.744.874,15 23.431.713,91 1.989.138,80 0,00 119.986.269,54 
12. Sonstige Vermögensgegenstände 2.375,00 2.229,60 134.643,00 134.443,65 0,00 4.803,95 
Gesamtsumme 279.783.787,46 10.168.852,00 102.465.804,58 8.818.449,90 0,00 383.599.994,14 

kumulierte Abschreibung Stand 1.1. 
Zugänge 

im GJ 
Abgänge 

im GJ 
Umbuchung 

im GJ Stand 31.12. 
2.a) Schuldtitel öffentlicher Stellen und ähnliche Wertpapiere 143.097,50 210.209,38 41.859,98 0,00 311.446,90 
4. Forderungen an Kunden (Wertpapiere) 740,00 5.000,00 0,00 0,00 5.740,00 
5. Schuldverschreibungen und andere fesherzinsliche Wertpapiere 299.065,50 709.490,53 175.385,50 0,00 833.170,53 
6. Aktien und andere nicht festerzinsliche Wertpapiere 923.009,45 277.592,41 0,00 0,00 1.200.601,86 
7. Beteiligungen 119.687.914,28 39.359.124,58 340.154,17 0,00 158.706.884,69 
8. Anteile an verbundenen Unternehmen 0,00 134.999,00 0,00 0,00 134.999,00 
9. Immaterielle Vermögensgegenstände des Anlagevermögens 1.148.208,75 236.278,31 0,00 0,00 1.384.487,06 

10. Sachanlagen 51.415.125,88 20.047.583,33 1.739.632,63 0,00 69.723.076,58 
Gesamtsumme 173.617.161,36 60.980.277,54 2.297.032,28 0,00 232.300.406,62 
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Buchwert 
Buchwert VJ 

in T€ 
Zuschrei- 
bungen 

Abschrei- 
bungen 

laufendes GJ Stand 31.12. 
2.a) Schuldtitel öffentlicher Stellen und ähnliche Wertpapiere 12.533.235,00 23.137,50 22.801,37 16.534.232,60 

4. Forderungen an Kunden (VVertpapiere) 74.000,00 0,00 0,00 574.000,00 

5. Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche Wertpapiere 16.989.795,00 0,00 96.258,63 33.866.314,47 

6. Aktien und andere nicht festverzinsliche Wertpapiere 14.605.193,98 0,00 110.626,06 22.570.478,56 

7. Beteiligungen 17.291.156,70 0,00 2.236.248,42 24.207.363,77 

8. Anteile an verbundenen Unternehmen 3.251.459,02 0,00 134.999,00 3.257.464,21 

9. Immaterielle Vermögensgegenstände des AnlageNermögens 35.717,00 0,00 14.304,00 21.737,00 

10. Sachanlagen 41.383.694,40 60.793,04 5.180.134,17 50.263.192,96 

12. Sonstige Vermögensgegenstände 2.375,00 0,00 0,00 4.803,95 

Gesamtsumme 106.166.626,10 83.930,54 7.795.371,65 151.299.587,52 
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Vorjahr 
in T€ 

31.12.2016 
in €  

Schuldverschreibungen und andere festvarzinsliche Wertpapiere 501.245,03 0  

In den Aktivposten sind folgende Vermögensgegenstände nachrangiger Art enthalten: 

Verbindlichkeiten wurden mit dem Erfüllungsbetrag angesetzt. 

Die Mündelgeldspareinlagen betragen zum Bilanzstichtag € 12.948.515,48 (11.810 TE). Der dafür 
gewidmete Deckungsstock besteht aus mündelsicheren Wertpapieren und beläuft sich auf € 16.642.782,99 
(14.806 TE). 

In der Position sonstige Verbindlichkeiten sind Aufwendungen in Höhe von € 5.443.989,32 enthalten, die erst 
nach dem Bilanzstichtag wirksam werden. 

Rückstellungen für Pensionsverpflichtungen wurden nach versicherungsmathematischen Grundsätzen nach 
dem Ansammlungsverfahren auf Basis eines Rechnungszinssatzes von 3,37 % unter Zugrundelegung der 
Berechnungstafeln von Pagler-Pagler sowie unter Einbeziehung einer Valorisierung in Höhe von 2 % 
berechnet. 

Es wird dabei von einem Pensionsantrittsalter bei Männern von 65 Jahren ausgegangen und bei Frauen wird 
die stufenweise Anhebung des Pensionsantrittsalters von 60 Jahren auf 65 Jahre ab den 
Geburtenjahrgängen 1963 berücksichtigt. 

Die Änderungen der Rückstellungen für Pensionen sind im Posten 'Dotierung der Pensionsrückstellung' 
ausgewiesen. 

Der Pensionsaufwand für Zusagen, für die ausschließlich Beiträge zu leisten sind, beträgt im Geschäftsjahr 
€ 712.369,53. 

Die steuerlich zulässige Rückstellung beträgt € 7.910.821,00 (7.997 TE); der versteuerte Teil der 
Pensionsrückstellung beträgt € 3.521.421,00 (2.917 TE). 

Die Abfertigungsrückstellungen werden nach versicherungsmathematischen Grundsätzen auf Basis eines 
Rechnungszinssatzes von 3,37 % nach dem Ansammlungsverfahren unter Einbeziehung einer Valorisierung 
von 3,00 % berechnet. 

Die Veränderungen der Rückstellungen für Anwartschaften auf Abfertigungen sind im Posten 
„Aufwendungen für Abfertigungen und Leistungen an betriebliche Mitarbeitervorsorgekassen" ausgewiesen. 

Die Rückstellung für Jubiläumsgelder wird nach versicherungsmathematischen Grundsätzen auf Basis eines 
Rechnungszinssatzes von 3,37 % sowie unter Beibeziehung einer Valorisierung in Höhe von 3 % ermittelt. 

Die Veränderungen der Rückstellungen für Jubiläumsgelder sind im Posten Löhne und Gehälter in Höhe von 
€ 272.589,02 enthalten. 

In den sonstigen Rückstellungen wurden unter Beachtung des Vorsichtsprinzips alle im Zeitpunkt der 
Bilanzerstellung erkennbaren Risiken sowie der Höhe und dem Grunde nach ungewisse Verbindlichkeiten 
mit den Beträgen berücksichtigt, die den Grundsätzen ordnungsgemäßer Buchführung entsprechen. 

Die sonstigen Rückstellungen umfassen vor allem nicht konsumierte Urlaube, Jubiläumsgelder, 
Dienstfreistellungen, Vorsorgen für Eventualverbindlichkeiten, EDV-Aufwand, Abschichtung des Bundes- 
Genussrechtes, Dividendenauszahlung an Bund und VB Rückzahlungsgesellschaft mbH, Zinsen 
Fremdwährungskredite, drohende Verluste aus Filialschliessungen sowie Prüfungs- und Prozessaufwand. 

Im Geschäftsjahr wurden für nachrangige Verbindlichkeiten Aufwendungen in Höhe von € 635.925,44 (616 
TE) geleistet. 

Das Grundkapital zum 31.12.2016 betrug € 27.202.646,09 (19.994 TE) und ist in 3.741.767 (2.750.149) 
Stückaktien zerlegt. Hievon befinden sich € 70.155,50 bzw. 9.650 Stück im Eigenbestand. 

In Folge der durch die Hauptversammlungen vom 9.5.2016 und 9.8.2016 bedingten Kapitalerhöhung 
wurden im Geschäftsjahr 991.618 Aktien gezeichnet. 
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Eigenmittel 
31.12.2016 Vorjahr 

Kernkapital (T1) 
Hartes Kernkapital (CETI) 
Eingezahlte Kapitalinstrumente 27.132.490,59 19.994 
Rücklagen 138.026.544,97 95.065 
Fonds für allgemeine Bankrisken 22.320.000,00 22.320 
Abzüge  on  Positionen in Instrumenten des harten Kemkapitals 29.004,00 655 
Bestandsgeschütze Kapitalinstrumente des harten Kemkapitals 6.172.508,51 5.729 
Summe hartes Kernkapital (CETI) 193.622.540,07 142.453 

Zusätzliches Kernkapital (AT1) 
Summe Zusätzliches Kernkapital (A TI) 0,00 0 
Summe Kemkapital (T1) 193.622.540,07 142.453 

Ergänzungskapital (T2) 
Ergänzungskapital 20.587.814,69 9.657 
Abzüge von Positionen in Instrumenten des Ergänzungskapitals 189.000,00 9 
Bestandsgeschützte Kapitalinstrumente des Ergänzungskapitals 998.356,16 1.399 
Summe Ergänzungskapital (T2) 21.397.170,85 11.048 

Anrechenbare Eigenmittel gemäß Teil 2 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 215.019.710,92 153.500 

Die Gesamtkapitalrentabilität beträgt 0,12 % (0,01 %). 

In der Position Eventualverbindlichkeiten unter dem Bilanzstrich sind  Covered  Bond und  Credit  Claims in 
Höhe von € 373.287.154,41 (239.636 1-€) bemerkenswert. 

In den Aktivposten sind auf Fremdwährung lautende Aktiva im Gesamtbetrag von € 228.201.714,69 
(211.733 l'€) enthalten, der Gesamtbetrag der auf Fremdwährung lautenden Passiva beträgt € 
145.533.264,21 (167.109 TE). 

Zum Bilanzstichtag bestanden folgende Termingeschäfte (Volumen): 

31.12.2016 
in € 

Volumen 

31.12.2016 
in € 

Marktwert 

Vorjahr 
in T€ 

Volumen 

Vorjahr 
in T€ 

Marktwert 
Zinsswaps 3.543.378,41 -273.002,47 0 0 
Zinstermingeschäfte 4.328.446,56 0,00 2.326 0 
Devisentermingeschäfte 7.166.749,18 0,00 3.732 0 
Währungsswaps 83.806.685,91 -186.144,74 46.172 -21 

Die Berechnung des beizulegenden Zeitwertes (Marktwertes) bei den derivativen Finanzinstrumenten 
erfolgte nach der  "marked  to  model"  - Methode unter Zugrundelegung der zum Bilanzstichtag aktuellen EZB 
Währungskurse, soweit es sich um Geschäfte in Fremdwährung handelt. 

Die abgeschlossenen Zinsswaps dienen zur Absicherung des Zinsänderungsrisikos. Diese Zinsswaps 
wirken sich mit einem Betrag von € 377.349,49 positiv auf das Zinsergebnis aus. 

Die Buchwerte der Optionsprämien sind in folgenden Bilanzpositionen enthalten: 

31.12.2016 
in € 

Vorjahr 
in T€ 

1.14. Aktie Rechnungsabgrenzungen 0,00 3 
2.5. Passive Rechnungsabgrenzungen 51.902,27 51 
Gesamtsumme 51.902,27 55 

Nicht täglich fällige Forderungen und Guthaben: 

31.12.2016 in € Vorjahr in T€ 
bis drei Monate 84.490.440,98 64.419 
mehr als drei Monate bis ein Jahr 236.859.609,27 186.930 
mehr als 1 Jahr bis 5 Jahre 810.443.242,78 579.292 
mehr als 5 Jahre 1.219.128.250,05 950.422 
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Nicht täglich fällige Verpflichtungen: 

31.12.2016 in € Vorjahr in T€ 
bis drei Monate 190.863.088,61 157.976 
mehr als drei Monate bis ein Jahr 558.980.292,41 424.555 
mehr als 1 Jahr bis 5 Jahre 462.460.634,68 411.802 
mehr als 5 Jahre 70.126.661,55 84.000 

m auf den Bilanzstichtag folgenden Geschäftsjahr werden Forderungen aus Schuldverschreibungen und 
anderen festverzinslichen Wertpapieren in Höhe von € 4.375.179,07 (55 TE) fällig. 

Von den vom Kreditinstitut selbst begebenen Schuldverschreibungen stehen im nächsten Geschäftsjahr € 
4.476.000,00 (6.107 TE) zur Tilgung an. 

Der Gesamtbetrag der Sicherungsgegenstände zur Sicherstellung von unter den Passivposten bzw. 
Passivposten unter dem Bilanzstrich ausgewiesenen Verpflichtungen stellt sich wie folgt dar: 

Vermögensgegenstände als Sicherheit 31.12.2016 in € Vorjahr in T€ 
Forderungen an Kunden 373.287.154,41 239.636 
Schuldverschreibungen und andere fesherzinsliche Wertpapiere 4.521.012,13 0 

Beteiligungen 5.051.778,27 3.832 

Summe der Sicherheiten 382.859.944,81 243.468 

Besicherte Verbindlichkeiten unter Position 31.12.2016 in € Vorjahr in T€ 
Eventualverbindlichkeiten 382.859.944,81 243.468 

Summe der Sicherstellungen 382.859.944,81 243.468 

Verpflichtungen aus Leasingverträgen: 

31.12.2016 in € Vorjahr in T€ 
für das folgende Geschäftsjahr 48.531,76 40 

für die folgenden fünf Geschäftsjahre 242.658,00 202 

Verpflichtungen aus Mietverträgen: 

31.12.2016 in € Vorjahr in T€ 
für das folgende Geschäftsjahr 1.272.796,97 941 

für die folgenden fünf Geschäftsjahre 5.811.908,05 4.991 

In der Position Aufwendungen für Abfertigungen und Leistungen an betriebliche Mitarbeitervorsorgekassen 
sind Aufwendungen für Abfertigungen in Höhe von € 2.931.333,90 (2.671 TE) enthalten. 

Die folgenden Aufwendungen für den Abschlussprüfer 
setzen sich wie folgt zusammen: 

im Geschäftsjahr 
in € 

Vorjahr 
in T€ 

Aufwendungen für die Prüfung des Jahresabschlusses 296.302,57 342 
Aufwendungen für andere Bestätigungsleistungen 12.177,50 0 

Die Position außerordentliche Aufwendungen beinhaltet Aufwendungen für die Abschichtung des 
Bundesgenussrechtes in Höhe von € 4.343.887,01 (480 TE). 

In der Position sonstige betriebliche Erträge sind folgende Erträge bemerkenswert: 

Die aus der Kooperationsvereinbarung mit der Union Investment  Austria  GmbH vereinnahmten Erträge im 
Ausmaß von € 1.544.905,00 wurden als indirekter Gesellschafterzuschuss über die Beteiligung der 
VOLKSBANK WIEN AG an die VB Rückzahlungsgesellschaft mbH verwendet. Dieser indirekte 
Gesellschafterzuschuss wurde im Berichtsjahr abgeschrieben. Unter sonstigen betrieblichen Erträgen wurde 
in Höhe von € 1.606.833,08 der Betrag von der ZO erstattet, da diese Beträge über die laufenden ZO 
Beiträge bereits eingehoben wurden. 

Von den sonstigen betrieblichen Aufwendungen sind folgende Aufwendungen bemerkenswert: 

Die Volksbank hat für Garantieverpflichtungen der ZO in Zusammenhang mit der an Kunden ausgegebenen, 
kapitalgarantierten Investmentfondsanteilen einen Teil konsortial übernommen, wofür unter sonstige 
betriebliche Aufwendungen eine Rückstellung in Höhe von € 1.606.833,08 gebildet wurde. Die sonstigen 
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Vorstand und leitende Angestellte 951  202.705,15 
3.445 Sonstige Arbeitnehmer 4.286.655,37 

im Geschäftsjahr 

Aufwand für Abfertigungen und 
Pensionen in € 

im Vorjahr 

Aufwand für Abfertigungen und 
Pensionen in T€ 

betrieblichen Aufwendungen enthalten u.a. die Dotierung einer Rückstellung für einen Rechtsfall in Höhe von 
€ 570.027,60. 

Folgende Gewinnverteilung soll den Gremien zur Beschlussfassung vorgelegt werden, vorbehaltlich, dass 
die bestehenden Auflagen für die Dividendenzahlung erfüllt werden: 

Dividenden auf Partizipationskapital € 108.073,26, Zuweisung des Restbetrages € 149.799,26 an die freie 
Gewinnrücklage. 

3. Angaben über Organe und Arbeitnehmer 

Während des Geschäftsjahres waren durchschnittlich 524 (416) Angestellte und 28 (23) Arbeiter beschäftigt. 

Kredite an Vorstand und Aufsichtsrat 

Vorstand 
in € 

im Geschäftsjahr 
Aufsichtsrat 

in € 
Vorstand 

in T€ 

im Vorjahr 
Aufsichtsrat 

in T€ 
Gewährte Kredite 666,07 136.693,17 479 355  
Übernommene Haftungen 0,00 0,00 0 11  
Kredittilgungen 21.542,74 295.907,57 354 132 

Die Bedingungen betreffend Konditionen, Laufzeit und Besicherung sind marktkonform. 

Aufwand für Abfertigung und Pensionen 

Die Gesamtbezüge der im Geschäftsjahr tätigen Geschäftsleiter beliefen sich auf € 984.992,13 (1.241 -M. 
An ehemalige Geschäftsleiter und deren Hinterbliebene wurden € 456.156,42 (215 TE) ausbezahlt. 

Die Gesamtbezüge der im Geschäftsjahr tätigen Mitglieder des Aufsichtsrates beliefen sich auf € 142.818,82 
(109 TE). 

Vorstand und Geschäftsleiter gemäß § 2 Z 1 BWG: 

Dir. Mag.  Dr.  Rainer Kuhnle (Vorsitzender) 

Dir. Mag. Helmut Emminger (Vorsitzender-Stellvertreter) 

Dir. Mag. Reinhard  Diem  

Dir. Johann Bauer bis 31.3.2016 

Dir. Mag. Adolf Hammerl bis 30.9.2016 

Aufsichtsrat: 

Mag. Ulf Elser (Vorsitzender) 

Komm.Rat Dipl.  IT  Ing. Walter Übelacker (1. Vorsitzender-Stellvertreter) 

Dipl. ök. Claudia Unterberger (2. Vorsitzender-Stellvertreter)  

Dr.  Erich Abpurg ab 4.10.2016 (3. Vorsitzender-Stellvertreter) 

Mag. Heribert Donnerbauer  

Dr.  Jochen Auer 

Ing. Herbert Gugerell 

Mag. Andreas Chocholka 
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Dr.  Reinhilde Kindt  

Dr.  Doris Prachner 

Komm.Rat Dir. Ing. Johann  Sunk  ab 4.10.2016 

Bgnn. Karl Gerstl ab 4.10.2016 

Mag. Pharm. Wolfgang  Wittig  ab 4.10.2016 

Mag. Othmar  Holzinger  (Vorsitzender) bis 9.5.2016  

Dr.  Frank E. Riel bis 4.10.2016 

Mag. Wolfgang  Sitter  bis 4.10.2016  

Dr.  Hans Pucher bis 4.10.2016 

Franz Bleicher bis 4.10.2016 

Komm.Rat Franz Schrimpl bis 4.10.2016  

Dr.  Christian Lind vom 9.5.2016 bis 4.10.2016 

Vom Betriebsrat delegiert: 

Thomas Hofbauer 

Johannes Zimola  MBA  

Wolfgang Kausl 

Günther Weitzenböck 

Anika Gasselhuber 

Ing. Herbert Stangl 

Brigitte Pirschl 

Michael Bölderl bis 4.10.2016 
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St. Pölten, am 20. Februar 2017 

Volksbank Niederösterreich AG 

Vorstand: 

Dir.  Dr.  Mag. Rainer Kuhnle  Dir. Mag. HeIr4t Emminger 

Dir. Mag. Reinhard  Diem  
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Lagebericht 2016 der Volksbank Niederösterreich AG 

1. Wirtschaftsbericht 

Erläuterung zu den Geschäfts- und Rahmenbedingungen 

Das reale Wirtschaftswachstum blieb im Euroraum im dritten Quartal 2016 mit 0,3% 
(gegenüber dem Vorquartal) unverändert. Aus mehreren Euroraumländern kamen 
positive Konjunktursignale, insbesondere aus jenen, die in den letzten Jahren eine 
tiefe Rezession durchlaufen hatten. Laut aktueller Prognose der Europäischen 
Kommission wird das Wirtschaftswachstum im Euroraum nach 1,7% im laufenden 
Jahr auf 1,5% im Jahr 2017 zurückgehen. Im Jahr 2018 wird eine Beschleunigung 
auf 1,7% erwartet. Die Arbeitslosenquote lag im Oktober 2016 bei 9,8%, dem nied-
rigsten Stand seit Juli 2009. Die Inflationsrate lag im November 2016 bei 0,6% 
(HVPI). 

Die österreichische Wirtschaft befindet sich derzeit in einer von der inländischen 
Nachfrage getragenen Erholungsphase. Im Jahr 2016 kommt es aufgrund der im 
Jänner in Kraft getretenen Einkommensteuerreform, der Ausgaben für Asylwerber 
und anerkannte Flüchtlinge und der verbesserten Situation am Arbeitsmarkt zu einer 
deutlichen Verbesserung der Einkommenssituation der privaten Haushalte. Das 
Wachstum des realen BIP beschleunigt sich auf 1,4%, was auf den privaten Konsum 
und die Ausrüstungsinvestitionen zurückzuführen ist. Für die Jahre 2017 bis 2019 
wird ein Wachstum von jeweils 1,5% prognostiziert. Trotz eines kräftigen Beschäfti-
gungswachstums steigt die Arbeitslosenquote laut Eurostat von 5,7% im Jahr 2015 
bis auf 6,3% in den Jahren 2017 und 2018. Für das Jahr 2019 wird ein leichter 
Rückgang auf 6,2% erwartet. Die öffentliche Schuldenquote wird im Jahr 2016 eine 
Trendumkehr verzeichnen und bis 2019 auf etwa 77,5% des Bruttoinlandproduktes 
(BIP) zurückgehen. Die Inflation bleibt im Jahr 2016 mit 0,9% noch niedrig, wird sich 
aber bis 2019 auf 1,8% beschleunigen. 

Auf der Grundlage der regelmäßigen wirtschaftlichen und monetären Analyse hat der 
EZB-Rat am 20. Oktober beschlossen, den Zinssatz für die Hauptrefinanzierungsge-
schäfte sowie die Zinssätze für die Spitzenrefinanzierungsfazilität und die Einlagen-
fazilität bei 0,00%, 0,25% bzw. -0,40% unverändert zu lassen. Es wird weiterhin da-
von ausgegangen, dass sie für längere Zeit auf dem aktuellen oder einem niedrige-
ren Niveau bleiben werden. 

Die Wachstumsrate von Unternehmenskrediten wies in Österreich im September 
2016 nur noch 0,5% auf und lag damit zum ersten Mal in diesem Jahr unter der 1%-
Marke. Ausschlaggebend war insbesondere der deutliche Rückgang kurzfristiger Fi-
nanzierungen nichtfinanzieller Unternehmen. Der seit Februar 2015 andauernde 
Rückgang kurzfristiger Finanzierungen ließ deren Anteil am gesamten aushaftenden 
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Kreditvolumen nichtfinanzieller Unternehmen auf 18,8%, und damit auf den gerings-
ten Stand seit der Erfassung monetärstatistischer Daten zurückgehen. Längerfristige 
Kredite mit einer Laufzeit von ein bis fünf Jahren bzw. über fünf Jahren stiegen im 
Jahresvergleich hingegen um 3,1% bzw. 2,8% an. 

Die stabile Entwicklung des aushaftenden Kreditvolumens von inländischen Nicht-
banken mit 1,7% war insbesondere auf das Kreditwachstum von 3,2% privater Haus-
halte zurückzuführen. Die anhaltend große Nachfrage nach Wohnbaukrediten war 
hauptverantwortlich für die Entwicklung in Österreich. 

Als Reaktion auf die Finanzkrise hat die Europäische Kommission eine Reihe an 
Maßnahmen mit dem Ziel ergriffen, einen sicheren und soliden Finanzsektor im Bin-
nenmarkt zu schaffen. Diese Maßnahmen sind in einem einheitlichen Regelwerk 
normiert ("single  rulebook"),  welches für alle 28 Mitgliedstaaten der EU anwendbar 
ist, und beinhalten strengere aufsichtsrechtliche Auflagen für Banken, einen verbes-
serten Anlegerschutz und Regeln für die geordnete Abwicklung von in Schwierigkei-
ten geratenen Banken. 

Um den wirtschaftlichen Herausforderungen in einem sich ändernden Marktumfeld 
einerseits und den steigenden regulatorischen Erfordernissen andererseits noch 
besser gerecht zu werden, haben die Primärinstitute des österreichischen Volksban-
kensektors durch Abschluss des Verbundvertrags einen Kreditinstitute-Verbund ge-
mäß § 30 a BWG gebildet. 

Die Volksbank ist als zugeordnetes Kreditinstitut Teil des Kreditinstitute-Verbundes 
(Haftungs- und Liquiditätsverbund) mit der VOLKSBANK WIEN AG als Zentralorga-
nisation iSd § 30a BWG. 

Der ursprünglich von der EZB bis 30. Juni 2016 befristet bewilligter Kreditinstitute-
Verbund wurde mit Bescheid vom 29. Juni 2016 auf Grundlage des neuen Verbund-
vertrages unbefristet bewilligt. 

Der Verbund dient sowohl dem geregelten Transfer von Liquidität zwischen den Mit-
gliedern (Liquiditätsverbund) als auch der Erbringung sonstiger Leistungen zwischen 
den Mitgliedern (Haftungsverbund), verbunden mit Weisungsrechten der Zentralor-
ganisation. Damit ist eine indirekte Absicherung der Gläubiger aller Mitglieder gege-
ben. Direkte Forderungsrechte Dritter gegen die Vertragsparteien werden durch den 
Vertrag nicht begründet. Die Zentralorganisation ist verpflichtet, die Liquiditätsversor-
gung der zugeordneten Kreditinstitute sowie die Einhaltung der regulatorischen Ei-
genmittelerfordernisse durch den Verbund sicherzustellen. 

Die aufsichtsrechtlichen Bestimmungen der Teile 2 bis 8 der Verordnung (EU) 
Nr.575/2013 sind vom Kreditinstitute-Verbund auf konsolidierter Basis einzuhalten. 
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Der Kreditinstitute-Verbund ruht auf 3 Säulen: 

• dem Haftungsverbund (§ 30a Abs 1 Z 2 BWG), 
• dem Liquiditätsverbund (§ 30a Abs 10 BWG) und 
• den Generellen und Individuellen Weisungen (§ 30a Abs 10 BWG). 

Die internationale Ratingagentur für Bankratings — FitchRatings — hat am 13. Oktober 
2016 für den Volksbanken Verbund und die Volksbanken das Langfrist-Rating mit  
„BB+"  festgesetzt. 

Analyse des Geschäftsverlaufes, einschließlich des Geschäftsergebnisses und 
der Lage des Unternehmens 

In die Volksbank wurden im Jahr 2016 die Bankbetriebe der VOLKSBANK OBERES 
WALDVIERTEL registrierte Genossenschaft mit beschränkter Haftung, der Volks-
bank Enns - St. Valentin eG sowie der Volksbank Ötscherland eG jeweils rückwir-
kend mit 1. Jänner 2016 nach den Bestimmungen des Umgründungssteuergesetzes 
und Genossenschaftsverschmelzungsgesetzes sowie Bankwesengesetzes einge-
bracht. 

Die Volksbank ist als selbständiges Kreditinstitut Teil des Volksbanken-Verbundes 
gemäß § 30a BWG. Ihre Mitglieder und Geschäftspartner sind vor allem Klein- und 
Mittelbetriebe sowie private Haushalte. Das geographische Einzugsgebiet erstreckt 
sich vom Stadtrand Wiens (Filiale Langenzersdorf) bis nach Oberösterreich in den 
Raum Asten bei Linz. 

Im Interesse der Mitglieder der Volksbank hat der Österreichische Genossenschafts-
verband (Schulze-Delitzsch) gemäß Genossenschaftsrevisionsgesetz von 1903 den 
gesetzlichen Auftrag, den Abschluss und die Gebarung der Volksbank zu prüfen. 

Die genossenschaftliche Revision ist die älteste Form der externen Abschlussprü-
fung. Sie achtet nicht nur auf Gesetzmäßigkeit und Satzungsmäßigkeit des Jahres-
abschlusses, sondern prüft auch, ob die Geschäftsführung den Förderauftrag einhält 
und den Geboten der Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit entspricht. 

Damit die Volksbank ihren Förderauftrag als regionale Universalbank erfüllen kann, 
nehmen Leistungsfähigkeit, Rentabilität und eine solide Eigenmittelausstattung in der 
Geschäftspolitik einen hohen Stellenwert ein. 

Im Sinne der Strategie der „Kundenpartnerschaft" ist es ein wesentliches Ziel der 
Volksbank, ihren genossenschaftlichen Förderauftrag zu erfüllen, indem sie ihr Pro-
duktportfolio und ihre Vertriebsorganisation nach den aktuellen Kundenbedürfnissen 
ausrichtet, Kosten und Erträge optimiert, um ihre Leistungsfähigkeit als Regional-
bank, ihre Rentabilität und Eigenmittelausstattung weiter zu verbessern. 

Die Geschäftsbereiche der Volksbank umfassen das Kredit-, Einlagen- und Wertpa-
pierdepotgeschäft. Das Wertpapiergeschäft wurde im Jahr 2016 weiter forciert. 
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Die allgemeine wirtschaftliche Lage in Österreich gab die Rahmenbedingungen für 
die Unternehmen der Region vor. Die eher moderate wirtschaftliche Entwicklung in 
Österreich spiegelte sich auch im Einzugsgebiet der Volksbank und somit auch in der 
Entwicklung der Volksbank selbst wider. 

Mit Investitionen in moderne Technologie hat die Volksbank die Kostenbelastungen 
in einem wirtschaftlich vertretbaren Rahmen gehalten. Gleichzeitig profitieren Mitglie-
der und Kunden von einem funktionsfähigen Netz an Geschäftsstellen und Arbeits-
plätzen. 

Die Volksbank betreibt insgesamt 71 Geschäftsstellen (inkl. Hauptanstalt) und 5 
Selbstbedienungsstandorte. 

Die Jahre 2014, 2015 und 2016 waren von der Zusammenführung von insgesamt 
acht selbstständigen Nachbarvolksbanken geprägt. 

Die Fusionspartner standen sich vor der Einbringung in ähnlichen Ausgangssituatio-
nen gegenüber und haben ähnliche Geschäftsmodelle verfolgt. Diese Faktoren, 
kombiniert mit den regionalen Marktvoraussetzungen, sprachen aus Sicht der Fusi-
onspartner für die Durchführung der Zusammenführung. Zielsetzung der Fusionen 
war eine Steigerung der Wertschöpfung für die Eigentümer, Kunden und Mitarbeiter 
herbeizuführen und Synergien in einer gemeinsamen Bank zu nutzen. Durch die Fu-
sionen soll die beste Regionalbank in Niederösterreich mit höchster Kunden- und 
Mitarbeiterzufriedenheit geschaffen werden. Das Betriebsergebnis sowie das Kun-
dengeschäftsvolumen sollen stetig und langfristig durch diese Maßnahme erhöht 
werden. 
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Finanzielle Leistungsindikatoren Erläuterungen und Analyse 

Kennzahlen 2016 2015 Veränderung Veränderung 
T€ T€ T€ in % 

Bilanzsumme 3.015.089 2.272.980 742.109 32,7 
Spareinlagen 1.577.171 1.188.308 388.863 32,7 
Geschäftsvolumen 5.619.055 4.163.913 1.455.142 35,0 
Ausleihungsgrad I 154,1% 155,8% 
Ausleihungsgrad  II  93,7% 99,9% 
Nettozinsertrag 51.955 40.143 11.812 29,4 
Zinsspanne 1,72% 1,77% 
Provisionssaldo 30.197 21.445 8.752 40,8 
Provisionsspanne 1,00% 0,94% 
Betriebserträge 88.178 64.453 23.725 36,8 
Betriebsertrags s  panne  2,92% 2,83% 
Betriebsaufwendungen 80.763 73.188 7.575 10,4 
Betriebs aufwands s  panne  2,68% 3,22% 
EGT 560 144 416 288,9 
EGT-Spanne 0,02%  0,01% 
Cost-Income-Ratio 91,6% 113,6% 
Kernkapital 193.623 142.453 51.170 35,9 
anrechenbare Eigenmittel 215.020 153.500 61.520 40,1 
Kernkapitalquote 12,32% 11,80% 
Eigenmittelquote 13,69% 12,72% 

Die Vorjahreswerte wurden, soweit diese auf die Änderungen der Formblattbilanz auf 
Grund des Rechnungslegungsänderungsgesetzes 2014 zurückzuführen sind, ange-
passt (in der obigen Tabelle ist davon die Bilanzsumme betroffen). 

Die Vorjahreswerte sind nicht vergleichbar, da im Geschäftsjahr 2016 insgesamt drei 
Nachbarvolksbanken ihren Bankbetrieb in die Volksbank Niederösterreich AG einge-
bracht haben. 

Die Bilanzsumme betrug zum 31. Dezember 2016 3.015.089T€. 

Die Einlagen wiesen zum Bilanzstichtag ein Volumen von 2.579.753 T€ aus, das 
Ausleihungsvolumen stand mit 2.429.662 T€ zu Buche. 

Trotz des hohen Ausleihungsgrades war die Nettozinsspanne auf Grund der Entwick-
lung des allgemeinen Zinsniveaus leicht rückläufig. 

Das Dienstleistungsgeschäft war angemessen. Der Provisionssaldo konnte im Ver-
bundvergleich auf zufriedenstellendem Niveau gehalten werden. 

Der leicht rückläufigen Ertragsentwicklung standen im Jahr 2016 — trotz effizienzstei-
gernder Maßnahmen — noch hohe Betriebsaufwendungen gegenüber. In diesem Zu- 
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sammenhang ist darauf hinzuweisen, dass die von der Volksbank zu tragenden Auf-
wendungen für Umstrukturierungen im Volksbanken-Verbund, Belastungen aus Sta-
bilisierungsmaßnahmen im Volksbanken-Verbund und Umstrukturierungen (Fusion) 
sich in erheblichem Ausmaß im Aufwand niederschlugen. 

Der Kosten-Ertragskoeffizient (Verhältnis der Betriebsaufwendungen zu den Be-
triebserträgen) betrug 91,6%. 

Das Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit betrug 0,02% der Bilanzsumme. 

Die Eigenmittel wurden zum Jahresende mit 215.020 T€ ausgewiesen. Auf das 
Kernkapital entfielen 90,1%. 

Die gesetzlichen Liquiditätsvorschriften wurden im Berichtszeitraum jederzeit ausrei-
chend erfüllt. 

Nicht finanzielle Leistungsindikatoren 

Zum Jahresende waren 577 Mitarbeiter (Angestellte inkl. Vorstand und ohne karen-
zierte Mitarbeiter) bzw. 536,5 gewichtet nach Beschäftigung. 

Die Volksbank berücksichtigt in ihren Ausbildungsplänen individuelle Karriere- und 
Lebensplanungen. 

Auf die fachliche Aus- und Weiterbildung der Mitarbeiter wird auch weiterhin großer 
Wert gelegt, um unseren Kunden ein hohes Beratungsniveau bieten zu können. Die 
Kundenberatung erfolgt nicht nur in den Bankräumlichkeiten, sondern auch im Rah-
men der Außendiensttätigkeit der Mitarbeiter direkt bei den Kunden. 

Neben der fachlichen Kompetenz der Mitarbeiter stellt auch die soziale Kompetenz 
der Mitarbeiter einen wichtigen Teil der Kundenbeziehung dar. Dies wird durch die 
hohe Kundenzufriedenheit bestätigt. 

Unsere Bestrebungen zur Stärkung der Kundenpartnerschaft auf Basis verbesserter 
Beratung und Betreuung unserer Kunden manifestierten sich 2016 in einer Vielzahl 
von Marketingaktionen wie z.B. produktbezogene Verkaufsaktionen in den Bereichen 
Wohnbau, Leasing sowie der Organisation diverser Kundenveranstaltungen. 

Auf Basis der kollektivvertraglichen Regelung besteht für Mitarbeiter eine beitragsori-
entierte Pensionskassenregelung. 

Zur Optimierung der (Arbeits-)Zeit im Interesse der Mitglieder und Kunden verfügt die 
Volksbank über ein flexibles Gleitzeitmodell. 
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2. Risikobericht 

Im Volksbanken-Verbund ist ein Risikomanagementsystem eingerichtet, das alle we-
sentlichen bankgeschäftlichen und bankbetrieblichen Risiken umfasst und limitiert. 
Die VOLKSBANK WIEN AG übt dabei als Zentralorganisation (ZO)  gem.  § 30a BWG 
des Volksbanken-Verbundes wesentliche Risikosteuerungsfunktionen aus und ist für 
die Einhaltung von regulatorischen Vorgaben verantwortlich. Im Sinne der im Ver-
bundvertrag verankerten Funktion übernimmt die ZO die Gesamtverantwortung für 
das Risikomanagement im Volksbanken-Verbund und hat alle erforderlichen organi-
satorischen Vorkehrungen getroffen, um dem Anspruch eines modernen Risikoma-
nagements zu entsprechen. Die ZO hat zur Erfüllung ihrer Steuerungs-, Kontroll- und 
Risikomanagementprozessfunktion Generelle Weisungen (GW) gegenüber den zu-
geordneten Kreditinstituten erlassen. Die „GW Risikomanagement" und die nachge-
lagerten Handbücher regeln verbundweit verbindlich und einheitlich das Risikomana-
gement. 

Mit der Definition der Verbund-Risikostrategie werden zumindest jährlich der Risiko-
appetit (RAS) und die Risikotoleranz festgelegt. Abgeleitet aus der Verbund-
Risikostrategie definiert die Volksbank ihre eigene, dem jeweiligen Geschäftsmodell 
angepasste Risikostrategie. Die Risikostrategie wird zumindest jährlich auf ihre Aktu-
alität und ihre Angemessenheit hin geprüft und bei Bedarf an die aktuellen Rahmen-
bedingungen angepasst. Die lokal erstellten Risikostrategien werden von der ZO 
qualitätsgesichert und auf Konformität mit der Verbund-Risikostrategie geprüft und 
abgenommen. 

I CAAP 

Die Bestimmung der Wesentlichkeit der bankgeschäftlichen und bankbetrieblichen 
Risiken wird jährlich im Rahmen der verbundweiten Risikoinventur durchgeführt. Die 
Risikoinventur bildet somit die Grundlage für die Risikotragfähigkeitsrechnung 
(RTFR) und damit in weiterer Folge für die Limitierung und Risikosteuerung. 

Die Risikotragfähigkeitsrechnung der Volksbank, welche die quantifizierten Risiken 
den verfügbaren Deckungsmassen gegenüber stellt, wird quartalsweise erstellt. Die 
Risikoquantifizierung erfolgt sowohl regulatorisch als auch ökonomisch. In der öko-
nomischen Sichtweise wird zwischen der  Gone Concern  Sicht (Liquidationssicht) und 
der  Going Concern  Sicht unterschieden. 

Insbesondere die folgenden Risiken inklusive deren Subrisiken werden im Volksban-
ken-Verbund als wesentlich eingestuft: 

- Kreditrisiken 
- Marktrisiken 
- Liquiditätsrisiken 

Operationelle Risiken 
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Die Volksbank als Mitglied im Kreditinstitute-Verbund orientiert sich bei der Steue-
rung ihrer Risiken an den risikopolitischen Leitlinien der ZO. Für alle wesentlichen 
Risiken werden im Rahmen der Risikostrategie Limite festgelegt bzw. prozessuale 
Maßnahmen und ein  Monitoring  zur Früherkennung etabliert. Neben dem in der Ver-
bundrisikostrategie gültigen Gesamtbankrisikolimit sowie den strategischen und ope-
rativen Risikokennzahlen (RAS Kennzahlen) bekommt die Volksbank mindestens 
einmal jährlich von der ZO institutsspezifische Einzelrisikoartenlimite und ein insti-
tutsspezifisches Gesamtbankrisikolimit für die ökonomische Liquidationssicht zuge-
teilt. Ergänzend dazu erfolgt auch eine Limitierung der ökonomischen  Going Concern  
Sicht auf Gesamtbankebene. 

Die Überwachung der Einhaltung der Risikokennzahlen und —limite auf Einzelinsti-
tutsebene erfolgt durch die Risikocontrolling-Funktion. Maßnahmen zur Gegensteue-
rung unerwünschter Entwicklungen werden bei regelmäßigen Sitzungen der Ge-
schäftsleitung mit den verantwortlichen Führungskräften beraten und allenfalls durch 
den Aufsichtsrat beschlossen. Das Erreichen von definierten Schwellenwerten sowie 
das Überschreiten von Limiten wird unverzüglich eskaliert und die damit in Verbin-
dung stehenden Prozesse werden angestoßen. 

Kreditrisiken 

Die Volksbank beschränkt ihre Kreditvergaben im Wesentlichen auf ihr regionales 
Umfeld. Die Bedürfnisse der Kunden, aber auch die mit der Kreditvergabe verbunde-
nen Risiken können dadurch besser eingeschätzt werden. 

Die für das Ausfallsrisiko eines Kreditgeschäfts bedeutsamen qualitativen und quanti-
tativen Aspekte werden einer angemessenen Risikoanalyse unterzogen, wobei die 
Intensität dieser Tätigkeit von Art, Umfang, Komplexität und Risikogehalt des Enga-
gements abhängt. 

Die Volksbank setzt zur Beurteilung der Ausfallsrisiken moderne Rating-Instrumente 
ein. Mittels eines Portfoliomodells errechnet die ZO den erwarteten und unerwarteten 
Verlust. Diese Daten fließen in die Risikoberechnung der Kunden ein. Ergebnisse 
stehen von Einzelengagementebene bis hin zur Aggregation auf Verbund  level  in be-
liebiger Zusammenfassung zur Verfügung. 

Fremdwährungs- und Tilgungsträgerkredite unterliegen einer besonderen Beobach-
tung. Für Fremdwährungs- und Tilgungsträgerkredite berechnet die ZO regelmäßig 
das spezifische Risiko aus diesen Krediten im Hinblick auf Wechselkurs-, Zinssatz-
und Sicherheiten-Veränderungen. Sie zeigt deren Auswirkungen auf den Einzelkre-
dit, das Blanko-Risiko als auch auf Gesamtportfolioebene auf. Bei Tilgungsträgerkre-
diten erfolgt darüber hinaus eine laufende Überwachung der Entwicklung der Til-
gungsträger. 

Seite 8/14 

Anhang ./B Lagebericht 2016



Die Gesamtrisikoposition wird als Summe des Kreditrisikos mit den anderen wesent-
lichen Risikoarten gebildet und im Rahmen der RTFR der entsprechenden Risikode-
ckungsmasse gegenübergestellt und regelmäßig den Geschäftsleitern berichtet. 

Marktrisiken 

Die Volksbank verfolgt eine vergleichsweise konservative Veranlagungspolitik, die 
die Vorgaben der ZO über die Risikostreuung und das Veranlagungsuniversum be-
rücksichtigt. Die Veranlagungen erfolgen vor allem innerhalb des Verbundes bei der 
ZO, bei Emittenten mit bester Bonität (Investment Grade) und in risikoarmen Produk-
ten. 

Das bedeutendste Risiko im Rahmen der Marktrisiken stellt das Zinsänderungsrisiko 
dar. Im Rahmen der Aktiv-Passiv-Steuerung werden allenfalls auch derivative Fi-
nanzinstrumente in Form von Hedgegeschäften zur Steuerung und Absicherung des 
Zinsänderungsrisikos eingesetzt. Im Rahmen der Zinssteuerungsstrategie wird ein 
Zinsrisikokoeffizient (0eNB Standardverfahren: Barwertänderung bei Parallelshift von 
+200  bp  in % der anrechenbaren Eigenmittel) von 0-10% angestrebt. Durch diesen 
Zielkorridor sind die Grenzen so gesetzt, dass die gesetzlich vorgesehenen Grenzen 
jederzeit eingehalten werden. Zusätzlich werden die Risiken durch  GAP-  und Zins-
sensitivitätslimite begrenzt. Im Rahmen der RTFR wird ein ZinsValue  at Risk  (VaR) 
auf Basis einer historischen Simulation und einer Haltedauer von einem Jahr errech-
net. 

Ein weiteres bedeutendes Risiko im Bereich des Marktrisikos stellt das  Credit Spread  
Risiko dar, welches mittels VaR auf Basis einer historischen Simulation und einer 
Haltedauer von einem Jahr errechnet wird. 

Liquiditätsrisiken 

Im Rahmen des organisatorischen Aufbaus gilt, dass das operative und strategische 
Liquiditätsmanagement vom strukturellen Liquiditätsrisikocontrolling getrennt ist — 
dies ist entsprechend durch die interne Revision zu prüfen. 

Die Ermittlung des Liquiditätsrisikos und das Liquiditätsmanagement sind im Rahmen 
der Aufgabenverteilung im Volksbanken-Verbund der ZO überantwortet. Als ZO führt 
die VOLKSBANK WIEN AG den Liquiditätsausgleich innerhalb des Verbundes durch 
und stellt die jederzeitige Einhaltung der Zahlungsverpflichtungen des Verbundes 
sicher. 

Für das strukturelle Liquiditätsrisikocontrolling werden Daten automatisiert verarbeitet 
und der ZO auf Einzelgeschäftsebene zur Verfügung gestellt. 
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Das strukturelle Liquiditätsrisikocontrolling ist verantwortlich für 

• die LCR/NSFR Meldung 
• den Liquiditätsrisikobericht inkl. Stressszenarien. Die Szenarioparameter wer-

den regelmäßig überarbeitet und validiert. Der Liquiditätsbericht wird sowohl 
auf konsolidierter Ebene für den Volksbanken-Verbund als auch auf Einzelin-
stitutsebene erstellt. 

Der Beitrag zum Liquiditätsrisiko wird vom operativen Liquiditätsmanagement den 
Geschäftsaktivitäten zugeordnet und in Form von Transferpreisen, unter Berücksich-
tigung aller Kosten, verrechnet. 

Operationelle und sonstige Risiken 

Die Volksbank definiert das Operationelle Risiko (OpRisk) als die Gefahr von Verlus-
ten infolge der Unangemessenheit oder des Versagens von internen Verfahren, 
Menschen, Systemen oder von externen Ereignissen und berücksichtigt auch das 
Rechtsrisiko. 

Die Kapitalunterlegung erfolgt seit 1. April 2014 auf Basis des Standardansatzes ge-
mäß CRR. 

Das für das Management operationeller Risiken verantwortliche Linienmanagement 
wird durch den ORIKS (Operationelles Risiko und Internes Kontrollsystem)-
Ansprechpartner in der VOLKSBANK WIEN AG als ZO und das ORIKS-Team unter-
stützt. Als oberstes Ziel für den gesamten OpRisk-Managementprozess wird die Op-
timierung von Prozessen zur Verringerung der Eintrittswahrscheinlichkeit und/oder 
der Auswirkung operationeller Schäden festgeschrieben. 

Die Ereignisdokumentation erfolgt vollständig und angemessen verständlich, um 
sachverständigen Dritten die Möglichkeit zu geben, Nutzen daraus zu ziehen. 

Die Angemessenheit der Risiko-Steuerungs- und Überwachungsmaßnahmen sowie 
weiterer risikominimierender Maßnahmen wird unter Berücksichtigung des Risikopo-
tenzials laufend, zumindest jedoch jährlich bewertet. 

Weiters können exemplarisch als wesentliche Maßnahmen zur Risikosteuerung Be-
wusstseinsbildungsnnaßnahmen / Schulungen, die betriebliche Notfallsplanung, aber 
auch die angemessene Trennung von Verantwortlichkeiten, die Beachtung des 4-
Augenprinzips und das in den Geschäftsprozessen integrierte interne Kontrollsystem 
(IKS) angeführt werden. Verbundweit einheitliche IKS-Kontrollen definieren einen 
vorgegebenen Mindeststandard und ermöglichen eine Vergleichbarkeit der Kontroll-
situation im Verbund. Die jährliche Überprüfung auf ein etwaiges Anpassungserfor-
dernis stellt dabei sicher, dass auch geänderte Rahmenbedingungen im IKS berück-
sichtigt sind. 
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Operationelle (Rest-) Risiken, die nicht vermieden, vermindert, versichert oder durch 
andere Maßnahmen transferiert werden, müssen formal und nachweislich durch die 
Geschäftsleitung akzeptiert werden. Die Effizienz des operationellen Risikomanage-
ments wird durch periodische und unabhängige Revisionsprüfungen bestätigt. 

Aktuelle Entwicklungen 

Mit Beschluss der EZB vom 29. Juni 2016 wurde der VOLKSBANK WIEN AG als ZO 
mit Wirksamkeit ab 1. Juli 2016 die Genehmigung zur Nichtanwendung der Anforde-
rungen gemäß Art 113 Abs 1 CRR im Hinblick auf Risikopositionen (Aktivposten und 
außerbilanzielle Bilanzpositionen, die mit Eigenmitteln zu unterlegen sind) gegenüber 
den Mitgliedern des Volksbanken-Verbundes als Gegenparteien und die Zuweisung 
eines Risikogewichts von 0% (Nullgewichtung) gemäß Art 113 Abs 6 CRR gegen-
über diesen Mitgliedern als Gegenparteien bewilligt, sofern es sich nicht um Posten 
des harten Kernkapitals, des zusätzlichen Kernkapitals oder des Ergänzungskapitals 
handelt. 

Die Bewilligung wurde jedoch hinsichtlich jener Mitglieder des Volksbanken-
Verbundes, bei denen Fusionen zur Herstellung der geplanten Zielstruktur bis 31. 
Dezember 2017 noch durchzuführen sind, nur befristet erteilt. 

Mit Beschluss der EZB vom 25. November 2016 wurde der VOLKSBANK WIEN AG 
das Ergebnis des aufsichtlichen Überprüfungs- und Bewertungsprozesses  (Supervi-
sory  Review  and  Evaluation  Process  — SREP) mit Stichtag 31. Dezember 2015 
übermittelt. In diesem sog. „SREP — Beschluss" wird u.a. angeführt, dass die 
VOLKSBANK WIEN AG als ZO des Volksbanken-Verbundes über solide, wirksame 
und umfassende Strategien und Verfahren zur Ermittlung, Einhaltung und Verteilung 
des internen Kapitals verfügt. Darüber hinaus ist die Höhe, Art und Verteilung des 
internen Kapitals weitgehend ausreichend, um die Art und den Grad der Risiken ab-
zudecken, denen der Volksbanken-Verbund ausgesetzt ist. Die Strategien, Richtli-
nien, Verfahren und Systeme zur Identifizierung, Messung, Steuerung und Überwa-
chung von Liquiditätsrisiken werden als robust angesehen. Die vorgehaltene Liquidi-
tät deckt die Liquiditätsrisiken ab, und die Liquiditätspuffer werden als angemessen 
erachtet. 

Bericht über den Bestand sowie den Erwerb und die Veräußerung eigener An-
teile 

Der Bestand an eigenen Aktien zum Bilanzstichtag beträgt 9.650 Stück, das sind 
0,26% vom Grundkapital. 

Der Bestand an eigenen Partizipationsscheinen zum Bilanzstichtag beträgt 100 
Stück Partizipationsscheine, das sind 0,67% vom emittierten Volumen. 

Im Jahr 2016 wurden weder An- noch Verkäufe von eigenen Aktien und Partizipati-
onsscheinen durchgeführt. 
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3. Prognosebericht 

Die Volksbanken werden im Sinne ihrer Kunden noch enger zusammen rücken und 
ihre Effizienz steigern. 

Die Umgestaltung des Volksbanken-Verbundes zielt darauf ab, das Erfolgsmodell der 
regional verankerten eigenständigen Genossenschaftsbanken den aktuellen Erfor-
dernissen anzupassen. 

Um eine selbstbestimmte Zukunft für den Volksbanken-Verbund zu sichern, werden 
nach wie vor im Rahmen der strategischen Planung der Volksbank folgende Ziele 
berücksichtigt: 

O Verbesserung der Ertragskraft 
O Kostenreduktion 
O Stärkung des Eigenkapitals (insbesondere aus Innenfinanzierung) 
• Optimierung der risikogewichteten Aktiva (RVVA) 

Die Planung für das Jahr 2017 orientiert sich klar an diesen Zielen. Die geänderte 
Vertriebsstruktur, modernste Technologie und bestens geschultes Personal sind be-
reits geschaffene Grundvoraussetzungen zur Erreichung der Ziele. 

Dem Primärmittelaufkommen wird nach wie vor verstärktes Augenmerk geschenkt. 

Trotz der Erwartung weiterhin geringer Zinsspannen wird die Ertragskraft im Jahr 
2017 auf Grund einer weiteren Optimierung des Aufwandsbereiches über jener der 
vergangenen Jahre liegen. Die Dienstleistungserträge haben bereits ein zufrieden 
stellendes Niveau erreicht und sollen weiter ausgebaut werden. Das dafür notwendi-
ge Produkt- und Dienstleistungsangebot wird ständig den Kundenerfordernissen an-
gepasst. 

Die 2015 und 2016 ergriffenen Maßnahmen zur Effizienzsteigerung werden auch 
2017 fortgeführt, um durch Optimierung des Ressourceneinsatzes einen zusätzlichen 
Beitrag zur Verbesserung der Gesamtertragslage und damit eine weitere Steigerung 
des Betriebsergebnisses sicherzustellen. 

Eine marktgerechte Konditionenpolitik und unsere starken Geschäftszweige Leasing 
und Wertpapiergeschäft sollen zur Erreichung dieses Zieles verstärkt beitragen. Kon-
tinuierliche Betreuung und Beratungsqualität werden dabei in den Vordergrund ge-
stellt. 

Eine sorgfältige und ausgewogene Risikopolitik auf Basis der erarbeiteten Kreditstra-
tegie wird im nächsten Geschäftsjahr dazu beitragen, dass die verbesserte Ertrags-
kraft auch zu einer Stärkung der Eigenmittelausstattung führt. 
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Eine Reduktion der risikogewichteten Aktiva ist beabsichtigt durch eine Optimierung 
der Besicherungssituation im Kreditbereich. Die geplanten Wachstumssteigerungen 
bei den Ausleihungen sollen durch geeignete Maßnahmen nur zu einer geringfügigen 
Steigerung bei der RVVA-Entwicklung führen. 

Bei konsequenter Umsetzung der geplanten Maßnahmen und unter der Vorausset-
zung, dass keine außerordentlichen oder derzeit nicht vorhersehbaren Ereignisse zu 
einer Beeinträchtigung der Ertragskraft führen, gehen wir davon aus, dass die ge-
meinsam erarbeiteten Ziele erreicht werden. Eine weiterhin erfolgreiche Entwicklung 
der Volksbank ist damit zu erwarten. 

Im Jahr 2017 ist die Fusion mit der Waldviertler Volksbank Horn registrierte Genos-
senschaft mit beschränkter Haftung beabsichtigt. 

4. Forschungs- und Entwicklungsbericht 

Im Bereich Forschung und Entwicklung wurden keine Aktivitäten gesetzt. 

5. Zweigstellenbericht 

Es bestehen keine Zweigstellen. 

Seite 13/14 

Anhang ./B Lagebericht 2016



St. Pölten, am 20. Februar 2017 

Volksbank Niederösterreich AG 

Vorstand: 

Dir.  Dr.  Mag. Rainer Kuhnle  Dir. a g. Helmut Emminger 

Dir. Mag. Reinhard  Diem  
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